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Vorwort 

Seit  Beendigung  des  Weltkrieges  sind  aus  den  Geheim- 
archiven des  zaristischen  Rußlands  in  wachsender  Zahl  diplo- 
matische Dokumente  veröffentlicht  worden,  die  bald  einzeln  in 
Zeitungen  und  Zeitschriften,  bald  in  größerer  Menge  als  Ur- 
kunden-Sammlungen erschienen.  So  begrüßenswert  diese 
Publikationen  vom  Standpunkte  des  Forschers  auch  waren,  so 
ergab  sich  doch  allmählich  der  mißliche  Umstand,  daß  das 
überaus  reichlich  ausgestreute  und  zum  Teil  verstreute  Material 
kaum  mehr  zu  übersehen  war  und  daher  die  wissenschaftliche 
Untersuchung  bedenklich  gehemmt  erschien.  Außerdem  waren 
wichtige  Publikationen  in  russischer  Sprache  herausgekommen 
und  deshalb  ohnehin  nur  wenigen  zugänglich. 

Es  empfahl  sich  demnach,  den  bisher  bekanntgewordenen 
Stoff  einmal  zu  ordnen  und  nach  bestimmten  Gesichtspunkten 
zusammenzutragen.  Dabei  war  natürlich  eine  gewisse  Abgren- 
zung zeitlich  und  auch  inhaltlich  geboten,  weil  sonst  wieder  die 
allzu  große  Fülle  die  Klarheit  getrübt  hätte. 

Aus  solchen  Erwägungen  heraus  entstand  die  vorliegende 
Sammlung.  Sie  beschränkt  sich  auf  die  Zeit  vom  I.Januar  1911 
bis  zum  30.  Juni  1914  und  auf  die  Beziehungen  zwischen  Frank- 
reich und  Rußland.  Aber  sie  versucht,  für  diese  Epoche  und 
für  dieses  Thema  alles  beizubringen,  was  bisher  an  einschlä- 
gigem Material  vorliegt.  Die  Reihenfolge  ist  streng  chronologisch, 
weil  nur  durch  genaue  zeitliche  Einstellung  die  inneren  Zu- 
sammenhänge der  einzelnen  Vorgänge  und  Aktionen  wirklich 
erkennbar  werden. 

Bei  der  Auswahl  der  Dokumente  war  allein  ihre  Zuverlässig- 
keit maßgebend.  An  erster  Stelle  standen  hier  die  Urkunden  des 
von  der  Sowjet-Regierung  herausgegebenen  Werkes:  „Mate- 
rialien zur  Geschichte  der  französisch-russischen  Beziehungen, 
1910  bis  1914."  Sammlung  der  geheimen  diplomatischen  Doku- 
mente des  kaiserlich-russischen  Ministeriums  des  Äußern.  Dieses 


Buch  enthält  die  russischen  Originale  der  am  meisten  für  uns  in 
Frage  kommenden  Stücke.  Das  von  Marchand  in  Paris  heraus- 
gegebene „Livre  Noir''  ist  der  Hauptsache  nach  eine  franzö- 
sische Übersetzung  der  gleichen  Akten,  in  der  vorliegenden 
Veröffentlichung  konnte  fast  überall  auf  den  russischen  Original- 
text zurückgegriffen  werden,  der  immerhin  einige  kleine  Ab- 
weichungen von  der  französischen  Ausgabe  aufweist.  Nur  wenige 
Urkunden  finden  sich  allein  im  „Livre  Noir".  Sie  wurden  gleichfalls 
aufgenommen,  weil  die  Nachprüfung  die  weitgehende  Zuver- 
lässigkeit dieser  Publikation  dargetan  hatte.  Einige  Beiträge 
entstammen  auch  dem  bekannten  Werk  von  B.  v.  Siebert  „Diplo- 
matische Aktenstücke  zur  Geschichte  der  Ententepolitik  der  Vor- 
kriegsjahre", dessen  Inhalt  gleichfalls  aus  streng  historischem 
Material  besteht.  Die  von  der  französischen  Zeitung  „L'Humanite" 
veröffentlichten  Stücke  über  die  Bearbeitung  der  französischen 
Presse  durch  russische  Fonds  durften  ebenfalls  als  sichere 
Quelle  gelten,  nachdem  der  frühere  russische  Ministerpräsident 
Kokowtzow  kürzlich  anläßlich  eines  Prozesses  in  Paris  als  Zeuge 
ausgesagt  hat,  daß  sie  zweifellos  echt  seien.  Außerdem  war  es 
noch  möglich,  die  bereits  bekannten  Akten  durch  über  fünf- 
hundert neue  Stücke  zu  ergänzen,  die  unmittelbar  aus  dem 
russischen  Originaltext  übertragen  sind. 

Der  Zweck  der  Sammlung  ist  also,  dem  Historiker  und  dem 
an  der  Vorgeschichte  des  Weltkrieges  interessierten  Laien  ein- 
wandfreien Stoff  zu  bieten,  der  es  ermöglicht,  an  der  Hand  einer 
klaren  Zusammenstellung  auf  einem  nach  den  erwähnten  Ge- 
sichtspunkten abgesteckten  Gebiet  den  Gang  jener  Ereignisse 
zu  verfolgen,  die  zu  der  Katastrophe  von  1914  geführt  haben. 
In  diesem  Sinne  will  die  Arbeit  ein  Beitrag  zur  Erkenntnis  der 
Wahrheit  über  die  jüngsten  Eriebnisse  Europas  sein. 

Berlin,  im  September  1924 

Friedrich  Stieve 


Verzeichnis  der  Schriftstücke  aus  dem  Jahre  1911 

Bedeutung  der  Abkürzungen 

L.  N.  =  „Uti  Livre  Noir".  Diplomatie  d'avant-guerre  d'aprfes  Ics  documents  des 
archivcs  russes.  Novcmbrc  1910  —  Juillet  1914.  Pr^face  par  Rend  Marchand. 
Paris,  Librairie  du  Travail. 

M.  =  „Materialien  zur  Geschichte  der  französisch-russischen  Beziehungen  1910  bis 
1914".  Sammlung  der  geheimen  diplomatischen  Dokumente  des  Kaiserlich  rus- 
sischen Ministeriums  des  Äußeren.  Herausgegeben  von  der  Sowjetregierung, 
Moskau  1922. 

Siebert  =  Siebert,  B.  von:   Diplomatische  Aktenstücke  zur  Geschichte  der  Entente- 
politik der  Vorkriegsjahre.    Berlin-Leipzig  1921. 
Die  Schriftstücke,    bei    denen    eine    Quellenangabe    fehlt,    gelangen    hier    zum 

erstenmal  zum  Abdruck. 
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1 

Jan. 

1 

Iswolski  an  Sasonow 

Geheimbericht 

Nr.  75 

M.  18 

L.  N.  I.  19 

9 

2 

>» 

2 

Iswolski  an  Sasonow 

Geheimbericht 

Nr.  76 

M.  20 

L.  N.  1.21 

10 

3 

»» 

5 

Sasonow  an  Iswolski 

Telegramm  Nr 

.  1853 

11 

4 

»» 

9 

Iswolski  an  Sasonow 

Telegramm 

Siebert  372 

12 

5 

15 

Sasonow  an   Iswolski 

Telegramm 

12 

6 

»1 

18 

Iswolski  an  Sasonow 

Bericht  Nr.  2 

M.  20 

L.  N.  I.  22 

13 

7 

" 

18 

Iswolski  an  Sasonow 

Bericht  Nr.  3 

M.  23 

L.  N.  I.  25 

15 

8 

„ 

18 

Iswolski  an  Sasonow 

Geheimtelegr.  Nr.  3 

M.  25 

L.  N.  I.  26 

17 

9 

tf 

18 

Iswolski  an  Sasonow 

Brief 

M.  24 

L.  N.  I.  20 

17 

10 

n 

23 

Iswolski  an  Sasonow 

Brief 

M.  25 

19 

11 

Febr 

.   2 

Iswolski  an  Sasonow 

Bericht  Nr.  7 

M.  27 

L.  N.  I.  29 

19 

12 

M 

2 

Iswolski  an  Sasonow 

1 

Brief 

M.  26 

L.  N.  1.  32 

Sichert  782 

22 

13 

>f 

2 

Iswolski  an  Sasonow 

Brief 

M.  27 

23 

1      Russisch?  Akten.    Bd.  I. 
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Quelle 
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14 

Febr.  5 

Iswolski  an  Sasonow 

Bericht  Nr.  10 

M.30 

L.  N.  I.  34 

25 

15 

„       8 

Iswolski  an  Sasonow 

Brief 

M.  31 

L.  N.  11.471 

25 

16 

„     10 

Sasonow  an  Iswolski 

Geheimtelegr.  Nr.  1 

M.31 

L.  N.  11.471 

26 

17 

.,     13 

Iswolski  an  Sasonow 

Telegramm 

26 

18 

„      15 

Sasonow  an  Iswolski 

Geheimtelegr.  Nr.  1 

M.  33 

L.  N.  II.  472 

27 

19 

„     15 

Iswolski  an  Sasonow 

Brief 

M.32 

L.  N.  I.  35 

27 

20 

„     16 

Iswolski  an  Sasonow 

Brief 

M.  34 

L.  N.  I.  37 

29 

21 

„     28 

Iswolski  an  Sasonow 

Brief 

M.  35 

L.  N.  11.472 

31 

22 

März    I 

Iswolski  an  Sasonow 

Brief 

M.  36 

L.  N.  I.  38 

32 

23 

„       2 

Iswolski  an  Sasonow 

Bericht  Nr.  16 

M.  40 

L.  N.  I.  40 

33 

24 

,,       2 

Iswolski  an  Sasonow 

Brief 

M.  38 

L.  N.  I.  42 

35 

25 

„       2 

Iswolski  an  Sasonow 

Brief 

M.37 

37 

26 

,,       3 

Iswolski  an  Sasonow 

Geheimtelegr.  Nr.  24 

M.41 

L.  N.  I.  44 

Siebert  784 

38 

27 

„       3 

Iswolski  an  Sasonow 

Geheimtelegr.  Nr.  26 

M.  42 

L.  N.  I.  45 

Siebert  784 

39 

28 

n           6 

Iswolski  an  Sasonow 

Geheimtelegr.  Nr.  27 

M.  42 

L.  N.  I.  45 

39 

29 

„       7 

Iswolski  an  Sasonow 

Geheimtelegr.  Nr.  28 

M.  42 

L.  N.  I.  46 

40 

30 

»     14 

Iswolski  an  Sasonow 

Brief 

M.  43 

L.  N.  I.  46 

Siebert 

(Auszug)  785 

40 

31 

„     15 

Neratow  an  Iswolski 

Geheimtelegr.  Nr.  265 

M.44 

L.  N.  11.474 

42 

32 

„     16 

Neratow  an  Iswolski 

Geheimtelegramm 

M.  46 

L.  N.  11.475 

43 

33 

,,     16 

Iswolski  an  Sasonow 

Bericht  Nr.  22 

M.  45 

L.  N.  I.  49 

44 

34 

„     16 

Iswolski  an  Sasonow 

Bericht  Nr.  23 

M.  47 

L.  N.  I.  51 

46 

35 

„     16 

Iswolski  an  Sasonow 

Brief 

M.50 

L.  N.  I.  53 

47 

36 

„     16 

Iswolski  an  Sasonow 

Brief 

M.49 

L.  N.  I.  55 

Siebert 

(Auszug)  398 

49 

Lfil. 
Nr. 


Datum       Atisi'iuKr  ii.   lüiiiMaii^^ir      Art  des  Schriftstückes 


guellc 


Seite 


M 

irz  17 

»   19 

»  22 

,.  23 

„  2G 

„  26 

„     28 

„  30 

„     30 

April  3 

..   3 

„   3 

.   7 

,   8 

,   13 

,  13 

,  13 

,   13 

,   16 

,  20 

,  21 

,  24 

,  25 

.  25 

Iswolski  an  Sasonow  Uelicinitclegr.  Nr.  31 

Neratow  an   Iswolski  I  Telegramm  Nr.  287 

Iswolski  an  Neratow  j  Telegramm  Nr.  31 

Neratow  an   Iswolski  |  Telegramm  Nr.  308 

Iswolski  an  Neratow  1  Brief 


Iswolski  an  Sasonow 

Iswolski  an  Sasonow 

Iswolski  an  Neratow 
Iswolski  an  Sasonow 

Neratow  an  den  russ. 
Botschafter  in  Kon- 
stantinopel 

Neratow  an   Iswolski 

Iswolski  an  Neratow 
Iswolski  an  Sasonow 

Neratow  an   Iswolski 

Iswolski  an  Sasonow 

Iswolski  an  Sasonow 

Iswolski  an  Sasonow 

Iswolski  an  Neratow 

Neratow  an   Iswolski 

Neratow  an   Iswolski 

Iswolski  an  Sasonow 

Iswolski  an  Sasonow 

Iswolski  an  Sasonow 

Iswolski  an  Sasonow 

Iswolski  an  Sasonow 


Brief 

Brief 

Bericht  Nr.  25 
Bericht  Nr.  29 
Telegramm  Nr.  376 

Telegramm  Nr.  377 

Telegramm  Nr.  36 
Geheimtelegr.  Nr.  38 

Geheimerlaß  Nr.  206 

Brief 

Bericht  Nr.  28 

Brief 

Brief 

Telegramm  Nr.  460 

Brief 

Geheimtelegr.  Nr.  42 

Brief 

Bericht  Nr.  31 

Bericht  Nr.  32 

Bericht  Nr.  33 


M.  52 

L.  N.  I.  57 

M.  52 

L.  N.  11.475 

Sichert  399 

Siebert  400 

M.  53 

L.  N.  I.  58 

M.  52 

L.  N.  I.  61 

Siebert 

(Auszug)  400 

M.  55 

L.  N.  I.  62 

Siebert  410 

M.  57 

L.  N.  I,  65 

M.59 

L.  N.  I.  68 

M.  60 

L.  N.  11.476 

M.  61 

L.  N.  11.477 


55 


56 


58 


61 


62 


63 

64 


M.  61 

L.  N.  I.  69 

M.  62 

L.N.1 1.478     64 

M.  67 

L.  N.  I.  70 

M.  62 

L.  N.  I.  72 

M.66 

L.  N.  I.  76 

M.  65 

L.  N.  I.  78 

M.  68 

L.  N.  11.478      72 

M.69  ! 

L.  N.  1 1.  479 

M.69 

L.  N.  I.  79 

JVl.  70 

L.  N.  I.  80 

M.  72 

L.  N.  I.  82 

M.  74 

L.  N.  I.  84 

M.  77 

L.  N.  I.  86 


64 


65 


66 


70 


71 


73 


74 


74 


76 


78 
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62 

April  25 

Iswolski 

an  Sasonow 

Geheimbericht  Nr.  34 

M.78 

L.  N.  I.  87 

82 

63 

„     25 

Iswolski 

an  Sasonow 

Brief 

M.  71 

L.  N.  I.  90 

Siebcrt  786 

84 

64 

„     29 

Neratow 

an  Iswolski 

Telegramm  Nr.  516 

M.  80 

L.  N.  11.479 

86 

65 

Mai      I 

Neratow 

an  Iswolski 

Telegramm  Nr.  531 

M.  81 

L.  N.  I.  93 

87 

66 

„       4 

Neratow 

an  Iswolski 

Erlaß  Nr.  527 

M.  81 

L.  N.  I.  94 

87 

67 

»       5 

Neratow 

an  Iswolski 

Telegramm  Nr.  559 

Siebert  419 

89 

68 

„     H 

Iswolski 

an  Sasonow 

Bericht  Nr.  36 

M.  84 

L.  N.  I.  94 

89 

69 

„     11 

Neratow 

an  Iswolski 

Geheimteicgr.  Nr.  590 

L.N.  11.480 

92 

70 

„     11 

Iswolski 

an  Sasonow 

Bericht  Nr.  35 

M.  81 

L.  N.  I.  97 

93 

71 

„     11 

Iswolski 

an  Sasonow 

Brief 

M.  84 

L.  N.  I.  101 

96 

72 

„     11 

Iswolski 

an  Sasanov/ 

Brief 

M.  87 

L.  N.  I.  101 

Siebert 

(Auszug)  415 

96 

73 

,,      12 

Neratow 

an  Iswolski 

Telegramm  Nr.  593 

99 

74 

„     18 

Iswolski 

an  Sasonow 

Geheimtelegr.  Nr  48 

M.89 

L.  N.  I.  105 

99" 

75 

„     20 

Iswolski 

an  Neratow 

Telegramm 

100 

76 

,,     22 

Neratow 

an  Iswolski 

Geheimtelegr.  N.  634 

M.89 

L.  N.  II.  481 

100 

77 

»     22 

Neratow 

an  Iswolski 

Telegramm  Nr.  635 

M.89 

L.  N.  11.481 

Siebert  421 

101 

78 

„     24 

Iswolski 

an  Sasonow 

Brief 

M.  90 

L.  N.  I.  105 

Siebert  421 

101 

79 

V,     25 

Iswolski 

an  Neratow 

Bericht  Nr.  40 

M.  92 

L.  N.  I.  108 

103 

80 

„     25 

Iswolski 

an  Neratow 

Geheimbrief  Nr.  48  c 

M.  91 

L.  N.  I.  110 

105 

81 

„     25 

Iswolski 

an  Neratow 

Telegramm  Nr.  52 

106 

82 

„     25 

Iswolski 

an  Sasonow 

Ergänzungen  zu  Tele- 
gramm Nr.  52 

106 

83 

„     26 

Iswolski 

an  Sasonow 

Geheimtelegr.  Nr.  54 

M.  94 

L.  N.  I.  112 

107 

84 

„     26 

Iswolski 

an  Sasonow 

Telegramm  Nr.  55 

107 

85 

„     26 

Iswolski 

an  Sasonow 

Telegramm  Nr.  56 

108 

86 

Juni     6 

Iswolski 

an  Sasonow 

Bericht  Nr.  43 

M.  95 
L.N.  l  112 

108 

87 

„       6 

Iswolski 

an  Sasonow 

Bericht  Nr.  44 

M.  96 
L.N.  L  114 

109 

Lfd. 

Nr. 

l-)atiini 

AhMrulcr  u.  EZmpfüngcr 

Art  des  Schriftstückes 

Quelle 

Seite 

88 

Juni    6 

Iswolski  au  Sasonow 

Brief 

M.94 
L.N.  1.117 

111 

89 

„       6 

Iswolski  an  Sasonow 

Brief 

M.  99 

L.  N.  1.118 

113 

90 

..       6 

Iswolski  an  Sasonow 

Brief 

M.  99 

L.  N.  I.  119 

114 

91 

..     20 

Dcmidow  an  Sasonow 

Brief 

M.  100 
L.  N.  I.  121 

115 

92 

„     22 

Deniidow  an  Sasonow 

Bericht  Nr.  46 

M.  102 

L.  N.  !.  122 

116 

93 

„     22 

Deinidow  an  Sasonow 

Bericht  Nr.  48 

M.  104 

L.  N.  1.  125 

118 

94 

,.     22 

Dcmidow  an  Sasonow 

Brief 

M.  101 

L.  N.  I.  127 

120 

95 

Juli      2 

Dcmidow  an  Sasonow 

GcheimtclcRr.  Nr.  70 

121 

96 

..       5 

Dcmidow  an  Sasonow 

Geheimtelcgr.  Nr.  71 

122 

97 

„       6 

Dcmidow  an  Sasonow 

Brief 

122 

98 

„      13 

Iswolski  an  Ncratow 

Telegramm 

123 

99 

„      19 

Iswolski  an  Ncratow 

Telegramm 

124 

100 

..      19 

Iswolski  an  Ncratow 

Brief 

124 

101 

..     20 

Iswolski  an  Ncratow 

Bericht  Nr.  60 

126 

102 

„     20 

Iswolski  an  Ncratow 

Bericht 

126 

103 

.,     22 

Iswolski  an  Ncratow 

Telegramm 

Siebert  459 

127 

104 

Aug.    2 

Iswolski  an  Bcnckendorff 

Geheimtelcgr.  Nr.  86 

128 

105 

„       2 

Iswolski  an  Ncratow 

Brief 

129 

106 

„       6 

Iswolski  an  Bcnckendorff 

Telegramm  Nr.  87 

129 

107 

..       8 

Iswolski  an  Ncratow 

Telegramm  Nr.  89 

130 

108 

„      14 

Iswolski  an  Bcnckendorff 

Telegramm  Nr.  94 

130 

109 

„      15 

Iswolski  an  Bcnckendorff 

Telegramm  Nr.  95 

131 

110 

„      16 

Iswolski  an  Bcnckendorff 

Telegramm  Nr.  96 

131 

111 

.,      17 

Iswolski  an  Ncratow 

Brief 

M.  105 

L.  N.  I.  128 

132 

112 

„      18 

Iswolski  an  Bcnckendorff 

Telegramm  Nr.  98 

133 

113 

„      19 

Iswolski  an  Ncratow 

Brief 

M.  1 1 1 

L.  N.  I.  130 

134 

114 

..     22 

Iswolski  an  Ncratow 

Geheimbrief  Nr.  62c 

M.  1 1 1 

L.  N.  I.  131 

135 

115 

„     31 

Iswolski  an  Bcnckendorff 

Telegramm  Nr.  106 

135 

116 

„     31 

Iswolski  an  Neratow 

Brief 

M.  112 

L.  N.  I.  132 

136 

117 

„     31 

Amtliches  Protokoll  der 
Konferenz  der  Gcneral- 
stabschcfs  von  f-rank- 

rcich  und  Rußland 

L.  N.  11.419 

137 

118 

Sept.   8 

Iswolski  an  Bcnckendorff 

Telegramm  Nr.  114 

144 

119 

M     10 

Neratow  an   Iswolski 

Telegrannn  Nr.  1209 

144 

120 

„      12 

Iswolski  an  Bcnckendorff 

Telegramm  Nr.  116 

145 

121 

..     13 

Iswolski  an  Bcnckendorff 

Telegramm  Nr.  118 

145 

122 

„      14 

Iswolski  an  Neratow 

Brief 

M.  113 

L.  N.  I.  132 

146 

Lfd. 

Nr. 

Datum 

Absender  u.  Empfänger 

1 
Art  des  Schriftstückes 

Quelle 

Seite 

123 

Sept.  20 

Iswolski  an  Benckendorff 

Telegramm  Nr.  122 

148 

124 

„     26 

Iswolski  an  Neratow 

Brief 

L.  N.  134 
Siebert  494 

148 

125 

„     26 

Iswolski  an  Neratow 

Geheimbrief 

M.  115 

L.  N.  I.  136 

150 

126 

„     27 

Iswolski  an  Neratow 

Brief 

L.  N.  I.  138 

Siebert  495 

151 

127 

„     27 

Iswolski  an  Neratow 

Brief 

M.  117 

L.  N.  I.  139 

152 

128 

„     28 

Iswolski  an  Benckendorff 

Telegramm  Nr.  128 

153 

129 

Okt.     1 

Neratow  an   Iswolski 

Telegramm  Nr.  1356 

153 

130 

„       3 

Demidow  an  Neratow 

Geheimtelegr.  Nr.  131 

154 

131 

„       5 

Demidow  an  Neratow 

Telegramm  Nr.  133 

154 

132 

„       5 

Neratow  an  Iswolski 

Geheimbrief  Nr.  631 

M.  114 

L.  N.  I.  140 

155 

133 

„       8 

Iswolski  an  Neratow 

Telegramm 

L.  N.  I.  141 
Siebert  497 

156 

134 

„       8 

Iswolski  an  Benckendorff 

Telegramm  Nr.  135 

156 

135 

„       9 

Iswolski  an  Neratow 

Geheimbrief 

M.  118 

L.  N.  I.  142 

157 

136 

„      H 

Iswolski  an  Benckendorff 

Telegramm  Nr.  139 

157 

137 

„      11 

Neratow  an  Iswolski 

Telegramm  Nr.  1450 

M.  118 

L.  N.  I.  143 

158 

138 

M            11 

Neratow  an  Iswolski 

Geheimtelegr.  Nr.  1455 

M.  119 

L.  N.  I.  143 

158 

139 

„           11 

Neratow  an  Iswolski 

Telegramm  Nr.  1456 

159 

140 

„           11 

Iswolski  an  Neratow 

Geheimbrief 

M.  119 

L.  N.  I.  144 

160 

141 

„     12 

Iswolski  an  Neratow 

Brief 

M.  121 

L.  N.  I.  147 

162 

142 

„     13 

Neratow  an  Iswolski 

Telegramm  Nr.  1481 

165 

143 

„     16 

Neratow  an  Iswolski 

Telegramm  Nr.  1501 

166 

144 

„      18 

Iswolski  an  Benckendorff 

Telegramm  Nr.  150 

166 

145 

„      19 

Neratow  an  Iswolski 

Telegramm  Nr.  1546 

166 

146 

„     25 

Iswolski  an  Neratow 

Telegramm  Nr.  153 

Siebert  445 

167 

147 

„     26 

Iswolski  an  Neratow 

Geheimbrief 

M.  123 

L.  N.  I.  150 

167 

148 

„     26 

Iswolski  an  Neratow 

Brief 

M.  124 

L.  N.  I.  151 

168 

149 

„     27 

Neratow  an  Iswolski 

Persönl.Geheimtelegr. 

M.  125 

L.  N.  I.  153 

169 

150 

„     31 

Neratow  an  Iswolski 

Telegramm 

170 

151 

Nov.    1 

Iswolski  an  Neratow 

Telegramm  Nr.  158 

L.  N.  I.  153 
Siebert  500 

170 

152 

„       4 

Neratow  an  Iswolski 

Telegramm 

Siebert  500 

171 

153 

„       6 

Iswolski  an  Neratow 

Geheimtelegr.  Nr.  163 

M.  123 

L.  N.  I.  154 

171 

154 

„       8 

Iswolski  an  Neratow 

Geheimbrief 

M.  126 

L.  N.  I.  155 

172 

155 

„       9 

Iswolski  an  Neratow 

Brief  Nr.  2109 

M.  131 

L.  N.  I.  160 

176 

I.fd. 

Nr. 

Da 

lim     Ahsoiider  und  Fimpf.lnßer 

Art  des  Schriftstückes 

Quelle        Seite 

15Ü 

Nov 

.  1 1   1  Ncratüw  an   Iswulski 

Persünl.  (jeheimtele(4r. 

M.  125 

L.  N.  I.  162 

177 

157 

" 

21 

Iswolskl  an  Ncratow 

Bericht  Nr.  78 

M.  132 

L.  N.  I.  162 

178 

158 

" 

23 

fswolski  an  Neratow 

Brief 

M.  136 

L.  N.  I.  164 

179 

159 

" 

23 

Iswolski  an  Neratow 

üehcimhrief 

M.  133 

L.  N.  I.  166 

181 

160 

^^ 

23 

Iswolskl  an  Neratow 

Brief 

183 

161 

,, 

27 

Iswolski  an  Neratow 

Geheimtclegr.  Nr.  178 

184 

162 

" 

30 

Neratow  an   Iswolski 

Oeheimbricf  Nr.  1223 

M.  136 

L.  N.  I.  169 

185 

163 

tt 

30 

Neratow  an   Iswolski 

Telegramm  Nr.  1915 

M.  135 

L.  N.  11.485 

185 

164 

Dez. 

4 

Schilling  an   Iswolski 

Telegramm 

186 

165 

j^ 

5 

Neratow  an   Iswolski 

Telegramm  Nr.  1958 

186 

166 

>i 

5 

Neratow  an   Iswolski 

Telegramm  Nr.  1959 

188 

167 

u 

6 

Neratow  an   Iswolski 

Telegramm  Nr.  1962 

189 

168 

tt 

7 

Iswolski  an  Neratow 

Brief 

M.  138 

L.  N.  I.  169 

190 

169 

" 

8 

Sasonow  an  das  Außen- 
ministerium 

Geheimtelegr.  Nr.  186 

M.  140 

L.  N.  I.  171 

192 

170 

„ 

8 

Neratow  an   Iswolski 

Telegramm  Nr.  1881 

'93 

171 

»» 

9 

Ncratow  an   Iswolski 

Telegramm  Nr.  1990 

M.  138 

L.  N.  I.  173 

193 

172 

l> 

20 

Iswolski  an  Neratow 

Bericht 

Siebert  447 

194 

173 

>» 

21 

Iswolski  an  Neratow 

Bericht 

195 

174 

26 

Iswolski  an  Sasonow 

Brief 

M.  140 

L.  N.  I.  175 

196 

175 

*l 

27 

Sasonow  an   Iswolski 

Geheimbrief  Nr.  1381 

Siebert  284 

197 

176 

28 

Iswolski  an  Sasonow 

Telegramm  Nr.  192       i 

199 

177 

Ende     | 

Iswolski  an  Sasonow 

Brief 

M.  142 

Dez 

1 

L.  N.  I.  174 

199 

Der  ntssische  Botschafter  in  Paris  an  den 
russischen  Außenminister 

Geheimbericht  Nr.  75  Paris,  den  19.  Dezember/1.  Januar  1910/11 

Euer  Exzellenz  haben  bereits  durch  mein  gestriges  Geheimtele- 
gramm Nr.  85  Kenntnis  von  der  Ankunft  des  früheren  Schahs  von 
Persien  in  Paris  erhalten,  wie  auch  von  seinem  Ersuchen,  ihm  finan- 
zielle Unterstützung  von  Seiten  der  Kaiserlichen  Regierung  zu  ge- 
währen. 

Da  er  in  der  Lage  war,  seine  Dispositionen  in  das  größte  Ge- 
heimnis zu  hüllen,  war  es  dem  Schah  Mohamed-Ali  möglich,  von 
Meran  nach  Nizza  zu  reisen  und  sich  in  der  letzteren  Stadt  einige 
Tage  aufzuhalten,  ohne  sogar  die  Aufmerksamkeit  der  Zeitungskorre- 
spondenten auf  sich  zu  ziehen.  Infolge  dieses  Umstandes  ist  es  auch 
unseren  Konsulaten  in  Nizza  und  AAeran,  trotz  der  Instruktionen  der 
Botschaft  im  Sinne  des  Briefes  von  T.  S.  Arghiropoulo  vom  21.  Oktober 
dieses  Jahres,  Nr.  9SS  und  des  Telegramms  von  Eurer  Exzellenz  vom 
28.  Oktober,  Nr.  1625,  nicht  gelungen,  sich  darum  zu  bemühen,  dem 
Schah  die  Regelung  seiner  Reise  nach  außen  hin  möglichst  zu  er- 
leichtern. 

Sobald  ich  von  der  unerwarteten  Ankunft  Mohamed-Alis  in  Paris 
erfuhr,  beauftragte  ich  sofort  den  ersten  Botschaftssekretär,  Baron 
Schilling,  Seine  Majestät  aufzusuchen  und  ihm,  nachdem  er  ihn  in 
meinem  Namen  begrüßt  hatte,  die  Erklärungen,  die  in  dem  oben- 
erwähnten Brief  und  Telegramm  enthalten  sind,  zu  übermitteln. 
Der  Schah  antwortete,  er  sei  sehr  gerührt  durch  den  neuen  Beweis 
der  steten  Sorge  der  Kaiserlichen  Regierung  für  ihn,  er  sei  dankbar 
für  die  Maßnahmen,  die  die  französischen  Behörden  auf  Veranlassung 
der  Botschaft  für  seine  Sicherheit  getroffen  haben,  aber  er  verzichte 
dankend  auf  die  Dienste  eines  Beamten  unseres  Konsulates,  die  man 
ihm  angeboten  habe,  da  er  schon  einen  der  Sekretäre  der  persischen 
Gesandtschaft  in  Paris  bei  sich  habe,  der  beauftragt  sei,  mit  (.\en 
Hotels,  Lieferanten  usw.  zu  verhandeln.  Was  den  freundschaftlichen 
Rat  anbetrifft,  sich  alles  dessen  zu  enthalten,  was  in  Teheran  im  Sinne 
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von  Intrigen  gegen  die  jetzige  persische  Regierung  ausgelegt  werden 
könne,  sprach  Mohamed-AH  die  Hoffnung  aus,  daß  man  in  St.  Peters- 
burg nicht  an  der  Aufrichtigkeit  seiner  Absicht  zweifeln  werde,  nichts 
zu  unternehmen,  um  nach  Persien  zurückzukehren  und  seine  verlorene 
Macht  dort  wiederzugewinnen.  Darum  wolle  er  auch  glauben,  daß 
man  bei  uns  den  falschen,  von  Teheran  aus  verbreiteten  Gerüchten  und 
den  Verdächtigungen  im  Anschluß  an  seine  jetzige  Reise  keinen  Wert 
beimessen  werde;  der  einzige  Zweck  der  letzteren  sei  die  Wiederher- 
stellung seiner  erschütterten  Gesundheit. 

Des  weiteren  erklärte  der  frühere  persische  Souverän,  daß  die 
Auszahlung,  die  ihm  gegenwärtig  von  der  vereinbarten  Pension  zustehe, 
auf  sich  warten  lasse,  während  die  Reiseunkosten  ihn  in  eine  recht 
peinliche  Lage  brächten.  Infolgedessen  ließ  mir  der  Schah  durch  Baron 
Schilling  die  dringende  Bitte  übermitteln,  mich  telegraphisch  bei  der 
Kaiserlichen  Regierung  dafür  zu  verwenden,  daß  die  letztere  ihm  als 
Vorauszahlung  auf  Rechnung  der  Pension  fünfzehntausend  Rubel 
überweisen  lasse.  Da  er  die  Absicht  habe,  morgen  von  hier  nach  Brüssel 
abzureisen,  werde  er  dort  die  Antwort  erwarten,  nach  der  er  sich  bei 
unserer  Gesandtschaft  erkundigen  werde. 

Mohamed-Ali  hat  dann  die  Absicht,  sich  für  zwei  Tage  nach 
Berlin  zu  begeben  und  von  dort  wieder  nach  Meran  zurückzukehren. 

Ich  hielt  es  für  tunhch,  das  Vorstehende  in  der  Unterredung,  die 
ich  heute  mit  dem  englischen  Botschafter  hatte,  zu  erwähnen. 

Genehmigen  Sie  usw. 

Is  wolski 


Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den 
russischen  Außenminister 

Geheimbericht  Nr.  76  Paris,  den  20.  Dezember/2.  Januar  1910/11 

Wie  ich  bereits  die  Ehre  hatte,  Eurer  Exzellenz  zu  telegraphieren, 
hat  mir  der  persische  Gesandte  bei  einem  Besuch  sehr  vertrauliche 
Mitteilungen  von  seinen  Beobachtungen  gemacht,  nach  denen  der 
frühere  Schah  Mohamed-Ali,  entgegen  den  Versicherungen,  die  er 
gestern  Baron  Schilling  gab,  nicht  nur  auf  die  Idee,  sich  den  per- 
sischen Thron  zurückzugewinnen,  nicht  verzichtet  hat,  sondern  sich 
sogar  in  engster  Fühlung  mit  den  Anführern  gewisser  Grenzstämme» 
besonders  im  Bereich  des  Khanats  Makhin,  befindet;  mit  ihrer  Hilfe 
hofft  er,  bald  wieder  auf  persischem  Boden  zu  erscheinen.  Nach 
einer  Äußerung  Samad  Khans  soll  Mansour  Ul-Mulk  als  Vermittler 
zwischen  dem  Ex-Schah  und  seinen  Anhängern  in  Persien  dienen, 
während  in  Odessa  die  Briefe  und  Telegramme  an  einen  gewissen 
Tschorbaef  geschickt  werden.  Samad-Khan  hat  sehr  kompromittierende 
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Briefe  und  Telegrainnie  gelesen,  in  denen  unter  anderem  auch  von 
üeldsuninien,  die  nach  Persien  j^cschickt  wurden  sind,  die  Rede  ist. 
Es  scheint,  dal5  Mohaincd-AIi  sich  der  IMusion  hingibt,  daß  vor  allem 
nach  meinem  Fortgang,  sowohl  in  England  wie  in  Rußand,  die  Regie- 
rungen viel  geneigter  seien,  mit  seiner  Wiedereinsetzung  zu  sympathi- 
sieren. Samad-Klian  weil5,  daß  Mohamed-Ali  in  Meran  mit  Saad-Üud- 
Doul  in  Verbindung  gestanden  und  in  Nizza  Zili-Sultan  gesehen  hat, 
die  ihn  beide  in  der  oben  erwähnten  Stimmung  bestärken. 

Nachdem  ich  Samad-Khan  für  seine  Mitteilung  gedankt  hatte, 
bat  ich  ihn  in  meinem  Namen  nochmals,  und  zwar  in  ernstester  Form, 
dem  Schah  die  Warnungen  und  Ratschläge,  die  ihm  Baron  Schilling 
gestern  übermittelte,  zu  bekräftigen  und  ihn  darauf  aufmerksam  zu 
machen,  daß  derartige  Intrigen  nur  die  traurigsten  Folgen  für  ihn 
haben  könnten. 

Obwohl  Samad-Khan  mir  versichert  hat,  daß  er  außer  mir  niemand 
von  den  oben  erwähnten  Dingen  Mitteilung  gemacht  habe,  scheint  es 
mir  doch,  daß  er  wohl  kaum  auf  eine  Übermittlung  seiner  Beobachtun- 
gen nach  Teheran  verzichten  wird.  Infolgedessen  hielt  ich  es  für  meine 
Pflicht,  die  Machenschaften  Mohamed-Alis  mit  besonderem  Nachdruck 
zu  verurteilen  und  die  vollständige  Anteilslosigkeit  der  russischen  Regie- 
rung an  ihnen  festzustellen. 

Genehmigen  Sie  usw.  Iswolski 


Der  russische  Außenminister  an  den 
russischen  Botschafter  in  London 

Telegramm  Nr.  1853 

St.  Petersburg,  den  23.  Dezember/ 5.  Januar  1910/11 

Ich  telegraphierte  nach  Paris  und  Rom:  Der  englische  Botschafter 
hat  mir  anläßlich  der  letzten  Ereignisse  in  Kreta  den  Vorschlag  des 
Londoner  Kabinetts  übergeben,  von  der  kretischen  Regierung  im 
kommenden  Jahr  zu  verlangen,  daß  sie  die  Bezahlung  des  Vorschusses 
von  4  Millionen  in  Angriff  nehmen  solle.  Dabei  wurde  darauf  hin- 
gewiesen, daß  die  für  Bewaffnung  der  Insel  angewiesenen  Summen 
außer  Verhältnis  zu  den  Schuldverpflichtungen  stünden.  Unsererseits 
antwortete  ich  Buchanan,  daß  es  der  Kaiserlichen  Regierung  ge- 
eigneter erscheine,  daß  man  sich  zuerst  an  das  griechische  Kabinett 
wende  und  letzterem  überlasse,  durch  Venizelos  auf  Kreta  einzuwirken 
und  nur  im  Fall  eines  Mißerfoges  den  englischen  Vorschlag  aus- 
führe. 

Wir  tun  es  aus  der  Erwägung,  Venizelos  wohlwollend  bei  seiner 
beruhigenden  Tätigkeit  zu  helfen,  deren  günstige  Folgen  sich  schon 
gezeigt  haben. 
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Setzen  Sie  sich  im  Sinne  dieses  Telegramms  mit  der  dortigen 
Regierung  ins  Benehmen  und  betonen  Sie,  daß  wir  unseren  Ver- 
treter in  Athen  gleichzeitig  entsprechend  instruiert  haben  und  hoffen, 
daß  die  Regierung,  bei  der  Sie  beglaubigt  sind,  auch  ihrerseits  einen 
solchen  Schritt  nicht  ablehnen  wird.  Über  das  Ergebnis  wollen  Sie 
telegraphisch  berichten. 

Sas  on  o  w 


Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den 
russischen  Aiißenminister 

Telegramm  Paris,  den  27.  Dezember/Q.  Januar  1910/11 

Da  in  der  hiesigen  Presse  immer  wieder  Gerüchte  auftauchen, 
die  sich  auf  angebliche  Folgen  der  Potsdamer  Zusammenkunft  be- 
ziehen, hat  Pichon  sich  entschlossen,  seine  Rede  im  Parlament  nicht 
länger  aufzuschieben.  Er  wird  die  Beziehungen  Frankreichs  zu  allen 
Mächten  berühren,  vor  allem  aber  will  er  die  Unerschütterlichkeit  des 
franko-russischen  Bündnisses  betonen,  ebenso  das  volle  Zutrauen  zu 
unserer  Politik  und  die  Befriedigung,  mit  der  Frankreich  den  Umstand 
begrüßen  würde,  wenn  der  Möglichkeit  von  Reibungen  zwischen 
Rußland  und  Deutschland  vorgebeugt  würde.  Pichon  ist  überzeugt, 
daß  er  auf  diese  .Weise  die  erwähnten  Gerüchte  wird  widerlegen 
können. 

Is  wolski 


Der  russische  Außenminister  an  den 
russischen  Botschafter  in  Paris 

Telegramm  St.  Petersburg,  den  2./1 5.  Januar  1911 

Der  französische  Botschafter  hat  mir  mitgeteilt,  daß  die  persische 
Regierung  wiederum  um  Kommandierung  französischer  Finanz-  und 
Verwaltungsräte  ersucht  habe  und  hat  nach  meiner  Ansicht  gefragt. 
Ich  habe  geantwortet,  daß  ich  im  Prinzip  nichts  dagegen  habe,  aber 
fürchte,  daß  das  Erscheinen  von  Franzosen  in  Persien  von  Deutsch- 
land benutzt  werde,  um  die  Einladung  von  Deutschen  zu  veranlassen. 
Jetzt  hat  mir  Louis  gesagt,  daß  die  französische  Regierung  Cambon 
beauftragt  hat,  hinsichtlich  dieser  Frage  den  Boden  in  Berlin  zu 
sondieren.  Dabei  soll  Kiderlen-Wächter  geantwortet  haben,  bisher 
hätten  die  Perser  sich  mit  einer  entsprechenden  Bitte  an  die  deutsche 
Regierung  nicht  gewandt,  und  diese  Frage  sei  bisher  überhaupt  nicht 
aufgeworfen  und   erwogen   worden.    Sollte   das   aber  geschehen   und 
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Persien    Berater    und    Instruktüreti    anderer   Großmächte    erhalten,    so 
behalte  sich  Deutschland  volle  Aktionsfreiheit  vor. 

Im  Hinblick  auf  diese  Mitteilung  erklärte  ich  dem  Botschafter, 
daß  von  unserem  Standpunkt  aus  ein  Verzicht  Frankreichs  auf  Kom- 
mandierung der  erwähnten  Personen  nach  Pcrsien  erwünscht  sei.  Zu- 
gleich bat  ich  Louis,  seiner  Regierung  für  ihre  freundschaftliche  Haltung 
in  dieser  Frage  zu  danken.  Bestätigen  Sie  Pichon,  daß  die  Kaiserliche 
Regierung  ihm  ihre  lebhafte  Dankbarkeit  ausdrückt. 

S  a  s  o  n  o  w 


Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den 
russischen  Außenminister 

Bericht  Nr.  2  Paris,  den  5./18.  Januar  1911 

In  einer  der  ersten  Sitzungen,  die  nach  der  Wiedereröffnung  der 
französischen  Deputiertenkammer  stattfanden,  benutzte  H.  Pichon  die 
Diskussion  über  das  Budget  des  Ministeriums  des  Äußeren  zu  einer 
ausgedehnten  Rede,  deren  Hauptzweck  es  war,  den  unerwünschten 
Kommentaren,  die  seit  der  Potsdamer  Zusammenkunft  nicht  aufhören 
wollten,  ein  Ende  zu  machen. 

Der  Minister  des  Äußeren  begann  damit,  auf  die  von  Frankreich 
im  Laufe  des  letzten  Jahres  in  Marokko  erzielten  Erfolge  hinzuweisen, 
wo,  nach  seinen  Worten,  die  französischen  kulturellen  Unterneh- 
mungen bei  strengster  Berücksichtigung  der  Rechte  der  anderen 
Mächte  und  in  vollem  Einvernehmen  mit  dem  Maghzen  unaufhörliche 
Fortschritte  machen.  Bei  dieser  Gelegenheit  dementierte  der  Minister 
die  in  Deutschland  entstandenen  Gerüchte  hinsichtlich  des  Erscheinens 
eines  französischen  Kriegsschiffes  vor  Agadir,  indem  er  darauf  hinwies, 
daß  es  für  Frankreich  auch  im  Interesse  aller  Mächte  notwendig  sei, 
den  Waffenschmuggel  an  der  ganzen  Küste  Marokkos  zu  bekämpfen, 
und  indem  er  erklärte,  daß  die  französische  Regierung  allen  Plänen, 
die  den  von  ihr  übernommenen  Verpflichtungen  zuwiderliefen,  fern- 
stehe. 

Indem  er  zu  den  allgemeinen  Fragen  der  Politik  überging, 
wandte  sich  Pichon  vor  allem  zu  den  Beziehungen  Frankreichs  zu 
Italien  und  der  Türkei.  Nachdem  er  die  vollständige  Übereinstimmung 
der  Ansichten  zwischen  den  Kabinetten  von  Paris  und  Rom  in  allen 
Angelegenheiten,  wo  sie  miteinander  in  Berührung  kommen,  unter- 
strichen hatte,  verbreitete  er  sich  ausführlicher  über  die  Lage,  die 
durch  den  Mißerfolg,  den  die  türkische  Anleihe  vor  kurzem  an  der 
hiesigen  Börse  erlitten  hat,  geschaffen  worden  ist  Der  Minister  berief 
sich  auf  Frankreichs  Pflicht,  die  im  Ausland  investierten  Ersparnisse 
seiner   Bürger  sicherzustellen,   und   führte  ausschließlich   auf  diese   Er- 
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wägungen  die  Bedingungen  zurück,  die  die  französische  Regierung 
trotz  aller  Zuvorkommenheit  und  Sympathie,  die  sie  dem  neuen  Regime 
im  Ottomanischen  Reiche  entgegenbringt,  den  Türken  aufzuerlegen  ge- 
zwungen war. 

Um  die  Tatsache  zu  bekräftigen,  daß  die  führenden  Kreise 
Konstantinopels  ihrerseits  nicht  an  der  wohlwollenden  Stellungnahme 
Frankreichs  ihnen  gegenüber  zweifeln,  führte  H.  Pichon  ent- 
sprechende Erklärungen  an,  die  die  führenden  Minister  der  Türkei 
in  dieser  Angelegenheit  letzthin  abgegeben  haben.  Was  Kreta  an- 
betrifft, so  wird  in  der  Rede  mit  einigen  Worten  festgestellt,  daß 
die  eingetretene  Änderung  des  ottomanischen  Regimes  nicht  umhin 
konnte,  Wirkungen  auf  die  Angelegenheiten  Kretas  auszuüben,  und 
der  Minister  äußerte  zu  diesem  Punkte  sein  Bedauern  darüber,  daß 
die  Bevölkerung  der  Insel  die  Schutzmächte  gezwungen  habe,  Maß- 
nahmen zu  ergreifen,  die  sie  lieber  vermieden  hätten.  Pichon  widmete 
der  innigen  Freundschaft,  die  Frankreich  und  England  verbindet,  be- 
sonders warme  Worte  und  nannte  diese  Freundschaft  eine  der 
wertvollsten  Errungenschaften  Frankreichs  während  der  letzten  sechs 
Jahre. 

Bei  Erwähnung  Österreichs  beschränkte  sich  der  Minister  darauf, 
zu  erklären,  daß  seine  Interessen  denen  Frankreichs  nicht  entgegen- 
gesetzt seien,  daß  aber  die  wechselseitigen  Beziehungen  der  erwähnten 
Staaten  in  genauerer  Form  durch  den  Geist  der  von  jedem  von  ihnen 
im  einzelnen  abgeschlossenen  Verträge  und  Abkommen  bestimmt  seien. 
So  ist,  fügte  er  hinzu,  in  der  Frage  von  Bosnien  und  der  Herzegowina 
die  Regierung  stets  Hand  in  Hand  mit  Rußland  und  England  vor- 
gegangen. Die  erstere  dieser  Mächte  sah  die  Anwendung  von  Gewalt 
zur  Lösung  der  entstandenen  Divergenzen  nicht  als  unvermeidbar  an, 
und  Frankreich  hatte  keine  Ursache,  sich  dieser  Ansicht  nicht  an- 
zuschließen; nichtsdestoweniger  hat  sich  Rußland  unter  den  erwähnten 
Umständen  von  der  unerschütterlichen  Treue  seines  Bundesgenossen 
voll  überzeugen  können. 

Diese  letzten  Worte  veranlaßten  H.  Pichon,  ganz  zwanglos  zu 
dem  Hauptpunkte  seiner  Rede  überzugehen,  und  mit  erhobener  Stimme 
verkündete  er  mit  Nachdruck  die  Unantastbarkeit  und  Vitalität  des 
französisch-russischen  Bündnisses,  das,  bar  aller  aggressiven  Ziele, 
ausschließlich  auf  die  Erhaltung  des  allgemeinen  Friedens  gerichtet 
sei.  Indem  er  sich  gegen  diejenigen  wandte,  die  im  Hinblick  auf  die 
Potsdamer  Zusammenkunft  Unruhe  zeigten,  berief  sich  der  Redner 
auf  die  Ausführungen  des  deutschen  Kanzlers  im  Reichstage,  um 
ihnen  neue  Beweise  dafür  zu  entnehmen,  daß  den  letzten  deutsch- 
russischen Besprechungen  auch  die  geringste  Bedrohung  der  franko- 
russischen Interessen  fehlte.  Nach  der  tiefen  Überzeugung  des  Mini- 
sters kann  Frankreich  das  in  Potsdam  zutage  getretene  Einverständnis 
der  beiden  Kaiserlichen  Regierungen  bezüglich  der  wünschenswerten 
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Erlialtiinpf  des  Status  quo  auf  der  Balkanlialhinsel  nur  begrüßen.  Was 
die  Vereinharunj^  über  die  persischen  Eisenbahnen  anbelanj^^t,  so  nähert 
sie  sich  ihrem  Wesen  nach  stark  derjenig^en,  die  seinerzeit  Prankreich 
selbst  mit  Deutschland  bezüglich  der  marokkanischen  Angelegenheiten 
getroffen  hat,  und  deshalb  betrachtet  der  Minister  diese  Veninbarung  als 
ein  glückliches  Ereignis,  das  die  schon  vorhandenen  Abmachungen  hin- 
sichtlich Persiens  zwischen  Rußland  und  England  äußerst  günstig  ergänzt. 

Auf  die  an  dieser  Stelle  eingeworfene  Frage  des  H.  Jaures, 
ob  die  französische  Regierung  davon  unterrichtet  gewesen  sei,  daß 
das  Petersburger  Kabinett  in  Potsdam  die  Frage  der  Bagdadbahn  zu 
erörtern  beabsichtige,  erklärte  H.  I^ichon,  daß  die  Behandlung  dieser 
Frage  im  Laufe  der  erwähnten  Zusammenkunft  ihm  nicht  unerwartet 
gekommen  sei.  Er  betonte  nochmals  die  Festigkeit  der  Bande,  die 
die  beiden  Alliierten  verknüpfen,  und  erinnerte  mit  ehrerbietiger 
Dankbarkeit  an  die  allergnädigsten  Beweise  hohen  Wohlwollens, 
die  unser  erhabener  Monarch  Frankreich  und  dem  französischen 
Volke  bei  jeder  geeigneten  Gelegenheit  immer  wieder  zu  zeigen 
geruht  habe.  Diese  Worte  wurden  von  der  Kammer  mit  Beifalls- 
sturm aufgenommen. 

Zusammenfassend  erwähnte  der  Minister  des  Äußeren,  nachdem 
er  den  Vorwurf  der  Isolierung  Frankreichs  zurückgewiesen  hatte, 
eine  ganze  Reihe  von  Abkommen,  die  Frankreich  im  Laufe  der 
letzten  Jahre  in  Ergänzung  seines  Bündnisses  mit  Rußland,  das  die 
Grundlage  für  seine  internationalen  Beziehungen  bildet,  geschlossen 
hat.  Nachdem  er  die  Absicht  ausgesprochen  hatte,  diese  Abkommen 
in  Zukunft  noch  weiter  zu  entwickeln,  bemerkte  H.  Pichon,  daß 
es  unzulässig  sei,  die  Unstimmigkeiten,  unter  denen  die  innere 
Politik  leidet,  auf  das  Gebiet  der  äußeren  Politik  zu  übertragen, 
und  nachdem  er  daran  erinnert  hatte,  daß  sich  die  Diplomatie, 
um  ihre  Aufgabe  erfolgreich  zu  lösen,  auf  eine  ausreichende  Militär- 
macht stützen  müsse,  schloß  er  seine  Rede  mit  einem  Appell  an  den 
Patriotismus  der  Vertreter  der  Nation  zum  Zweck  der  Verstärkung 
der  militärischen  Macht  Frankreichs.  Ich  halte  es  für  meine  Pflicht, 
Eurer  Exzellenz  einen  Zeitungsausschnitt  zu  übersenden,  der  den 
vollständigen  Wortlaut  der  Rede  des  französischen  Außenministers 
enthält. 

Genehmigen  Sie  usw.  I  s  w  o  1  s  k  i 


Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den 
russischen  Außenminister 

Bericht  Nr.  3  Paris,    den    5./18.  Januar    1011 

Es  ist  notwendig,   aus   der  Zahl   der  Freden,  die  gelegentlich   der 
Aussprache     über    das     Budget     des    Ministeriums     des    Äußeren     in 
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der  Deputiertenkammer  gehalten  wurden,  auf  die  Reden  von  Denys 
Cochin  und  Jaures  hinzuweisen.  Die  erstere  ging  unmittelbar  der- 
jenigen des  H.  Pichon  voraus,  während  die  letztere,  sehr  ausführliche, 
fast  die  ganze  folgende  Sitzung  in  Anspruch  nahm. 

H.  Denys  Cochin  hob  mit  besonderem  Nachdruck  die  finanzielle 
Macht  Frankreichs  hervor  und  forderte  die  Regierung  der  Republik 
auf,  diese  Macht  im  Interesse  der  französischen  Politik  ausgiebig 
zu  gebrauchen.  Der  Führer  der  Rechten  erörterte  von  diesem  Ge- 
sichtspunkt aus  auch  das  russisch-deutsche  Übereinkommen  betreffs 
der  türkischen  und  persischen  Eisenbahnen.  Er  hielt  ein  so  großes 
Unternehmen  wie  den  Bau  von  Eisenbahnen  in  Zentralasicn  ohne 
Beteiligung  französischer  Kapitalien  für  unausführbar  und  gab  der  Hoff- 
nung Ausdruck,  daß  die  Regierung  diesen  Umstand  zu  benutzen  ver- 
stände, um  den  Einfluß  Frankreichs  in  dieser  Angelegenheit  sicher- 
zustellen. H.  Denys  Cochin  schloß  seine  Rede,  indem  er  der  Über- 
zeugung Ausdruck  verlieh,  daß  die  ganze  Kammer  das  Bündnis  mit 
Rußland  als  das  beste  Mittel  zur  Verteidigung  der  französischen  In- 
teressen ansehe.  Diese  Worte  wurden  von  der  Kammer  sehr  zu- 
stimmend aufgenommen. 

Die  Rede  des  Führers  der  vereinigten  Sozialisten  hatte  in  bezug  auf 
das  Verhältnis  zu  Rußland  einen  weniger  freundschaftlichen  Charakter. 
Ohne  den  Nutzen  des  französisch-russischen  Bündnisses  als  Frie- 
densgarantie zu  leugnen,  und  ohne  in  den  russisch-deutschen  Ver- 
handlungen eine  üefahr  für  Frankreich  zu  erblicken,  machte  er  der 
französischen  Diplomatie  den  Vorwurf  allzu  großer  Unterwürfigkeit 
Rußland  gegenüber.  Während  nach  H.  Jaures'  Meinung  Frank- 
reich in  Rußlands  Interesse  sich  der  Realisierung  des  Projektes  der 
Bagdadbahn  v/idersetzt  hat,  habe  Rußland  bereits  mit  Deutschland 
in  dieser  Angelegenheit  ein  Übereinkommen  getroffen  und  sich  in 
Berlin  eine  weit  vorteilhaftere  Stellung  geschaffen  als  Frankreich, 
das  seine  Beziehungen  zu  Deutschland  kompromittiert  habe,  indem 
es  eifrig  den  russischen  Interessen  diente.  Diese  Ausführungen 
wurden  im  allgemeinen  sehr  kühl  aufgenommen.  Die  Klagen  des 
H.  Jaures  über  die  Unpersönlichkeit  der  französischen  Politik  hatten 
beim  Parlament  mehr  Erfolg  und  fanden  sogar  in  der  gemäßigten 
Presse  ein  gewisses  Echo.  Jedoch  wurde  der  Eindruck,  den  diese 
Kritik  hervorrief,  zum  großen  Teil  durch  die  gewohnten  Ergüsse  des 
H.  Jaures  über  das  Thema  der  Völkerverbrüderung  und  die  Gefahr 
des  bewaffneten  Friedens  abgeschwächt. 

Genehmigen  Sie  usw. 

I  s  w  o  I  s  k  i 


16 


Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den 
russischen  Außenminister 

Geheimtelcgframm   Nr.  3  Paris,  den   5./18.  Januar  1011 

In  Anbetracht  des  Vorwurfes,  daß  die  russische  Regierung  Frank- 
reich nicht  im  voraus  von  den  Besprechungen  in  I^otsdani  unter- 
richtet habe,  und  um  derartige  Vorwürfe  in  Zukunft  zu  verhindern, 
sprach  Pichon  in  einer  Unterredung  mit  mir  den  Wunsch  aus,  von 
etwaigen  wesentUchen  Änderungen  des  Projektes  unserer  Vereinbarung 
mit  Deutscliland  oder  von  neuen  Fragen,  die  unsere  [Besprechungen 
mit  BerUn  berühren  sollten,  unterrichtet  zu  werden.  Die  Einzelheiten 
folgen  morgen  brieflich  durch  den  Kurier. 

I  s  w  o  1  s  k  i 


Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den 
russischen  Außenminister 

Brief  Paris,  den  5./18.  Januar  1911 

Ich  hoffe,  daß  ich  Ihre  Aufmerksamkeit  nicht  allzusehr  mißbrauche, 
wenn  ich  Ihnen  in  den  Auszügen  der  Zeitungen  nicht  nur  die  Rede  des 
H.  Pichon,  sondern  auch  die  der  Herren  Denys  Cochin  und  Jaures 
unterbreite,  die,  zusammen  betrachtet,  ein  sehr  getreues  Bild  der  hier 
vorherrschenden  Meinungen  geben. 

Wie  Sie  bereits  wissen,  unterrichtete  mich  H.  Pichon  einige 
Tage  vor  der  Kammersitzung  in  allgemeinen  Umrissen  von  dem  Plan 
seiner  Erklärungen.  Die  wohlwollende  und  geistreiche  Kritik  des 
H.  Denys  Cochin,  eines  persönlichen  Freundes  von  H.  Pichon, 
diente  dem  Minister  gewissermaßen  als  Unterlage  für  seine  eigene 
Rede;  ihr  Zweck  war,  die  öffentliche  Meinung,  die  durch  Kommen- 
tare der  Presse  über  die  Bedeutung  und  die  Folgen  der  Potsdamer 
Zusammenkunft  ernstlich  beunruhigt  war,  zu  beschwichtigen.  Wie 
ich  Ihnen  bereits  schrieb,  teilte  H.  Pichon  selbst  diese  Beunruhi- 
gung durchaus  nicht.  In  einer  Unterhaltung  mit  mir  über  die  erwähnte 
Zusammenkunft  brachte  er  nur  in  einer  sehr  vorsichtigen  und  milden 
Form  sein  Bedauern  darüber  zum  Ausdruck,  daß  Sie  H.  Georges 
Louis  vor  Ihrer  Abreise  nach  Berlin  nicht  genauer  von  dem  Programm 
der  bevorstehenden  Besprechung  über  die  persischen  Angelegenheiten 
und  vor  allem  auch  darüber  nicht  unterrichtet  hätten,  daß  im  Laufe 
dieser  Besprechungen  die  Frage  der  Bagdadbahn  berührt  werden  würde. 
H.  Pichon  sah  voraus,  daß  gerade  dieser  Punkt  der  Opposition  als 
Vorwand  für  Vorwürfe  dienen  würde.  Genau  so  kam  es:  H.  Jaures 
stellte  dem  Minister  des  Äußeren  wiederholt  und  mit  großer  Hart- 
näckigkeit  die    Frage,   ob   er   im    voraus  davon    unterrichtet  gewesen 
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sei,  daß  Rußland  auf  seinen  Einspruch  gegen  die  Bagdadbahn  ver- 
zichten werde.  Ein  Teil  der  Presse  stellte  fest,  daß  Pichons  Antwort 
keine  vollständige  Sicherheit  zeigte  und  nicht  ganz  den  Eindruck 
beseitigte,  die  russische  Regierung  habe  sich  in  der  "Bagdadfrage  von 
Frankreich  und  England  getrennt,  um  in  Persien  und  an  der  türkisch- 
persischen Grenze  ihre  eigenen  Interessen  zu  wahren.  Die  anderen 
Einwände  von  Jaures,  dem  berühmten  doktrinären  Sozialisten  und 
leidenschaftlichen  Gegner  des  Bündnisses  mit  Rußland,  verdienen  keine 
ernstliche  Beachtung  und  wurden  auch  von  der  Kammer  sehr  kühl 
aufgenommen. 

Im  allgemeinen  rief  die  Rede  Pichons,  die  sehr  glücklich  auf- 
gemacht war  und  mit  großer  Überzeugungskraft  vorgetragen  wurde, 
zweifellos  den  beabsichtigten  Eindruck  hervor  und  erweckte  die  leb- 
haftesten Sympathien  nicht  nur  im  Parlament,  sondern  auch  in  den 
weitesten  Kreisen  der  französischen  Gesellschaft.  Die  Stellen,  an  denen 
von  König  Eduard,  von  der  Unantastbarkeit  des  Bündnisses  mit  Ruß- 
land und  der  entente  cordiale  mit  England  sowie  von  der  Notwendig- 
keit für  Frankreich,  unermüdlich  über  seine  Streitkräfte  zu  Lande  und 
zu  Wasser  zu  wachen,  die  Rede  war,  wurden  mit  besonders  lautem 
Beifall   aufgenommen. 

Ich  fühle  mich  verpflichtet,  Ihnen  außer  dem  Text  der  oben 
erwähnten  Reden  den  Artikel  des  „Temps"  vorzulegen,  in  dem  der  be- 
kannte Publizist  Tardieu  die  Reden  der  Herren  Pichon  und  Jaures 
kommentiert.  Dieser  Artikel  ist  insofern  interessant,  als  er  zweifellos 
die  in  den  hiesigen  Finanzkreisen  herrschenden  Ansichten  einmal  über 
die  Frage  der  Bagdadbahn  und  dann  im  allgemeinen  über  die  Wirt- 
schaftspolitik Frankreichs  im  nahen  Orient  wiedergibt.  H.  Tardieu 
weist  den  französischen  Minister  des  Äußeren  auf  das  Beispiel  Ruß- 
lands hin,  das  den  Weg  der  Verständigung  mit  Deutschland  be- 
schritten hat.  Sie  wissen  sicher,  daß  H.  Tardieu  einerseits  in  stän- 
diger naher  Fühlung  mit  dem  hiesigen  Ministerium  des  Äußeren  steht, 
sich  aber  andererseits  nicht  scheut,  manchmal  die  Tätigkeit  dieses 
Ministeriums  einer  sehr  strengen  Kritik  zu  unterziehen.  In  dem  vor- 
liegenden Falle  kann  man  vermuten,  daß  die  Ansicht  des  H.  Tardieu 
sich  sehr  stark  der  persönlichen  Überzeugung  H.  Pichons  nähert,  und 
daß  unser  Übereinkommen  mit  Deutschland  in  den  persischen  An- 
gelegenheiten tatsächlich  als  Anreiz  zu  einer  neuen  und  entschlosse- 
nen Haltung  der  französischen  PoHtik  in  der  Frage  der  Bagdadbahn 
dienen   wird. 

Genehmigen  Sie  usw. 

I  s  w  o  1  s  k  i 

P.  S.  Wie  ich  Ihnen  soeben  telegraphierte,  spielte  H.  Pichon 
auf  die  oben  erwähnten  Vorwürfe  des  H.  Jaures  an,  die  besagten, 
daß    die    russische    Regierung    Frankreich    nicht    im    voraus    davon 
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unterrichtet  habe,  daß  in  Potsdam  Besprecliiin;j^en  ülier  die  Bagdad- 
bahii  stattfinden  sollten.  Um  in  Zukunft  die  Wiederholung  der- 
artiger Vorwürfe  zu  vermeiden,  sprach  er  mir  gegenüber  den  Wtmsch 
aus,  ihn  zu  benachrichtigen,  falls  das  Projekt  unseres  Abkommens 
mit  Deutschland,  von  dem  er  bereits  Kenntnis  hat,  irgendwelche 
wesentlichen  Änderungen  erleiden  sollte,  oder,  falls  unsere  Be- 
sprechungen mit  Berlin  diese  oiler  jene  neue  Frage  berühren  sollten. 
Ich  habe  H.  Pichon  versprochen,  Ihnen  sofort  seinen  Wunsch  zu 
übermitteln. 

I  s  w  o  1  s  k  i 


Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den  10 

russischen  Außenminister 

Brief  10./23.  Januar  1911 

Lieber  Sergei  Dmitriewitsch! 

Auf  Ihren  Brief  vom  4./17.  Januar  bitte  ich  Sie,  das  Geld  für 
die  Uniform  mir  hierher  durch  einen  Scheck  auf  meinen  Namen  an- 
zuweisen. 

Ich  benutze  die  Gelegenheit,  Ihnen  und  Anna  Borisowna  zum 
Jahreswechsel  von  Herzen  alles  Beste  zu  wünschen ;  vor  allem 
wünsche  ich  Ihnen  Gesundheit  und  frische  Kräfte  für  Ihre  schwere 
Arbeit. 

Ich  richte  mich  hier  allmählich  ein,  meine  Familie  ist  jedoch 
noch  immer  genötigt,  in  Nizza  zu  warten,  bis  die  Arbeiten  im  Bot- 
schaftsgebäude beendigt  sind. 

Wenn  Sie  Peter  Arkadiewitsch  sehen,  grüßen  Sie  ihn  herzlich 
von  mir, 

Ihr  aufrichtig  ergebener  und  zu  Diensten  bereiter 

I  s  \v  o  I  s  k  i 


Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den  ' ' 

russischen  Außenminister 

Bericht  Nr.  7  Paris,  den  20.  Januar,  2.  Febniar  1911 

Die  Marineminister,  Gelegenheitspolitiker  im  Stile  der  Herren 
Thomson  und  Pelletan,  die  einander  im  Laufe  der  letzten  zehn  Jahre 
in  Frankreich  folgten,  brachten  leider  eine  große  Verwirrung  in  das 
ihnen  unvorsichtigerweisc  anvertraute  Amt.  Sie  kümmerten  sich 
wenig  um  die  Ausbildung  der  Schlachtflotte  und  um  eine  genügende 
Ausrüstung    der    Küstenverteidigung;    sie    waren    über    diese    Fragen 
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nicht  genügend  informiert;  sie  mißbrauchten  ihre  Stellung  zu  Partei- 
zwecken, indem  sie  sich  zum  Beispiel  bei  Bestimmung  der  Heimat- 
häfen für  die  Geschwader  nicht  von  marinetechnischen  Anforderungen 
leiten  ließen,  sondern  von  den  Vorteilen  für  die  vom  Standpunkt 
des  Wahlkampfes  wichtigsten  Küstenstädte;  oder  sie  begünstigten, 
um  ihre  Popularität  zu  erhalten,  die  Werftarbeiter,  selbst  zum 
Schaden  des  Flottenbaues.  Der  Verfall  der  französischen  Seemacht 
konnte  schließlich  nicht  umhin,  die  Aufmerksamkeit  der  Gesellschaft 
und  der  Presse  zu  erregen,  dank  deren  Einfluß,  unter  dem  Vor- 
sitz des  H,  Delcasse,  eine  parlamentarische  Untersuchungskommission 
organisiert  wurde.  Wie  Euer  Exzellenz  sich  gütigst  erinnern  werden, 
führte  die  Verhandlung  in  der  Kammer  über  den  Bericht  dieser 
Kommission  zum  Sturz  des  Kabinetts  Clemenceau.  Als  die  Macht 
in  die  Hände  des  H.  Briand  überging,  begann  die  Regierung  da- 
mit, die  von  den  vorhergehenden  Ministerien  begangenen  Fehler  wieder 
gutzumachen. 

Vor  allem  setzte  man  wieder  einen  Fachmann,  einen  Admiral,  an 
die  Spitze  des  Marineministeriums,  der  die  Reorganisation  in  Angriff 
nahm.  Trotz  zahlreicher  Schwierigkeiten  ist  in  zwei  Jahren  schon 
etwas  im  Sinne  der  Regelung  des  Dienstes  erreicht  worden,  aber  die 
Zahl  der  Schiffe  bleibt  bis  jetzt  noch  recht  gering;  so  verfügt  Frank- 
reich in  diesem  Jahr  über  nicht  mehr  als  18  Linienschiffe,  von  denen 
über  die  Hälfte  einem  ganz  veralteten  Typ  angehören,  und  über 
20  Panzerkreuzer,  die  auch  zum  großen  Teil  recht  veraltet  sind.  Einzig 
die  Unterseeflotte  der  Republik  kann  noch  mit  den  entsprechenden 
Flotten  der  anderen  Seemächte  verglichen  werden. 

Um  die  obenerwähnte  wesentliche  Lücke  auszufüllen,  arbeitete 
der  Admiral  Boue  de  Lapeyrere  ein  Flottenbau-Programm  aus,  das 
augenblicklich  schon  dem  Parlament  zur  Beratung  vorliegt.  Dies 
Programm  ist  für  den  Zeitraum  von  10  Jahren  (1910 — 1920)  be- 
rechnet und  sieht  den  Bau  von  16  Linienschiffen,  6  Kreuzern, 
20  Torpedoboot-Zerstörern  und  50  Unterseebooten  vor.  Die  voraus- 
sichtHchen  Ausgaben,  die  mehr  als  4  300  000  000  Franken  betragen, 
werden  nach  dem  Entwurf  folgendermaßen  auf  die  einzelnen  Jahre 
verteilt: 

1910 371  426  000  Franken 

1911 410  742  000       „ 

1912 428  741000 

1913 438  845  000       „ 

1914 453  035  000       „ 

1915 449  009  000       „ 

1916 459  977  000       „ 

1917 453  239  000       „ 

1918 449  475  000       „ 

1919 418  692  000       „ 
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Es  ist  aber  sehr  leicht  mö^rhcii,  dali  diese  Ziffern  iiueli  erhöht 
werden.  Von  den  Schiffen,  die  gebaut  werden  sollen,  sind  schon 
zwei  Linienschiffe  von  23  000  Tonnen  in  Arbeit  und  sollen  in  drei 
Jahren  vollstäntiig  fertig  sein. 

Die  Ausführung  des  Programms  wird  teils  den  staatlichen  Werften, 
teils   Privatwerften   anvertraut. 

Die  erwähnten  Pläne  des  gegenwärtigen  Marineministers  finden 
gewisse  Gegner;  diese  stützen  sich  hauptsächlich  auf  die  Unmög- 
lichkeit, ohne  Rücksicht  auf  die  Kosten  eine  Flotte  zu  schaffen,  die 
imstande  wäre,  sich  mit  den  Flotten  der  anderen  Mächte  zu  messen, 
die  Frankreich  in  dieser  Beziehung  überholt  haben.  Diese  selben  Leute 
weisen  außerdem  darauf  hin,  daß  im  Kampf  mit  dem  wahrscheinlich- 
sten Gegner,  Deutschland,  Frankreich  viel  nötiger  eine  starke  Land- 
armee brauchen  werde  als  eine  Flotte,  die  im  Fall  einer  Besetzung 
französischen  Geländes  durch  die  deutschen  Truppen  vollständig  un- 
nütz sein  würde. 

Im  Gegensatz  hierzu  halten  die  Anhänger  des  oben  entwickelten 
Programms  die  Flotte,  selbst  im  Falle  eines  Krieges  gegen  Deutsch- 
land, für  unentbehrlich  für  Frankreich,  um  die  Landung  des  Feindes 
im  Rücken  der  die  Ostgrenze  verteidigenden  Armeen  zu  verhindern; 
sie  ist  ferner  notwendig  zur  Verteidigung  der  sehr  ausgedehnten  fran- 
zösischen Küsten  sowie  zur  Aufrechterhaltung  der  Verbindung  zwischen 
dem  Mutterland  und  den  Kolonien,  zu  denen  vor  allem  Algerien  und 
Tunis  gerechnet  werden  müssen ;  dies  um  so  mehr,  als  sich  die  feind- 
lichen Aktionen  der  österreichischen  und  italienischen  Flotte  sehr  leicht 
gegen  letztere  richten  können.  Im  allgemeinen  bestehen  Gründe,  an- 
zunehmen, daß  im  Falle  eines  Konfliktes  zwischen  den  Mächten  des 
Dreibundes  und  England  und  Frankreich  die  englischen  Seestreitkräfte 
hauptsächlich  gegen  die  deutsche  Flotte  in  der  Nordsee  zu  kämpfen 
haben  werden,  während  es  wahrscheinlich  den  Franzosen  obliegen 
wird,  sich  im  Mittelmeer  mit  den  beiden  Verbündeten  Deutschlands 
zu  messen.  Nicht  umsonst  gibt  die  intensive  Entwicklung  der  See- 
macht eines  derselben  —  Österreich-Ungarns  —  vielen  Leuten  zu 
denken. 

Das  Bewußtsein  der  Notwendigkeit,  ihre  Flotte  selbst  um  den 
Preis  großer  Opfer  zu  rekonstruieren,  scheint  sich  mehr  und  mehr 
in  den  Köpfen  der  Franzosen  zu  festigen,  so  daß  man  voraussehen 
kann,  daß  der  Erfolg  des  vom  Marineamt  eingebrachten  Flotten- 
programms im  Parlament  gesichert  ist.  Wie  man  sagt,  beabsichtigt 
die  Regierung  ihrerseits,  auf  der  vollständigen  Annahme  zu  bestehen, 
da  sie  der  Ansicht  ist,  daß  die  aufgestellten  Forderungen  das  not- 
wendige Minimum  darstellen,  und  sie  scheint  dazu  bereit  zu  sein,  bei 
dieser  Gelegenheit  die  Vertrauensfrage  zu  stellen. 

Der  nicht  unwesentliche  Umstand,  daß  der  Berichterstatter  der 
Budgetkommission    für   das    Marineamt    ein    ebenso    bedeutender   wie 
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überzeugter  Anhänger  der  Verstärkung  der  französischen  Marine  ist, 
wie  H.  Delcasse  —  dessen  Einfluß  in  letzter  Zeit  erheblich  wächst  — , 
wird  auch  unstreitig  zu  einer  günstigen  Lösung  der  Angelegenheit 
im  Sinne  einer  Bewilligung  der  geforderten  Kredite  durch  die  Ver- 
treter der  Nation  beitragen. 
Genehmigen  Sie  usw. 

Is  wolski 


12  Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den 

russischen  Atißenminister 

Brief  Paris,  den  20.  Januar/2.  Februar  1911 

Ich  habe  Ihnen  bis  jetzt  noch  nichts  über  die  Frage  der  Befestigung 
VHssingens  geschrieben,  die  so  viel  Lärm  hervorgerufen  hat  und  noch 
andauernd  die  hiesige  Presse  beunruhigt,  da  ich  mich  zuerst  in  den 
zahlreichen  hierüber  zirkulierenden  Gerüchten  zurechtfinden  und 
genau  über  die  Haltung  der  französischen  Regierung  in  dieser 
Frage  unterrichten  wollte.  Nachdem  ich  die  Erklärungen  H.  Pichons 
im  Verlauf  der  Sitzung  vom  16.  Januar  in  Beantwortung  der  von 
dem  bekannten  Chauvinisten  Delafosse  gestellten  Frage  mit  Auf- 
merksamkeit durchgelesen  habe,  bin  ich  zu  der  Überzeugung  ge- 
kommen, daß  der  französische  Außenminister  überrascht  worden  war, 
und  daß  ihm  selbst  seine  Erklärungen  etwas  zu  v/eit  zu  gehen 
schienen.  Am  Tage  nach  der  erwähnten  Sitzung  schwächte  H.  Pichon 
in  einer  Unterredung  mit  dem  Korrespondenten  einer  holländischen 
Zeitung  den  Sinn  seiner  Worte  merkhch  ab.  Ferner  hielt  er  es  für 
nötig,  den  französischen  Vertretern  bei  den  Kabinetten  jener  Länder, 
die  den  Vertrag  von  1839  unterzeichnet  haben,  ein  Telegramm  zu 
schicken,  in  dem  er  die  genaue  Bedeutung  seiner  Rede  erklärt.  Dies 
Telegramm  ist  Ihnen  natürlich  von  H.  Georges  Louis  mitgeteilt  worden. 
Ich  habe  es  im  Wortlaut  nicht  gesehen,  doch  hat  mir  H.  Pichon 
seinen  Inhalt  wörtlich  mitgeteilt.  In  ihm  wird  jeder  Gedanke  einer 
Einmischung  in  die  Frage  der  Befestigung  Vlissingens  zurückge- 
wiesen, und  es  wird  betont,  daß  H.  Pichon  in  der  Deputierten- 
kammer nicht  von  der  MögHchkeit  von  Verhandlungen,  sondern  nur 
von  „freundschafthchen  Unterredungen''  hinsichtlich  dieser  Ange- 
legenheit zwischen  den  Garantiemächten  der  Neutralität  Belgiens  ge- 
sprochen hat. 

Aus  verschiedenen  Unterredungen,  die  ich  mit  H.  Pichon  an- 
läßUch  der  vorliegenden  Frage  gehabt  habe,  gewann  ich  den  Eindruck, 
daß  er  ihr  durchaus  ruhig  gegenübersteht  und  keineswegs  allzu 
große  Bedeutung  beizulegen  wünscht.  Bis  jetzt  ist  es  ihm  noch  nicht 
gelungen,   die  juristische  Seite  dieser  Frage   eingehend  zu  studieren, 
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deren  Prüfung  er  Spezialisten  des  Völkerrechts  übertragen  hat;  aber 
persönlich  scheint  es  ihm,  dalJ  Holland  das  unbestreitbare  Recht  hat, 
die  Mündung  der  Scheide  zu  befestigen,  was  durch  die  Tatsache  be- 
stätigt wird,  daß  dort  schon  Befestigungen  vorhanden  sind,  und  daß 
es  sich  augenblicklich  nur  um  ihren  Umbau  und  ihre  Erweiterung 
handelt.  Andererseits  zweifeln,  wie  es  scheint,  weder  H.  Pichon  noch 
überhaupt  die  französische  Regierung  daran,  dab  die  Idee  des  Baues 
der  genannten  Befestigungen  Holland  von  Deutschland  eingegeben 
wurde,  und  daß  die  holländische  Regierung,  wenn  nicht  auf  Urund 
eines  direkten  Vertrages,  so  doch  auf  jeden  Fall  unter  dem  Druck 
der  Furcht  für  die  Unabhängigkeit  Hollands  im  Fall  eines  europäischen 
Krieges  handelt.  Wenn  trotz  dieser  Überzeugung  H.  Pichon  und  seine 
Kollegen  ihre  Ruhe  und  Kaltblütigkeit  bewahren,  so  kommt  dies,  wie 
mir  scheint,  daher,  daß  man  hier  schon  längst  zu  dem  Schluß  gelangt 
ist,  daß  Deutschland  im  Falle  eines  neuen  französisch-deutschen  Krieges 
auf  jeden  Fall  und  unbedingt  die  belgische  Neutralität  verletzen  wird. 
Deshalb  trägt  man  hier  den  Befestigungen  von  Vlissingen  nur  als 
einer  sekundären  Einzelheit  des  allgemeinen  Planes  der  deutschen 
Angriffsoperationen  gegen  Frankreich  Rechnung.  Nichtsdestoweniger 
ist  nach  Nachrichten,  die  bis  zu  mir  gedrungen  sind,  die  Presse- 
kampagne, für  die  das  Signal  von  gewissen  belgischen  Zeitungen  ge- 
geben wurde,  dank  französischer  Subsidien  und  unter  geheimer  Be- 
teiligung des  französischen  Militärattaches  in  Belgien  ins  Leben  ge- 
rufen worden  in  der  Hoffnung,  auf  diesem  indirekten  Wege  die  Ver- 
wirklichung des  Planes  der  holländischen  Regierung  zu  vereiteln.  Soviel 
ich  bemerken  kann,  rechnet  man  hier  immer  noch  auf  den  Erfolg  dieser 
Kampagne  und  hofft,  daß  Holland,  wenn  es  auch  nicht  völlig  auf  den 
genannten  Plan  verzichtet,  ihn  doch  wenigstens  aufschieben  oder  modi- 
fizieren wird, 

I  s  w  o  1  s  k  i 


Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den 
russischen  Außenminister 

Brief  Paris,  den  20.  Januar/2.  Februar  1911 

Sehr  geehrter  Sergei  Dmitriewitsch! 

Ich  erlaube  mir,  Sie  mit  der  Bitte  zu  belästigen,  Ihr  Augenmerk 
auf   den    Personalbestand    der    mir   anvertrauten    Botschaft    zu    lenken. 

Infolge  der  Abwesenheit  von  Nekludow  und  Argutinski  und  des 
Ausscheidens  dreier  der  Botschaft  zugeteilter  Beamter  besteht  das 
gesamte  arbeitende  Personal  aus  Schilling,  Basili  und  dem  sehr 
jungen  Meycndorff.  Das  ist  durchaus  ungenügend.  Nekludow  ist, 
soviel   ich   verstehe,   auf   Nimmerwiedersehen    weggefahren.    Sein    Be- 
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nehmen  mir  gegenüber  war  schroff  und  taktlos;  ich  halte  ihn  über- 
haupt für  die  hiesigen  Verhältnisse  für  durchaus  ungeeignet  und  hoffe 
daher  sehr,  daß  Sie  für  ihn  einen  geeigneten  Posten  finden  werden. 
Ich  bin  der  Ansicht,  daß  das  Ableben  Ssementowskis  die  Lösung  dieser 
Frage  erleichtem  wird.  Ich  gestatte  mir  auch  darauf  zu  rechnen, 
daß  Sie  Ihr  Versprechen  bezüglich  der  Ernennung  Demidows  zum 
Botschaftsrat  und  Tatischtschews  zum  ersten  Sekretär  nicht  vergessen 
haben.  Sollte  die  Ernennung  Demidows  aus  irgendwelchen  Gründen 
nicht  erfolgen  können,  so  würde  ich  Sie  sehr  bitten,  keinen  Bot- 
schaftsrat zu  ernennen,  ohne  sich  mit  mir  verständigt  zu  haben.  Es 
ist  überaus  wünschenswert,  daß  der  Botschaftsrat  hier  sowohl  eine 
politische  als  auch  eine  gesellschaftliche  Rolle  spielt,  und,  falls  dieses 
nicht  möglich  sein  sollte,  wenigstens  eine  dieser  Rollen,  was  ich 
von  Nekludow  positiv  nicht  behaupten  kann.  Mit  Schilling  bin  ich 
überaus  zufrieden  und  bedauere  es  im  höchsten  Grade,  daß  ich  mich 
bald  von  ihm  trennen  muß.  Sawitzki  empfiehlt  mir  als  Attache  einen 
gewissen  Baron  Uexküll,  den  ich  einmal  in  Petersburg  gesehen  habe 
und  der  auf  mich  einen  recht  ungünstigen  Eindruck  gemacht  hat. 
Kann  man  denn  wirklich  keinen  jungen  Mann  mit  Hochschulbildung 
und  einem  anständigen  russischen  Familiennamen  finden? 

Ich  bin  noch  immer  mit  der  Einrichtung  des  Botschaftsgebäudes 
beschäftigt,  das  ich  in  einem  fürchterlichen  Zustande  vorgefunden  habe: 
der  Schmutz,  die  Verwüstung  und  die  Unordnung  sind  unbeschreib- 
lich; wenn  mir  das  Ministerium  nicht  wenigstens  teilweise  zu  Hilfe 
kommt,  so  wird  mir  die  Wirtschaft  der  O.  D.  Nelidowa  (denn  sie 
war  es,  die  alles  verwaltete  und  befehligte)  sehr  teuer  zu  stehen 
kommen.  Im  ganzen  unteren  Stock  muß  ich  neue  Gardinen  und  Tep- 
piche anschaffen,  und  die  Wände  und  Oberlagen,  die  vom  zehnjährigen 
Schmutz  schwarz  geworden  sind,  neu  anstreichen  lassen;  dabei  sind 
dies  doch  zweifellos  Paradezimmer.  Möbel  waren  fast  überhaupt  nicht 
vorhanden,  aber  dies  bin  ich  bereit,  auf  meine  Kosten  zu  nehmen, 
denn  beim  Verlassen  der  Botschaft  kann  ich  die  Möbel  mitnehmen  oder 
verkaufen.  Die  von  mir  vorgefundene  Verwüstung  kann  Ihnen  Argutinski 
bezeugen.  Es  ist  eine  Schande,  den  Zustand  unseres  Botschaftsgebäudes 
in  Augenschein  zu  nehmen  und  ihn  mit  den  Botschaften  der  anderen 
Länder,  und  selbst  des  armen  Italiens,  das  das  von  ihm  in  unserer 
Nachbarschaft  gekaufte  Haus  neu  eingerichtet,  zu  vergleichen.  Un- 
beschreiblich sind  auch  die  Kanzleiräumlichkeiten  der  Botschaft  und 
des  Generalkonsulats.  Um  sie  in  einen  anständigen  Zustand  zu  bringen, 
ist  eine  Aufstockung  erforderlich.  Ich  werde  nicht  verfehlen,  hierüber 
ein  Protokoll  aufzunehmen. 

Verzeihen  Sie  diesen  so  langen  und  für  Sie  so  wenig  interessanten 
Brief. 

In  aufrichtiger  Hochachtung  Ihr  ergebener 

Is  wolski 
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Der  russische  Dotschujter  in  Paris  an  Jen  14 

russischen  Außenminister 

Bericht  Nr.  10  Paris,  den  23.  Januar/5.  Februar  1911 

Die  Diskussion  im  deutschen  Reichstage  über  den  Entwurf  des 
Gesetzes  zu  einem  neuen  Statut  für  Elsaß-Lothringen  konnte  nicht 
umhin,  die  Aufmerksamkeit  der  französischen  Ciesellschaft  auf  sich 
zu  lenken.  Die  Zeitungen  aller  Richtungen  öffneten  ihre  Spalten  in 
weitem  Umfang  dem  Abdruck  eingehender  Berichte  über  die  deut- 
schen parlamentarischen  Debatten  in  dieser  Angelegenheit.  Trotzdem 
muß  bemerkt  werden,  daß  den  beherrschenden  I^latz  in  den  Artikeln 
der  hiesigen  Presse  über  die  Reorganisation  der  genannten  Gebiete 
die  Äußerungen  der  lokalen  Politiker  einnehmen,  während  die  Be- 
trachtungen der  französischen  Journalisten  selbst  hauptsächlich  auf 
die  Wiederholung  von  Gemeinplätzen  bezüglich  der  Unmöglichkeit 
hinausliefen,  in  unserem  Jahrhundert  einem  Land  Institutionen  aufzu- 
zwingen, die  dem  Willen  seiner  Bevölkerung  widerstrebten. 

Überhaupt  ist  es  unverkennbar,  daß  der  allgemeine  Ton  der  fran- 
zösischen Presse  in  dieser  Angelegenheit  sehr  zurückhaltend  war. 
Hieraus  erkennt  man  deutlich  die  Entwicklung,  die  sich  in  der 
Stimmung  der  französischen  Gesellschaft  im  Laufe  der  letzten  Jahr- 
zehnte hinsichtlich  der  elsaß-lothringischen  Frage  vollzogen  hat.  Wenn 
auch  der  Gedanke  an  die  entrissenen  Gebiete  nach  wie  vor  die  na- 
tionale Eigenliebe  der  Franzosen  verletzt,  die  natürlich  eine  Gelegen- 
heit, das  Verlorene  wiederzuerlangen,  begrüßen  würden,  so  hat  er 
doch  in  dem  Maße,  wie  die  Erinnerung  verblaßt  und  bei  den  neuen 
Generationen  der  Traum  von  der  Möglichkeit  einer  „Revanche"  schwin- 
det, einen  Teil  seiner  Kraft  eingebüßt. 

I  s  w  o  I  s  k  i 


Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den  15 

russischen  Außenminister 

Brief  I^aris,  den  26.  Januar^  8.  Februar  1911 

Lieber  Sergei  Dmitrievvitsch! 
Ich  erlaube  mir,  Sie  zu  bitten,  H.  Joseph  Reinach,  französischen 
Abgeordneten,  der  sich  für  vierzehn  Tage  nach  Petersburg  begibt,  wohl- 
wollend aufnehmen  zu  wollen.  H.  Reinach  war  bereits  vom  Herbst 
1905  bis  19U7,  d.  h.  zur  Zeit  unserer  schlimmsten  Unruhen,  dort.  Jetzt 
will  er  durch  eigenen  Augenschein  unsere  Verhältnisse  kcnneiilenicn, 
die  sich  so  sehr  gebessert  haben.  Er  ist  zweifellos  jüdischer  Herkunft, 
aber  er  nimmt  in  der  hiesigen  politischen  Welt  eine  sehr  bedeutende 
Stellung   ein    und    erfreut   sich    eines   großen    Einflusses    besonders    in 
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Dingen,  die  militärische  Fragen  und  Außenpolitik  betreffen.  Er  war 
seinerzeit  der  intime  Freund  Gambettas;  dann  spielte  er  eine  führende 
Rolle  im  Dreyfuß-Prozeß,  und  endlich  war  er,  während  des  Zwischen- 
falles von  Marokko,  Berichterstatter  über  die  Frage  der  Umbildung 
der  französischen  Artillerie.  Ich  bin  täglich  betroffen  über  die  er- 
staunliche Unwissenheit,  die  die  hiesigen  Politiker  hinsichtlich  Ruß- 
lands und  seiner  Angelegenheiten  an  den  Tag  legen.  Das  erklärt  zum 
Teil  die  unverfälschte  Bestürzung,  die  die  Potsdamer  Zusammenkunft 
und  die  Fabeln  von  unserem  Frontwechsel  in  militärischer  Hinsicht 
in  Paris  hervorgerufen  haben.  Auf  Grund  alles  dessen  scheint  es  mir  sehr 
wünschenswert,  daß  H.  Reinach  einen  günstigen  Eindruck  von  seiner 
Reise  nach  Rußland  erhält. 

Ihr  aufrichtig  ergebener  und  gern  zu  Diensten  bereiter 

I  s  w  o  1  s  k  i 


16  Der  russische  Außenminister  an  die  Vertreter  Rußlands 

in  London,  Paris,  Berlin,  Wien,  Rom,  Tokio,  Washington 

Geheimtelegramm        St.  Petersburg,  den  28.  Januar/10.  Februar  1911 
Nr.  1. 

Mein  Telegramm  an  den  Botschafter  in  Peking  wird  Ihnen  unter 
Nr.  2  übermittelt. 

Sie  wollen  sich  an  die  Regierung,  bei  der  Sie  beglaubigt  sind, 
mit  der  Bitte  wenden,  in  Peking  unsere  Vorstellungen  gegenüber  der 
chinesischen  Regierung  zu  unterstützen,  die  allein  den  Zweck  haben, 
durch  Maßnahmen,  die  im  Einvernehmen  mit  China  getroffen  sind, 
die  für  alle  Mächte  gemeinsame  Gefahr  zu  bekämpfen  und  keineswegs 
darauf  ausgehen,  die  souveränen  Rechte  Chinas  zu  beeinträchtigen. 


S  a  s  o  n  o  w 


17  Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den 

russischen  Außenminister 

Telegramm  Paris,  den  31.  Januar/13.  Februar  1911 

Pichon  hat  mir  bestätigt,  daß  es  sich  in  der  Tat  um  Heranziehung 
französischen  Kapitals  zum  Bau  der  Samsun — Siwasbahn  handle  und 
daß  eine  offenkundige  Teilnahme  Rußlands  unzweifelhaft  das  Ge- 
schäft verhindern  würde.  Frankreich  wolle  aber  keineswegs  die 
russischen  Interessen  ignorieren  oder  den  russischen  Einfluß  auf 
diese  Bahn  beseitigen.  Es  könne  eine  geheime  Beteiligung  Rußlands 
stattfinden   und  eine   Formel  gefunden   werden,   die  sowohl   Rußland 
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wie  die  Türkei  befriedige,  welch  letztere  Einflußsphären  entschieden 
ablehne.  Am  besten  lasse  es  sich  in  Konstantinopel  machen,  wohin 
Lamornais  reise,  der  pcwiH  nichts  unternehmen  werde,  ohne  sich 
vorher  mit  den  Botschaftern  von  RiiI51aiid  und  [-rankreich  verständiget 
zu  haben. 

I  s  w  (j  1  s  k  i 


Der  russische  Außenminister  an  die  Vertreter  Rußlands 
in  Paris,  London,  Tol^io 

Geheimtelegramm  St.  Petersburg,  den  2.i5.  Februar  l'Jll 

Am  31.  Januar  wurde  Ihnen  durch  die  Post  der  Wortlaut  der 
ultimativen  Erklärung  übersandt,  die  der  Botschafter  in  Peking  am 
Donnerstag,  den  3.  Februar,  dem  Wai-Wu-IHi  hinsichtlich  der  Nicht- 
anerkennung unserer  vertraglichen  Ixechte  seitens  Chinas  abgeben  wird. 

Ich  werde  die  Vertreter  Frankreichs,  Englands  und  Japans  über 
den  allgemeinen  Charakter  unserer  Forderungen  informieren,  jedoch 
nicht,  um  mich  der  Unterstützung  ihrer  Regierungen  in  dieser  An- 
gelegenheit, die  ausschließlich  Rußland  und  China  betrifft,  zu  ver- 
sichern, sondern  nur  um  das  Fehlen  jeglicher  aggressiven  Absichten 
auf  unserer  Seite  zu  beweisen,  denn  wir  bestehen  nur  darauf,  daß 
die  chinesische  Regierung  die  uns  durch  den  Vertrag  von  St.  Peters- 
burg garantierten  Rechte  tatsächlich  anerkennt,  nämlich  die  Rechte 
des  freien  Handels  in  China  jenseits  der  großen  Mauer  und  in  der 
Mongolei,  der  gerichtlichen  und  administrativen  Exterritorialität  der 
russischen  Staatsangehörigen  und  der  Einrichtung  unserer  Konsulate 
in  Kobdo,  Hami  und  Gutschien. 

Ich  teile  Ihnen  das  hier  oben  Auseinandergesetzte  zu  Ihrer  Infor- 
mation mit,  falls  der  Minister  des  Äußeren  sich  in  dieser  Angelegen- 
heit an  Sie  wenden  sollte. 

S  a  s  o  n  o  w 


Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den  19 

russischen  Außenminister 

Brief  Paris,  den  2./15.  Februar  1911 

Sehr  geehrter  Sergei  Dmitriewitsch  ! 
Ich  glaube,  in  meinen  einander  folgenden  Briefen  das  Bild  von 
der  Aufregung,  die  hier  um  sich  gegriffen  hat,  nicht  übertrieben  zu 
haben.  Seit  meiner  Ankunft  bin  ich  mit  einer  großen  Zahl  von  Personen 
aus  den  verschiedensten  Gesellschaftsschichten  zusammengekommen, 
da  ich  mir  vorgenommen  habe,  nicht  nur  Beziehungen  zur  ersten  Ge- 
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Seilschaft  zu  unterhalten,  sondern  ich  bin  mit  möglichst  breiten  poli- 
tischen, Uterarischen,  wissenschaftlichen  usw.  Kreisen  in  Verbindung 
getreten.  Dies  ist  gleichzeitig  interessant  und  nützlich,  denn  Sie  können 
gar  nicht  glauben,  bis  zu  welchem  Orad  selbst  die  ernsthaft  zu  nehmen- 
den Leute  hier  über  Rußland  und  die  russischen  Angelegenheiten 
schlecht  unterrichtet  sind. 

Alle  diese  Unterredungen  haben  mir  bewiesen,  daß  der  von 
Kiderlen-Wächter  so  geschickt  organisierte  Pressefeldzug  Frankreich 
stark  beeindruckt  hat.  Dieser  Eindruck  macht  sich  hauptsächlich  in 
den  parlamentarischen  Kreisen  bemerkbar.  Ich  meinerseits  habe  mein 
möglichstes  getan  und  tue  es  noch,  um  dem  entgegenzuwirken;  aber 
es  ist  sehr  schwierig,  da  ich  sehr  beschränkte  Mittel  zur  Beeinflussung 
der  Presse  habe.  Als  Beispiel  für  die  Geschicklichkeit,  mit  der  sich 
die  Deutschen  der  Presse  bedienen,  kann  der  Zwischenfall  bezügUch 
des  angeblichen  „Interviews"  des  Generals  Brun  dienen,  Sie  haben 
hoffentlich  die  „Nowoje  Wremja"  dahingehend  verwarnt,  daß  es  nicht 
anständig  ist,  sich  einer  als  jüdisch-deutsch  bekannten  Agentur  wie 
„Hirsch*'  zu  bedienen  und  daß  das  Rußland  schaden  kann.  Meiner 
Meinung  nach  ist  es  unabweisbar  nötig,  der  Art,  wie  unsere  Zeitungen 
über  die  politischen  Angelegenheiten  Europas  informiert  werden,  mehr 
Aufmerksamkeit  zu  schenken. 

Auf  Grund  meiner  Überlegungen,  mit  welchen  Mitteln  man  die 
Franzosen  und  die  anscheinend  noch  mehr  aufgeregten  Engländer 
beruhigen  könnte,  bin  ich  zu  folgenden  Schlüssen  gekommen:  Zuerst 
wäre  es,  wie  mir  scheint,  sehr  dienlich,  wenn  nach  den  Reden  von 
Pichon,  Grey  und  Aehrenthal  auch  Sie  in  der  Duma  oder  im  Reichsrat 
das  Wort  ergreifen  würden.  Ich  bin  mir  der  Schwierigkeiten,  die 
das  bei  uns  macht,  bewußt,  erlaube  mir  aber  trotzdem  Ihnen  zu 
sagen,  daß  die  Art,  wie  die  Potsdamer  Zusammenkunft  kommentiert 
wurde,  sich  zum  großen  Teil  daraus  erklärt,  daß  Sie  nicht  rechtzeitig 
mit  einer  autoritativen  Erklärung  an  die  Öffentlichkeit  getreten 
sind.  Ich  denke,  es  ist  noch  Zeit,  es  zu  tun.  Ferner  wäre  es  gut, 
wenn  Sie  Ihre  Ankunft  hier  beschleunigen  und,  falls  es  Ihnen  mögHch, 
noch  vor  den  Osterferien  (neuen  Stils)  nach  Paris  und  London 
kommen  könnten  .  .  .  Nach  unserem  Ostern  würde  ich  gerne  für 
einige  Tage  nach  London  fahren,  um  der  Hochzeit  der  jungen 
Komtesse  Benckendorff  beizuwohnen.  Wenn  ich  mich  in  London 
vor  Ihrem  Londoner  Besuch  sehen  ließe,  so  befürchte  ich,  daß  ein 
unerwünschtes  Gerede  in  der  Presse  entstehen  könnte.  Zuletzt  nenne 
ich  Ihnen  noch  ein  Mittel,  um  die  Öffentlichkeit  davon  zu  überzeugen, 
daß  die  russisch-französische  Militärkonvention  unerschütterlich  ist,  ohne 
mich  jedoch  für  eine  Empfehlung  entschließen  zu  können.  Im  geheimen 
sind  mehrere  Personen  zu  mir  geschickt  worden,  um  mich  daran  zu 
erinnern,  daß  vor  einigen  Jahren  davon  die  Rede  war,  besondere  mili- 
tärische französische  und   russische   Bevollmächtigte  nach   Petersburg 
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und  Paris  zu  senden,  wie  es  zwischen  I^'tershurg  urid  Berlin  der  Fall 
ist.  Ich  habe  mich  natiirhch  taub  {bestellt,  halte  es  aber  für  meine 
Pflicht,  Sie  über  diese  Dinge  auf  dem  laufenden  zu  halten.  Sawinzki  wird 
die  Umstände  auseinandersetzen,  unter  denen  diese  Frage  berührt 
worden  ist. 

Zum  Schluß  nehme  ich  mir  die  Freiheit,  Ihnen  zu  sagen,  daß  es 
während  dieser  ganzen  Zeit  sehr  schwierig  für  mich  war,  in  den 
laufenden  Angelegenheiten  mangeis  ausreichender  Informationen  klar 
zu  sehen.  Wäre  es  Ihnen  nicht  möglich,  mich  öfter  über  den  Inhalt 
der  Telegramme,  die  Sie  über  die  persischen  Angelegenheiten  nach 
London  schicken,  zu  informieren?  Dies  ist  für  mich  unentbehrlich 
und  würde  mich  instand  setzen,  das,  was  Pichon  mir  über  unsere 
Beziehungen  zu  England  in  dieser  Sache  sagt,  zu  kontrollieren. 

Ich  bitte  um  Entschuldigung  wegen  dieses  zu  ausführlichen  und 
vielleicht  auch  zu  offenherzigen  Briefes  und  bitte  Sie,  sehr  geehrter 
Sergei  Dmitriewitsch,  usw. 

I  s  w  o  1  s  k  i 


Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den  20 

russischen  Außenminister 

Brief  Paris,  den  3./16.  Februar  1911 

Eingetroffen  am  6.  Februar  1911 

Auf  dem  Original  befindet  sich  der  eigenhändige  Vermerk  Nikolaus*  II. :  / 

Sehr  geehrter  Sergei  Dmitriewitsch! 

Die  ausländische,  vor  allem  die  deutsche  Presse  hat  besonders 
einen  Passus  der  letzthin  im  Senat  vom  französischen  Minister  des 
Auswärtigen  gehaltenen  Rede  her\'orgehoben.  Auf  die  Beschuldigung, 
daß  seit  H.  Clemenceaus  Rücktritt  alle  Beziehungen  in  militärischen 
Fragen  zwischen  den  Kabinetten  von  Paris  und  London  unterbrochen 
seien,  fragte  H.  Pichon  seine  Gegner,  woher  sie  die  Nachricht  hätten, 
daß  diese  Beziehungen  nicht  mehr  bestünden.  Die  deutschen  Blätter 
beeilten  sich,  hieraus  den  Schluß  zu  ziehen,  daß  zwischen  Frankreich 
und  England  eine  gegen  Deutschland  gerichtete  Militärkonvention  be- 
stehe, was  den  genannten  Zeitungen  Veranlassung  zu  zahlreichen  feind- 
lichen Artikeln  gegen   Frankreich  gab. 

Ich  benutzte  meine  letzte  Zusammenkunft  mit  H.  Pichon, 
um  ihn  zu  fragen,  welches  der  wirkliche  Sinn  seiner  Worte  gewesen 
sei  und  ob  man  aus  ihnen  schließen  müsse,  daß  tatsächlich  ein 
Meinungsaustausch  über  diese  oder  jene  militärischen  Fragen  zwischen 
der  französischen  und  der  englischen  Regierung  stattgefunden  habe 
oder  stattfinde.  H.  Pichon  antwortete  mir,  daß  es  ihm  notwendig 
erschienen    sei,    den    ständigen    Verdächtigungen    seiner    Gegner    ein 
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Ende  zu  machen,  als  ob  unter  dem  gegenwärtigen  Kabinett  die 
englisch-französische  Entente  nicht  so  lebendig  sei  wie  zur  Zeit 
seines  Vorgängers,  des  H,  Briand.  Wie  Sie  wissen,  setzte  sich 
H.  Clemenceau  mit  großer  Energie  für  den  Gedanken  ein,  England 
müsse  eine  mächtige  Landarmee  schaffen,  und  diese  Ausführungen 
waren  der  englischen  Regierung  nicht  immer  angenehm.  Als  er, 
Pichon,  nach  London  zur  Beerdigung  des  Königs  Eduard  reiste, 
veröffentlichte  der  „Temps"  einen  Artikel  in  diesem  Sinne,  der 
H.  Pichon  in  London  in  eine  sehr  heikle  Lage  brachte.  Aber, 
wenn  er  es  auch  nicht  für  nützlich  halte,  H.  Clemenceau  in  dieser 
Hinsicht  nachzueifern,  so  bedeute  dies  keineswegs,  daß  er  die  mili- 
tärischen Fragen  in  den  französisch-englischen  Beziehungen  vernach- 
lässige. In  Wirklichkeit,  sagte  er  mir,  besteht  kein  Militärabkommen 
zwischen  Frankreich  und  England.  Immerhin  hätten  die  höheren 
französischen  und  englischen  Militärbehörden  ihre  Ansichten  über 
die  verschiedenen  militärischen  Möglichkeiten  ausgetauscht  und  führen 
hierin  fort.  Es  sei  ganz  natürlich,  daß  dieser  Austausch  hauptsächlich 
zwischen  den  Marinestäben  und  Flottenchefs  der  beiden  Mächte  statt- 
finde, die  die  Rolle  der  englischen  und  französischen  Flotte  für 
den  Fall  eines  Krieges  gegen  den  Dreibund  im  voraus  festgelegt 
hätten.  Man  wisse  in  Deutschland  sehr  gut,  daß  in  einem  solchen 
Falle  die  englische  Flotte  sich  gegen  die  deutschen  Seestreitkräfte 
wenden  würde,  während  die  französische  Flotte  im  Mittelmeer  ope- 
rieren würde,  was  auch  die  Verstärkung  der  Flotte  Österreichs  er- 
klärt  habe. 

Auf  meine  Frage,  ob  der  Chef  unseres  Oeneralstabes  während 
seiner  letzten  Unterredung  mit  dem  Chef  des  französischen  General- 
stabes hiervon  unterrichtet  worden  sei,  antwortete  H.  Pichon,  er 
wisse  es  nicht,  aber  er  halte  es  in  Übereinstimmung  mit  mir  für 
sehr  nützlich,  daß  wir  über  den  Meinungsaustausch,  der  von  Zeit  zu 
Zeit  zwischen  Frankreich  und  England  hinsichtlich  der  Marineange- 
legenheiten stattfinde,  unterrichtet  würden.  Ich  weiß  natürlich  nicht 
genau,  ob  General  Gerngroß  irgendwelche  Mitteilungen  über  die  von 
mir  berührte  Angelegenheit  erhalten  hat,  aber  ich  halte  es  für 
wahrscheinlich,  daß,  da  die  Unterredungen  zwischen  den  Chefs  der 
Generalstäbe  der  Landarmeen  stattgefunden  haben,  die  Fragen  der 
Kriegsmarine  nicht  berührt  worden  sind.  Wenn  dieses  zutrifft,  so 
ist  das  zweifellos  eine  Lücke  in  unseren  Informationen  über  die 
französischen  Pläne  für  den  Fall  eines  europäischen  Krieges,  und 
es  wäre  überaus  wünschenswert,  sie  mit  der  nötigen  Vorsicht  auf 
die  eine  oder  andere  Weise  zu  vervollständigen.  Unser  Marine- 
attache in  Paris,  der  über  die  hiesigen  Marineangelegenheiten  sehr 
gut  unterrichtet  ist,  bestätigte  durchaus  die  Schlußfolgerungen,  die 
ich  aus  der  Unterredung  mit  H.  Pichon  gezogen  habe.  Kapitän 
2.  Ranges  Poguljaew  sagte  mir  hierbei,  daß  er  in  einem  ausführhchen 
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dienstlichen  Bericht,  worin  er  eine  Ühcrsicht  über  seine  nunmehr 
zu  Ende  gehende  Tätigkeit  in  Frankreich  gibt,  gleichfalls  die  Auf- 
merksamkeit unseres  Marineministeriums  darauf  lenke,  daß  es  wün- 
schenswert sei,  eine  unmittelbare  Verbindung  zwischen  dem  russischen 
und  dem  französischen  Marinestab  herzustellen,  die  jetzt  vüllkümmen 
fehlt. 

Genehmigen  Sic  usw. 

I  s  w  o !  s  k  i 


Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den  21 

russischen  Außenminister 

Brief  Paris,  den  15./28.  Februar  1011 

Die  Ministerkrise,  die  in  den  letzten  Tagen  hier  ausbrach,  hat 
nichts  Unerwartetes  an  sich.  Durch  meine  früheren  Berichte  kennen 
Sie  bereits  die  zahlreichen  Versuche,  durch  plötzliche  Angriffe 
H.  Briand  zu  stürzen.  Von  dem  Augenblick  im  vergangenen  Herbst 
an,  wo  H.  Briand  nach  energischer  Bezwingung  des  Eisenbahner- 
streiks die  Herren  Millerand  und  Viviani  aus  seinem  Kabinett  aus- 
geschlossen hatte,  ist  in  der  Regierungsmehrheit  eine  ernsthafte 
Spaltung  entstanden.  Die  äußerste  Linke  dieser  Mehrheit,  diejenigen, 
die  man  Radikalsozialisten  nennt,  hat  unter  der  Führung  der  Herren 
Combes,  Pelletan,  Berteaux,  Cruppi  und  anderer,  darunter  die  Herren 
Millerand  und  Viviani,  die  ich  eben  nannte,  ihre  Absicht,  bei  der 
ersten  Gelegenheit  den  Sturz  von  H.  Briand  herbeizuführen,  nicht 
verborgen.  Die  unbestreitbaren  politischen  Talente  des  letzteren, 
seine  bei  der  Niederschlagung  des  Streikes  und  der  Aufrcchterhaltung 
der  Ordnung  bewiesene  Energie,  seine  gerechte  und  versöhnliche 
Haltung  gegenüber  den  katholischen  Orden,  die  sich  einem  Gesetz 
unterwerfen  mußten,  zu  dessen  Verfassern  H.  Briand  selbst  gehört, 
alles  dies  hat  ihm  lebhafte  Sympathien  und  die  Unterstützung  nicht 
nur  unter  den  gemäßigten  Elementen  seiner  eigenen  Partei,  sondern 
auch  in  konser\ativen  Kreisen  eingetragen,  die  in  Frankreich  zahl- 
reicher sind,  als  man  im  allgemeinen  annimmt.  H.  Briand  selbst 
empfand  die  Gefahr  seiner  Stellung,  hatte  es  aber  dank  seiner  hin- 
reißenden Beredsamkeit  mehrmals  erreicht,  die  republikanische  Majo- 
rität wieder  zu  befestigen  und  sie  um  sein  Programm  „der  Beruhigung 
und  der  sozialen  Ordnung**  zu  scharen.  Aber  der  Kampf  wurde  von 
Tag  zu  Tag  schwieriger  für  ihn,  und  endlich  hat  er  vorgezogen,  die 
Macht  aus  den  Händen  zu  geben,  ohne  die  endgültige  Auflösung 
seiner  Partei  abzuwarten. 

Die  augenblickliche  Krise  ist  eine  besonders  schwere,  und  die 
Lösung,    die    man    ihr   geben    wird,    wird   für    Frankreich    so   oder   so 
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die  ernstesten  Folgen  haben,  sowohl  im  Hinblick  auf  die  inneren 
Angelegenheiten  als  auch  auf  seine  internationale  Stellung.  Wie 
man  aus  dem  Brief  an  den  Präsidenten  der  Republik,  in  dem  H. 
Briand  die  Gründe  für  die  Demission  des  Kabinetts  auseinander- 
setzt, ersehen  kann,  ist  H.  Briand  selbst  davon  überzeugt,  daß  sein 
Programm  „der  Beruhigung"  die  Mehrheit  des  Landes  hinter  sich 
hat,  und  er  empfiehlt,  dieselbe  Politik  weiter  zu  verfolgen,  wenn 
auch  unter  einer  neuen  Leitung.  Ganz  im  Gegenteil  hierzu  sprechen 
die  Politiker,  welche  ihn  gestürzt  haben,  von  der  Notwendigkeit  eines 
aus  Elementen  der  äußersten  Linken  zusammengesetzten  Kabinetts. 
Im  Augenblick,  da  ich  Ihnen  schreibe,  weiß  man  noch  nicht,  welche 
dieser  beiden  Richtungen  sich  durchsetzen  wird.  Die  Persönlichkeit 
des  Präsidenten  der  Republik  spielt  zwar  in  der  laufenden  Politik  eine 
wenig  bedeutende  Rolle,  ist  jedoch  im  Augenblick  der  Lösung  von 
Ministerkrisen  immerhin  ein  sehr  wichtiger  Faktor.  Von  der  Ent- 
scheidung des  Herrn  FaUieres  wird  die  Fortführung  der  vernünftigen 
und  festen  Politik  H.  Briands  oder  aber  die  Rückkehr  Frankreichs 
zu  den  dogmatischen  Experimenten  des  H.  Combes  und  seiner 
Gesinnungsgenossen  abhängen. 

Man  kann  nicht  umhin,  tief  zu  bedauern,  daß,  welches  auch  der 
Ausgang  der  augenblicklichen  Krise  sein  wird,  H.  Pichon,  ermüdet 
durch  eine  intensive  Arbeit  von  fünf  Jahren  und  entmutigt  durch  die 
dauernden  Angriffe  der  extremen  Parteien,  das  Portefeuille  des  Aus- 
wärtigen nicht  behalten  dürfte.  Wir  werden  in  ihm  einen  aufrichtigen 
Freund  Rußlands  und  einen  überzeugten  Anhänger  der  engsten  Ver- 
einigung zwischen  Rußland  und  Frankreich  verlieren. 

Genehmigen  Sie  usw. 

Is  wolski 


22  Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den 

russischen  Aiißenminister 

Brief  Paris,  den  16.  Februar/1.  März  1911 

Erlauben  Sie  mir,  Sie  aufrichtigst  zu  dem  glänzenden  Erfolge, 
den  Sie  in  der  Frage  unserer  Mißverständnisse  mit  China  davon- 
getragen haben,  zu  beglückwünschen.  Ihr  energisches  Auftreten  in 
dieser  Frage  hat  bei  der  französischen  Regierung  eine  durchaus  rich- 
tige Beurteilung  gefunden,  und  die  schnelle  und  günstige  Lösung  hat 
hier  aufrichtige  Freude  hervorgerufen.  Ich  habe  ihre  Anordnungen 
buchstäblich  befolgt,  und  ohne  um  eine  Unterstützung  irgendwie  von 
Seiten  der  französischen  Diplomatie  in  Peking  zu  ersuchen,  habe  ich 
mich  darauf  beschränkt,  H.  Pichon  die  Erklärungen,  die  Sie  dem  Ver- 
treter Frankreichs  in  St.  Petersburg  abgegeben  haben,  zu  bestätigen. 
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Soweit  ich  mich  überzeugen  konnte,  bezeigte  H.  Pichon,  der  China 
und  die  Psychologie  der  Chinesen  gut  kennt,  keine  ernsthafte  Be- 
unruhigung hinsichthch  des  Ausgangs  der  von  uns  in  Peking  unter- 
nommenen Schritte;  doch  habe  ich  einer  indirekten  Quelle  entnommen, 
daß  er  sich,  falls  sich  China,  wider  seine  Erwartung,  eigensinnig  ge- 
zeigt hätte,  darauf  vorbereite,  mit  dem  Vorschlag  hervorzutreten,  Frank- 
reich, England  und  Japan  sollten  eine  freundschaftliche  Vermittlung 
zwischen  uns  und  China  übernehmen.  Ich  hatte  nicht  die  Möglichkeit, 
mich  von  der  Richtigkeit  dieses  Gerüchts  zu  überzeugen,  doch  halte 
ich  es  für  w^ahrscheinlich. 

Wenn  einerseits  das  hiesige  Ministerium  des  Äußeren  und  die 
über  den  erwähnten  Zwischenfall  genau  orientierten  Persönlichkeiten 
in  diesem  Falle  kaltes  Blut  bewahrt  haben,  hat  andererseits  die  fran- 
zösische Presse  nicht  verfehlt,  auch  bei  dieser  Gelegenheit  die  ihr 
eigentümliche  Nervosität  an  den  Tag  zu  legen.  Das  ging  natürlich 
nicht  ohne  Artikel  ab,  die  unsere  aktive  Politik  China  gegenüber  den 
Einwirkungen  von  Berlin  zuschrieben  und  erklärten,  daß  diese  Poli- 
tik eine  unmittelbare  Folge  der  Potsdamer  Unterredung  sei.  Ich  meiner- 
seits habe  mich  nach  Kräften  bemüht,  den  ernstesten  Organen  der 
französischen  Presse  die  gewünschte  Richtung  zu  geben.  In  den  mei- 
sten Fällen  gelang  es  mir  in  befriedigender  Weise;  doch  hat  sich 
meinem  Einflüsse  der  „Temps*'  entzogen,  in  dem,  wie  Sie  wissen, 
H.  Tardieu,  aus  persönlichem  Groll  gegen  H.  Pichon  während  der 
ganzen  letzten  Zeit  jede  Gelegenheit  wahrnimmt,  um  die  französisch- 
russischen Beziehungen  in  ungünstigem  Lichte  darzustellen  und  Miß- 
trauen betreffs  der  Festigkeit  der  Triple-Entente  zu  säen. 

Genehmigen  Sie  usw. 

Is  wolski 


Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den  23 

russischen  Außenminister 

Bericht  Nr.  16  Paris,  den  17.  Februar/2.  März  1911 

In  meinem  Bericht  Nr.  7  vom  20.  Januar/2,  Februar  dieses  Jahres 
hatte  ich  die  Ehre,  Eurer  Hohen  Exzellenz  das  Flottenbauprogramm 
des  französischen  Marineministeriums  auseinanderzusetzen.  Ich  erin- 
nerte daran,  daß  die  beiden  darin  vorgesehenen  Panzerschiffe  schon 
im  Bau  begriffen  sind  und  daß  zwei  andere  noch  im  Laufe  dieses 
Jahres  in  Arbeit  gegeben  werden  sollen. 

Gelegentlich  der  gegenwärtigen  Verhandlungen  in  der  Depu- 
tiertenkammer über  das  Budget  des  Marineamtes  kam  also  die 
Frage  zur  Besprechung,  ob  der  Regierung  die  nötigen  Vollmachten 
zur  Bestellung  der  beiden  neuen  obengenannten  Fahrzeuge  zu  er- 
teilen seien. 
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Während  der  Debatten  über  diese  Angelegenheit  führte  die  Oppo- 
sition, in  Gestalt  der  Sozialisten,  ihre  hauptsächhchen  Angriffe  nach 
zwei  Richtungen  hin  aus. 

Vor  allem  widersetzten  sich  die  Sozialisten  überhaupt  dem  Bau 
der  Schiffe  und  verlangten,  daß  die  Regierung  vor  der  Ausführung 
der  vorgesehenen  Vermehrung  der  Flotte  mit  den  auswärtigen  Mäch- 
ten in  Verhandlungen  über  eine  Beschränkung  der  Rüstungen  zu  Lande 
und  zu  Wasser  eintreten  solle.  H.  Pichon  mußte  kategorisch  darauf 
hinweisen,  daß  ein  derartiger  Beschluß  unannehmbar  sei,  und  ein 
Vertrauensvotum  fordern,  damit  der  besagte  Antrag,  wenigstens  in 
der  Form  wie  er  von  H.  Sembat  eingebracht  worden  war,  zurück- 
gewiesen wurde.  Trotzdem  hielt  es  der  Minister  des  Äußeren  für 
möglich,  darauf  einzugehen,  daß  die  Kammer  über  den  platonischen 
Wunsch  abstimmte,  die  französischen  Delegierten  für  die  nächste  Kon- 
ferenz im  Haag  damit  zu  beauftragen,  im  Einverständnis  mit  den 
Vertretern  der  verbündeten  und  befreundeten  Mächte  die  Frage  der 
Einschränkungen  der  Rüstungen  aufzuwerfen. 

Ein  anderer  Gegenstand,  auf  den  sich  die  Angriffe  der  Sozia- 
listen konzentrierten,  war  der  Beschluß,  die  genannte  Bestellung  nicht 
den  staatlichen,  sondern  privaten  Fabriken  zu  übergeben.  Indem  sie 
für  die  staatlichen  Werftarbeiter  eintraten,  beschuldigten  die  Sozia- 
listen die  Regierung  der  Absicht,  den  Kapitalisten  und  Privatunter- 
nehmern diese  beträchtlichen  Gewinne  zuzuschieben.  Dem  Marine- 
minister gelang  es  aber  nachzuweisen,  daß  augenblicklich  die  staat- 
lichen Werften  Frankreichs  nicht  imstande  seien,  sofort  die  Herstellung 
der  vorgesehenen  Schiffe  in  Angriff  zu  nehmen,  und  daß  es  minde- 
stens neun  Monate  dauern  würde,  bis  die  augenblicklich  in  Anspruch 
genommenen  Hellinge  frei  und  weitere  Vorarbeiten  beendet  sein 
würden. 

In  kurzer  aber  glänzender  und  eingehender  Rede  wies  H.  Del- 
casse  in  seiner  Eigenschaft  als  Vorsitzender  der  Marinekommission  auf 
die  Unzulässigkeit  einer  solchen  Verzögerung  hin,  während  fast  alle 
anderen  Mächte  intensiv  mit  Schiffsbau  beschäftigt  sind. 

Die  Kammer  nahm  mit  riesiger  Mehrheit  (461  gegen  76  Stimmen) 
den  ersten  Artikel  des  Gesetzentwurfes  der  Regierung  an,  durch 
den  die  Inangriffnahme  des  Schiffsbaues  genehmigt  wird;  H.  Del- 
casse  wurde  von  zahlreichen  Deputierten  eine  stürmische  Ovation  dar- 
gebracht, die  wieder  einmal  die  zunehmende  Popularität  des  frühe- 
ren Ministers  des  Äußeren,  auf  die  ich  bereits  hingewiesen  habe, 
zeigte. 

Es  ist  eigenartig,  festzustellen,  daß  H.  Delcasse,  der,  als  er  vor 
anderthalb  Jahren  H.  Clemenceau  stürzte,  den  Zusammenbruch  der 
französischen  Marine  in  so  düsteren  Farben  malte,  sich  jetzt  selbst 
gegen  die  übertrieben  pessimistische  Beurteilung  wendet,  und  daß 
er,  unter  Berufung  auf  die  Verbesserungen,  die  dank  der  neuen  Maß- 
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nahmen  erreicht  wurden,  versichert,  daß  der  Zustand  der  Seestreit- 
kräfte Frankreichs  keine  übertriebenen  Besorgnisse  wegen  der  Sicher- 
heit des  Landes  einzuflößen  brauche. 

Bereits  einige  Tage  zuvor  hatte  sich  H.  Delcasse  in  einer 
Unterredung  mit  einem  Redakteur  des  „Matin",  die  die  Aufmerk- 
samkeit sowohl  der  französischen  wie  der  ausländischen  Presse  stark 
auf  sich  gezogen  hatte,  in  ähnlichem  Sinne  ausgesprochen.  In  dieser 
Unterredung  unterstrich  der  frühere  Minister  des  Äußeren,  getreu  den 
Grundsätzen,  die  er  zur  Grundlage  seiner  Außenpolitik  gemacht  hatte, 
die  Bedeutung  der  Bündnisse  und  Ententen  für  Frankreich,  auf  die 
sich  zur  Zeit  die  internationale  Lage  stützt.  Die  Flotte  der  Repu- 
blik, sagte  er,  ist  zur  Verteidigung  des  Landes  unter  der  Bedin- 
gung der  Aufrechterhaltung  dieser  Bündnisse  und  Ententen  voll  aus- 
reichend. 

Nunmehr  wiederholte  H.  Delcasse  in  seiner  parlamentarischen 
Rede  nochmals  diese  Erklärung,  indem  er  sie  noch  weiter  ausdehnte 
und  auf  die  Notwendigkeit  hinwies,  „die  gegenwärtigen  Bündnisse 
und  Verständigungen  nicht  nur  aufrechtzuerhalten,  sondern  auch  prak- 
tisch in  Anwendung  zu  bringen". 

Genehmigen  Sie  usw. 

I  s  w  o  1  s  k  i 


Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den  24 

russischen  Atfienminister 

Brief  Paris,  den  17.  Februar/2.  März  1911 

Wie  ich  Ihnen  eben  telegraphierte,  ist  augenblicklich,  d.  h.  bei 
der  Abfahrt  des  Kuriers,  die  Liste  des  Kabinetts  noch  nicht  offiziell 
veröffentlicht;  aber  aus  dem,  was  man  über  seine  Zusammensetzung 
schon  sicher  weiß,  kann  geschlossen  werden,  daß  sich  der  Präsident 
der  Republik  aus  bisher  noch  nicht  bekannten  Gründen  unter  den 
beiden,  in  meinem  vorigen  Brief  erwähnten  Alternativen:  entweder 
sich  an  die  gemäßigten  Elemente,  die  sich  H.  Briand  anschließen, 
zu  wenden  oder  auf  die  extremen  radikalen  Anhänger  des  H.  Combes 
zurückzugreifen,  für  die  letztere  entschieden  hat.  Man  versichert,  daß 
H.  Monis  zuerst  versucht  habe,  sich  der  Unterstützung  einiger  Per- 
sönlichkeiten der  gemäßigten  Richtung  zu  vergewissern,  daß  er  aber, 
nachdem  er  sich  eine  Zurückweisung  von  ihrer  Seite  geholt,  sich 
entschieden  der  Linken  zugewandt  habe.  Das  neue  Kabinett  ist  in 
seiner  endgültigen  Gestaltung  ganz  aus  Persönlichkeiten  zusammen- 
gesetzt, die  sich  in  letzter  Zeit  von  H.  Briand  getrennt  haben;  und 
es  macht  in  gewisser  Hinsicht  den  Eindruck  eines  zweiten  Kabinetts 
Combes,  nur  mit  einem  anderen  offiziellen  Chef  an  der  Spitze.  Seine 

3*  35 


zwei  charakteristischen  Züge  sind:  eine  extrem  antiiclerikale  Gesin- 
nung und  eine  Neigung,  die  soziaHstischen  Forderungen,  wie  sie  bei 
dem  letzten  Eisenbahnerstreik  zutage  traten,  zu  befriedigen. 

Die  Ernennung  des  H.  Berteaux  zum  Kriegsminister,  der  diesen 
Posten  schon  im  Kabinett  des  H.  Rouvier  von  1904  bis  1905  inne- 
gehabt hatte,  macht  großen  Eindruck.  Er  machte  sich  damals  be- 
merkbar durch  eine  systematische  Verfolgung  der  Offiziere,  die  reli- 
giöser Neigungen  verdächtig  waren,  und  in  letzter  Zeit  trat  er  als 
wirksamer  Verteidiger  für  die  streikenden  Eisenbahnarbeiter  auf. 

Die  Ernennung  des  H.  Delcasse  zum  Marineminister  verdient  eben- 
falls besondere  Beachtung:  Er  spielte  in  letzter  Zeit  im  Parlament 
hinter  den  Kulissen  eine  sehr  wichtige  Rolle,  und  erst  vor  einigen 
Tagen  setzte  er  sich  in  glänzender  Rede  für  das  neue  Flottenbau- 
programm  ein.  Seine  Ernennung  ruft,  wie  zu  erwarten  war,  eine  leb- 
hafte Befriedigung  in  England  und  eine  unverhohlene  Unzufrieden- 
heit in  Deutschland  hervor,  wo  sich  die  Presse  in  den  der  Kabinetts- 
bildung vorausgehenden  Tagen  in  einer  äußerst  taktlosen  Art  gegen 
ihn  wandte. 

Am  schwierigsten  war  es  für  H.Monis,  einen  Minister  des  Äuße- 
ren zu  finden.  Er  wandte  sich  nacheinander  an  die  Herren  Ribot, 
Poincare  und  de  Selves  (Präfekt  des  Seine-Departements),  erfuhr  aber 
von  diesen  drei  Persönlichkeiten,  die  offenbar  nicht  mit  der  extremen 
Richtung  des  neuen  Kabinetts  sympathisieren,  eine  Ablehnung.  Augen- 
blicklich ist  die  Ernennung  von  H.  Cruppi,  dem  früheren  Handels- 
minister im  Kabinett  Clemenceau,  die  wahrscheinlichste.  Er  ist,  wenn 
man  von  seiner  Teilnahme  an  der  Erhöhung  der  französischen  Zoll- 
tarife absieht,  im  Bereich  der  internationalen  Pohtik  eine  ganz  neue 
Persönhchkeit.  Auch  ist  es  interessant,  daß  er  soeben  von  der  tür- 
kischen Regierung  zum  Anwalt  im  Schiedsgericht  über  die  Forderun- 
gen der  russischen  Gläubiger  an  den  türkischen  Staatsschatz  gewählt 
wurde. 

Indem  ich  mir  eine  genauere  und  begründete  Beurteilung  der 
gegenwärtigen  Ministerkrise  für  ein  anderes  Mal  aufspare,  kann  ich 
mich  nicht  enthalten  auszusprechen,  daß  der  erste  Eindruck,  den  das 
neue  Kabinett  macht,  ein  sehr  ungünstiger,  ja  sogar  ein  beunruhi- 
gender ist.  Nach  H.  Briand,  der  eine  große  staatsmännische  Befähi- 
gung, Mäßigung  und  Gerechtigkeit  in  den  hier  so  zugespitzten  konfes- 
sionellen Fragen,  sowie  eine  außerordentliche  Energie  und  Festigkeit 
in  der  Unterdrückung  der  Eisenbahnarbeiterbewegung  bewiesen  hat, 
kann  man  sich  nun  nicht  mehr  auf  die  Rückkehr  zu  den  Methoden 
des  H.  Combes,  sondern  sogar  vielleicht  auf  neue  Schritte  im  Sinne 
von  Konzessionen  an  die  revolutionären  Forderungen  der  Sozialisten 
gefaßt  machen.  Es  ist  klar,  daß  dies  unbedingt  Befürchtungen  bei 
den  besitzenden  Klassen  der  Bevölkerung  erwecken  muß.  Es  werden 
Stimmen  laut,  die  die  Entschließung  des  H.  Fallieres  durch  den  Wunsch 
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erklären,  durch  ein  Experiment  die  Resultate  des  extremen  l^adikaiis- 
mus  zu  zeigen,  um  dann  wieder  zur  Vermeidung-  des  sozialen  Chaos 
auf  H.  Briand  zurückzukommen.  Wie  dem  auch  sei,  die  gegenwärtige 
neue  Phase,  in  die  nunmehr  die  innere  Politik  Frankreichs  eintritt, 
muß  alle  aufrichtigen  Freunde  Frankreichs  in  ernstester  Weise  be- 
unruhigen. Es  ist  noch  zu  früh,  um  sjch  g*enau  darüber  Rechen- 
schaft ablegen  zu  können,  in  welcher  Weise  diese  Wendung  die  äußere 
Politik  unseres  Verbündeten  beeinflussen  kann;  ich  werde  nicht  ver- 
fehlen, Ihnen  mit  dem  nächsten  Kurier  ganz  eingehend  darüber  zu 
schreiben. 

Genehmigen  Sie  usw.  I  s  w  o  1  s  k  i 

Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den 
russischen  Außenminister 

Brief  Paris,  den  17.  Februar/2.  März  1911 

Sehr  geehrter  Sergei  Dmitriewitsch ! 

Ihre  Absicht,  am  16.  oder  17.  April  Ihre  Reise  nach  Paris  an- 
zutreten, stimmt,  wie  es  scheint,  in  sehr  günstiger  Weise  mit  den 
Plänen  des  Präsidenten  der  Republik  überein,  der  sich  gleich  nach 
den  hiesigen  Ostern  nach  Tunis  begibt.  Seine  Reise  wird  ungefähr 
zwei  Wochen  dauern.  Bald  nach  seiner  Rückkehr  muß  er  seine  offi- 
zielle Reise  nach  Belgien  antreten.  Ihre  Ankunft  kann  daher  gerade 
in  die  Zwischenzeit  zwischen  diesen  beiden  Reisen  fallen. 

Ich  werde  nicht  verfehlen,  rechtzeitig  genaue  Angaben  zu  machen 
und  Ihnen  ein  Programm  für  Ihren  Aufenthalt  in  Paris  vorzuschlagen. 
Vorläufig  erlauben  Sie  mir  nur  der  Hoffnung  Ausdruck  zu  verleihen, 
daß  Sie  unser  Gast  in  der  Botschaft  sein  werden.  Dieses  wird  für 
Sie  in  jeder  Beziehung  am  bequemsten  sein:  ich  kann  Ihnen  im 
unteren  Stock  ein  Schlafzimmer  mit  einem  Badezimmer  usw.  und 
einen  kleinen  Salon  einräumen;  falls  ein  kleineres  Zimmer  gebraucht 
wird,  so  kann  es  Ihnen  im  Hochparterre  angewiesen  werden.  Ich 
kann  Ihnen  auch  einen  sehr  kleinen,  aber  hinreichend  bequemen  Raum 
für  Ihren  Sekretär  anweisen.  Falls  jedoch  auch  Anna  Borisowna  mit 
Ihnen  reisen  sollte,  so  ist  es  leider  gänzlich  unmöglich,  für  Sie  im 
Botschaftsgebäude  in  seiner  jetzigen  Verfassung  eine  bequeme  Unter- 
kunft zu  finden,  und  wir  sind  zu  meinem  größten  Bedauern  der 
Möglichkeit  beraubt,  auch  ihr  vorzuschlagen,  bei  uns  abzusteigen. 
Über  Ihren  Entschluß  bitte  ich  Sie  mich  einige  Tage  vorher  zu  be- 
nachrichtigen, da  man  noch  dieses  oder  jenes  in  Ordnung  bringen 
muß. 

Ich  benutze  die  Gelegenheit,  bei  Ihnen  ein  Wörtchen  zugunsten 
meines  ehemaligen  Kollegen  in  Kopenhagen,  Bakunin,  einzulegen. 
Er  ist  über  die   Aufforderung  Arzimowitschs,   bereits  jetzt  um  seinen 
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Abschied  einzukommen,  d.  h.  anderthalb  Jahre  vor  Erreichung  der 
Altersgrenze,  sehr  verzweifelt.  Ich  kenne  Bakunin  gut.  Er  ist  durch- 
aus anständig,  stammt  aus  guten  Kreisen,  ist  sehr  gebildet  und  nur 
rein  zufällig  aus  der  diplomatischen  Laufbahn  ausgeschieden  und 
im  Konsulat  steckengeblieben.  Ich  schlug  ihm  vor  einigen  Monaten 
vor,  nach  Mexiko  mit  dem  persönlichen  Titel  eines  Ministerresidenten 
zu  gehen,  er  konnte  jedoch  diesen  Posten  infolge  seines  schwachen 
Herzens  nicht  annehmen.  Ohne  jede  Mittel  und  beschwert  durch  die 
Sorge  um  seine  Familie,  möchte  er  leidenschaftlich  gern  wenigstens 
in  extremis  im  äußersten  Falle  den  Posten  eines  Ministerresidenten 
erhalten.  Hierdurch  wäre  ihm  die  höchstmögliche  Pension  sicher.  Ich 
persönlich  war  durchaus  geneigt,  seinen  Wunsch  zu  erfüllen,  denn 
ich  halte  ihn  in  allen  Beziehungen  für  unvergleichlich  gebildeter  als 
verschiedene  Maximoffs,  Hartwigs  usw.  Mein  Weggang  vom  Mini- 
sterium war  für  ihn  ein  schwerer  Schlag.  Als  ich  zum  Nachfolger  des 
Grafen  Lamsdorff  ernannt  worden  war,  hielt  ich  es  für  meine  direkte 
Pflicht,  alle  Wechsel,  die  er  vor  seinem  Weggange  ausgestellt  hatte 
(Bacheracht,  Wolff  u.  a.),  zu  bezahlen.  Dieser  Präzedenzfall  ist  füi 
Sie  natürlich  nicht  verbindlich,  dennoch  erlaube  ich  mir  zu  hoffen, 
daß  Sie  das  oben  Dargelegte  berücksichtigen  und  irgend  etwas  für 
Bakunin  tun  w^erden.  Jedenfalls  bitte  ich  Sie  innigst,  ihn  nicht  zu 
drängen,  daß  er  seinen  Abschied  nehmen  soll;  in  den  übriggebliebe- 
nen anderthalb  Jahren  wird  man  ihn  vielleicht  irgendwo  unterbringen 
können. 

Zum  Schluß  gestatten  Sie  mir,  daß  ich  Sie  nochmals  zum  Erfolg 
in  den  chinesischen  Angelegenheiten  beglückwünsche.  Gebe  Gott,  daß 
Sie  mich  in  diesen  Tagen  auch  durch  die  Nachricht  über  die  glück- 
liche Beendigung  der  Verhandlungen  mit  Berlin  werden  erfreuen  kön- 
nen. Alles  dieses  wird  Ihnen  eine  sichere  Unterlage  für  den  Fall 
geben,  daß  wir  es  im  Frühjahr  mit  einer  Balkankrise  zu  tun  haben 
werden;  dies  beginnt,  wenn  nicht  unausbleiblich,  so  jedenfalls  möglich 
zu  werden. 

Ihr  aufrichtig  ergebener 

Is  wolski 


26  Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den 

russischen  Außenminister 

Geheimtelegramm  Nr.  24  Paris,  den  18.  Februar/3.  März  1911 

Der  neue  französische  Minister  des  Auswärtigen,  Cruppi,  ist  heute 
gleich  nach  seiner  Ernennung  und  vor  jedem  anderen  Besuch  bei 
mir  gewesen;  er  versicherte  mir  in  den  allerkategorischsten  Ausdrük- 
ken,  daß  die  neue  Regierung  in  den  auswärtigen  Fragen  unbeug:- 
sam  die   Politik  des  vorigen   Kabinetts   fortsetzen  und   daß  er  selbst 
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alle  seine  Bemühungen  daransetzen  werde,  um  die  engsten  Bundes- 
beziehungen zwischen  Frankreich  und  Rußland  zu  erhalten  und  zu 
fördern.  In  einem  langen  Gespräche  suchte  er  die  dem  neuen  Kabi- 
nett zugeschriebenen  radikalen  Tendenzen  zu  widerlegen  und  erklärte, 
daß  er  und  seine  Kollegen  höher  als  alles  übrige  die  Ordnung  im 
Innern  und  die  Macht  Frankreichs  nach  außen  hin  stellten.  Das  neue 
Kabinett  wird  in  verständigen  und  gemäßigten  Kreisen  sehr  stark 
kritisiert;  aber  persönlich  hat  Cruppi  auf  mich  einen  guten  Eindruck 
gemacht. 

Is  wols  ki 


Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den  27 

russischen  Außenminister 

Oeheimtelegramm  Nr.  26  Paris,  den  18.  Februar/3.  März  1911 

Nach  Cruppi  besuchte  mich  der  neue  Marineminister  Delcasse, 
das  hei-vorragendste  Mitglied  des  Kabinetts,  dessen  Rückkehr  zur  Macht 
so  lebhaft  von  der  europäischen  Presse  besprochen  wird.  Delcasse 
hat  mir  alles,  was  ich  von  Cruppi  über  die  Unerschütterlichkeit  der 
äußeren  Politik  Frankreichs  und  die  dem  neuen  Kabinett  zu  Unrecht 
zugeschriebenen  radikalen  Tendenzen  gehört  habe,  bestätigt.  Außer- 
dem hat  er  mir  erklärt,  daß  sein  Eintritt  in  das  Ministerium  eine 
Garantie  für  die  besondere  Sorgfalt  bedeutet,  die  man  auf  die  militä- 
rische Kraft  Frankreichs  verwenden  werde.  Seine  nächste  Aufgabe  sei 
die  Schaffung  einer  starken  Flotte,  und  er  hofft,  nicht  später  als  im 
August  oder  September  über  sechs  neue  Panzerschiffe  verfügen  zu 
können.  Er  bürgt  auch  dafür,  daß  das  neue  Kabinett  hinsichtlich  der 
Landarmee  seine  Anstrengungen  verdoppeln  wird.  Obwohl  er  durch- 
aus nicht  die  Absicht  hat,  die  Kompetenz  seines  Ressorts  zu  über- 
schreiten und  Mißtrauen  bei  Deutschland  zu  erwecken,  versicherte 
er  mich  seiner  Bereitschaft,  mit  allen  Mitteln  die  Beziehungen  zwi- 
schen Frankreich  und  Rußland  möglichst  eng  zu  gestalten,  und  bat 
mich,  seine  Gefühle  aufrichtiger  Ergebenheit  für  Rußland  Seiner  Maie- 
stät  dem  Kaiser  zu  Füßen  zu  legen.  Delcasse  verließ  mich,  um  dem 
deutschen   Botschafter  einen   Besuch   abzustatten. 

I  s  w  0 1  s  k  i 

Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den  28 

russischen  Außenminister 

Geheimtelegramm  Nr.  27  Paris,  den  21.  Februar/6.  März  1911 

Das  neue  Kabinett  hat  sich  heute  der  Deputiertenkammer  zum 
erstenmal  vorgestellt.   Der  Ministerpräsident  verlas  die   Erklärung  der 
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Regierung,  von  der  ein  genauer  Auszug  durch  die  Telegraphenagen- 
tur übermittelt  worden  ist.  Obgleich  diese  Erklärung  mit  der  offen- 
sichtlichen Absicht  zusammengestellt  war,  den  Radikalismus  des  Re- 
gierungsprogramms zu  mildern,  wird  sie  wohl  kaum  den  konserva- 
tiven Teil  der  Gesellschaft  beruhigen.  Im  Bereich  der  auswärtigen  An- 
gelegenheiten proklamierte  H.  Monis  die  Unerschütterlichkeit  der  fran- 
zösischen Außenpolitik,  seine  Treue  zum  Bündnis  und  den  Ententen, 
sowie  die  besondere  Sorg-falt,  die  die  Regierung  der  Armee  und  der 
Flotte  zwecks  Erhaltung  des  Friedens  angedeihen  lassen  werde.  Gleich 
nach  Verlesung  der  Erklärung-  begannen  die  Debatten  über  die  ali- 
gemeine Politik  des  Kabinetts. 

I  s  wolski 


29  Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den 

russischen  Ai^ßenminister 

Geheimtelegramm  Nr.  28  Paris,  den  22.  Februar/7.  März  1911 

Während  der  gestrigen  Debatten  betonte  Monis  den  gemäßigten 
Charakter  der  Regierung.  Aber  soweit  die  Erklärung  sich  auf  die 
finanziellen  und  sozialen  Fragen  bezieht  . . .  (Lücke  im  Telegramm) 
besteht  nur  auf  dem  energischen  Kampf  gegen  den  Klerikalismus. 
Die  Kammer  sprach  der  Regierung  ihr  Vertrauen  mit  einer  Mehrheit 
von  200  Stimmen  aus.  Trotz  dieses  ersten  Erfolges  ist  der  allgemeine 
Eindruck  der,  daß  die  Erklärung  Monis'  weder  die  gemäßigten  noch 
die  extremen  Parteien  zufriedengestellt  hat  und  daß  die  Lage  des 
Kabinetts  sehr  wenig  gesichert  ist. 

I  s  w  o  1  s  k  i 


30  Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den 

russischen  Außenminister 

Brief  Paris,  den  1./14.  März  IQll 

Durch  meine  verschiedenen  Telegramme  kennen  Sie  bereits  im 
allgemeinen  die  Umstände,  die  die  Bildung  des  Kabinettes  Monis  be- 
gleiteten, wie  auch  die  besondere  Eigenart  der  neuen  Zusammen- 
setzung der  Regierung.  Bis  jetzt  ist  noch  nicht  recht  klar  ersicht- 
lich, was  eigentlich  den  Präsidenten  der  Republik  dazu  veranlaßt  hat, 
die  Macht  nicht  einem  Mitgliede  der  gemäßigten  republikanischen 
Gruppen,  die  sich  H.  Briand  anschließen,  anzuvertrauen,  sondern 
einem  Anhänger  derjenigen  extremen  Partei,  die  trotz  ihres  großen 
Einflusses  in  der  Kammer  bei  der  letzten  Abstimmung  keine  absolute 
Mehrheit  für  sich  erreicht  hat.  Andererseits  ist  bekannt,  daß  H.  Monis 

40 


anfangs  versucht  hat,  sicli  der  Unterstützung'  einiger  gemäßigter  Per- 
sönhchkeiten,  wie  Ribot,  Develle  und  anderer,  zu  versichern  und  daß 
er  erst  nach  dem  Scheitern  dieser  Bemühungen  sich  dazu  entschloU, 
das  Kabinett  ausschUeßhch  aus  extremen  Elementen  zu  bilden.  All 
dieses  zusammengenommen  bildet  der  allgemeinen  Meinung  nach  eine 
Quelle  der  unbestreitbaren  Schwäche  des  Ministeriums,  und  man  ver- 
spricht ihm  kein  langes  Leben.  Die  Erklärung  des  H.  Monis  hat, 
obwohl  sie  nach  alter  Gewohnheit  eine  ziemlich  beträchtliche  Mehr- 
heit gefunden  hat,  in  Wahrheit  niemand  zufriedengestellt;  die  extre- 
men Parteien  sind  unzufrieden  mit  ihrer  Mäßigung  und  dem  offen- 
sichtlichen Wunsch  des  Kabinetts,  die  erregten  besitzenden  Klassen 
zu  beschwichtigen;  die  gemäßigten  Kreise  befürchten  nach  wie  vor 
die  sozial-revolutionären  Experimente  der  neuen  Minister  und  die  Er- 
neuerung eines  scharfen  Kampfes  auf  religiösem  Gebiet.  Die  wahre 
Haltung  der  Kammer  und  des  Landes  dem  Programm  des  H.  Monis 
gegenüber  wird  alsbald  an  den  Tag  treten,  wenn  die  Regierung  der 
Lösung  der  von  ihr  in  Aussicht  genommenen  Aufgaben  nähertritt, 
hauptsächlich  der  Frage  der  Arbeitergesetzgebung,  der  Einkommen- 
steuer und  der  Wahlreform.  Die  Frage  der  Wiedereinstellung  der 
im  Laufe  des  letzten  Streiks  durch  die  Eisenbahngesellschaften  aus- 
gesperrten Arbeiter  kann  eine  besondere  Zuspitzung  erfahren.  Außer- 
dem wird  das  neue  Kabinett  von  vornherein  eine  ganze  Reihe  sehr 
wichtiger  Entscheidungen  in  der  Marokkofrage  zu  treffen  haben,  die 
sich  in  der  letzten  Zeit  erheblich  verwickelt  hat,  wie  ich  es  in  einem 
besonderen  Briefe  eingehend  berichte. 

Was  die  internationalen  Beziehungen  anbetrifft,  so  habe  ich  Ihnen 
bereits  in  Kürze  die  Erklärungen  mitgeteilt,  die  mir  die  Herren  Cruppi 
und  Delcasse  gemacht  haben.  Seitdem  hatte  ich  lange  Unterhaltungen 
auch  mit  den  Herren  Monis  und  Caillaux.  Sie  alle  haben  mich  in 
der  kategorischsten  Form  der  Unerschütterlichkeit  der  Außenpolitik 
Frankreichs  und  des  absoluten  Festhaltens  des  neuen  Kabinetts  am 
Bündnis  mit  Rußland  versichert.  Wenn  dabei  auch  eine  gewisse  Kri- 
tik an  der  Politik  des  H.  Pichon  laut  wurde,  so  geschah  dies  nur 
im  Sinne  der  vor  kurzem  erschienenen  Zeitungsartikel,  in  denen  der 
Vorgänger  des  H.  Cruppi  beschuldigt  wurde,  die  Triple-Entente  für 
die  gemeinsamen  Ziele  Frankreichs,  Rußlands  und  Englands  nicht  ener- 
gisch genug  angewandt  und  ausgenutzt  zu  haben.  Obgleich  H.  Del- 
casse zu  betonen  versuchte,  daß  er  nicht  die  Absiciit  habe,  die  Gren- 
zen des  ihm  anvertrauten  Marineministeriums  zu  überschreiten,  so  wird 
er  der  allgemeinen  Meinung  nach  doch  unstreitig  die  Tätigkeit  des 
H.  Cruppi  beeinflussen,  da  letzterer  in  den  äußeren  Angelegenheiten 
sehr  wenig  bewandert  ist.  In  den  Unterredungen,  die  er  mit  mir 
hatte,  versuchte  der  obengenannte  Minister  hauptsächlich  mich  da- 
von zu  überzeugen,  daß  die  neue  Regierung  nicht  nur  keine  Schwä- 
chung der  Militärmacht   Frankreichs   zulassen,   sondern   sich  noch   cnt- 
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schlossener  für  die  Entwicklung  der  Streitkräfte  zu  Wasser  und  zu 
Lande  einsetzen  werde.  H.  Delcasse  erklärte  mir,  daß,  obwohl  wieder 
„Zivilisten"  an  der  Spitze  der  beiden  militärischen  Ämter  stünden, 
doch  die  ganze  frühere  Organisation  der  höheren  militärischen  Ver- 
waltungen, wie  sie  General  Brun  und  Admiral  Boue  eingeführt  haben, 
beibehalten  bleiben  wird.  Was  im  besonderen  die  französischen  Marine- 
streitkräfte anbelangt,  so  gebe  seine,  Deicasses,  Ernennung  zum  Marine- 
minister die  Gewähr,  daß  der  Flotte  eine  ganz  besondere  Aufmerk- 
samkeit geschenkt  werden  wird,  und  er  hofft,  nicht  später  als  im 
August/September  des  laufenden  Jahres  über  ein  neues  Panzergeschwa- 
der zu  verfügen. 

Ich  befleißigte  mich  in  meiner  Antwort  auf  die  Erklärungen  der 
neuen  französischen  Minister  zu  betonen,  daß  wir  keineswegs  die 
Absicht  hätten,  über  die  Zweckmäßigkeit  dieser  oder  jener  Zusam- 
mensetzung der  Ministerien  oder  die  Ersprießlichkeit  dieses  oder  jenes 
Programms  der  inneren  Politik  zu  urteilen,  sondern  nur  eines  wünsch- 
ten: das  verbündete  Frankreich  auf  der  höchsten  Stufe  seines  Ge- 
deihens zu  sehen.  Auf  internationalem  Gebiet  zweifelten  wir  nicht 
einen  Augenblick  an  der  Kontinuität  der  französischen  Außenpolitik 
und  an  der  Bündnistreue  uns  gegenüber.  Im  allgemeinen  scheint  es 
mir  wenig  wahrscheinlich,  daß  das  neue  Kabinett  auf  dem  Gebiet 
der  sozialen  Fragen  sehr  weit  auf  dem  Wege  der  radikalen  Expe- 
rimente fortschreitet,  und  ich  nehme  an,  daß  es  vor  allem  versuchen 
wird,  die  extremen  Parteien  durch  eine  energische  antiklerikale  Poli- 
tik zu  befriedigen,  das  heißt  gerade  in  dem  Bereich,  der  uns  am 
w^enigsten  interessiert. 

Bis  jetzt  habe  ich  während  meiner  Unterredungen  mit  dem  neuen 
Minister  des  Äußeren  noch  keine  Gelegenheit  gehabt,  die  verschiede- 
nen auf  der  Tagesordnung  stehenden  Fragen  anzuschneiden.  H.  Cruppi 
hat  mich  gebeten,  ihm  Zeit  zu  lassen,  die  Angelegenheiten  in  ihren 
Einzelheiten  kennenzulernen.  Daraufhin  will  er  mir  eine  besondere 
Zusammenkunft  zur  Prüfung  alles  dessen,  was  in  diesem  Augenblick 
die  Aufmerksamkeit  der  russischen  und  französischen  Regierungen  er- 
regt, bestimmen. 

Genehmigen  Sie  usw.  Iswolski 


31  Der  stellvertretende  russische  Außenminister 

an  den  russischen  Botschafter  in  Paris 

Geheimtelegramm  Nr.  265  St.  Petersburg,  den  2./15.  März  1911 

Beziehe  mich  auf  Nekludows  Telegramm  vom  13.  November 
Nr.  79. 

Nach  unseren  Nachrichten  stehen  die  Verhandlungen  zwischen 
der  chinesischen   Regierung  und  dem   Ihnen   bekannten  Syndikat  der 
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amerikanischen,  französischen,  englischen  und  deutschen  Bankiers  zum 
Zwecke  der  Munopolisierunj,^  der  chincsisclien  Anleihen  über  die  Rege- 
lung einer  Anleihe  von  230  Millionen  {"ranken  vor  dem  Abschluß.  Ein 
Teil  dieser  Summe  ist  für  die  Bedürfnisse  der  Mandschurei  bestimmt. 
Man  kann  vermuten,  daß  die  augenblickliche  Anleihe  nur  die  erste 
einer  Reihe  zukünftiger  ausländischer,  für  China  unentbehrlicher  An- 
leihen ist. 

Im  Hinblick  auf  die  Zusicherungen,  die  Pichon  Nekludow  ge- 
geben hat,  indem  er  sagte,  daß  die  französische  Regierung  die  Ko- 
tierung chinesischer  Anleihen,  die  politische  Ziele  gegen  Rußland  und 
Japan  hätten,  an  der  Pariser  Börse  nicht  zugelassen  würden,  ist  es 
für  uns  wichtig,  die  Haltung  des  neuen  Kabinetts  zu  dieser  Frage  auf- 
zuklären und  von  Cmppi  eine  analoge  Zusicherung  zu  erhalten. 

Außerdem  wäre  es  erwünscht,  zu  wissen,  ob  und  zu  welchem 
Termin  die  französische  Regierung  das  Monopol  des  besagten  Syndi- 
kates anerkannt,  dessen  Wirkungsdauer  gemäß  dem  von  den  Vertretern 
der  beteiligten  Bankgruppen  unterzeichneten  Vertrage  am  31.  Dezember 
1912  abläuft,  sich  jedoch  bis  zur  Kündigung  durch  einen  der  Teilnehmer 
automatisch  weiterverlängert. 

Es  wäre  auch  interessant,  die  Bedingungen  der  obenerwähnten 
chinesischen  Anleihe,  die  das  Syndikat  gerade  zum  Abschluß  bringt, 
zu  kennen. 

Wollen  Sie  bitte  in  dem  oben  angedeuteten  Sinne  mit  dem 
Minister  des  Äußeren  darüber  sprechen  und  über  das  Weitere  tele- 
graphieren. 

N  e  r  a  t  o  w 


Der  stellvertretende  russische  Außenminister  32 

an  den  russischen  Botschafter  in  Paris 

Geheimtelegramm  St.  Petersburg,  den  3./16.  März  1911 

Beziehe  mich  auf  mein  Telegramm  Nr.  265. 

(Chiffriert.) 

Der  französische  Botschafter  hat  mich  besucht  und  mir  mitgeteilt, 
daß  das  von  den  vier  Bankgruppen,  die  das  Syndikat  zur  Finanzierung 
der  chinesischen  Anleihen  bilden,  ausgearbeitete  Projekt  über  die 
Bedingungen  der  Kontrolle  bezüglich  der  geplanten  Anleihe  von 
250  Millionen  Franken  nicht  bald  verwirklicht  werden  kann.  Die 
Amerikaner  haben  den  anderen  Teilnehmern  vorgeschlagen,  daß  der 
Finanzberater  der  Reihe  nach  von  jeder  der  beteiligten  Nationen  er- 
nannt werden  solle.  Die  französische  Gruppe  hält  das  für  unmöglich 
und  schlägt  vor,   daß   der   Finanzberater   einer  Macht   zweiten   Ranges 
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angehören  solle,  die  nicht  näher  an  den  chinesischen  Angelegenheiten 
interessiert  sei. 

Die  französische  Regierung  fühlt  sich  verpflichtet,  das  Syndikat 
auf  jeden  Fall  bis  zum  Ablauf  der  zweijährigen  Frist  zu  unterstützen, 
für  die  es  gebildet  wurde,  d.  h.  bis  zum  31.  Dezember  1912;  sie  sieht 
also  die  Möglichkeit  voraus,  daß  es  sich  nach  einiger  Zeit  auflöst  und 
daß  ihm  dann  die  offizielle  Unterstützung  versagt  wird. 

Der  Botschafter  hat  mir  versprochen,  daß  bei  allen  Operationen 
des  Syndikats  unsere  Wünsche  berücksichtigt  werden,  sowohl  die  bis- 
her ausgesprochenen,  als  auch  die  in  Zukunft  geäußerten. 

N  e  r  a  t  o  w 


33  Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den 

russischen  Außenminister 

Bericht  Nr.  22  Paris,  den  3./16.  März  1911 

Die  Polemik,  die  schon  früher  zwischen  den  deutschen  und  fran- 
zösischen Zeitungen  wiederholt  über  die  bekannte,  in  die  französische 
Armee  eingegliederte  Fremdenlegion  geführt  wurde,  ist  in  letzter  Zeit 
mit  neuer  Kraft  ausgebrochen.  Entrüstet  darüber,  daß  es  in  den  Rei- 
hen dieser  Legion  eine  große  Anzahl  Deutscher  gibt,  beschuldigt  die 
deutsche  Presse  Frankreich,  die  Legionäre  durch  die  unsaubersten 
Mittel  an  sich  zu  ziehen,  und  deshalb  schildert  sie,  um  diejenigen, 
die  noch  beabsichtigen  sollten,  in  die  genannte  Legion  einzutreten, 
von  dieser  Idee  abzubringen,  die  Härte  der  Dienstordnung,  der  sie 
dort  unterworfen  werden,  in  düsteren  Farben  und  scheut  nicht  ein- 
mal vor  der  Drohung  zurück,  Frankreich  durch  einen  internationalen 
Druck  zur  Auflösung  der  genannten  Legion  zu  bringen.  Wie  Eure 
Hohe  Exzellenz  sicherlich  schon  wissen,  hat  sich  der  deutsche 
Kriegsminister  diesen  Presseangriffen  angeschlossen,  und  sich  in  einer 
Reichstagssitzung  für  die  Notwendigkeit  eingesetzt,  Maßnahmen  zu 
ergreifen,  um  in  Zukunft  dem  Andrang  Deutscher  zu  der  Legion  vor- 
zubeugen. 

Diese  Einmischung  eines  Mitgliedes  der  deutschen  Regierung  er- 
regte die  französischen  Zeitungen  ganz  besonders,  die  ziemlich  ein- 
mütig in  langen  Artikeln  die  Beschwerden  sowohl  über  die  Art  der 
Rekrutierung  wie  auch  über  die  Dienstordnung  der  Legion  zurück- 
weisen. Gleichzeitig  beschuldigt  die  hiesige  Presse  ihrerseits  Deutsch- 
land, diese  Streitfrage  absichtlich  zum  Zwecke  von  Reibungen  aufge- 
worfen zu  haben,  die  seine  aggressiven  Absichten  Frankreich  gegen- 
über rechtfertigen  könnten. 

Während  nun  auf  diesem  Gebiet  die  öffentliche  Meinung  der  bei- 
den Länder  neuerdings  wieder  gegeneinander  aufgehetzt  ist,  hat  die 
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französische  Regierung  gerade  bezüglich  der  Fremdenlegion,  die  einen 
Zankapfel  bildet,  kürzlich  eine  Resolution  angenommen,  die  zu  melden 
ich  für  nützHch  halte. 

Wie  bekannt,  fordert  man  von  den  Ausländern,  die  dieser  Legion 
beitreten  wollen,  keinerlei  Personalausweise;  infolgedessen  steht  der 
Eintritt  für  jedermann,  selbst  für  Deserteure  und  sogar  Verbrecher, 
solange  sie  nicht  identifiziert  sind,  in  uneingeschränkter  Weise  offen. 
Die  einzige  Einschränkung  der  Zulassung,  die  bis  zum  letzten  Jahr 
bestand,  bildete  die  Ablehnung  von  Personen,  die  offenbar  minder- 
jährig waren.  Zugleich  wurden  diese  letzteren,  falls  es  ihnen  trotz- 
dem gelungen  war,  in  die  Legion  aufgenommen  zu  werden,  auf  den 
Antrag  ihrer  Eltern,  der  durch  den  diplomatischen  Vertreter  ihres 
Landes  unterstützt  war,  gewöhnlich  wieder  entlassen. 

Diese  Einschränkung  wurde  durch  ein  Dekret  vom  15.  Januar  ver- 
gangenen Jahres  aufgehoben.  Seitdem  hat  die  französische  Regierung 
daran  festgehalten,  daß  jeder  Minderjährige,  der  bei  seinem  Eintritt 
in  die  Legion  eine  freiwillige  Dienstverpflichtung  für  die  bestimmte 
Zeit  auf  sich  genommen  hatte,  nicht  vor  deren  Ablauf  verabschiedet 
werden  konnte. 

Im  Anfang  dieses  Jahres  erhob  jedoch  die  italienische  Botschaft 
in  Paris  gelegentlich  eines  besonderen  Falles  dieser  Art  Protest,  in- 
dem sie  sich  auf  Artikel  1  der  von  Frankreich  unterzeichneten  Haager 
Konvention  vom  12.  Juni  1902  berief,  der  festsetzt,  daß  auf  Minder- 
jährige die  Gesetze  ihres  eigenen  Vaterlandes  angewandt  werden  müß- 
ten. Gemäß  der  italienischen  Gesetzgebung  sind  analog  den  für  die- 
sen Fall  gültigen  Bestimmungen  in  Frankreich  die  Abmachungen  von 
Personen  unter  18  Jahren  ohne  die  Einwilligung  ihrer  Eltern  nichtig. 

Angesichts  des  Widerspruches  zwischen  den  oben  angeführten 
neuen  Vorschriften  und  den  Bestimmungen  der  Haager  Konvention 
mußte  die  französische  Regierung  durch  ein  Dekret  vom  11.  Februar 
dieses  Jahres  das  Dekret  von  1910  aufheben,  und  die  frühere  Ein- 
schränkung bei  der  Zulassung  Freiwilliger  zur  Fremdenlegion  wieder- 
herstellen. 

Wie  man  sieht,  wurde  diese  Maßnahme  durch  die  Einmischung 
Italiens  bewirkt,  und  deshalb  haben  die  deutschen  Zeitungen  Unrecht, 
wenn  sie  versuchen,  sie  auf  ihre  Aktion  zurückzuführen.  Dadurch  haben 
sie  nur  eine  weitere  Vergiftung  der  Auseinandersetzungen  mit  der  fran- 
zösischen Presse  erreicht. 

Was  nun  die  Fremdenlegion  selbst  anbelangt,  so  wird,  wie  man 
auch  diese  eigenartige  Institution  beurteilen  mag,  Frankreich  sich  wohl 
kaum  leicht  zu  ihrer  Aufhebung  entschließen,  denn  diese  Truppe,  die 
in  ihren  Reihen  eine  Menge  verschiedenartiger  Elemente  von  sehr 
fragwürdiger  Moral,  aber  von  verzweifelter  Tapferkeit  und  ungewöhn- 
licher Ausdauer  zählt,  ist  für  die  französische  Republik  von  großem 
Nutzen.   Natürlich   schont   man   sie   weniger   als   die    Regimenter  der 
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Heimat;  sie  versieht  einen  sehr  schweren  Dienst  an  den  Grenzen 
Algeriens  und  entsendet  mitunter  besondere  Abteilungen  ihrer  For- 
mation zu  den  in  anderen  Kolonien  geführten  Kriegen.  Wenn  sie 
verschwände,  müßte  Frankreich,  um  diese  Lücke  auszufüllen,  neue 
Zehntausende  von  Soldaten  unter  die  Waffen  rufen,  die  es  aus  dem 
Schoß  seiner  eigenen,  ohnehin  schon  abnehmenden  Bevölkerung  neh- 
men müßte. 

Genehmigen  Sie  usw. 

I  s  w  o  1  s  k  i 


34  Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den 

russischen  Außenminister 

Bericht  Nr.  23  Paris,  den  3./16.März  1911 

Nach  Empfang  des  Briefes  Euer  Hohen  Exzellenz,  Nr.  277  vom 
16.  Februar,  habe  ich  nicht  verfehlt,  im  französischen  Außenministe- 
rium Auskünfte  gemäß  dem  Inhalte  des  dem  genannten  Briefe  bei- 
gefügten Geheimtelegramms  unseres  Pekinger  Botschafters  Nr.  112  vom 
9./22.  Februar  einzuholen. 

Ich  beehre  mich  nunmehr,  beiliegend  eine  Abschrift  der  Denk- 
schrift zu  übersenden,  die  mir  das  französische  Ministerium  des  Aus- 
wärtigen überreicht  hat  und  die  die  uns  interessierenden  Informa- 
tionen enthält,  ebenso  wie  die  Erklärungen  der  Regierung  der  Repu- 
blik über  ihre  Haltung  zu  der  Frage  der  nächsten  chinesischen  An- 
leihe. 

Genehmigen  Sie  usw. 

Is  wolski 


Zu  Nr.  23  Paris  1911 

In  einer  Aufzeichnung  vom  6.  März  dieses  Jahres  hat  der  rus- 
sische Botschafter  den  Wunsch  zum  Ausdruck  gebracht,  die  Nach- 
richten, die  das  französische  Ministerium  des  Auswärtigen  hinsicht- 
lich der  chinesisch-amerikanischen  Verhandlungen  über  die  Anleihe 
von  250  Millionen  besitzt,  und  eventuell  auch  den  Standpunkt  der 
Regierung  der  Republik  zu  dieser  Frage  kennenzulernen. 

Nach  den  aus  Peking  und  Washington  eingetroffenen  Informa- 
tionen nähern  sich  die  Verhandlungen  einer  Lösung,  indem  China  sich 
dazu  verstanden  zu  haben  scheint,  die  Ernennung  eines  finanziellen 
Beraters  anzunehmen,  und  den  als  unentbehrlich  angesehenen  Garantien 
wie  der  Kontrolle  der  Verwendung  der  Anleihe  zuzustimmen. 

Andererseits  scheint  die  amerikanische  Regierung,  obwohl  sie  die 
Ernennung  eines  amerikanischen  Beraters  verlangt  hatte,  dazu  geneigt, 
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sich  mit  der  Ernennung  eines  neutralen  Beraters  einverstanden  zu 
erklären;  sie  besteht  ferner  auf  der  Organisation  der  Kontrolle  des 
Anleihekapitals. 

Im  Einverständnis  mit  der  englischen  und  deutschen  Regierung 
hat  sich  die  französische  Regierung,  nach  dem  Grundsatze  der  üleich- 
berechtigung  der  Teilnehmer  und  aus  Rücksicht  auf  die  Vorbehalte 
der  russischen  Regierung,  der  Ernennung  eines  amerikanischen  Be- 
raters widersetzt.  Sie  hat  dagegen  die  Einsetzung  eines  von  einer  nicht 
interessierten  Macht  stammenden  Beraters  angenommen,  unter  dem 
Vorbehalt,  daß  seine  Befugnisse  strikt  auf  die  gegenwärtige  Anleihe 
begrenzt  würden,  und  daß  die  Kapitalien,  die  aus  der  Finanzreform 
gewonnen  werden  könnten,  in  der  Mandschurei  nicht  unter  Bedin- 
gungen verwandt  würden,  die  von  Rußland  und  Japan  Einwände  her- 
vorrufen könnten. 

Das  ist  der  Stand  der  Frage  der  Anleihe  von  250  Millionen. 
Die  Verhandlungen  sind  übrigens  noch  nicht  beendigt  und  die  Ein- 
zelheiten der  Garantien  und  der  Kontrolle  der  Kapitalien  noch  nicht 
definitiv  beschlossen.  Wie  man  im  ganzen  annehmen  kann,  wird  die 
Regierung  der  Republik  nur  an  einem  Verfahren  teilnehmen,  das  die 
legitimen  Interessen  seiner  Verbündeten  und  Freunde  wahrt  und  ihren 
eigenen  Geldgebern  alle  wünschenswerten  Sicherheiten  bietet. 

Paris,  den  13.  März  1911. 


Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den  35 

russischen  Aiißenminister 

Brief  Paris,  den  3./16.  März  1911 

Wie  Sie  bereits  durch  meinen  vorigen  Brief  wissen,  mußte  das 
neue  Kabinett  gleich  zu  Anfang  seines  Bestehens  einige  sehr  wichtige 
Entscheidungen  in  der  Marokkofrage  treffen.  Im  Laufe  der  letzten 
Zeit  hat  sich  die  Lage  sowohl  in  dem  von  Frankreich  besetzten  Be- 
reich der  Chaouia  als  auch  in  Fez  selbst  außerordentlich  kompli- 
ziert. Einerseits  ist  es  den  französischen  Truppen  bis  jetzt  noch  nicht 
gelungen,  die  Urheber  des  Angriffes,  dem  vor  einigen  Wochen  der 
Oberst  Marchand  zum  Opfer  fiel,  zu  bestrafen.  Andererseits  trafen 
hier  immer  beunruhigendere  Nachrichten  über  die  Lage  der  militäri- 
schen Streitkräfte  des  Sultans  Mulei-Hafid  ein,  die  von  den  aufständi- 
schen Stämmen  bedrängt  werden.  In  diesen  Tagen  verbreitete  sich 
sogar  das  soeben  dementierte  Gerücht,  daß  der  Chef  der  französi- 
schen Militärmission  in  Fez,  Oberst  Mangin,  der  Befehlshaber  der 
Mehalla  des  Sultans,  in  einem  Gefecht  gefallen  sei.  Abgesehen  von 
den  Schwierigkeiten,  sich  in  einer  so  komplizierten  Frage  zurechtzu- 
finden, war  der  neue  Minister  des  Auswärtigen  dem  Druck  von  selten 
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verschiedener  Parteien  der  Kammer  ausgesetzt,  von  denen  die  einen, 
mit  H.  Jaures  an  der  Spitze,  die  schleunigste  Aufhebung  der  Be- 
setzung der  Chaouia  forderten,  während  die  anderen  auf  der  raschen 
Bestrafung  der  an  der  Ermordung  des  Obersten  Marchand  Schul- 
digen sowie  überhaupt  auf  einer  energischen  Politik  innerhalb  der 
Grenzen  Marokkos  bestanden.  General  Moinier,  Chef  der  Okkupations- 
truppe, der  sich  gerade  in  Paris  befindet,  erbat  erhebliche  Verstär- 
kungen und  schlug  vor,  eine  Strafexpedition  zu  organisieren.  Es  scheint, 
daß  man  selbst  im  Schöße  des  Kabinetts  bezüglich  der  marokkani- 
schen Angelegenheiten  nicht  völlig  einig  war,  und  die  verschieden- 
sten Nachrichten  über  die  Absichten  der  Regierung  drangen  ins  Publi- 
kum. Schließlich  wurden  von  H.  Jaures  und  einigen  anderen  Depu- 
tierten der  Kammer  Interpellationen  über  die  besagten  Angelegenheiten 
eingebracht. 

Der  Ministerrat,  der  gestern  unter  dem  Vorsitz  des  Präsidenten 
der  Republik  zusammentrat,  prüfte  alle  die  oben  aufgeführten  Fragen 
und  nahm  die  folgenden  Entschließungen  an,  über  die  der  Öffent- 
lichkeit und  den  Zeitungen  durch  die  Vermittlung  der  Agentur  Havas 
ein  Kommunique  übergeben  wurde: 

Zwei  Bataillone  und  zwei  Abteilungen  Gebirgsartillerie  werden 
zur  Aufrechterhaltung  der  Ordnung,  zur  Verteidigung  der  Häfen  und 
zum  Schutz  des  Handels  im  Bereiche  der  Region  der  Chaouia  nach 
Casablanca  gesandt  werden. 

Andererseits  hat  sich  die  französische  Regierung  auf  Grund  des 
Versprechens  Mulei-Hafids,  die  Urheber  des  Meuchelmordes  an  Oberst 
Marchand  durch  seine  eigenen  Truppen  zu  bestrafen,  dahin  entschie- 
den, die  genaue  Ausführung  dieser  Verpflichtung  zu  überwachen. 

EndUch  hat  der  Ministerrat  dem  Projekt  eines  Finanzabkommens 
mit  der  Regierung  des  Scherifen  zugestimmt,  auf  Grund  dessen  dem 
Maghzen  genügende  Mittel  zur  Verfügung  gestellt  werden,  um  eine 
Militärmacht  zu  organisieren,  die  imstande  ist,  die  Autorität  des  Sul- 
tans über  die  Stämme  aufrechtzuerhalten,  die  Hafenpolizei  zu  unter- 
halten, die  notwendigen  öffentlichen  Arbeiten  auszuführen  und  die  alten 
Schulden  abzuzahlen. 

Auf  diese  Weise  hat  sich  die  Regierung  gewissermaßen  zu  einer 
mittleren  Linie  entschlossen:  Die  Okkupationstruppe  wird  vermehrt, 
aber  die  Strafexpedition  findet  nicht  statt.  Die  Bestrafung  des  schul- 
digen Stammes  ist  dem  Sultan  anvertraut,  aber  gewissermaßen  unter 
französischer  Überwachung.  Die  nächste  Zukunft  wird  zeigen,  ob 
H.  Cruppi  auf  diesem  Wege  das  Ziel,  das  er  sich  gesteckt  hat,  er- 
reichen wird.  Gestern,  gleich  nach  Veröffenthchung  des  Regierungs- 
kommuniques über  die  Ministerratssitzung,  wurde  in  der  Kammer  ein 
Versuch  gemacht,  H.  Cruppi  dazu  zu  bewegen,  unverzüglich  Erklä- 
rungen über  die  Marokkofrage  abzugeben.  Dies  wies  der  Minister 
zurück  und  wurde  darin  durch  eine  beträchthche  Mehrheit  unterstützt. 
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Die  Prüfung  der  cin^a*braclitcri  Interpellationen  ist  auf  den  21.  März 
festgesetzt,  und  bei  dieser  üelegetiheit  wird  H.  (JrupjM  das  Programm 
seiner  Marokkopolitik  im  einzelnen  darlegen. 

Genehmigen  Sie  usw. 

I  s  w  o  1  s  k  i 


Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den  36 

russischen  Außenminister 

Brief  Paris,  den  3./16.  März  1911 

H.  Ouppi,  den  ich  eben  gesehen  habe,  hat  sich  immer  noch 
nicht  mit  den  laufenden  Geschäften  genügend  bekannt  gemacht,  um 
mit  mir  in  einen  Meinungsaustausch  über  verschiedene  uns  inter- 
essierende Fragen  treten  zu  können.  Im  besonderen  hat  er  noch 
nicht  die  Zeit  gehabt,  sich  über  die  Bagdadbahn  und  überhaupt  die 
Eisenbahnbauten  in  der  Türkei  eine  bestimmte  Ansicht  zu  bilden. 
H.  Bompard,  der  soeben  aus  Konstantinopel  hier  eingetroffen  ist,  soll 
ihm  in  diesen  Tagen  einen  ausführlichen  Bericht  über  diese  Fragen 
vorlegen.  Außerdem  hat  Cruppi  die  beiden  Brüder  Cambon,  die  fran- 
zösischen Botschafter  in  London  und  Berlin,  herbeigerufen.  Erst  nach 
einer  Unterredung  mit  ihnen  wird  sich  der  neue  Minister  des  Äuße- 
ren in  den  obenerwähnten  Fragen  für  genügend  vorbereitet  halten. 
Meinerseits  habe  ich  mich  für  verpflichtet  gehalten,  H.  Cruppi  an 
das  Versprechen  seines  Vorgängers  zu  erinnern,  mich  stets  über  diese 
Angelegenheiten  auf  dem  laufenden  zu  halten  und  nichts  auf  diesem 
Gebiete  ohne  einen  vorhergehenden  Meinungsaustausch  mit  uns  zu 
unternehmen.  H.  Cruppi  beeilte  sich,  mit  der  größten  Bereitwillig- 
keit dieses  Versprechen  zu  erneuern,  und  erklärte,  er  werde  sogleich 
nach  seiner  Beratung  mit  den  Herren  P.  und  J.  Cambon  und  Bom- 
pard eine  Zusammenkunft  für  eine  eingehende  Besprechung  mit  mir 
festsetzen. 

Obwohl  H.  Cruppi  augenscheinlich  nicht  gewillt  war,  auf  die 
von  mir  angeschnittenen  Fragen  sofort  näher  einzugehen,  benutzte 
ich  die  Gelegenheit  zu  versuchen,  die  Eindrücke  richtigzustellen,  die 
er  aus  verschiedenen,  hauptsächlich  englischen  Zeitungen  gewonnen 
hatte.  Die  Zeitungen  stellen  die  Sache  unter  folgendem  Gesichts- 
winkel dar:  Rußland  habe  in  Potsdam  England  und  Frankreich  in 
der  Bagdadfrage  gegen  entsprechende  Zugeständnisse  in  Persicn  im 
Stiche  gelassen.  Es  habe  dadurch  die  Stellung  des  Londoner  und 
Pariser  Kabinetts  in  dieser  Frage  bedeutend  geschwächt  und  erschwert. 
Ich  erklärte  H.  Cruppi,  daß  unser  geplantes  Abkommen  mit  Deutsch- 
land hinsichtlich    Persiens   weder  der  Frage   der  Zweiglinie    Bagdad— 
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Khanekin  noch  den  anderen  mit  der  Bagdadbahn  in  Verbinduiig  ste- 
henden Fragen  vorgegriffen  habe,  daß  unser  Versprechen,  uns  der 
Beteiligung  fremden  Kapitals  am  Bagdadunternehmen  nicht  zu  wider- 
setzen, nicht  nur  die  Stellung  Englands  und  Frankreichs  nicht  schwächte, 
sondern  im  Gegenteil  nur  den  Vorwand  zu  ständigen  Klagen  der 
englischen  und  französischen  Finanzkreise  über  uns  aus  der  Welt  räume. 
Zusammenfassend  sprach  ich  nochmals  die  lebhafte  Hoffnung  aus, 
daß  das  Pariser  Kabinett  in  der  vorliegenden  Frage  keinen  Beschluß 
fassen  werde,  ohne  uns  verständigt  zu  haben. 

Eingehendere  Erklärungen  machte  mir  H.  Cruppi  zur  marokkani- 
schen Frage,  der  er  anfangs  seine  ganze  Aufmerksamkeit  widmen 
mußte.  Sie  kennen  durch  meinen  letzten  Brief  schon  die  Entscheidun- 
gen, die  er  getroffen  hat.  H.  Cruppi  sagte  mir,  es  sei  hierbei  seine 
Hauptsorge  gewesen,  einerseits  die  festen  Schranken  der  Algeciras- 
akte  nicht  zu  überschreiten  und  andererseits  positive  Ergebnisse  zu 
erzielen,  ohne  auf  eine  teure  militärische  Expedition  zurückzugreifen. 
Er  gründet  seine  Hoffnungen  hauptsächlich  auf  den  Plan  finanzieller 
Hilfe,  die  dem  Sultan  gewährt  werden  soll,  wobei  Frankreich  vor- 
läufig auf  die  jährliche  Schuldentilgung,  zu  der  die  Regierung  des 
Scherifen  gegenwärtig  ihm  gegenüber  verpflichtet  ist,  wird  verzichten 
müssen.  Auf  meine  Frage,  ob  er  nicht  von  selten  Deutschlands  irgend- 
welche Schwierigkeiten  voraussehe,  antwortete  H.  Cruppi,  es  scheine 
ihm,  daß  man  in  dieser  Hinsicht  ruhig  sein  könne,  da  seine  Ent- 
scheidungen sich  streng  an  die  Algecirasakte  und  an  das  französisch- 
deutsche Abkommen  von  1909  hielten.  Außerdem  dementierte  er  kate- 
gorisch das  von  den  Zeitungen  lancierte  Gerücht,  daß  die  deutsche 
Regierung  vermittels  eines  Druckes  in  der  Marokkofrage  von  dem 
Pariser  Kabinett  bestimmte  Versprechungen  in  der  Frage  der  Bagdad- 
bahn zu  erlangen  versucht. 

Genehmigen  Sie  usw. 

Is  wolski 


37  Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den 

russischen  Atißenminister 

Geheimtelegramm  Nr.  31  Paris,  den  4./17.  März  1911 

Samad-Khan,  den  ich  vorsichtig  befragte,  sagte  mir,  daß  eine 
Vertrauensperson  von  Seiten  Losts  sich  mit  Vorschlägen  über  den 
Bau  von  Eisenbahnen  in  Persien  an  ihn  gewandt  und  ihm  versprochen 
habe,  alle  Widerstände  internationaler  Art,  mit  anderen  Worten  die 
Einwände  von  selten  Rußlands  und  Englands  zu  beseitigen.  Samad- 
Khan  versichert,  daß  er  dieser  PersönUchkeit  keinerlei  Hoffnung  ge- 
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macht,  sondern  sich  darauf  beschränkt  habe,  schriftliche  detaillierte 
Vorschläge  zii  fordern.  Er  versicherte  mir  auch,  daß  er  vollkommen 
die  Unmöglichkeit  für  Persien  einsehe,  in  dieser  Angelegenheit  ohne  uns 
zu  handeln,  und  versprach,  mich  in  Zukunft  auf  dem  laufenden  zu 
halten.  Gemäß  den  Nachrichten,  die  wir  besitzen,  stützt  Lost  sich 
nicht  auf  einflußreiche  Institute,  steht  aber  tatsächlich  mit  einigen 
franz()sischcn  Provinzbanken  in  Verbindung  und  genießt  die  Unter- 
stützung Paul  Doumers,  der  kürzlich  in  St.  Petersburg  weilte,  und 
teilweise  auch  die  Sympathien  des  früheren  Ministers  des  Auswär- 
tigen, Pichon.  Ich  werde  nicht  verfehlen,  festzustellen,  welche  Bezie- 
hungen das  neue  Ministerium  zu  ihm  hat.  Lost,  der  sich  gegenwärtig 
in  St.  Petersburg  befindet,  ist  unserem  Finanzministerium  wohlbe- 
kannt, das  sehr  leicht  von  ihm  selbst  alle  nötigen  Aufschlüsse  erhalten 
und  ihn  in  die  gebührenden  Grenzen  weisen  könnte. 

I  s  w  0  1  s  k  i 


Der  stellvertretende  russische  Außenminister  38 

an  den  russischen  Botschafter  in  Paris 

Telegramm  Nr.  2S7  St.  Petersburg,  den  6./19.  März  1911 

Der  spanische  Botschafter  hat  mir  in  kurzer  Zusammenfassung 
die  Ursachen  der  Unzufriedenheit  seiner  Regierung  mit  der  Art,  wie 
Frankreich  in  dem  neuen  Abkommen  mit  El-Mokri  vorgegangen  ist, 
dargelegt.  Dieses  Abkommen  verletze  die  Beschlüsse  von  Algeciras,  an 
denen  wir  auch  beteiligt  seien,  und  die  französisch-spanischen  Sonder- 
verträge. 

Graf  Vignaz  teilte  uns  mit,  daß  der  spanische  Botschafter  in 
Paris  angewiesen  sei,  sich  hierüber  mit  der  französischen  Regierung 
auseinanderzusetzen,  und  bat  uns,  in  den  Grenzen,  die  unsere  Be- 
ziehungen zu  Frankreich  als  Bundesgenossen  zuließen,  versöhnend  auf 
den  Gang  der  Unterhandlungen  einzuwirken. 

Ich  nehme  an,  daß  eine  Intervention  von  Ihnen  darauf  hinweisen 
müßte,  es  sei  nicht  wünschenswert,  die  Lage  in  Marokko  durch  fran- 
zösisch-spanische Mißverständnisse  zu  komplizieren,  daß  sie  aber  weder 
den  Charakter  einer  offenen  Unterstützung  Spaniens  und  noch  weniger 
den  einer  Forderung  oder  eines  Druckes  den  Franzosen  gegenüber 
haben  dürfte. 

Der  spanische  Botschafter  in  Paris  ist  angewiesen  worden,  diese 
Angelegenheit  mit  Ihnen  zu  besprechen. 

Wollen  Sie  mir  darüber  berichten,  was  Sie  bezüglich  dieser  An- 
gelegenheit zu  tun  für  möglich  halten. 

N  e  r  a  t  o  w 
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39  Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den 

stellvertretenden  russischen  Außenminister 

Telegramm  Nr.  31  Paris,  den  9./22.März  1911 

Ich  beziehe  mich  auf  meinen  Brief  vom  3.  März.  Nach  seiner 
Unterredung  mit  den  Brüdern  Cambon  hat  Cruppi  eine  Zusammen- 
kunft mit  mir  auf  nächsten  Sonnabend  festgesetzt.  Wahrscheinlich  wird 
die  Frage  der  Bagdadbahn  erörtert  werden.  Ich  bitte  dringend  um 
Instruktionen,  ob  ich  offiziell  den  in  meinem  Briefe  erwähnten  Ge- 
danken bestätigen  kann,  daß  wir  uns  durch  den  Abschluß  einer  Über- 
einkunft mit  Deutschland  durchaus  nicht  von  Frankreich  und  Eng- 
land absondern  und  daß  wir  keinen  wichtigen  Entscheidungen  voraus- 
gegriffen haben.  Kann  ich  im  besonderen  erklären,  daß  wir  in  der 
Frage  der  vierprozentigen  Zollerhöhung  freie  Hand  behalten  haben 
und  daß  wir  unsere  Zustimmung  zu  diesen  oder  jenen  Bedingungen, 
je  nach  Übereinkunft  mit  Frankreich  und  England,  abhängig  machen 
können?  Endlich,  wenn  wir  von  einer  eventuellen  InternationaHsie- 
rung  der  Bahn  Bagdad— Persischer  Qolf  sprechen  werden,  kann  ich 
auf  unserer  Beteiligung  bestehen,  selbst  wenn  sie  nur  eine  fiktive  wäre, 
da  wir  auf  diese  Weise  der  Gruppe  der  drei  Ententemächte  das  Über- 
gewicht sichern  würden? 

I  s  w  o  1  s  k  i 

4Q  Der  stellvertretende  russische  Außenminister 

an  den  russischen  Botschafter  in  Paris 

Telegramm  Nr.  308  St.  Petersburg,  den  10./23.März  1911 

Ihr  Telegramm  Nr.  31  erhalten.  Wir  haben  nichts  dagegen,  daß 
Sie  dem  Außenminister  die  beabsichtigte  Erklärung  abgeben.  Wir  haben 
nichts  unternommen,  was  die  Bagdadbahn  oder  die  Khanekinsche  Zweig- 
linie betrifft.  Wir  haben  bloß  auf  unseren  Widerstand  gegen  die  Teil- 
nahme ausländischen  Kapitals  im  Unternehmen  verzichtet  und  haben 
den  Wunsch  geäußert,  die  Linie  Seidje— Khanekin  zu  übernehmen,  wenn 
eine  Teilung  der  Bahn  zwischen  den  interessierten  Mächten  erfolgen 
würde.  In  der  Frage  der  vierprozentigen  Zollerhöhung  haben  wir  uns 
in  keiner  Weise  gebunden.  Hinsichtlich  der  Bahn  Bagdad— Persischer 
Golf  halten  wir  es  für  richtig,  daß  wir  uns  als  eine  der  vier  inter- 
essierten Mächte  an  diesem  Unternehmen  beteiligen,  wenn  außer  Eng- 
land auch  Deutschland  und  die  Türkei  es  tun  —  aber  nur  unter  der 
Bedingung,  daß  von  uns  keine  finanziellen  Opfer  verlangt  werden. 
Unsere  Beteiligung  kann  England  und  Frankreich  nützen.  Es  wäre 
uns  angenehm,  den  Verlauf  der  weiteren  Verhandlimgen  in  dieser  Frage 
zu  kennen. 

N  e  r  a  t  o  w 
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Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den  41 

stellvertretenden  russischen  Außenminister 

Brief  Paris,  den  13./26.  März  1911 

Im  Einklang  mit  seinem  Versprechen  hatte  mir  H.  Cruppi,  der 
von  seinen  unmittelbaren  Sorgen  wegen  der  marokkanischen  Ange- 
legenheiten befreit  ist  und  seine  Unterredungen  mit  den  hierher  ge- 
rufenen Botschaftern,  den  Herren  Bompard  und  den  Brüdern  Cambon, 
beendet  hat,  für  gestern  eine  Zusammenkunft  zur  Prüfung  der  ver- 
schiedenen Fragen,  die  auf  der  Tagesordnung  stehen,  festgesetzt. 

Vor  allem  schnitt  ich  die  Frage  des  Baues  der  Eisenbahnen  in 
Kleinasien  an,  die  mein  Brief  vom  31.  Januar/13.  Februar  dieses  Jahres 
an  den  Hofmeister  Sasonow  behandelt  hatte.  Der  unmittelbare  Vor- 
wand, dessen  ich  mich  bediente,  um  diese  Frage  aufzuwerfen,  ist 
die  soeben  hier  eingetroffene  Nachricht  der  Agentur  Havas,  die  Türkei 
und  Frankreich  hätten  ein  Abkommen  über  den  Bau  eines  Eisenbahn- 
netzes in  der  asiatischen  sowie  in  der  europäischen  Türkei  mit  Hilfe 
einer  französischen  Anleihe  in  Höhe  von  25  Millionen  Pfund  so  gut 
wie  abgeschlossen.  Die  Linien  Samsun— Sivas,  Sivas— Van  und  Sivas— 
Erzerum  sollen  in  dieses  Netz  einbezogen  werden,  wobei  entsprechend 
dem  russisch-türkischen  Abkommen  von  1900  bezüglich  der  Eisen- 
bahnen im  Schwarzen-Meer-Becken  die  besagten  Eisenbahnlinien  mit 
Hilfe  französischen  Kapitals  von  der  türkischen  Regierung  selbst  ge- 
baut werden  würden. 

Ich  hielt  mich  für  verpflichtet,  H.  Cruppi  in  sehr  bestimmten  Aus- 
drücken an  die  Erklärungen  zu  erinnern,  die  ich  vor  einigen  Wochen 
seinem  Vorgänger  in  dieser  Angelegenheit  gemacht  habe,  sowie  an 
die  Erläuterungen  und  Zusicherungen,  die  ich  von  H.  Pichon  erhalten 
hatte.  Ich  erklärte  dem  Minister  des  Äußeren  nochmals,  daß  wir  uns 
auf  Grund  des  Abkommens  von  1900  für  berechtigt  hielten,  inner- 
halb der  Zone,  die  wir  uns  ausbedungen  hätten,  uns  sowohl  der  Er- 
teilung von  Eisenbahnkonzessionen  an  irgendwelche  ausländische  Ge- 
sellschaften als  auch  des  Baues  von  Eisenbahnen  durch  die  Türkei 
selbst  mittels  fremder,  zu  diesem  Zweck  vereinbarter  Anleihen  zu 
widersetzen.  Allerdings  hätten  wir  uns  in  der  Angelegenheit  der  Linie 
Samsun— Sivas  bereitgefunden,  durch  den  russischen  und  den  franzö- 
sischen Botschafter  in  Konstantinopel  eine  solche  Formel  für  eine  Kon- 
zession prüfen  zu  lassen,  die  einerseits  für  die  Türkei  annehmbar  wäre, 
uns  aber  andererseits,  sei  es  auch  in  versteckter  Form,  die  uns  zu- 
kommende Beteiligung  zusichern  würde.  Außerdem  hätten  wir  der 
Türkei  gegenüber  mehrmals  unsere  Bereitwilligkeit  ausgesprochen,  in 
Verhandlungen  über  die  Abänderung  des  besagten  Abkommens  unter 
diesen  oder  jenen  Bedingungen  einzutreten.  Jedenfalls  aber  müßte 
der    französischen    Regierung    bekannt    sein,    daß    wir    dem    Bau    von 
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Eisenbahnen,  die  eine  Bedrohung  unserer  strategischen  Stellung  an 
der  kaukasischen  Grenze  bedeuten  würden,  nur  ablehnend  gegenüber- 
stehen könnten;  dies  bezieht  sich  auf  alle  Eisenbahnen  östlich  der 
Linie  Samsun— Sivas— Karputh— Diarbekir— Mossul— Khanekin.  Die  Er- 
richtung derartiger  Linien  würde  uns  nötigen,  sehr  ausgedehnte  miU- 
tärische  A\aßnahmen  im  Kaukasus  zu  treffen,  und  das  würde  unsere 
Stellung  an  unserer  westlichen  Front  schwächen,  was  Frankreich  nicht 
gleichgültig  sein  könnte.  Darum  rechneten  wir  damit,  daß  die  fran- 
zösische Regierung  in  keinem  Falle  der  Türkei  eine  finanzielle  Unter- 
stützung zur  Ausführung  von  rein  strategischen  und  für  uns  gefähr- 
lichen Eisenbahnen  gewähren  werde.  Zusammenfassend  ersuchte  ich 
H.  Cruppi,  mir  den  Sinn  des  obenerwähnten  Telegramms  der  Agentur 
zu  erklären.  Ich  betonte  von  neuem  die  Zusicherung,  die  mir  H,  Pichon 
gegeben  hatte,  daß  die  französische  Regierung  in  der  vorliegenden 
Frage  nichts  ohne  unser  Wissen  und  ohne  unsere  Zustimmung  unter- 
nehmen werde. 

In  seiner  Antwort  auf  meine  Frage  legte  H.  Cruppi,  wie  mir  schien, 
eine  gewisse  Verlegenheit  und  Unentschlossenheit  an  den  Tag.  Sich 
hinter  seiner  angeblich  ungenügenden  Kenntnis  hinsichtlich  der  von 
mir  angeschnittenen  Frage  verschanzend,  vermied  er  es,  genau  anzu- 
geben, über  welche  EisenbahnUnie  in  der  letzten  Zeit  Besprechungen 
z\vischen  der  Türkei  und  Frankreich  im  Gange  gewesen  sind  und 
erwähnte  nur  flüchtig  die  Linie  Samsun — Sivas,  die  adriatischen  Linien 
und  das  Netz  der  syrischen  Eisenbahnen.  Seinen  Worten  nach  müssen 
unserer  Botschaft  in  Konstantinopel  alle  Einzelheiten  dieser  Besprechun- 
gen bekannt  sein,  und  diese  können  in  keinem  Falle  eine  uns  uner- 
wünschte Wendung  nehmen.  H.  Cruppi  setzte  hinzu,  daß  er  meine 
Erklärungen  über  unsere  Rechte  und  Interessen  in  der  vorliegenden 
Angelegenheit  mit  der  größten  Aufmerksamkeit  in  Erwägung  ziehe, 
und  er  notierte  sich  sofort  nach  meinen  Worten  die  Linie,  östlich  derer 
der  Bau  von  Eisenbahnen  uns  unervv'ünscht  wäre.  Endlich  versicherte 
er  mir,  ebenso  wie  H.  Pichon  es  getan  hatte,  daß  Frankreich  die  Aus- 
führung irgendwelcher  Eisenbahnen,  die  für  uns  schädlich  sein  könn- 
ten, nicht  in  Angriff  nehmen  werde,  und  daß  er,  wenn  von  dem  Bau 
solcher  Linien  die  Rede  sein  würde,  vor  allem  erst  einen  Meinungs- 
austausch mit  uns  herbeiführen  werde. 

Im  weiteren  Verlaufe  des  Gespräches  bekräftigte  H.  Cruppi,  daß 
die  gegenwärtigen  Besprechungen  zwischen  Frankreich  und  der  Türkei 
nur  die  Anleihe  für  die  Eisenbahnen  und  keineswegs  eine  größere  An- 
leihe für  die  Bedürfnisse  des  allgemeinen  Staatshaushaltes  beträfen. 
Ich  meinerseits  bat  H.  Cruppi,  mich  bezüglich  dieser  Frage  auf  dem 
laufenden  zu  halten  und  benutzte  die  Gelegenheit,  um  ihn  daran  zu  er- 
innern, daß  ich,  in  Verbindung  mit  der  Frage  einer  großen  türkischen 
Anleihe,  seinem  Vorgänger  eine  Reihe  sehr  wesentlicher  Wünsche 
aufgezählt  hatte,  über  die  er  aus  den  Akten  seines  Ministeriums  gewiß 
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informiert   ist,    Wünsche,    die    ich    zu    passender  Zeit    nicht   verfehlen 
werde,  ihm  in  allen  Einzelheiten  nochmals  darzulegen. 
Genehmigen  Sie  usw. 

I  s  w  o  1  s  k  i 


P.  S.  14./27.März  1011 

Ich  hatte  diesen  Brief  schon  unterzeichnet,  als  ich  durch  den 
regelmäßigen  Kurier  von  heute  die  Abschrift  Ihres  sehr  vertraulichen 
Schreibens  vom  4.  März  dieses  Jahres,  Nr.  14S,  an  den  Kriegsminister 
erhielt.  Der  Inhalt  dieser  Mitteilung  gab  mir  den  Schlüssel  dazu,  wie 
die  Uncntschlossenheit  und  sozusagen  Verlegenheit  des  H.  Cruppi  in 
seiner  Unterredung  mit  mir  zu  erklären  seien.  Für  mich  ist  es  jetzt 
ganz  klar,  daß  die  französische  Regierung  auf  Veranlassung  der  Tür- 
kei wünschen  würde,  die  Zone  für  den  Bau  der  in  Kleinasien  be- 
absichtigten Eisenbahnen  so  weit  als  möglich  auszudehnen,  und  daß 
sie,  sich  in  ihrer  Bewegungsfreiheit  durch  die  von  uns  formulierten 
Beschränkungen  eingeengt  fühlend,  nach  A\itteln  sucht,  um  wenigstens 
einige  dieser  Beschränkungen  zu  beseitigen.  Indem  ich  mir  gerade 
hiermit  das  Gebaren  des  französischen  Botschafters  in  St.  Peters- 
burg erkläre,  erlaube  ich  mir  die  Meinung  auszusprechen,  daß  die 
kategorischen  Erklärungen,  die  ich  H.  Cruppi  gab,  bevor  ich  über 
dieses  Gebaren  informiert  war,  nur  vorteilhafte  Folgen  haben  können. 
Wenn  der  Kriegsminister  es  für  möglich  hält,  die  Grenzen  der  von 
uns  als  verboten  bezeichneten  Zone  etwas  enger  zu  ziehen,  so  wäre 
das  ein  Zugeständnis  unsererseits,  das  uns  erlauben  würde,  von  Frank- 
reich eine  besondere  Dankbarkeit  und,  wenn  nötig,  entsprechende 
Gegendienste  oder  Kompensationen  verlangen. 

I  s  w  o  1  s  k  i 


Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den  42 

russischen  At^enminister 

Brief  Paris,  den  13.  26.  März  1911 

Nachdem  wir  die  Frage  des  Baues  von  Eisenbahnen  in  der  das 
Schwarze  Meer  berührenden  Zone  erschöpfend  behandelt  hatten,  ging 
ich  mit  Cruppi  zu  der  Frage  der  Bagdadbahn  über.  Auch  hier  bemühte 
sich  H.  Cruppi  sichtlich,  auf  der  Hut  zu  sein,  und  teilte  mir  weder 
über  den  Standpunkt  der  französischen  Regierung  bezüglich  der  neuen 
Phase  in  der  Bagdadfrage,  die  durch  den  Verzicht  Deutschlands  auf 
den  Abschnitt  Bagdad— Golf  von  Persien  entstanden  ist,  noch  über  die 
zukünftigen  Pläne  Frankreichs  in  Verbindung  hiermit  etwas  Bestimmtes 
mit.  Er  sagte  mir  nur,  daß  ihm  die  Darlegungen,  die  ich  ihm  in  privater 


Form  über  die  Stellung  Rußlands  in  der  Bagdadfrage  gemacht  hatte,  im 
höchsten  Maße  interessant  erschienen  seien,  und  daß  er  H.  Paul 
Cambon,  der  in  London  sorgsam  die  Entwicklung  dieser  Angelegenheit 
verfolge,  von  diesem  Standpunkt  Mitteilung  gemacht  habe. 

Auf  Grund  Ihres  Telegramms  vom  10./23.  März,  das  ich  am  Tage 
vorher  erhalten  hatte,  bekräftigte  ich  H,  Cruppi,  nicht  nur  von  mir 
persönlich  aus,  sondern  im  Namen  der  Kaiserlichen  Regierung,  daß 
wir  im  voraus  noch  nichts  entschieden  hätten,  weder  bezüglich  der 
Bagdadbahn  im  allgemeinen,  noch  hinsichtlich  der  Zweigbahn  von 
Khanekin  im  besonderen,  daß  wir  nur  darauf  verzichtet  hätten,  der 
Zuziehung  fremden  Kapitals  für  das  Unternehmen  entgegenzuwirken, 
und  daß  wir  in  der  Frage  des  vierprozentigen  Aufschlages  keineswegs 
gebunden  seien.  Ferner  hätten  wir,  falls  die  Strecke  in  einzelne  Ab- 
schnitte eingeteilt  werde,  den  Wunsch  ausgesprochen,  die  Linie  Sadidje — 
Khanekin  zu  erhalten.  Im  Falle  der  Internationalisierung  des  Abschnittes 
Bagdad — Golf  von  Persien  würden  wir  es  jedoch  für  richtig  halten, 
daß  man  uns  als  eine  der  vier  interessierten  Mächte  daran  teilnehmen 
lasse,  vorausgesetzt,  daß  keinerlei  finanzielle  Ausgaben  für  uns  ent- 
stehen würden;  eine  solche  Teilnahme  könnte  für  England  und  Frank- 
reich günstig  sein.  Zusammenfassend  bat  ich  H.  Cruppi,  mich  genau 
über  den  Gang  der  vorliegenden  Angelegenheit  zu  informieren. 

H.  Cruppi  entgegnete  mir,  daß  er  die  Wichtigkeit  meiner  Mit- 
teilung völlig  würdige  und  versprach,  Paul  Cambon  darüber  zu  infor- 
mieren. Er  gab  mir  außerdem  das  Versprechen,  mich  über  den  Gang 
der  Angelegenheit  vollständig  auf  dem  laufenden  zu  halten.  Auf  meine 
Frage,  zu  welcher  Lösung  der  Frage  Frankreich  hinneige,  zur  Ein- 
teilung in  einzelne  Abschnitte  oder  zur  Internationalisierung,  gab  er 
mir  keine  bestimmte  Antwort. 

Genehmigen  Sie  usw. 

I  s  wolski 


43  Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den 

russischen  Außenminister 

Brief  Paris,  den  15./28.  März  1911 

Ich  habe  Ihr  vertrauliches  Telegramm  vom  6.  März  erhalten,  das 
mich  beauftragt,  in  vorsichtiger  Form  dem  hiesigen  spanischen  Bot- 
schafter in  der  Frage  der  Unstimmigkeiten  zwischen  Spanien  und 
Frankreich,  die  über  die  Marokkofrage  entstanden  sind,  den  möglich 
erscheinenden  Beistand  zu  gewähren.  Nach  Empfang  dieses  Telegramms 
erhielt  ich  den  Besuch  des  H.  Perez  Caballero,  der  sich,  nachdem  er 
mir  bis  ins  einzelne  die  Lage  der  genannten  Frage  auseinandergesetzt 
hatte,  mit  einer  Bitte  im  erwähnten  Sinn  an  mich  wandte. 
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Die  Ausfiiliriiii[,r  der  mir  anvertrauten  Aiiffrabe  wurde  mir  dadurch 
erleichtert,  daß  der  franzcisische  Außenminister  mich  selbst  bereits 
vor  einiger  Zeit  und  aus  eip^eneni  Antriebe  in  die  vorhej^^endc  An- 
gelegenheit eingeweiiit  hatte.  Ich  konnte  infolgedessen  in  meinem  Ge- 
spräche mit  H.  Cruppi  ganz  ungezwungen  und  ohne  meinen  Worten 
den  Ansciiein  einer  offenkundigen  Einmischung  211  geben,  auf  diese 
Frage  zurückkommen. 

Obwohl  die  Zwistigkeiten  zwischen  Spanien  und  Frankreich  für 
uns  kein  direktes  Interesse  haben,  halte  ich  es  für  meine  Pflicht,  Sie 
ganz  kurz  über  die  Hauptpunkte  dieser  Diskussionen  zu  orientieren, 
die  im  einzelnen  in  der  Denkschrift  ausgeführt  sind,  die  der  spanische 
Botschafter  M.  Ouppi  in  der  vergangenen  Woche  übermittelt  hat. 

Das  Madrider  Kabinett  beruft  sich  teils  auf  die  Bestimmungen  der 
Algecirasakte,  aber  noch  mehr  auf  das  halb  öffentliche,  halb  geheime 
französisch-spanische  Abkommen  aus  dem  Jahre  1904  und  protestiert 
gegen  die  Bestrebungen  Frankreichs,  unter  Ausnutzung  der  soeben 
unterzeichneten  französisch-marokkanischen  Konvention  Spanien  nicht 
nur  von  den  allgemeinen  Manjkkofragcn  auszuschließen,  sondern  ihm 
teilweise  sogar  innerhalb  der  besonderen  spanischen  Einflußzone  Hin- 
dernisse in  den  Weg  zu  legen.  Diese  Bestrebungen  haben  sich  haupt- 
sächlich bei  der  Finanzkontrolle,  der  militärischen  Organisation  und  dem 
Bau  der  Eisenbahn  von  Tanger  nach  Fez,  deren  erster  Abschnitt  bis 
El-Kasar  durch  die  genannte  spanische  Zone  führt,  geltend  gemacht. 
Nach  den  Worten  des  spanischen  Botschafters  geht  hieraus  deutlich 
hervor,  daß  Frankreich  danach  strebt,  die  endgültige  Besitzergreifung 
des  Scherifenreiches  entgegen  dem  Geiste  sowohl  der  Algecirasakte 
wie  der  besonderen  französisch-spanischen  Verträge  vorzubereiten. 

Französischerseits  wird  entgegnet,  daß  die  von  Frankreich  ge- 
troffenen Maßnahmen  nur  darauf  ausgehen,  in  Marokko  derartige  Be- 
dingungen für  Sicherheit  und  finanzielle  Ordnung  zu  schaffen,  wie  sie 
für  alle  europäischen  Nationen  vorteilhaft  wären,  und  daß  sie  deshalb 
den  Bestimmungen  der  Algecirasakte  vollauf  entsprächen.  Die  fran- 
zösische Regierung  neigt  dazu,  die  Spanier,  nach  einem  persönlichen 
Ausdruck  von  H.  Cruppi,  als  zudringliche  arme  Verwandte  zu  be- 
trachten, und  man  erhebt  hier  Spanien  gegenüber  sogar  eine  Art  von 
Gegenklage,  indem  man  es  beschuldigt,  in  seiner  Zone  eine  unnötig 
große  Truppenmenge  zu  halten  (man  sagt  bis  40  000)  und  dadurch 
das  Prinzip  der  offenen  Tür  zugunsten  der  eigenen  Staatsangehörigen 
zu  verletzen. 

Es  ist  sehr  schwer  zu  ermitteln,  wer  in  diesen  Zwistigkeiten  recht 
und  wer  unrecht  hat.  Wie  dem  auch  sei,  ich  habe  in  meinem  Gespräch 
mit  H,  Cruppi  sorgfältig  vermieden,  irgendein  Urteil  über  die  Sache 
selbst  auszusprechen  und  mich  darauf  beschränkt,  ihm  zu  zeigen,  wie 
wichtig  es  für  die  allgemeinpolitischen  Interessen  sowohl  Frankreichs 
wie   Rußlands   sei,  Spanien   eine   gerechte   Genugtuung  zu   gewähren. 
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Im  entgegengesetzten  Fall  könnte  sich  das  letztere  in  die  Arme  Deutsch- 
lands und  des  Dreibundes  werfen.  Seit  der  Zeit  der  Konferenz  von 
Algeciras  benimmt  sich  Deutschland  sehr  kühl  und  sogar  unfreundlich 
gegen  Spanien,  das  seinerseits  mehr  zu  Triple-Entente  neigt.  Es  wäre 
sehr  bedauerlich,  wenn  die  spanische  Regierung  infolge  der  jetzt  schwe- 
benden Angelegenheit  anfinge,  bei  Deutschland  Unterstützung  und  Pro- 
tektion zu  suchen. 

H.  Cruppi  war  mit  meinen  Argumenten  völlig  einverstanden  und 
erklärte  mir,  er  sei  durchaus  geneigt,  in  den  Grenzen  des  Möglichen  den 
spanischen  Wünschen  entgegenzukommen.  Zur  Bekräftigung  hierfür 
wies  er  auf  seine  Rede  in  der  Deputiertenkammer  hin,  in  der  er  die 
Absicht  ausgesprochen  hatte,  in  den  Marokkoangelegenheiten  freund- 
schaftlich mit  Spanien  zusammen  zu  arbeiten.  Über  diese  allgemeine 
Erklärung  ging  er  jedoch  nicht  hinaus  und  vermied  es  augenscheinlich, 
sich  über  die  verschiedenen  Punkte  der  spanischen  Denkschrift  be- 
stimmt zu  äußern.  H.  Perez  Caballero  beklagt  sich  seinerseits  gerade 
über  diese  Ungenauigkeit  der  Erklärungen  Cruppis.  Heute  oder  morgen 
soll  er  mit  ihm  eine  Unterredung  haben,  bei  der  er  versuchen  will, 
von  ihm  eine  konkrete  Antwort  auf  die  in  der  erwähnten  Denkschrift 
aufgestellten  Forderungen  zu  erlangen.  Der  spanische  Botschafter  hat 
mir  versprochen,  das  Ergebnis  dieser  Unterredung  zu  meiner  Kenntnis 
zu  bringen.  Vorläufig  drückte  er  mir  im  Namen  seiner  Regierung  den 
lebhaftesten  Dank  für  die  ihm  gewährte  Unterstützung  aus. 

Schließlich  muß  ich  noch  hinzufügen,  daß  ich  mich  mit  H.  Perez 
Caballero  dahin  geeinigt  habe,  meine  Teilnahme  an  den  Besprechungen, 
die  zwischen  ihm  und  der  französischen  Regierung  stattgefunden  haben, 
aufs  strengste  geheimzuhalten. 

Genehmigen  Sie  usw. 

I  s  w  o  1  s  k  i 


44  0er  russische  Botschafter  in  Paris  an  den 

stellvertretenden  russischen  Außenminister 

Bericht  Nr.  25  Paris,  den  17./30.  März  1911 

In  der  Kammersitzung  vom  11. /24.  März  gab  der  neue  französische 
Minister  des  Äußeren  dem  von  ihm  gegebenen  Versprechen  gemäß  zum 
erstenmal   ein    Expose   des    Programmes   seiner   Marokkopolitik. 

Die  Stellung  des  H.  Cruppi  in  dieser  heiklen  Angelegenheit  war  mit 
besonderen  Schwierigkeiten  verbunden.  Tatsächlich  mußte  das  jetzige 
Kabinett,  das  unter  der  Flagge  des  extremen  Radikalismus  zur  Macht 
gelangt  war,  seit  seinen  ersten  Schritten  gewissermaßen  mit  seinen 
Grundsätzen  brechen  und  auf  die  Solidarität  mit  den  Elementen  der 
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Linken  in  der  Kammer  verzichten,  die,  mit  H.  Jaurcs  an  der  Spitze,  die 
sofortifre  Räumunj^  der  Reü^ion  der  Ciiaouia  und  die  Einstellung  der 
EntscndunjT  von  militärischen  Verstärkunji^en  nach  Marokko  forderten. 

Andererseits  koinite  man  nicht  umhin,  die  Wünsche  der  gemäßig- 
teren I^arteien,  die  darauf  ausgingen,  die  Würde  Frankreichs  durch 
eine  Züchtigung  der  Meuchelmörder  des  Obersten  Marchand  zu  wahren 
und  die  Ordnung  in  Marokko  schleunigst  wiederherzustellen,  als  ver- 
nünftig anzuerkennen  und  zu  erfüllen. 

Die  Dinge  komplizierten  sich  für  H.  Cruppi  noch  durch  den  Um- 
stand, daß  in  letzter  Zeit  Spanien  die  einseitigen  Inter\entioncn  Frank- 
reichs in  Marokko  mit  Mißtrauen  verfolgt,  da  es  in  ihnen  gewisser- 
maßen nicht  nur  eine  verächtliche  Haltung  gegenüber  der  Ktiniglichen 
Regierung,  sondern  auch  eine  flagrante  Verletzung  der  bestehenden 
Verträge  erblickt.  Im  Hinblick  hierauf  mußte  der  Minister  versuchen, 
durch  seine  Rede  das  Mißtrauen  Spaniens,  das  überaus  unerwünschte 
internationale  Folgen  nach  sich  ziehen  kann,  soweit  wie  möglich  zu 
beseitigen. 

Von  den  drei  wegen  der  Marokkoangelegenheit  an  die  Regierung 
gerichteten  Interpellationen  wurden  von  der  Kammer  nur  zwei  an- 
gehört, nämlich  die,  die  von  den  Herren  Denys  Cochin  und  Jaures 
im  einzelnen  begründet  wurden.  Was  H.  Hubert  anbelangt,  so  ver- 
zichtete er  zugunsten  des  Ministers  des  Äußeren  auf  das  Wort.  Die 
Rede  Cochins,  eines  konservativen  Abgeordneten  von  Paris,  trug  einen 
ausgesprochen  optimistischen  Charakter  und  verlieh  der  Überzeugung 
von  der  Nützlichkeit  einer  aktiven,  wenn  auch  die  nötige  Vorsicht 
nicht  außer  acht  lassenden  Politik  Frankreichs  in  Marokko  Ausdruck. 
Nach  der  Meinung  des  Redners  müßte  Frankreich  in  erster  Linie  auf 
der  raschen  exemplarischen  Züchtigung  der  Urheber  des  Meuchelmordes 
an  dem  Oberst  Marchand  bestehen.  Die  Regierung  der  Republik  sei 
verpflichtet,  dem  Sultan  zugleich  mit  einer  militärischen  Hilfe  zur  Unter- 
drückung der  ihm  nicht  botmäßigen  Stämme,  finanzielle  Hilfsmittel 
zum  Bau  von  Eisenbahnen  und  zum  Ausbau  der  Häfen  von  Casablanca 
und  Tanger  zur  Verfügung  zu  stellen. 

Bezüglich  Spaniens  versuchte  H.  Cochin  den  Nachweis  zu  führen, 
daß  es  gerade  dieses  und  keineswegs  Frankreich  sei,  das  im  Wider- 
spruch zu  der  Algecirasakte  handele;  denn  zwischen  dem  französischen 
Gebiet  und  dem  des  Scherifen  seien  schon  Zollposten  eingerichtet, 
während  sie  längs  der  Grenzen  der  spanischen  Zone  noch  nicht  existier- 
ten. [3er  Redner  schloß  seine  Rede  mit  einem  Appell  an  die  nationalen 
Interessen  Frankreichs  jenseits  der  Parteien  und  an  den  Unternehmungs- 
geist, der  kein  Zurückweichen  dulden  könne. 

Im  Gegensatz  zu  H.  Cochin  gab  H.  Jaures  seiner  Rede  den  Ton 
eines  völligen  Pessimismus  und  einer  Ermutigung  zur  Untätigkeit.  Die 
Worte  des  Sozialistentührcrs  riefen  den  Eindruck  her\or,  als  ob  er  sich 
auf  die  Seite  des  Maghzen  gegen  Frankreich  stelle,  indem  er  das  letztere 
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der  Felonie  und  des  Bestrebens,  sich  Mulei-Hafid  vollständig  unter- 
werfen zu  wollen,  bezichtigte. 

Der  Redner  gab  seinen  Befürchtungen  wegen  einer  unnötigen  Ein- 
mischung Frankreichs  in  die  inneren  Zwistigkeiten  Marokkos  Ausdruck, 
er  widersetzte  sich  der  kürzlichen  Entsendung  einer  Hilfstruppe  und 
sprach  sein  Bedauern  darüber  aus,  daß  die  französischen  Militärinstruk- 
teure sich  an  den  Kämpfen  gegen  die  Rebellen  beteiligten,  was  seiner 
Ansicht  nach  keineswegs  ihrer  Aufgabe  entspreche. 

H.  Jaures  unterzog  die  Tätigkeit  der  französischen  Finanzgruppen, 
die  an  den  letzten  marokkanischen  Anleihen  beteiligt  waren  und  bei 
der  Emittierung  der  Aktien  enorme  Maklergebühren  erhielten,  einer 
Kritik,  die  vielleicht  nicht  ganz  der  Begründung  entbehrt.  Auf  diese 
Weise  müsse  die  Regierung  des  Scherifen  Zinsen  für  viele  Millionen 
Franken  zahlen,  die  in  den  Taschen  der  Bankiers  geblieben  seien. 

Nach  Jaures  bestieg  der  Minister  des  Äußeren  die  Tribüne,  H 
Cruppi  proklamierte  zunächst  die  Absicht  der  Regierung,  die  Marokko- 
politik ihrer  Vorgängerin  fortzusetzen,  und  zitierte  die  Worte  Pichons, 
in  dem  Reich  des  Scherifen  die  durch  geduldige  Arbeit  und  diplomatische 
und  militärische  Anstrengungen  Frankreichs  erzielten  Erfolge  zu  festigen. 

Diese  Politik,  sagte  der  Minister,  stützt  sich  auf  eine  unerschütter- 
liche Grundlage :  die  Einhaltung  der  Abmachungen  und  Verträge  sowohl 
dem  Buchstaben  als  auch  dem  Geiste  nach.  Die  Regierung  habe  die 
feste  Absicht,  die  Befestigung  der  Herrschaft  des  Maghzen  gleichzeitig 
mit  der  Entwicklung  der  friedlichen  Einrichtungen  im  Land  und  mit 
der  Begründung  der  Sicherheit  und  der  wirtschaftlichen  Freiheit  zu  ver- 
bürgen, deren  Verteidiger  Frankreich,  zusammen  mit  Spanien,  auf  Grund 
der  Zustimmung  Europas  sei. 

Die  Verpflichtungen  Frankreichs  in  bezug  auf  Marokko  ergäben 
sich  aus  diesen  Grundsätzen :  das  Prestige  und  die  Herrschaft  des 
Sultans  aufrechtzuerhalten,  ihm  die  militärischen  Machtmittel,  die  ihm 
zur  Unterwerfung  der  Stämme  nötig  seien,  und  die  für  die  Militär- 
reform, den  unabweisbar  nötigen  Bau  von  Eisenbahnen  und  Häfen 
sowie  für  andere  Arbeiten  erforderlichen  finanziellen  Mittel  zur  Ver- 
fügung zu  stellen. 

Hinsichtlich  der  Bestrafung  der  an  der  Ermordung  des  Obersten 
Marchand  schuldigen  Personen  erklärte  H.  Cruppi  in  der  Kammer 
auf  das  energischste,  daß  er  der  Regierung  des  Scherifen  schon  die 
Forderung  überreicht  habe,  die  Verbrecher  aufzufinden  und  sie  für 
ihre  Tat  zur  Verantv/ortung  zu  ziehen. 

Die  Entsendung  von  Verstärkungen  nach  Casablanca  sei  bereits 
durchgeführt  und  die  auf  Grund  der  kürzlichen  Entscheidung  des  Mi- 
nisterrats ergriffenen  Maßnahmen  hätten  seine  vollste  Billigung  ge- 
funden. 

Betreffs  Spaniens  hielt  es  der  Minister  aus  den  oben  genannten 
Gründen  für  notwendig,  das  enge  Einvernehmen  der  beiden  Länder  in 
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ihrer  Marokkopulitik  um!  die  loyale  uikI  die  freundseliaftliehe  Zu- 
sammenarbeit zur  ErfiilliMijj^  der  ihnen  j^emeinsainen  Aufgabe  etwas 
deutheher  henortreten  zu  lassen. 

SehlielUich  werde  der  Maj^lizen  dank  einer  neuen  Anleihe  von 
tünfzehn  Alillionen  Franken,  die  teilweise  durch  die  Steuern  im  Gebiet 
der  Chaouia  jjj-arantiert  wurde,  ilie  Mut^lichkeit  erhalten,  den  Rest  der 
alten  Schulden,  soweit  sie  noch  nicht  durch  die  frühere  Anleihe  amorti- 
siert seien,  zu  bezahlen. 

Nach  den  Debatten  nahm  die  Kammer  mit  einer  Mehrheit  von 
365  gegen  74  Stimmen  die  Formel  des  Übergangs  zur  Tagesordnung 
an,  indem  sie  so  der  Regierung  ihr  Vertrauen  aussprach. 

Ich  beehre  mich,  den  offiziellen  Text  der  Rede  des  Ministers  des 
Äußeren  zu   übersenden. 

Genehmigen  Sie  usw. 

I  s  w  0  1  s  k  i 


Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den  45 

russischen  Außenminister 

Bericht  Nr.  29  Paris,  den  17./30.  A\ärz  1911 

Wie  Eure  Exzellenz  bereits  wissen,  hat  H.  Monis  den  Abgeord- 
neten H.  Malvv,  Verfasser  der  an  H.  Briand  gerichteten  Interpellation 
über  die  Laienschule,  aus  einer  Art  Dankbarkeit  für  den  Sturz  seines 
Vorgängers,  zur  Mitarbeit  in  seinem  Kabinett  aufgefordert.  H.  Malvy 
gilt  für  einen  der  eifrigsten  Vertreter  des  „Combismus"  und  wird  als 
die  rechte  Hand  Pelletans  betrachtet,  dessen  Kabinettschef  er  war, 
als  letzterer  Minister  war.  Aus  diesem  Grunde  wird  seine  Anwesenheit 
im  Ministerium  als  ein  den  Combisten  gegebenes  Unterpfand  für  die 
antiklerikale  Politik  des  Kabinettes  Monis  angesehen. 

Da  nun  alle  Sitze  des  Kabinetts  verteilt  waren,  mußte  H.  Monis, 
um  H.  Malvy  einzuführen,  einen  neuen,  ausschließlich  für  ihn  be- 
stimmten Posten  schaffen.  Zu  diesem  Zweck  schuf  er  beim  Justiz- 
ministerium ein  neues  Untersekretariat,  indem  er  die  Gefängriisabtei- 
lung  von  der  Verwaltung  des  Ministeriums  des  Innern  trennte.  Der 
A\inisterpräsident  benutzte  die  Unbestimmtheit  der  Vorschriften  der 
Verfassung  von  1S75  bezüglich  des  Rechts  des  Präsidenten  der  Republik, 
alle  Ernennungen  vorzunehmen,  und  führte  diese  Reform  auf  dem 
Verwaltungswege  durch.  Nur  zum  Zwecke  der  Bewilligung  der  not- 
wendigen Kredite  für  das  Untersekretariat  wandte  er  sich  an  die 
Kammer. 

Die  Debatten,  die  hierüber  am  21.  März  in  der  Kammer  statt- 
fanden, waren  sehr  heftig.  Nachdem  H.  Monis  auf  das  Zweckmäßige 
einer  Einglicilerung  der  Gefängnisverwaltung  in  den  Bereich  des  Justiz- 
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ministeriums  hingewiesen  und  das  Recht  der  Regierung,  diese  Reform 
selbst  durchzuführen,  betont  hatte,  stellte  er  die  Vertrauensfrage  und 
erklärte  bei  dieser  Gelegenheit  sogleich  mit  Bestimmtheit,  daß  er  An- 
hänger der  Laienschule  sei.  Die  Rechte  und  die  Progressisten  wandten 
sich,  ohne  ihre  Feindschaft  gegen  Malvy  zu  verhehlen,  gegen  das 
Ministerium  und  bestritten  die  Rechtmäßigkeit  der  Handlungsweise 
der  Regierung.  Die  Linke  begleitete  ihre  Reden  mit  unglaublichem 
Lärm.  Die  vereinigten  Sozialisten  stürzten  sich  hierbei  auf  die  Bänke 
der  Rechten,  indem  sie  den  Eindruck  zu  erwecken  suchten,  als  ver- 
teidigten sie  den  Ministerpräsidenten  gegen  diese.  Der  von  der  Re- 
gierung vorgeschlagene  Kredit  wurde  mit  einer  Stimmenmehrheit  von 
363  Stimmen  gegen  103  angenommen,  und  das  Vertrauensvotum  ist 
dem   Ministerium   sicher. 

Der  Zwischenfall  Malvy,  der  heftige  Diskussionen  veranlaßte,  wurde 
von  der  öffentlichen  Meinung  als  neuer  Beweis  für  die  äußerst  linke 
Richtung  des  Kabinetts  Monis  aufgefaßt.  Die  Tatsache,  daß  die  ver- 
einigten Sozialisten  laut  ihre  Sympathie  für  es  bekunden,  in  der  Be- 
rechnung, auf  diese  Weise  ihren  Einfluß  auf  die  neue  Regierung  zu 
verstärken,  trägt  gleichfalls  beträchtlich  dazu  bei,  diesen  Eindruck  zu 
befestigen. 

Genehmigen  Sie  usw. 

Is  wolski 


46  Der  stellvertretende  russische  Außenminister  an  den 

russischen  Botschafter  in  Konstantinopel 

(Mitgeteilt  an  den   Botschafter  in  Paris) 

Telegramm  Nr.  376  St.  Petersburg,  den  21.  März/3.  April  1911 

Die  Berichte  Nr.  31  und  32  und  den  Brief  vom  11.  März  empfangen. 

Aus  den  gesamten  Erwägungen  und  den  dabei  berührten  Um- 
ständen und  vor  allem  aus  der  Wahrscheinlichkeit  von  Besprechungen 
zwischen  den  Gruppen  Lemornay  und  Chester-Unster  ergibt  sich  für 
uns  die  Notwendigkeit,  ohne  Zeit  zu  verlieren  und  unabhängig  von  den 
anderen,  von  Ihnen  in  dem  Bericht  Nr.  32  aufgezählten  Punkten,  schon 
jetzt  gegenüber  den  Franzosen  Vorbehalte  zu  machen,  indem  wir  unsere 
zustimmende  Haltung  gegenüber  ihren  Ansprüchen  einzig  und  allein 
unter  folgenden  Bedingungen  aufrechterhalten:  1.  daß  sie  sich  uns 
gegenüber  verpflichten,  im  Laufe  ihrer  Besprechungen  mit  den  Türken 
als  Bedingung  für  den  Bau  von  Eisenbahnen  östlich  von  Sivas  das 
vorherige  Einverständnis  der  russischen  Regierung  festzustellen,  wie  es 
aus  dem  Vertrag  von  1900  hervorgeht  (das  freie  Recht  der  Aus- 
führung von  Tracierungsarbeiten  wird  dadurch  nicht  berührt);  2.  daß 
sie   die    Besprechungen   mit   ehester   dazu   verwenden,  um   von   dem 
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letzteren  zu  erreichen,  daß  er  sich  da/u  verpfliclitet,  keine  Eisenbahnen 
östlich    und    jenseits    der    Linie    Sivas— Diarbekir    ohne    die    vorherijre 
Zustitnmunp^   der    französischen    Unternehmer   zu    bauen,    deren    Inter- 
essen  dadurch    berührt    werden    und    die    sicii    ihrerseits    unseres    Ein- 
verständnisses versichern  müssen. 

Indem  wir  das  hier  oben  Aus^rcführte  dem  Botschafter  in  Paris 
nitteilen,  werden  wir  bitten,  daß  Bompard  Anweisunjren  erhält,  um 
juf  dieser  Grundlai,^e  ein  Abkonirneu  mit  uns  auszuarbeiten.  Wir  er- 
warten Ihre   diesbezügliche  Mitteilung. 

N  e  r  a  t  o  w 


Der  stellvertretende  russische  AußeT^minister  47 

an  den  russischen  Botschafter  in  Paris 

(Mitgeteilt  dem  Botschafter  in  Konstantinopel) 

Telegramm  Nr.  36  St.  Petersburg,  den  21.  März/3.  April  1911 

Mein  Telegramm  Nr.  376  an  Tscharykow  wird  Ihnen  unter  Nr.  2 
übermittelt. 

Halten  Sie  sich  bei  den  .Auseinandersetzungen  mit  der  französischen 
Regierung  an  den  Inhalt  dieses  Telegramms,  und  verlieren  Sie  nicht 
aus  dem  Auge,  daß  es  nötig  ist,  die  Verhandlungen  der  Franzosen 
mit  der  Pforte  über  den  Plan  der  kleinasiatischen  Bahnen  und  die 
vermutliche  Anleihe  für  deren  Bau  dazu  zu  benutzen,  um  uns  eine 
Kompensation  für  unser  grundsätzliches  Nachgeben  in  der  Frage  der 
Zulassung  von  Eisenbahnbauten  innerhalb  der  in  dem  Abkommen  von 
1900  festgesetzten   Zone  längs   des  Schwarzen   Meeres  zu  sichern. 

Bereit,  in  dieser  Frage,  in  der  Zone  w^estlich  der  Linie  Samsun— 
Sivas  nachzugeben,  werden  wir  uns  bemühen,  eine  für  Rußland  und 
die  Türkei  annehmbare  Formel  zu  finden,  die  unsere  besonderen  Inter- 
essen in  der  Zone  entlang  der  russisch-türkischen  und  türkisch-per- 
sischen Grenze,  also  östlich  der  Linie  Samsun— Sivas— Charput— Diar- 
bekir—Khanekin,  sichert. 

In  Erwartung  der  versprochenen  Mitteilungen  Rifaat  Paschas  über 
die  Frage  der  Modifikation  des  Abkommens  von  1900  rechnen  wir 
darauf,  daß  unser  oben  entwickelter  Standpunkt  bei  den  Verhandlungen 
zwischen  Frankreich  und  der  Türkei  über  die  Anleihe  Unterstützung 
findet,  sowie  darauf,  daß  ein  Vorbehalt  eingefügt  wird,  der  die  Ver- 
wendung der  Anleihen  zum  Zwecke  von  Rüstungen  gegen  uns  erschwert. 

Wir  hoffen,  daß  die  franzosische  Regierung  es  möglich  finden 
wird,  Bompard  zu  beauftragen,  sich  bei  seinen  Besprechungen  mit  der 
Pforte  den  Mitteilungen  anzupassen,  die  er  von  Tscharykow  erhalten 
wird,  um  unsere  Verhandlungen  mit  der  Pforte  und  die  Ausarbeitung 
einer  Grundlage  für  die  Verständigung,  die  sich  daraus  zwischen  Frank- 
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reich  und  uns  liinsichtlich  der  Frage  der  kleinasiatischen  Eisenbahnen 
ergeben  wird,  zu  erleichtern. 

Bitte  berichten   Sie   über  den   Standpunkt   des   Pariser   Kabinetts 
zu  den   oben   entwickelten   Erwägungen. 

Nerato  w 


48  Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den 

russischen  Ai^enminister 

Telegramm  Nr.  36  Paris,  den  21.  März/3.  April  1911 

In  den  Pariser  interessierten  Kreisen  wird  auf  Grund  von  Nach- 
richten aus  Konstantinopel  verbreitet,  daß  Rußland  endgültig  dem 
Widerspruche  gegen  die  Samsun— Sivasbahn  entsagt  habe.  Ich  bitte 
um  ausführliche  Orientierung. 

Is  wolski 


49  Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den 

russischen  At^enminister 

Geheimtelegramm  Nr.  38  Paris,  den  25.  März/7.  April  1911 

Infolge  der  in  letzter  Zeit  eingetretenen  beträchtlichen  Verschär- 
fung der  Lage  um  Fez  hat  der  Ministerrat  beschlossen,  im  Bedarfsfalle 
ausreichende  militärische  Kräfte  zur  Unterstützung  des  Sultans  Mulei- 
Hafid  zu  entsenden.  Die  französischen  Botschafter  in  St.  Petersburg, 
London  und  Berlin  sind  beauftragt  worden,  hiervon  Mitteilung  zu 
machen  und  zu  erklären,  daß  der  Zweck  der  vorgeschlagenen  Maßnahme 
die  Verteidigung  der  Interessen  der  europäischen  Mächte  in  Marokko  sei. 

I  s  w  o  1  s  k  i 


50  Der  stellvertretende  russische  Aiißenminister 

an  den  russischen  Botschafter  in  Paris 

(Mitgeteilt  den   Botschaftern  in   London,   Madrid,   Rom,   Berlin,   Wien 
und  Konstantinopel) 

Geheimerlaß  Nr.  206  St.  Petersburg,  den  26.  März/8.  April  1911 

Der  französische  Botschafter  hat  mir  mitgeteilt,  daß  die  Regierung 
der  Republik,  beunruhigt  über  die  Lage  der  Dinge  in  Marokko  und 
im  besonderen  über  das  Fehlen  von  Nachrichten  aus  Fez,  sich  ver- 
pflichtet sieht,  außerordentliche  Maßnahmen  zu  ergreifen,  und  vielleicht 
sogar  eine  Expedition  in  das  Innere  des  Landes  zu  organisieren. 
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Die  V'crtrctcr  Frankreichs  sollen  die  Mächte  hiervon  unterrichten. 

N  e  r  a  t  ü  \v 


Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den  51 

russischen  Außenminister 

Brief  Paris,    den  31.  März/l'i.  April    1011 

Im  Laufe  der  Debatten  im  Senat  über  die  äußere  Politik  Frank- 
reichs, die  zwei  Tage  dauerten,  und  über  die  ich  unter  dem  heutigen 
Datum  einen  eingehenden  Bericht  Nr,  28  erstatten  werde,  traten  die 
verschiedenen  Gesichtspunkte,  die  hier  hinsichtlich  der  gegenwärtigen 
internationalen  Lage  Frankreichs  herrschen,  klar  hervor.  Die  Redner 
der  Opposition  verfehlten  nicht,  die  Kritiken  und  Unterstellungen  zu 
wiederholen,  die  Sie  aus  meinen  früheren  Briefen  bereits  kennen.  Diese 
Redner  bemühten  sich  nicht  nur,  in  dem  Bestreben  bei  ihren  Hörern 
mit  allen  Kräften  ein  Gefühl  der  Unruhe  und  des  Mißtrauens  gegen 
die  Regierung  hers'orzurufen,  zu  übertreiben,  sondern  sie  schreckten 
nicht  einmal  vor  Sinnlosigkeiten  und  offenkundig  falschen  Behauptun- 
gen zurück.  Ihr  Thema  ist,  Rußland  habe  sich  in  Potsdam  endgültig 
von  Frankreich  und  England  getrennt  und  sei  ins  Lager  des  Drei- 
bundes übergegangen.  Infolge  dieser  Tatsache,  wie  auch  infolge  der 
Unbeständigkeit  der  englischen  Freundschaft,  befinde  Frankreich  sich 
in  einer  gefährlichen  und  äußerst  hilflosen  Lage.  Gleichzeitig  erwähnte 
man  wiederum  die  neue  Verlegung  der  russischen  Truppen,  die  an- 
geblich unsere  militärische  Stellung  an  der  deutschen  Grenze  geschwächt 
habe;  einer  der  Redner,  H.  de  Lamarzelle,  erklärte,  Rußland  habe  in 
Potsdam  ein  Bündnis  mit  Deutschland  gegen  England  geschlossen,  um 
sich  eines  Ausgangs  nach  dem   Persischen  Golf  zu  versichern. 

Die  Antwortrede  des  H.  Cruppi  war  nicht  besonders  eindmcks- 
voll.  Wenig  bewandert  in  den  Fragen  der  äußeren  Politik  und  in 
der  Geschichte  der  diplomatischen  Beziehungen,  verstand  er  es  nicht, 
mit  genügender  Kraft  und  Entschiedenheit  die  absurden  Argumente 
der  Gegner  der  Regierung  zunichte  zu  machen.  Zu  seinem  Glück  kam 
ihm  der  ehrwürdige  H.  Ribot  zu  Hilfe,  der  Begründer  des  franzö- 
sisch-russischen Bündnisses  und  ein  Redner  erster  Ordnung,  der  sich 
eines  enormen  Einflusses,  nicht  nur  in  den  beiden  Kammern,  sondern 
auch  in  weiten  Kreisen  der  französischen  Gesellschaft  erfreut.  Ich 
erlaube  mir  Sie  zu  bitten,  die  beiden  Reden  des  H.  Ribot  in  den 
Sitzungen  vom   6.  und   7.   April,   die  meinem   heutigen    Bericht   bcige- 
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fügt  sind,  mit  der  größten  Aufmerksamkeit  zu  lesen.  Sie  sind  gewisser- 
maßen die  Synthese  der  ganzen  französischen  PoHtik  im  Laufe  der 
letzten  zwanzig  Jahre.  Mit  einer  außerordentlichen  Überzeugungskraft 
vorgetragen,  erweckten  sie  einen  ermutigenden  Eindruck  und  trugen 
unstreitig  zu  einem  der  Regierung  günstigen  Ausgang  der  Debatten  bei. 
Nicht  nur  die  optimistische  Note,  die  in  ihnen  durchklang,  sondern 
auch  die  milde  wohlwollende  Kritik,  der  H.  Ribot  die  Politik  der 
Vorgänger  H.  Cruppis  unterwarf,  gefiel  der  Öffentlichkeit.  Der  Sinn 
seiner  Reden  ist  folgender:  Ja,  das  Bündnis  zwischen  Frankreich  und 
Rußland  ist  fest  und  unerschütterlich,  die  entente  cordiale  mit  Eng- 
land ist  zuverlässig,  aber  die  französische  Diplomatie  hat  es  im  Laufe 
der  letzten  Jahre  nicht  verstanden,  hieraus  sowohl  für  seine  eigenen 
Interessen  als  auch  für  die  Interessen  der  ganzen  Mächtegruppe,  die 
dieser  Verbindung  angehört,  genügend  Gewinn  zu  ziehen;  ein  engerer 
Kontakt  zwischen  den  verschiedenen  Mitgliedern  der  Triple-Entente 
ist  unentbehrlich,  und  vor  allem  ist  die  vorbereitende,  sozusagen  täg- 
liche Prüfung  der  verschiedenen  Fragen,  die  auf  der  Tagesordnung 
stehen,  und  der  möglichen  Eventualitäten  unter  ihnen  nötig. 

Wie  ich  mich  überzeugen  konnte,  werden  die  Gedanken  des  H. 
Ribot  von  den  ernsthaftesten  und  einflußreichsten  Persönlichkeiten 
Frankreichs  geteilt,  und  ich  wage  anzunehmen,  daß  sie  auch  von  unserer 
Seite  eine  aufrichtige  Sympathie  und  Förderung  verdienen.  In  dem 
Augenblick,  wo  Fragen  von  so  erstklassiger  Wichtigkeit  für  uns  auf- 
tauchen, wie  die  Bewilligung  bedeutender  finanzieller  Hilfsmittel  an  die 
Türkei  und  die  Entwicklung  ihres  strategischen  Eisenbahnnetzes,  ist  es 
für  uns  im  höchsten  Grade  wichtig,  daß  Frankreich  nichts  unternimmt, 
ohne  sich  mit  uns  vorher  genau  ins  Einvernehmen  gesetzt  zu  haben. 
Ich  werde  nicht  verfehlen,  die  hier  vorherrschende  Stimmung  dahin 
auszunutzen,  um  der  französischen  Regierung  die  Notwendigkeit  der 
engsten  Solidarität  mit  uns  in  allen  diesen  und  anderen  tms  inter- 
essierenden Angelegenheiten  zu  suggerieren. 

Genehmigen  Sie  usw. 

Is  wolski 


52  Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den 

russischen  Außenminister 

Bericht  Nr.  28  Paris,    den  31.  März/13.  April    1911 

Die  Außenpolitik  Frankreichs  und  insbesondere  seine  Haltung  Ruß- 
land gegenüber  waren  das  Thema  lebhafter  und  interessanter  Debatten 
in  den  Sitzungen  des  Senats  am  6.  und  7.  April. 

Die  Diskussionen  hierüber  wurden  durch  die  Interpellation  des 
H,  Oaudin   de   Villaine,   eines   konservativen   Senators,  hervorgerufen. 
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Der  Einbringer  der  Interpellation  sowie  sein  Parteikollege  H.  de  Lamar- 
zclle,  der  nach  ihm  die  Tribüne  bestieg,  hielten  so  lange  Reden,  dali 
der  Minister  des  Äußeren  seine  Erklärungen  auf  den  folgenden  Tag 
verschieben  nuilUe.  Die  unvorsichtigen  und  der  Wirklichkeit  wider- 
sprechenden Erklärungen  der  Redner  der  Rechten  blieben  jedoch  nicht 
ohne  sofortige  Erwiderung.  In  einer  glänzenden  und  aufJerordeiitlich 
ideenreichen  Rede,  die  im  Ausschnitt  beigefügt  ist,  gab  H.  Ribot  mit 
dem  ihm  eigenen  gesunden  Verständnis  für  die  internationalen  Be- 
ziehungen der  Versammlung  das  richtige  Bild  der  internationalen  Be- 
ziehungen Frankreichs. 

Die  Herren  üaudin  de  Villainc  und  de  Lamarzellc  brachten  in 
starker  Übertreibung  die  Befürchtungen  zum  Ausdruck,  die  die  augen- 
blicklichen internationalen  Begebenheiten  ihrem  patriotischen  Gefühl 
einflößten,  und  übten  eine  stark  parteiische  Kritik  an  der  auswärtigen 
Politik  der  Regierung  der  Republik.  Da  sie  beweisen  wollten,  dafi 
eine  vernünftige  Außenpolitik  unvereinbar  mit  der  republikanischen 
Regicrungsform  sei,  schilderten  sie  die  internationalen  Begebenheiten 
in  einem  Sehr  tendenziösen  Lichte.  H.  Gaudin  de  Villaine  versuchte 
darzutun,  daß  die  deutsche  Politik  der  Isolierung  Frankreichs  alle 
Mächte  des  Kontinents  sich  von  Frankreich  habe  abwenden  lassen, 
und  daß  die  Regierung  der  Republik  es  nicht  verstanden  habe,  dem 
irgendwie  entgegenzuwirken.  Die  Beweisführung  des  H.  de  Lamarzelle 
litt  an  einem  noch  größeren  Mangel  an  Mäßigung.  Er  scheute  sich 
nicht,  zu  behaupten,  das  französisch-russische  Bündnis  sei  durch  die 
Potsdamer  Zusammenkunft  aufgelöst  worden,  und  Rußland  habe  sich, 
wenn  auch  nicht  formell,  so  doch  tatsächlich,  auf  die  Seite  Deutsch- 
lands gestellt.  Seiner  Ansicht  nach  trachtet  Rußland  augenblicklich 
nach  dem  Persischen  Golf,  und  hat,  unterstützt  von  Deutschland,  Eng- 
land eine  fürchterliche  Niederlage  in  der  Bagdadangelegenheit  beige- 
bracht. Nach  H.  de  Lamarzelle  ist  die  Lage  der  englisch-französischen 
Beziehungen  nicht  viel  tröstlicher  i). 

H.  Ribot  wandte  sich  energisch  gegen  einen  solchen  Pessimismus 
in  der  Bewertung  der  internationalen  Lage  Frankreichs.  Als  Teilnehmer 
an  der  Errichtung  des  Zweibundes  sprach  er  mit  Nachdruck  sein 
Vertrauen  zu  dessen  Unerschütterlichkeit  aus.  Nachdem  er  im  einzelnen 
auf  die  Vorgeschichte  seiner  Gründung  eingegangen  war,  bezeichnete 
er  das  Bündnis  zwischen  Rußland  und  Frankreich  als  ein  auf  politi- 
scher Notwendigkeit  begründetes.  H.  Ribot  hält  die  Freundschaft  mit 
England  für  nicht  weniger  fest  und  schreibt  ihr  eine  große  diplo- 
matische Stärke  zu. 

Wenn  man  manchmal  den  Eindruck  haben  könnte,  daß  sich  die 
Bande  zwischen  Frankreich,  Rußland  und  England  gelockert  hätten, 
so  sei  der  Grund  hierfür  nicht  in  einer  Abkühlung  der  Beziehungen 


')    Im  Original  irrtümlich:  „nicht  weniger  tröstlich". 
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zwischen  diesen  Mächten,  sondern  nur  in  einer  nicht  genügend  akti- 
ven Zusammenarbeit  zwischen  ihnen  zu  suchen.  H.  Ribot  würde  gern 
einen  häufigeren  und  vollständigeren  Meinungsaustausch  zwischen  den 
verbündeten  Kabinetten,  sowohl  in  den  laufenden  Angelegenheiten  als 
auch  bezüglich  der  etwa  eintretenden  Eventualitäten,  sehen.  In  diesem 
Falle  würden  die  Mächte  der  Triple-Entente  ihre  Kräfte  besser  aus- 
nützen und  unerwünschte  Kommentare  vermeiden  können. 

Die  Zusammenkunft  von  Potsdam  sowie  die  Verlegung  des 
VI.  Korps  der  russischen  Armee  brauchten  in  Frankreich  nicht  den 
mindesten  Argwohn  zu  erregen.  Als  Rußland  gesehen  habe,  daß  die 
Bagdadbahn  ohne  seine  Zustimmung  gebaut  werden  würde,  sei  es 
gezwungen  gewesen,  seine  Oppositionspolitik  gegen  das  deutsche  Pro- 
jekt aufzugeben  und  mit  Deutschland  in  Besprechungen  zur  Wahrung 
seiner  wichtigen  Interessen  in  Persien  einzutreten.  In  dieser  Hinsicht 
habe  Rußland  genau  wie  Frankreich  gehandelt,  als  das  letztere  sich 
mit  Deutschland  über  die  Marokkofrage  verständigte. 

Gleichzeitig  warnte  H.  Ribot  seine  Zuhörer  vor  den  Versuchen, 
die  wahre  Bedeutung  der  Begebenheiten  zu  verschleiern.  Dieselbe 
„Kunst  der  Inszenierung"  wie  gelegentlich  der  Frage  von  Bosnien 
und  der  Herzegowina  sei  von  Deutschland  auch  während  der  kürz- 
lich abgehaltenen  russisch-deutschen  Besprechungen  angewandt  worden. 

H.  Ribot  beendete  seine  Rede  mit  der  Warnung,  sich  vom  „Pa- 
zifismus" hinreißen  zu  lassen,  wie  er  in  dem  kürzlich  von  der  Kammer 
angenommenen  Wunsch  einer  Beschränkung  der  maritimen  Rüstungen 
zum  Ausdruck  kam.  „Werfen  wir  alles  dieses  beiseite  und  haben  wir 
Vertrauen  zu  unserer  Armee,  unserer  Kraft  und  unseren  AlHanzen!" 
schloß  der  Redner. 

H.  Ribot  vervollständigte  am  folgenden  Tage  seine  Rede  durch 
einige  Worte,  die  sich  hauptsächlich  auf  die  Marokkofrage  bezogen. 
Er  erklärte  sich  völlig  mit  den  Ausführungen  H.  Cruppis  über  die  Not- 
wendigkeit einer  Zusammenkunft  mit  dem  Sultan  einverstanden.  Frank- 
reich dürfe  in  Marokko  nicht  versuchen,  die  Herrschaft  des  Sultans 
zu  ersetzen,  es  solle  ihm  im  Gegenteil  helfen,  in  Marokko  jenes  Min- 
destmaß von  Autorität  und  Ordnung  zu  befestigen,  ohne  das  die 
Zivilisationsarbeit  im  Lande  unmögHch  sei.  Zu  diesem  Zwecke  sei 
es  notwendig,  dem  Maghzen  pekuniäre  Hilfsquellen  und  Instrukteure 
zur  Bildung  einer  Eingeborenenarmee  zur  Verfügung  zu  stellen.  Von 
diesem  Gesichtspunkt  ausgehend,  sympathisiert  H.  Ribot  nicht  mit 
dem  Projekt  der  Regierung,  eine  militärische  Expedition  zum  Schutze 
der  Europäer  nach  Fez  zu  entsenden.  Nach  dem  Sinne  der  Algeciras- 
akte  sei  Frankreich  zur  Aufrechterhaltung  der  Ordnung  allein  im  Küsten- 
gebiet verpflichtet,  und  es  würde  eine  sehr  schwere  Verantwortung 
auf  sich  laden,  wenn  es  seine  polizeiliche  Tätigkeit  auf  das  ganze 
Land  ausdehnen  würde.  H.  Ribot  ist  der  Ansicht,  daß  dies  einer  Er- 
oberung Marokkos  gleichkäme. 
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H.  Ribot  streifte  auch  flüchti/r  die  französische  Politik  im  Orient. 
Er  vermißte  hier  die  nötige  Klarheit  und  sprach  sein  Bedauern  darüber 
aus,  da(5  Frankreich  seine  Interessen  im  Orient  seinen  Aspirationen 
im  westlichen  Mittclmecr  opfere. 

Die  von  H.  Cruppi  in  der  Sitzung  am  7.  April  gehaltene  Rede, 
die  ebenfalls  im  Ausschnitt  beigefügt  ist,  war  viel  weniger  ausdrucks- 
voll. Da  er  die  Außenpolitik  erst  seit  kurzem  kennt,  mußte  er  sich  auf 
kurze  und  vorsichtige  Erklärungen  beschränken. 

Vor  allem  gab  er  der  Versammlung  die  Versicherung,  daß  die 
Außenpolitik  Frankreichs  trotz  des  Wechsels  des  Ministers  des  Äuße- 
ren die  bisherige  Richtung  unveränderlich  weiter  verfolgen  werde,  und 
daß  er  die  Absicht  habe,  eine  Politik  der  „Voraussicht  und  Ent- 
schlossenheit*' zu  verwirklichen.  Wenn  auch  die  derzeitige  internatio- 
nale Politik  keinen  Anlaß  zur  Beunruhigung  gibt,  so  verhehlte  der 
Minister  doch  nicht,  daß  sie  trotzdem  einige  Schwierigkeiten  bietet, 
und  daß  infolgedessen  eine  Politik  der  Wachsamkeit  für  Frankreich 
notwendig  ist.  Diese  Erklärung  machte  einen  ausgezeichneten  Ein- 
druck, da  sie  bewies,  daß  H.  Cruppi  nicht  an  dem  übertriebenen  Opti- 
mismus leidet,  dessen  man  hier  seinen  Vorgänger  immer  zu  beschuldigen 
geneigt  war. 

Die  Erklärung  des  Ministers,  „daß  das  französisch-russische  Bünd- 
nis unerschütterlich  sei  und  die  Basis  für  die  französische  Politik 
bleibe,  ebenso  wie  auch  für  die  russische'',  rief  er  gleichfalls  eine  leb- 
hafte Befriedigung  hervor.  Er  sprach  hierbei  die  Überzeugung  aus, 
daß  sich  das  Bündnis  in  Form  einer  aufrichtigen  und  täglichen  Zu- 
sammenarbeit verwirklichen  müsse,  und  versprach,  sich  mit  allen  sei- 
nen Kräften  dafür  einzusetzen,  daß  das  Bündnis  täglich  seine  Lebens- 
fähigkeit offenbart. 

H.  Cruppi  ging  dann  zu  den  Beziehungen  Frankreichs  zu  Eng- 
land über  und  erklärte,  daß  die  entente  cordiale  nicht  zu  erschüt- 
tern sei. 

Indem  er  von  den  herzlichen  Beziehungen  zu  Spanien  und  von 
der  Notwendigkeit  einer  engen  Zusammenarbeit  mit  ihm  sprach,  machte 
der  Minister  auf  die  guten  Beziehungen  Frankreichs  zu  den  übrigen 
Staaten  aufmerksam.  Die  Beziehungen  Frankreichs  zu  Deutschland, 
erklärte  der  Minister,  müßten  auf  einer  guten  Nachbarschaft  begrün- 
det sein.  Falls  sich  in  einzelnen  Fällen  die  französischen  und  deutschen 
Interessen  als  einander  entgegengesetzt  erweisen  sollten,  so  sei  die 
feste  und  gerechte  Verteidigung  der  legitimen  Interessen  das  beste 
Mittel  zur  Vermeidung  gefährlicher  Mißverständnisse.  Dann  sprach  der 
Minister  der  wiedererstehenden  Türkei  seine  Sympathien  aus  und  fügte, 
nachdem  er  den  Nutzen  einer  wirtschaftlichen  Zusammenarbeit  für 
beide  Länder  betont  hatte,  hinzu,  daß  Frankreich  die  Vcranlagiuig 
seiner  Ersparnisse  im  nahen  Orient  ohne  die  geringste  Unzufrieden- 
heit betrachte,  unter  der  Bedingung,  daß  diese  Veranlagung  den  fran- 
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zösischen    Interessen    und   der   Stellung   Frankreichs    in    Europa    ent- 
spreche. 

Der  Minister  ging  im  einzelnen  nur  noch  auf  die  Marokkofrage 
ein,  in  der  er  schon  Entscheidungen  hatte  treffen  müssen.  Er  erklärte, 
es  seien  bereits  Maßnahmen  ergriffen  worden,  um  dem  Maghzen  die 
Möglichkeit  zu  garantieren,  Eingeborenentruppen  zur  Bekämpfung  der 
Aufständischen  zu  unterhalten,  und  die  französischen  Instrukteure  seien 
ermächtigt,  den  Befehl  über  diese  Truppen  zu  übernehmen.  Falls  die 
Umstände  es  erfordern  sollten,  werde  die  Regierung  Maßnahmen  zur 
Verteidigung  der  Europäerkolonie  in  Fez  ergreifen.  Frankreich  würde 
sich  zu  diesem  Schritt  nur  aus  philantropischen  Erwägungen  entschUe- 
ßen  sowie  infolge  des  besonderen  Interesses,  das  es  daran  hat,  in 
einem  an  Algerien  grenzenden  Lande  die  Anarchie  zu  verhindern. 

Die  Debatten  endeten  mit  der  Billigung  der  Außenpolitik  der  Re- 
gierung durch  eine  Mehrheit  von  250  gegen  26  Stimmen. 

Genehmigen  Sie  usw. 

Is  wolski 


53  Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den 

russischen  Außenminister 

Brief  Paris,   den  31.  März/13.  April  1911 

In  der  Außenpolitik  ist  die  Hauptsorge  der  französischen  Regie- 
rung gegenwärtig  die  Marokkofrage,  die  sich  jetzt  von  neuem  kom- 
pliziert hat.  Durch  mein  Telegramm  vom  25.  März  dieses  Jahres  und 
wahrscheinlich  durch  die  Mitteilungen  des  französischen  Botschafters 
wissen  Sie  bereits,  daß  das  Pariser  Kabinett  mit  der  MögHchkeit 
einer  aktiven  Intervention  in  dieser  Angelegenheit  rechnet,  falls  es 
sich  als  notwendig  erweisen  wird,  den  Sultan  Mulei-Hafid  oder  die 
sich  in  Fez  aufhaltenden  Fremden  gegen  eine  Gefahr  zu  verteidigen. 
Hier  herrscht  die  Überzeugung,  daß  Frankreich  keinesfalls  den  gegen- 
über dem  früheren  Sultan  begangenen  Fehler  wiederholen  darf,  und 
daß  es  die  Verpflichtung  hat,  dem  Sultan  Mulei-Hafid  nicht  nur  finan- 
zielle, sondern  auch  militärische  Hilfe  zu  leisten.  H.  Cruppi  hat  in 
seiner  Rede  die  Marokkopolitik  der  französischen  Regierung  folgender- 
maßen festgelegt:  „Wenn  die  Lage  der  Fremdenkolonie  in  Fez  gefahr- 
voll würde,  wäre  Frankreich  verpflichtet,  ihr  zu  Hilfe  zu  kom.men;  die 
Regierung  werde  hierzu  erstens  durch  ein  elementares  Gefühl  der 
Menschlichkeit  und  zweitens  durch  das  spezielle  Interesse  Frankreichs 
an  der  Aufrechterhaltung  der  Ordnung  in  Marokko  bewogen." 

Gegenüber  dieser  Äußerung  bemerkte  H.  Ribot,  obwohl  er  die 
Politik  des  Ministeriums  billigte,  doch,  daß  Frankreich  auf  Grund 
der  Algecirasakte  nur  zur  Aufrechterhaltung  der  Ordnung  in  den  Häfen 
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verpflichtet  sei;  es  auf  sich  zu  nehmen,  die  Ordnung  in  ganz  Marokko 
aufrechtzuerhalten,  wäre  gleichbedeutend  mit  der  Übernahme  der  mora- 
lischen Verpflichtung,  das  ganze  Land  zu  erobern,  wozu  das  Parla- 
ment niemals  seine  EinwilHgung  geben  werde.  H.  Cruppi  ließ  die 
Bemerkung  des  H.  Ribot  unbeantwortet;  infolgedessen  wurden  die 
wahren  Absichten  der  französischen  Regierung  nicht  vollständig  klar- 
gelegt. 

Heute  erklärte  mir  H.  Cruppi  in  einer  Unterredung  mit  mir  sehr 
kategorisch,  er  habe  die  feste  Absicht,  in  den  Grenzen  der  Algeciras- 
akte  zu  bleiben.  Die  neuesten  Nachrichten  aus  Marokko  seien  übrigens 
beruhigender.  Die  Verbindungen  zwischen  Tanger  und  Fez  seien  nicht 
unterbrochen,  die  notwendige  finanzielle  Hilfe  sei  dem  Sultan  ge- 
währt, und  die  fünfundzwanzig  französischen  Instruktionsoffiziere  be- 
tätigten sich  mit  vollem  Erfolge  an  der  Spitze  der  Truppen  des  Scheri- 
fen.  Zugleich  leugnete  freilich  H.  Cruppi  nicht,  daß  die  Lage  sich 
plötzlich  verschlechtern  könne:  in  einem  solchen  Fall  sei  Frankreich, 
wie  es  den  Kabinetten  schon  angekündigt  sei,  gezwungen,  aktivere 
Maßnahmen  zu  ergreifen.  Auf  meine  Frage,  welche  Haltung  die  Re- 
gienmgen,  die  die  Algecirasakte  unterzeichnet  hätten,  und  im  beson- 
deren Deutschland  angesichts  dieser  Mitteilung  eingenommen  hätten, 
antwortete  er  mir,  sie  habe  keinerlei  Widerspruch  erfahren,  und  zur 
Stunde  finde  in  Berlin  ein  völlig  freundschaftlicher  Meinungsaustausch 
zwischen  dem  französischen  Botschafter  und  H.  Kiderlen-Wächter  über 
diese  Angelegenheit  statt.  Ebenso  sei  die  Behauptung  gewisser  Blät- 
ter, die  deutsche  Regierung  benutze  diese  Gelegenheit,  um  von  Frank- 
reich Konzessionen  und  Kompensationen  in  anderen  Fragen,  z.  B.  in 
der  Frage  der  Bagdadbahn  zu  erreichen,  vollständig  falsch.  Was  Spa- 
nien anbetrifft,  beobachte  man  dort  hauptsächlich  in  der  Presse  einen 
typisch  südländischen  Gefühlsausbruch,  die  Regierung  betrachte  aber 
auch  dort  die  Angelegenheit  vollständig  ruhig. 

Genehmigen  Sie  usw.  Iswolski 


Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den  54 

stellvertretenden  russischen  Außenminister 
Brief  Paris,  den  31.  März/13.  April  1911 

Sehr  geehrter  und  lieber  Anatol  Anatoliewitsch ! 
Ich  beeile  mich,  Ihnen  aufrichtig  für  Ihren  durch  den  letzten 
Kurier  erhaltenen  Brief  zu  danken.  Ich  hoffe,  daß  alles,  was  ich  so- 
eben H.  Cruppi  in  der  Angelegenheit  der  Eisenbahnen  in  Kleinasien 
mitgeteilt  habe,  nach  Form  und  Inhalt  Ihre  Zustimmung  finden  wird. 
Ich  glaube,  daß  ich  nicht  übertrieben  habe,  und  es  scheint  mir  wert- 
voller, etwas  in  der  Hand  zu  haben,  von  dem  man  dann  ablassen 
kann.  Die   hiesige   Finanzwelt   ist  aus   irgendwelchen  Gründen   davon 
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überzeugt,  wir  machten  nur  formell  Einwendungen,  während  unsere 
Zustimmung  für  das  ganze  Netz  bereits  gewährleistet  sei.  Ich  be- 
fürchte sehr,  daß  sich  Tschary-kow,  wie  ihm  das  manchmal  passiert^ 
über  die  Möglichkeit  einer  Verständigung  mit  der  Türkei  wegen  einer 
für  uns  annehmbaren  Abänderung  des  Übereinkommens  von  1900  Illu- 
sionen macht.  Wenn  ich  mich  nicht  irre,  wird  das  ganze  Schwer- 
gewicht der  Verhandlungen  nach  Frankreich  verlegt  werden,  mit  dem 
man  sich  in  Anbetracht  der  vielen  mit  dieser  Angelegenheit  verknüpf- 
ten privaten  Geldinteressen  gleichfalls  nicht  leicht  wird  verständigen 
können.  H.  Cruppi,  den  ich  eben  sah,  versicherte  mir,  daß  er  sich 
mit  H.  Bompard  bezüglich  meines  Memorandums  bereits  in  Verbin- 
dung gesetzt  habe,  daß  er  aber  erst  in  einiger  Zeit  eine  Antwort  auf 
diese  Mitteilung  geben  werde. 

Bezüglich  der  Bagdadfrage  kann  ich  Ihnen  noch  nichts  Neues  be- 
richten. Sie  scheint  in  London  gewissermaßen  eingeschlafen  zu  sein. 
Jedenfalls  weiß  man  hier  und,  wie  ich  annehme,  auch  in  London^  daß 
wir,  falls  der  letzte  Abschnitt  der  Eisenbahn  internationahsiert  wird, 
Ansprüche  auf  Zentralisierung  an  diesem  Geschäft  geltend  machen 
werden.  In  einer  Unterhaltung,  die  ich  dieser  Tage  mit  dem  überaus 
tüchtigen  Korrespondenten  der  „Times"  hatte,  wies  ich  auf  die  merk- 
würdige Art  der  englischen  und  französischen  Presse  hin,  es  zu  ver- 
schweigen, daß  die  Beteiligung  wünschenswert  ist.  Er  versprach  mir, 
die  Aufmerksamkeit  seiner  Redaktion  hierauf  zu  lenken. 

Ich  bin  sehr  beunruhigt,  daß  sich  die  Krankheit  von  Sergei  Dmi- 
triewitsch  in  die  Länge  zieht,  obgleich  die  hier  eingetroffene  Fürstin 
E.  M.  Benrjatinskaja  versichert,  daß  Bertenson  in  bezug  auf  die  Krank- 
heit optimistisch  gestimmt  sei  und  erkläre,  sie  würde  im  Falle  der 
Genesung  des  Kranken  keine  Folgen  hinterlassen.  Gott  gebe  es. 

Gegen  Ende  unserer  Osterwoche  möchte  ich,  wenn  Sie  es  für 
möglich  erachten,  für  einige  Tage  nach  London  fahren,  um  der  Hoch- 
zeit der  Tochter  des  Grafen  Benckendorff  beizuwohnen.  Ich  werde 
jedenfalls  zur  Ankunft  des  Kuriers  zurück  sein  und  kann  nötigenfalls 
in  einigen  Stunden  hier  eintreffen. 

Empfehlen  Sie  mich  bitte  bestens  Warwara  Wladimirowna. 

Ihr  aufrichtig  ergebener  ,  ,    ,  . 

Is  wolski 

55  Der  stellvertretende  russische  Außenminister 

an  den  russischen  Botschafter  in  Paris 

(Mitgeteilt  den   Vertretern    Rußlands   in    Konstantinopel   und 
Washington) 

Telegramm  Nr.  460  St.  Petersburg,  den  3./16.  April  1911 

Der  „Temps"  hat  in  einem  Telegramm  von  hier  den  Sinn  des 
Teiles  meines  Interviews  in  der  „Nowoje  Wremja",  der  das  Projekt 
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ehester  betrifft,  ganz  entstellt,  wovon  Sie  sich  schon  durch  den  authen- 
tischen Text  überzeugt  haben  werden.  Sollten  Sie  es  im  Hinblick 
auf  die  dortigen  Verhältnisse  für  angezeigt  halten,  den  wahren  Sinn 
des  Gesprächs  wiederherzustellen,  so  steht  dem  unsererseits  nichts 
im  Wege. 

Die  Frage  des  amerikanischen  Botschafters,  ob  es  wahr  sei,  daß 
wir  gegen  das  Projekt  ehester  protestierten,  beantwortete  ich  ver- 
neinend, bat  ihn  aber  nicht  zu  vergessen,  daß  dieses  Projekt  sich  nicht 
auf  ein  Gebiet  erstrecken  dürfte,  das  unserer  Grenze  benachbart  sei, 
da  wir  dort  besondere  Interessen  und  Rechte  hätten. 

Rockhill  antwortete,  seine  Regierung  erkenne  diese  Lage  völlig  an. 

Nerato  w 


Der  stellvertretende  russische  Außenminister  56 

an  den  russischen  Botschafter  in  Paris 

Brief  St.    Petersburg,   den    7./20.  April    1911 

Der  spanische  Botschafter,  der  sich  gegenwärtig  in  St.  Petersburg 
befindet,  hat  mir  die  Erklärung  Frankreichs  an  seine  Regierung  mit- 
geteilt. Sie  entspricht  jener,  die  Frankreich  der  Kaiserlichen  Regierung 
über  die  Notwendigkeit,  bezüglich  Marokkos  gewisse  außergewöhn- 
liche Maßnahmen  zu  ergreifen,  gemacht  hat.  Wie  Graf  Vignaz  sagte, 
hat  die  Königliche  Regierung  Frankreich  geantwortet,  sie  erkenne  voll- 
kommen an,  daß  die  Lage  in  Marokko  verwirrt  sei,  und  sie  verstehe, 
wenn  die  französische  Regierung  sich  gezwungen  sehe,  im  Einklang 
mit  den  Verträgen  hinsichtlich  der  Lage  im  Scherifenreich  außerge- 
wöhnliche Maßnahmen  zu  ergreifen.  Aber,  fügte  der  Botschafter  hin- 
zu, der  Vertreter  Spaniens  habe  bei  Übermittlung  dieser  Antwort  an 
Frankreich  noch  erklärt,  daß  auch  Spanien  unter  gewissen  Umständen 
sich  gezwungen  sehen  könnte,  gewisse  besondere  Maßnahmen  „be- 
züglich der  nördlichen  Häfen  Marokkos  und  in  den  angrenzenden  Ge- 
bieten" zu  ergreifen.  Diese  Erklärung  werde  jetzt  zur  Kenntnis  der 
anderen  Mächte  gebracht. 

Auf  meine  Frage,  was  unter  dem  recht  unbestimmten  Ausdruck 
„Maßnahmen,  bezüglich  (sie)  der  nördlichen  Häfen"  zu  verstehen  sei, 
gab  mir  der  Graf  Vignaz  keine  genaueren  Erklärungen. 

Indem  ich  das  hier  oben  Dargelegte  mitteile,  habe  ich  die  Ehre, 
Euer  Exzellenz  zu  bitten,  mich  über  den  Eindruck  dieser  spanischen 
Erklärung  auf  die  Regierung  der  Republik  zu  unterrichten  und  mich 
wissen  zu  lassen,  ob  irgendeine  Antwort  darauf  erteilt  worden  ist. 

N  e  r  a  t  o  w 
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57  Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den 

russischen  At^enminister 

Geheimtelegramm  Nr.  42  Paris,  den  8./21.  April  1911 

Telegramm  Nr.  451  erhalten.  Ich  habe  eben  von  Cruppi  eine  Denk- 
schrift erhalten,  die  folgende  Mitteilungen  enthält:  Die  neue  chinesische 
Anleihe  von  10  Millionen  Pfund  ist  zur  Münzreform  und  zur  Entwick- 
lung der  industriellen  Unternehmungen  in  der  Mandschurei  bestimmt. 
Bis  jetzt  weiß  man  hier  noch  nicht,  welcher  Teil  für  den  ersten  und 
welcher  für  den  zweiten  Zweck  bestimmt  ist.  China  hat  sich  verpfHch- 
tet,  vor  der  Emission  der  Anleihe  dem  Syndikat  zu  unterbreiten:  1.  das 
Programm  der  Münzreform  und  2.  die  Liste  der  in  Aussicht  genom- 
menen Unternehmungen  in  der  Mandschurei  unter  Nennung  der  für 
sie  nötigen  Summen.  Das  Syndikat  soll  diese  Dokumente  in  einem 
Zeitraum  von  sechs  Monaten  prüfen,  und  im  Fall  seiner  Zustimmung 
verpflichtet  es  sich,  nach  weiteren  sechs  Monaten  die  Emission  der 
Anleihe  in  Angriff  zu  nehmen.  Auf  diese  Weise  könnte  Rußland,  falls 
es  wegen  dieser  oder  jener  Unternehmung  in  der  Mandschurei  Ein- 
sendungen zu  machen  hat,  rechtzeitig  protestieren.  Die  französische 
Regierung  hat  keinen  Grund  anzunehmen,  daß  China  beabsichtigt, 
einen  Teil  der  Anleihe  zur  Erbauung  der  Eisenbahnlinie  Tschinchou — 
Aigun  zu  benutzen.  Das  Syndikat  kennt  Rußlands  Einwände  gegen 
diese  Linie  und  die  Solidarität  Frankreichs  mit  seinem  Verbündeten 
in  dieser  Frage  und  wird  sich  kaum  dazu  entschließen,  diese  Ein- 
wände zu  ignorieren  und  Gefahr  zu  laufen,  daß  ihm  die  Kotierung 
der  Anleihe  an  der  französischen  Börse  verweigert  wird.  Garantien 
der  Anleihe  sind:  1.  Erhöhung  der  Salzsteuer  in  ganz  China;  2.  Steuer 
auf  Spiritus  und  Tabak  in  der  Mandschurei;  3.  Steuer  auf  die  Indu- 
strie in  der  Mandschurei  und  4.  Verbrauchssteuer  in  der  Mandschurei. 
Sobald  die  französische  Regierung  über  die  Verteilung  der  Anleihe 
auf  die  verschiedenen  Bedürfnisse  informiert  ist,  wird  sie  uns  sofort 
davon  Mitteilung  machen.  Ich  übersende  Ihnen  den  Text  der  Denk- 
schrift durch  den  nächsten  Kurier. 

I  s  w  o  1  s  k  i 


58  Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den 

russischen  Außenminister 

Brief  Paris,  den  11. /24.  April  1911 

Die  Ereignisse  in  Marokko  komplizieren  sich  von  Tag  zu  Tag, 
und  unter  dem  Druck  der  Verhältnisse  muß  die  französische  Re- 
gierung zu  immer  energischeren  Maßnahmen  greifen.  In  der  letzten 
Woche  sprach  mir  Cruppi  die  bestimmte  Hoffnung  aus,  daß  die  An- 
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gelegenheit  ohne  neue  Entsendung  französischer  Truppen  und  haupt- 
sächHch  ohne  militärische  Expedition  nach  Fez  vorüber<Tehen  werde. 
Sein  Plan  bestand  in  folgendem:  Den  Sultan  Mulei-Hafid  mit  finan- 
ziellen Mitteln  zur  Unterhaltung  der  von  der  französischen  Militär- 
mission geführten  Truppen  zu  versehen,  sowie  in  der  Gegend  der 
Chaouia  eine  Truppe  von  Eingeborenen,  die  sich  aus  den  dem  Sul- 
tan Mulei-Hafid  treu  gebliebenen  Stämmen  rekrutiert,  aufzustellen  und 
sie  unter  dem  Kommando  der  französischen  Instrukteure  zur  Befreiung 
nach  Fez  zu  entsenden.  Seither  ist  die  Lage  viel  kritischer  geworden, 
die  Verbindungen  mit  Fez  sind  unterbrochen,  so  daß  die  Gefahr  be- 
steht, die  französische  Militärmission  könnte  ohne  Geld  und  Munition 
bleiben.  Bisher  unbestätigte  Gerüchte  laufen  um,  die  Hauptstadt  sei 
von  den  Aufständischen  eingenommen  worden.  Die  öffentliche  Meinung 
fordert  mit  Nachdruck  energische  Maßnahmen  zur  Unterstützung  des 
Sultans  Mulei-Hafid  und  zur  Rettung  der  französischen  Instrukteure 
und  der  Europäerkolonien,  Infolgedessen  hat  die  Regierung  gestern 
beschlossen,  eine  Reihe  von  Ergänzungsmaßnahmen  zu  ergreifen : 
Die  Eingeborenentruppe,  die  gegen  Fez  marschiert,  wird  durch  eine 
fliegende  Kolonne  französischer  Truppen  verstärkt,  die  Division  von 
Oran  wird  in  der  Gegend  von  Tuarirt  konzentriert,  und  neue  Verstär- 
kungen, wie  es  heißt,  von  mindestens  10  000  Mann  werden  nach  Casa- 
blanca  gesandt.  Diese  letzte  Maßnahme  zeigt  deutlich,  daß  es  sich 
um  die  Vorbereitung  einer  Militärexpedition  gegen  Fez  handelt,  und 
daß  diese  von  der  Chaouia  her  ausgehen  wird.  Es  scheint  mir,  daß 
H.  Cruppi  in  seinen  Erklärungen  vollständig  aufrichtig  war,  wonach 
die  Regierung  bestrebt  ist,  eine  solche  Expedition  zu  vermeiden,  daß 
man  aber  jetzt  hier  zu  der  Überzeugung  gekommen  sei,  daß  es  ohne 
diese  nicht  abgehen  werde,  falls  nicht  wider  Erwarten  eine  günstige 
Wendung  der  Dinge  eintreten  sollte,  wofür  aber  sehr  wenig  Hoffnung 
vorhanden  ist. 

Obgleich  man  nach  den  Worten  des  H.  Cruppi  bis  jetzt  noch 
keinen  Versuch  Deutschlands,  gegen  irgendeine  der  französischen  Maß- 
nahmen Einwände  zu  erheben  oder  Kompensationen  zu  verlangen, 
bemerken  konnte,  flößt  der  Ton  der  deutschen  Presse  dem  hiesigen 
Publikum  doch  ernste  Besorgnisse  ein.  Der  Sinn  der  meisten  deutschen 
Artikel  ist  folgender:  Das  Benehmen  Frankreichs  in  Marokko  geht  über 
die  Grenzen  der  Algecirasakte  hinaus  und  stellt  die  Marokkofrage  auf 
einen  völlig  neuen  Boden.  Die  französische  Presse,  die  von  der  Re- 
gierung energische  Maßnahmen  fordert,  beruft  sich  ihrerseits  schon 
nicht  mehr  auf  die  Algecirasakte,  sondern  auf  das  Recht  und  die  Pflicht 
Frankreichs,  als  souveräne  Macht  den  französischen  Offizieren  und 
den  in  Fez  befindlichen  Ausländern  zu  Hilfe  zu  kommen. 

Die  Frage,  ob  eine  militärische  Expedition  nach  Fez  geschickt 
werden  soll  oder  nicht,  wird  in  kürzester  Zeit,  vielleicht  noch  ehe 
Sie   diesen    Brief   erhalten,    entschieden    sein.    Diese    Expedition    wird 
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ein  wichtiges  Ereignis  in  der  allgemeinen  europäischen  Politik  sein, 
dessen  Bedeutung  und  Folgen  man  jetzt  unmöglich  übersehen  kann. 
Alles  hängt  natürlich  von  der  Stimmung  Berlins  und  dem  Umfang 
ab,  in  dem  die  deutsche  Regierung  diese  Begebenheit  für  ihre  eigenen 
Zwecke  wird  ausnützen  wollen. 
Genehmigen  Sie  usw. 

Is  wolski 


59  Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den 

russischen  Außenminister 

Bericht  Nr.  31  Paris,  den  12./25.  April  1911 

Wie  ich  bereits  die  Ehre  hatte,  Ihnen  mehrmals  in  meinen  Tele- 
grammen zu  berichten,  haben  die  Ereignisse  in  Marokko  in  den  letzten 
Tagen  einen  sehr  beunruhigenden  Charakter  angenommen.  Der  Auf- 
stand dehnt  sich  beinahe  über  die  ganze  Gegend  nördlich  von  Fez 
aus,  und  die  partiellen  Siege  der  Armee  des  Scherifen  über  die  Khianys 
und  die  Cherards  haben  nicht  die  erwartete  Beruhigung  herbeige- 
führt. Die  Unzufriedenheit  mit  der  Verwaltung  des  Sultans  von  Marokko 
verbreitet  sich  auch  nordöstlich  in  der  Gegend  von  Tuarirt,  längs  des 
Flusses  Maluia  und  unter  den  Beni  Guaren,  die  dem  Sultan  Mulei- 
Hafid  ergeben  schienen. 

Alle  diese  Umstände  mußten  die  Aufmerksamkeit  der  französi- 
schen Regierung  erregen,  die  mit  Unruhe  über  dem  Schicksal  ihrer 
Staatsangehörigen,  der  französischen  Instrukteure,  die  sich  zur  Ver- 
fügung des  Sultans  befanden,  wachte.  Aus  diesem  Grunde  und  um 
Verwicklungen  vorzubeugen,  entschloß  sich  die  Regierung,  das  Be- 
satzungskorps des  Generals  Moinier  in  der  Chaouia  um  vier  Batail- 
lone zu  verstärken  und  hierdurch  seinen  Bestand  auf  11000  Mann  zu 
erhöhen.  Diese  Befürchtungen  waren  nicht  umsonst,  denn  einige  Tage 
nach  Durchführung  der  besagten  Maßregel  wandte  sich  der  Sultan 
selbst,  der  die  Hoffnung,  die  Aufständischen  mit  eigenen  Mitteln  zu 
bändigen,  aufgegeben  hatte,  an  die  Regierung  der  Republik  mit  der 
Bitte,  ihm  Verstärkungen  zu  senden. 

Die  Lage  der  militärischen  Kräfte  des  Sultans  war  zu  dieser  Zeit 
die  folgende:  In  Fez  standen  bis  2000  Mann  Eingeborenentruppen 
unter  Hauptmann  Mangin  und  Instrukteuren.  In  Cherard  befand  sich 
eine  Abteilung  von  Truppen  des  Scherifen  in  Stärke  von  2500  Mann 
unter  dem  Kommando  des  französischen  Instrukteurs  Major  Bremont. 
Die  Lage  Mulei-Hafids  war  wirklich  kritisch.  Fez  war  von  allen  Seiten 
umzingelt,  und  der  Mangel  an  Lebensmitteln  und  Munition  fing  an, 
sich  im  Innern  der  Stadt  bemerkbar  zu  machen.  Ein  Teil  der  Truppe 
unter  dem  Kommandanten  Bremont  befindet  sich  noch  auf  dem  Marsch 
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nach  Fez,  während  von  keiner  Seite  Hilfe  in  Aussicht  steht.  Diese 
Hilfe  hätte  nur  durch  Vermittlung  des  Majors  Bremont  kommen  kön- 
nen, aber  der  Mangel  an  Geld  und  Lebensmitteln,  sowie  die  Un- 
möglichkeit, sich  auf  der  vom  Regen  aufgeweichten  Straße  fortzu- 
bewegen, stand  der  Ankunft  von  Hilfe  auch  von  dieser  Seite  im 
Wege. 

Mulei-Hafid  begriff,  wie  aussichtslos  seine  Lage  war,  und  wandte 
sich  deshalb  an  die  französische  Regierung  mit  der  Bitte  um  Hilfe; 
er  wies  gleichzeitig  auf  die  Möglichkeit  hin,  unter  der  Aufsicht  fran- 
zösischer Instrukteure  eine  Abteilung  der  Scherifentruppen  von  der 
Chaouia  her  zu  senden.  Man  entsprach  dem  Ersuchen  Mulei-Hafids, 
und  der  General  Moinier  erhielt  Befehl,  die  erbetene  Abteilung  Ein- 
geborener zu  bilden  und  sie  über  Rabat  und  Mekines  nach  Fez  zu 
leiten.  Diese  Abteilung  hätte  unterwegs  mit  der  von  Bremont  kom- 
mandierten Truppe  zusammentreffen  können,  falls  diese  letztere  noch 
in  Cherard  gewesen  wäre  und  noch  nicht  die  erwartete  Hilfe  aus  El- 
Kasar  durch  den  dortigen  französischen  Vizekonsul  Boisset  erhalten 
hätte. 

Die  Nachrichten,  die  in  den  letzten  Tagen  einliefen,  waren  derart 
alarmierend,  daß  die  Regierung  einerseits  die  Verstärkung  des  von 
dem  Sultan  erbetenen  Detachements  von  Eingeborenentruppen  durch 
eine  fliegende  Kolonne  französischer  Truppen  anordnete  und  befahl, 
diese  sofort  mit  möglichster  Schnelligkeit  zur  Befreiung  von  Fez  zu 
entsenden;  andererseits  beschloß  man,  einen  Teil  der  Truppen  der 
Division  von  Gran  zu  mobilisieren  und  sie  gegen  das  rechte  Ufer  des 
Flusses  Malouia  in  die  Gegend  von  Tuarirt  vorrücken  zu  lassen,  wo 
die  Mulei-Hafid  feindlichen  Beni-Ouaren  ihrerseits  zu  einem  Marsch 
nach  Fez  bereit  waren.  Durch  die  vorübergehende  Besetzung  dieses 
Teils  des  nordöstlichen  Marokko  hofft  die  Regierung  die  nicht  unter- 
worfenen Stämme  zurückzuhalten  und  so  die  Befreiung  der  einge- 
schlossenen Hauptstadt  zu  erleichtern. 

Die  französische  Regierung  rechnet  stark  mit  dem  Erfolg  dieser 
militärischen  Unterstützung,  hat  sich  aber  trotzdem  entschlossen,  falls 
es  notwendig  werden  sollte,  eine  Militärexpedition  gegen  Fez  zu  orga- 
nisieren, um  die  französische  Militärmission  und  die  Europäer,  die  sich 
dort  befinden,  zu  retten.  In  Voraussicht  einer  solchen  Wendung  der 
Ereignisse  wurde  beschlossen,  eine  Verstärkung  von  10  000  Mann,  die 
hauptsächlich  den  Kolonialtruppen  entnommen  wird,  nach  Casablanca 
zu  senden. 

Zieht  man  die  Bilanz  der  Maßnahmen,  die  die  Regierung  der 
Republik  zur  Hilfe  des  Sultans  Mulei-Hafid  und  zur  Rettung  der  sich 
im  eingeschlossenen  Fez  befindlichen  Europäer  ergriffen  hat,  so  kann 
man  folgende  Punkte  unterscheiden:  1.  sofortige  militärische  Hilfe  in 
Form  der  Entsendung  einer  Abteilung  von  Truppen  des  Scherifen 
mit  französischen   Instrukteuren   sowie   einer  fliegenden   französischen 
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Kolonne  von  Südwesten  aus  auf  Fez;  2.  Einmarsch  französischer 
Kräfte  in  die  Gegend  von  Tuarirt;  und  endlich  3.  Ergänzung  und  Ver- 
stärkung des  Okkupationsdetachements  der  Chaouia  durch  Kolonial- 
truppen, 

Die  Regierungskreise  haben  eigentlich  die  Hoffnung  verloren,  daß 
es  möglich  ist,  die  Sicherheit  der  Europäerkolonien  in  Marokko  durch 
die  ergriffenen  Maßnahmen  zu  verbürgen,  ohne  Zuflucht  zu  einer  mili- 
tärischen Expedition  gegen  Fez  zu  nehmen.  Die  Energie,  die  die  Re- 
gierung bei  dieser  Gelegenheit  entwickelt,  hat  völlige  Billigung  in 
den  Kreisen  der  Gesellschaft  gefunden,  die  der  Ansicht  sind,  daß  alles, 
was  sich  jetzt  in  Marokko  ereignet,  hätte  vermieden  werden  können, 
wenn  Frankreich  seinerzeit  das  Ersuchen  des  Hauptmanns  Mangin 
um  Verstärkung  der  Militärmission  in  Fez  berücksichtigt  hätte.  Die 
Ausführung  des  vor  sechs  Monaten  zur  Pazifizierung  der  Gegend  von 
Tuarirt  festgesetzten  Programms  und  eine  schnelle  Züchtigung  der 
Mörder  von  Marchand,  deren  Mulei-Hafid  bis  jetzt  immer  noch  nicht 
Herr  werden  kann,  hätten  ebenfalls  die  nötige  Wirkung  getan.  Augen- 
blicklich begrüßt  die  französische  öffentliche  Meinung  mit  Befriedigung 
die  getroffenen  Entscheidungen  und  ist  der  Ansicht,  daß  die  Regie- 
rung moralisch  verpflichtet  ist,  nicht  nur  ihren  eigenen  Staatsange- 
hörigen, sondern  auch  den  Europäerkolonien  in  Fez  zu  Hilfe  zu  kom- 
men, die  sich  in  diesem  Augenblick  in  Gefahr  befinden. 

Genehmigen  Sie  usw. 

Is  wolski 


60  Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den 

russischen  Außenminister 

Bericht  Nr.  32  Paris,  den  12./25.  April  1911 

Wie  ich  bereits  die  Ehre  hatte.  Eurer  Exzellenz  am  8./21.  April 
unter  Nr.  42  zu  telegraphieren,  hat  mir  der  französische  Außenminister 
als  Antwort  auf  meine  Anfrage  über  die  Bedingungen  der  neuabge- 
schlossenen chinesischen  Anleihe,  die  ihm  in  dieser  Angelegenheit 
zur  Verfügung  stehenden  Informationen  in  einer  Denkschrift  mit- 
geteilt. Ich  halte  es  für  meine  Pflicht,  diese  Denkschrift  abschriftlich 
beizufügen. 

Nach  den  Worten  des  H.  Cruppi  ist  zwischen  der  chinesischen 
Regierung  und  dem  Syndikat  der  französischen,  enghschen,  ameri- 
kanischen und  deutschen  Banken  ein  Vertrag  über  eine  Anleihe  von 
10  Millionen  Pfund  Sterling  unterzeichnet  worden.  Diese  Anleihe  trägt 
die  Bezeichnung:  „5prozentige  amortisierbare  Goldanleihe  der  chine- 
sischen Regierung  von  IQll  für  die  Münzreform".  Die  Anleihe  wird 
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bestimmt  1.  für  die  Münzreform  und  2.  für  die  Entwicklung  indu- 
strieller Unternehmungen  in  der  Mandschurei.  Hier  ist  vorläufig 
noch  unbekannt,  welcher  Teil  für  den  erstgenannten  und  welcher 
für  den  letzten  Zweck  verwandt  werden  soll.  Das  chinesische  Finanz- 
ministerium hat  sich  verpflichtet,  vor  Begebung  der  Anleihe  dem 
Syndikat  zu  unterbreiten:  1.  das  Programm  der  Münzreform  gemäß 
dem  Kaiserlichen  Edikt  vom  Mai  1910  sowie  Vorschläge  über  die 
Art  und  Weise  seiner  Verwirklichung  nebst  Angabe  der  hierfür  er- 
forderlichen Summen,  und  2.  ein  Verzeichnis  der  projektierten  Unter- 
nehmungen in  der  Mandschurei  mit  Angabe  der  von  ihnen  benötigten 
Summen.  Dem  Syndikat  ist  eine  Frist  von  6  Monaten  zur  Prüfung 
des  erwähnten  Materials  gegeben  worden.  Wenn  das  Syndikat  die 
Anleihe  als  durch  dieses  Material  genügend  begründet  ansieht,  so 
hat  es  innerhalb  der  erwähnten  Frist  die  chinesische  Regierung  hier- 
von zu  benachrichtigen  und  in  den  dieser  Benachrichtigung  folgenden 
6  Monaten  mit  der  Ausgabe  der  Obligationen  zu  beginnen. 

Nach  der  Ansicht  des  französischen  Außenministers  wird  dies 
Verfahren  der  Kaiserlichen  Regierung  die  Möglichkeit  gewähren, 
rechtzeitig  ihre  Einwände  zu  erheben,  falls  sie  mit  einigen  der  in  der 
Mandschurei  in  Aussicht  genommenen  Maßnahmen  nicht  einverstanden 
sein  sollte.  Die  Regierung  der  Republik  hat  keinen  Grund  zur 
Annahme,  China  beabsichtige  einen  Teil  der  Anleihe  zum  Bau  der 
Eisenbahnlinie  Tschinchou — Aigun  zu  verwenden;  sie  glaubt  auch 
nicht,  daß  das  Syndikat,  das  von  den  Einwänden  Rußlands  gegen 
diese  Linie  sowie  von  der  durch  Frankreich  seinem  Verbündeten  in 
dieser  Frage  erwiesenen  Unterstützung  unterrichtet  ist,  diese  Ein- 
wände übergehen  und  sich  somit  der  Gefahr  aussetzen  werde,  die 
Zulassung  der  Anleihe  zur  Kotierung  an  der  Pariser  Börse  zu 
verwirken. 

Was  die  Garantien  der  Anleihe  anbelangt,  so  haben  als  solche 
zu  dienen:  1.  der  im  Jahre  190S  in  ganz  China  eingeführte  Aufschlag 
auf  die  Salzsteuer;  2.  die  Tabak-  und  Alkoholsteuer  in  der  Man- 
dschurei; 3.  die  Produktionssteuer  in  der  Mandschurei  und  4.  die 
Verbrauchssteuer  in  der  Mandschurei. 

Der  französische  Minister  des  Äußeren  verpflichtet  sich  zum  Schluß 
noch,  sobald  das  Programm  der  Verwendung  der  Anleihe  für  die 
einzelnen  Zwecke  von  China  ausgearbeitet  und  dem  Syndikat  mitgeteilt 
sein  wird,  die  Kaiserliche  Regierung  hiervon  sofort  durch  die  Regierung 
der  Republik  zu  benachrichtigen. 

Genehmigen  Sie  usw. 

I  s  w  o  1  s  k  i 
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Denkschrift  des  französischen  Außenministers  an  die 
Kaiserlich  Russische  Botschaft  in  Paris 
vom  20.  April  1911 

Durch  ein  Aide-Memoire  vom  19.  dieses  Monats  hat  die  Kaiserlich 
Russische  Botschaft  das  Ministerium  des  Äußern  gebeten,  sie  von 
den  Bedingungen  des  Vertrages  über  eine  Anleihe  zur  Münzreform 
und  für  die  Bedürfnisse  der  Mandschurei,  der  gerade  von  der  chine- 
sischen Regierung  und  dem  französisch-englisch-deutsch-amerikanischen 
Syndikat  unterzeichnet  worden  ist,  in  Kenntnis  zu  setzen.  Diese  An- 
leihe beträgt  10  Millionen  Pfund  und  wird  die  Bezeichnung  tragen: 
„Sprozentige  amortisierbare  Goldanleihe  der  Kaiserhch  Chinesischen 
Regierung  von  1911  für  die  Münzreform'^ 

Ihr  Ertrag  wird  bestimmt:  1.  für  die  Münzreform  des  Kaiser- 
reichs; 2.  für  die  Entwicklung  industrieller  Unternelimungen  in  der 
Mandschurei. 

Die  Unterlagen,  die  das  Ministerium  des  Äußern  besitzt,  erlauben 
nicht  genau  anzugeben,  welcher  Teil  für  die  Münzreform  und  welcher 
für  die  Mandschurei  bestimmt  ist. 

Der  chinesische  Finanzminister  hat  sich  verpfHchtet,  vor  der  Emis- 
sion der  Anleihe  dem  Syndikat  der  Banken  zu  unterbreiten: 

1.  Das  Programm  der  Münzreform,  das  durch  Kaiserliches  Edikt 
vom  Mai  1910  gebilligt  worden  ist,  und  eine  Erklärung  über  das 
Verfahren,  das  bei  der  Inangriffnahme  der  Reform  befolgt  werden 
soll,  ebenso  wie  über  den  für  sie  bestimmten  Betrag. 

2.  Einen  Etat  der  projektierten  Unternehmungen  in  der  Man- 
dschurei  und   der  zu  ihrer  Ausführung   benötigten   Summen. 

Die  Banken  werden  eine  Frist  von  6  Monaten,  vom  Empfang  der 
Dokumente  an,  zu  deren  Prüfung  erhalten,  und  wenn  sie  vor  Ablauf 
dieses  Zeitraumes  zu  der  Ansicht  gelangen,  daß  das  Programm  der 
Münzreform  und  das  Projekt  industrieller  Unternehmungen  in  der 
Mandschurei  eine  ausreichende  Grundlage  für  die  Anleihe  bilden,  wer- 
den sie  den  chinesischen  Finanzminister  hiervon  in  Kenntnis  setzen 
und  sollen  dann  verpflichtet  sein,  die  Emission  der  Obligationen  in 
den  der  Notifizierung  folgenden  6  Monaten  vorzunehmen. 

Die  Kaiserliche  Botschaft  wird  bemerken,  daß  dies  Verfahren  der 
russischen  Regierung  gestattet,  ihre  Einwände  früh  genug  zu  erheben, 
falls  sie  glaubt,  gegen  gewisse,  in  der  Mandschurei  vorgesehene  Ar- 
beiten   Einwände   erheben   zu   sollen. 

Die  französische  Regierung  hat  übrigens  keinen  Grund  anzunehmen, 
daß  die  chinesische  Regierung  beabsichtigt,  einen  Teü  des  Anleihefonds 
zum  Bau  der  Linie  Tschinchou — Aigun  zu  verwenden,  und  sie  kann 
nicht  glauben,  daß  das  Syndikat,  das  von  den  Einwänden  der  Kaiser- 
lichen Regierung  gegen  diese  Linie  unterrichtet  worden  ist  und  das 
weiß,    daß    die   französische    Regierung   in    dieser   Frage   ihrem    Ver- 

80 


bündeten  zur  Seite  steht,  über  diese  Einwände  hinweggehen  und  damit 
sich  der  Gefahr  aussetzen  wird,  die  Zulassung  der  Anleihe  zur  Kotierung 
zu  verwirken. 

Was  die  Garantien  der  Anleihe  anbelangt,  so  sind  es  folgende: 

1.  die  Einnahmen  aus  der  Sonderabgabe  auf  Salz  in  ganz  China, 
die  auf  dem  Kaiserlichen  Edikt  von  1Q08  beruht; 

2.  der   Ertrag  der  Steuer  auf   Tabak   und   Alkohol   in   der   Man- 
dschurei; 

3.  Abgabe  auf  die  Produktion  in  der  Mandschurei; 

4.  Verbrauchssteuer  in  der  Mandschurei, 

Sobald  das  Programm  über  die  Verwendung  der  Anleihe  von  der 
chinesischen  Regierung  festgestellt  und  den  Banken  unterbreitet  sein 
wird,  wird  der  Minister  des  Äußern  nicht  verfehlen,  dies  der  Kaiser- 
lichen  Regierung  zur  Kenntnis  zu  bringen. 

Is  wolski 


Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den  61 

russischen  At^enminister 

Bericht   Nr.  33  Paris,    den    12./25.  April  1911 

Auf  dem  Geheimbrief  Eurer  Exzellenz  vom  26.  März  dieses  Jahres 
Nr.  204,  habe  ich  nicht  verfehlt,  mich  über  die  Auffassung  der  fran- 
zösischen Regierung  betreffs  der  Fortlassung  des  Betrages  für  das 
Gehalt  des  Oberkommissars  in  dem  Budget  von  Kreta  zu  unter- 
richten. 

Wie  Sie  aus  der  hier  beigefügten  Abschrift  des  Antwortmemo- 
randums von  H.  Cruppi  ersehen  können,  hat  der  hiesige  türkische 
Botschafter  bereits  dieselbe  Frage,  die  durch  Turkhan-Pascha  auch 
in  St.  Petersburg  gestellt  worden  ist,  an  das  Kabinett  in  Paris  ge- 
richtet. Man  hat  Naoum-Pascha  zur  Antwort  gegeben,  daß  es,  da 
der  Posten  des  Oberkommissars  seit  zwei  und  einem  halben  Jahr 
nicht  besetzt  sei,  wohl  kaum  begründet  wäre,  von  den  Kretern  einen 
Kredit  zugunsten  eines  nicht  existierenden  Beamten  zu  fordern. 

Nach  Ansicht  der  französischen  Regierung  wäre  es  unerwünscht, 
die  Frage  der  Ernennung  eines  neuen  Oberkommissars  anzuschneiden, 
da  die  Schutzmächte  nach  dem  Rücktritt  des  Prinzen  Georg  be- 
schlossen hätten,  daß  der  Oberkommissar  zukünftig  von  ihnen  auf 
Vorschlag  des  Königs  von  Griechenland  ernannt  werden  solle,  während 
die  Türkei  des  öfteren  erklärt  habe,  daß  sie  ein  solches  Vorgehen 
nicht  zulassen  werde.  Hiernach  würden  die  Schutzmächte  im  Fall  der 
Ernennung  eines  neuen  Oberkommissars  sich  in  die  Lage  versetzt  sehen, 
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entweder  ihre  erste,  der  griechischen  Regierung  offiziell  angekündigte 

Entschließung  zurückzunehmen,  oder  in  einen  Konflikt  mit  der  otto- 
manischen Regierung  zu  geraten. 

Genehmigen  Sie  usw.  I  s  w  o  1  s  k  i 

62  Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den 

russischen  Außenminister 

Geheimbericht  Nr.  34  Paris,  den  12./25.  April  1911 

Die  dieser  Tage  in  der  Deputiertenkammer  erörterte  Frage  der 
Wiedereinstellung  der  infolge  ihrer  Teilnahme  an  dem  kürzUchen 
Eisenbahnerstreik  ausgesperrten  Arbeiter  ist  in  hohem  Grade  von 
prinzipiellem  Interesse,  da  sie  mit  den  fundamentalen  sozialen  und 
wirtschafthchen  Problemen,  die  in  Frankreich  auf  der  Tagesordnung 
stehen,  verknüpft  ist. 

Von  den  Eisenbahnarbeitern,  die  während  des  Oktoberstreiks  aus- 
gesperrt wurden,  sind  etwa  2500  von  den  Gesellschaften  nicht  wieder 
angestellt  worden.  Mehr  als  700  von  ihnen  waren  bei  diesen  Gesell- 
schaften zwischen  10  und  40  Jahre  im  Dienst.  Seit  dem  Streik  ließen 
sowohl  die  Arbeiterorganisationen  als  auch  die  Deputierten,  besonders 
die  sozialistisch  gesinnten,  nicht  nach,  die  Regierung  zu  drängen,  einen 
Druck  auf  die  Gesellschaften  zur  Aufhebung  der  gegen  die  Arbeiter 
ergriffenen  Repressalien  auszuüben. 

Noch  im  letzten  Dezember  machte  Briand  den  Eisenbahngesell- 
schaften den  Vorschlag,  die  Akten  der  ausgesperrten  Arbeiter  noch- 
mals zu  prüfen  und  alle  diejenigen,  die  nicht  direkt  an  den  Gewalt- 
akten beteiligt  waren,  wieder  einzustellen.  Die  Direktionen  der 
Gesellschaften  antworteten  ablehnend  und  beriefen  sich  darauf,  daß 
allen  Aussperrungen  der  gleiche  Anlaß  —  die  Tatsache  des  Streiks  — 
zugrunde  liege,  und  daß  jede  Nachsicht  in  dieser  Angelegenheit 
zweifellos  eine  Lockerung  der  DiszipHn  unter  dem  Personal  zur 
Folge  haben  würde.  Innerhalb  des  staatlichen  Westbahnnetzes  stellte 
man  hingegen,  teilweise  unter  dem  Ministerium  Briand,  teilweise 
unter  demjenigen  Monis',  alle  die  Arbeiter  wieder  an,  deren  Ein- 
stellung für  die  Aufrechterhaltung  der  Disziplin  und  die  Sicherheit 
des  Betriebes  nicht  als  unmittelbar  gefährlich  angesehen  wurde. 

Die  Erklärung  Monis'  im  Namen  des  neuen  Kabinetts  enthielt 
auch  das  Versprechen,  das  möglichste  zugunsten  der  ausgesperrten 
Arbeiter  zu  tun.  Jedoch  schienen  die  Erklärungen  des  neuen  Minister- 
präsidenten den  Sozialisten  nicht  klar  genug.  Drei  sozialistische 
Abgeordnete  —  Aldy,  Ellen-Prevot  und  Bedouce  —  und  der  radikale 
Sozialist  Pourquery  brachten  in  diesen  Tagen  Interpellationen  wegen 
der  Haltung  der  Regierung  in  der  Frage  der  ausgesperrten  Ar- 
beiter ein. 
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Die  Debatten  in  der  Kammer  offenbarten,  daß  die  Mehrheit, 
selbst  bis  in  die  Reihen  des  Zentrums  und  der  Rechten  hinein,  für 
die  Haltung  der  EisenbahngcscUschaften  in  dieser  Angelegenheit 
keine  Sympathien  hegte.  Die  Interpellanten  gingen  nicht  auf  die 
strittige  Frage  des  Streikrechts  der  Eisenbahnarbeiter  ein,  sondern 
wiesen  auf  die  schwierige  Lage  der  Ausgesperrten  hin,  von  denen 
eine  große  Anzahl  infolge  der  Unmöglichkeit,  ihre  Spezialkenntnisse 
auf  anderen  Gebieten  zu  verwenden,  schon  seit  sieben  Monaten  nichts 
mehr  verdiene.  Sie  lenkten  gleichzeitig  die  Aufmerksamkeit  auf  den 
Mangel  an  Unparteilichkeit  bei  den  Gesellschaften,  die  hauptsächlich 
die  aktiven  Mitglieder  der  Arbeitersyndikate  ausgesperrt  und  dadurch 
gezeigt  hätten,  daß  es  ihnen  weniger  auf  die  Disziplin  als  auf  die 
Ziele  des  sozialen  Kampfes  ankomme.  H.  Dumont,  Minister  der 
öffentlichen  Arbeiten,  erwies  sich  auch  als  eifriger  Verteidiger  der 
ausgesperrten  Arbeiter.  Wenn  der  Eisenbahnerstreik  auch  als  unzu- 
lässig angesehen  werden  müsse,  sei  es,  seiner  Ansicht  nach,  doch 
ungerecht,  die  Arbeiter  streng  zu  bestrafen,  deren  einzige  Schuld  darin 
bestehe,  daß  sie  unter  dem  Einfluß  von  Agitatoren  an  ihr  Streik- 
recht  geglaubt  hätten.  Nachdem  die  Regierung  während  des  Streiks 
im  Namen  der  höheren  Interessen  des  Staates  den  Gesellschaften 
zur  Seite  gestanden  habe,  besitze  sie  nun  ihrerseits  das  Recht,  von 
diesen  Zugeständnisse  zur  Aufrechterhaltung  des  sozialen  Friedens  zu 
fordern.  Hinter  der  Frage  der  ausgesperrten  Arbeiter  verberge  sich 
eine  andere  von  viel  größerer  Tragweite,  nämlich  die  des  Gegensatzes 
der  Privatinteressen  der  Konzessionäre  und  der  allgemeinen  Interessen 
des  Staates.  Dieser  Konflikt  zeige  sich  nicht  nur  im  Bereich  der  Arbeits- 
regelung, sondern  auch  bezüglich  der  Tarife  und  der  verschiedenen 
gemeinnützigen  Einrichtungen. 

Nach  dem  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten  sprach  H.  Monis. 
Er  legte  dar,  daß  die  Regierung  nicht  ausreichende  Mittel  besitze, 
um  einen  Druck  auf  die  Eisenbahngesellschaften  auszuüben.  Er  bat 
die  Kammer,  durch  ihr  Votum  die  Forderungen  der  Regierung  an  die 
Gesellschaften  zu  unterstützen  und  ihr  im  Falle  der  Erfolglosigkeit 
der  Verhandlungen  ein  Druckmittel  zu  verschaffen. 

Mit  einer  Mehrheit  von  361  gegen  33  Stimmen  sprach  die  Kammer 
der  Regierung  ihr  Vertrauen  aus  und  beauftragte  sie,  bei  den  Gesell- 
schaften nach  dem  Beispiel  der  Westbahn  die  Wiedereinstellung  der 
ausgesperrten  Arbeiter  zu  erwirken. 

Einige  Tage  später  setzte  der  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten 
in  kurzer  und  kategorischer  Form  die  Gesellschaften  von  dem  Willen 
des  Parlaments  in  Kenntnis  und  drückte  die  Hoffnung  aus,  daß  diese 
sich  unterwerfen  würden.  Man  kennt  die  Antwort  der  Gesellschaften 
noch  nicht,  aber  es  ist  schwer  anzunehmen,  daß  diese  gutwillig  ein- 
willigen werden,  sich  des  Rechtes  der  freien  Verwaltung  ihrer  Unter- 
nehmungen zu  begeben. 
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In  der  Angelegenheit  der  Eisenbahner  darf  man  nicht  nur  ein 
neues  Beispiel  für  die  Liebedienerei  der  Regierung  gegenüber  den 
Sozialisten  oder  den  Ausdruck  eines  Gefühls  der  Humanität  erblicken. 
Das  Wesen  der  Frage  liegt  nicht  so  sehr  in  der  Sache  selbst  als 
vielmehr  in  der  Aufstellung  des  Grundsatzes,  der  Staat  habe  als  Re- 
präsentant der  höchsten  Interessen  der  Nation  das  Recht,  sich  in  die 
Verwaltung  der  Unternehmungen  öffentlichen  Charakters  einzumischen, 
indem  er  gewissermaßen  als  Mitbeteiligter  an  den  Unternehmungen 
gilt;  er  müßte  unter  diesem  Gesichtspunkt  seinen  Einfluß  zur  un- 
mittelbaren Regelung  der  Arbeitsbedingungen  auf  diesem  Gebiete  gel- 
tend machen.  Man  hat  die  Absicht,  diesen  Grundsatz  in  gleicher 
Weise  zur  Grundlage  der  Gesetzgebung  für  die  Bergwerke  zu  machen. 
Gemäß  der  Absicht  der  Regierung,  das  gegenwärtige  System  der 
Kontrakte  mit  bestimmten  Bedingungen  für  die  Arbeit,  der  Beteili- 
gung des  Fiskus  am  Gewinn  . . .  i)  Auf  dieser  selben  Grundlage  wollen 
die  Radikalen  und  ihre  Verbündeten  von  der  Linken  den  Betrieb 
der  Eisenbahnen  organisieren.  Nach  ihrer  Meinung  könnte  man  als 
ersten  Schritt  in  dieser  Richtung  die  Verwirklichung  des  von  dem  Mit- 
gliede  des  Kabinetts  Waldeck-Rousseau,  Baudin,  im  Jahre  1900  auf- 
gestellten Planes,  daß  die  Regierung  die  Direktoren  der  Eisenbahn- 
gesellschaften ernennen  solle,  ansehen. 

Mit  wenig  Ausnahmen  stand  die  öffentliche  Meinung  und  die 
Presse  der  Wiedereinstellung  der  Arbeiter,  die  sich  keiner  verbreche- 
rischen Handlungen  schuldig  gemacht  haben,  sympathisch  gegenüber. 
Selbst  Politiker  der  Rechten,  wie  Graf  de  Mun,  wandten  sich  gegen 
die  Gesellschaften. 

Die  grundsätzliche  Seite  der  Frage  wird  natürlich  in  den  verschie- 
denen Lagern  verschieden  aufgefaßt.  Die  Anhänger  des  wirtschaft- 
lichen Liberalismus  protestieren  energisch  dagegen,  daß  die  Regierung 
wiederum  die  Vertragsfreiheit  mit  Füßen  tritt,  wie  sie  sie  schon  in 
der  Frage  der  Pensionen  der  Eisenbahner  verletzt  hat.  Die  Aussicht 
auf  die  stufenweise  Erweiterung  der  Einmischung  des  Staates  ruft  in 
den  Finanzkreisen  gerechte  Besorgnisse  hervor,  die  sich  in  einem  er- 
heblichen Fallen  der  Eisenbahnwerte  ausdrücken. 

Genehmigen  Sie  usw.  Iswolski 


63  Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den 

russischen  Außenminister 

Brief  Paris,  den  1 2./25.  April  1 91 1 

In    einer    meiner    Unterredungen    mit    H.  Cruppi    habe    ich    die 
Frage   der  soeben   in   Frankreich   abgeschlossenen   Anleihe  der  Stadt 


1)  Der  Satz  ist  im  Original  unvollständig. 
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Budapest  angeschnitten.  Diese  Anleihe  ist  unter  Beteiligung  einer 
Gruppe  Pariser  Banken  mit  dem  Credit  Lyonnais  an  der  Spitze 
durchgeführt  worden.  Für  derartige  Städteanieihen  wird  gewöhnUch 
nicht  um  die  Zulassung  zur  Kotierung  an  der  Pariser  Börse  nach- 
gesucht. Somit  hatte  das  französische  Außenministerium  in  diesem 
Falle  nicht  die  Möglichkeit,  die  Anleihe  offiziell  zu  verhindern.  Immer- 
hin besteht  kein  Zweifel,  daß  der  Credit  Lyonnais  in  dieser  Frage 
nicht  ohne  die  stillschweigende  Einwilligung  der  französischen  Regie- 
rung handeln  konnte.  Ich  habe  H.  Cruppi  nicht  verhehlt,  daß  die 
Gewährung  einer  Anleihe  an  die  Hauptstadt  Ungarns  durch  fran- 
zösische Banken  nicht  verfehlen  werde,  einen  äußerst  peinlichen  Ein- 
druck in  Rußland  hervorzurufen,  da  man  dort  diese  Anleihe  sicherlich 
als  den  ersten  Schritt  zur  Finanzierung  auch  anderer  ungarischer  An- 
leihen ansehen  wird. 

Um  auf  H.  Cruppi  den  gewollten  Eindruck  zu  machen,  habe  ich 
ihm  anläßlich  dieses  besonderen  Falles  gewisse  Erwägungen  allge- 
meiner Natur  unterbreitet:  „In  letzter  Zeit'',  sagte  ich,  „habe  ich 
mehr  als  einmal  Gelegenheit  gehabt,  die  Aufmerksamkeit  der  fran- 
zösischen Regierung  auf  die  schwere  Schädigung  der  vitalsten  Inter- 
essen Rußlands  zu  lenken,  die  gewisse  von  französischen  Banken 
geplante  finanzielle  Unternehmungen  zur  Folge  haben  könnten.  In- 
folge seiner  ungeheuren  Ausdehnung  und  der  Besonderheiten  seiner 
geographischen  Lage  ist  Rußland  an  sehr  vielen  Punkten  seiner  Peri- 
pherie verwundbar  und  kann  nicht  auf  allen  Fronten  gleich  stark 
sein.  Unternehmungen  wie  die  Eisenbahn  Tschinchou— Aigunt  oder 
das  Eisenbahnnetz  in  Kleinasien  würden  uns  ungeheure  Ausgaben 
für  die  Befestigung  unserer  entsprechenden  asiatischen  Grenzen  auf- 
erlegen, und  dies  würde  unsere  militärische  Stellung  an  unserer 
Westgrenze  zum  Schaden  der  gemeinsamen  Interessen  Frankreichs 
und  Rußlands  schwächen.  Jede  Österreich-Ungarn  oder  auch  nur 
Ungarn  allein  gewährte  Anleihe  würde  gleicherweise  die  Lage  Ruß- 
lands und  folglich  auch  die  des  , Zweibundes'  schwächen.  Es  ist 
ferner  äußerst  gefährlich,  sich  der  hier  eingewurzelten  Illusion  hin- 
zugeben, als  ob  Ungarn  ein  Gegengewicht  gegen  den  Einfluß  Deutsch- 
lands bilden  könne:  Die  letzte  bosnische  Krise  hat  gezeigt,  daß  im 
entscheidenden  Augenblicke  Ungarn  sich  stets  auf  die  Seite  Öster- 
reichs und  Deutschlands  stellen  wird.  Erst  in  den  letzten  Tagen 
haben  wir  in  der  Kammer  einen  beredten  Appell  von  H.  Ribot  im 
Sinne  der  Notwendigkeit  einer  einheitlichen  und  konsequenteren 
Politik  der  Mächte  der  Triple-Entente  gehört,  und  Cruppi  selbst  hat 
sich  für  die  effektive  und  sozusagen  tägliche  Ausnutzung  dieser 
politischen  Kombination  eingesetzt.  AAir  scheint  es,  daß  die  Frage 
ausländischer  Anleihen  und  Finanzunternehmungen  gerade  eine  von 
denen  ist,  wo  sich  die  Gemeinsamkeit  der  hohen  politischen  Inter- 
essen   Rußlands    und    Frankreichs    am    nachdrücklichsten    offenbaren 


müsse,  und  es  wäre  im  höchsten  Grade  bedauerlich,  wenn  das 
Streben  französischer  Finanzleute  nach  persönHchem  Gewinn  die 
Oberhand  über  die  allgemeinen  Ziele  der  beiden  verbündeten  Mächte 
gewinnen  würde." 

H.  Cruppi  erwiderte  mir,  daß  er  die  von  mir  entwickelten  Ideen 
durchaus  teile  und  bereit  sei,  den  oben  dargelegten  Standpunkt  in 
jedem  einzelnen  Falle  mit  größter  Energie  zu  vertreten.  Was  die 
Budapester  Anleihe  anbelange,  so  habe  diese  einen  besonderen,  sozu- 
sagen privaten  Charakter,  und  die  französische  Regierung  habe  nicht 
die  Möglichkeit  gehabt,  sich  ihr  zu  widersetzen ;  doch  bürge  er  dafür, 
daß  diese  Tatsache  keineswegs  der  Frage  einer  Anleihe  an  Ungarn 
für  allgemein  örtliche  Bedürfnisse  vorgreife.  „Ich  bin  sehr  froh,"  fügte 
H.  Cruppi  hinzu,  „daß  Sie  diese  Frage  berührt  haben,  und  ich  bin 
Ihnen  sehr  dankbar,  daß  Sie  solche  Argumente  formuliert  haben,  von 
denen  ich  zur  rechten  Zeit  Gebrauch  machen  kann,  und  auch  Ge- 
brauch machen  werde." 

Trotz  dieser  klaren  Erklärungen  H.  Cruppis  möchte  ich  mir  die 
Äußerung  erlauben,  daß  eine  der  größten  Schwierigkeiten  in  den 
russisch-französischen  Beziehungen  darin  liegt,  die  Interessen  der 
hier  so  einflußreichen  Finanzkreise  mit  der  allgemeinen  Richtung  der 
Politik  des  Zweibundes  in  Einklang  zu  bringen.  So  wäre  es  in  dem 
vorliegenden  Falle  kaum  möglich,  die  Pariser  Banken  daran  zu 
hindern,  sich  an  der  Budapester  Anleihe  zu  beteiligen,  zumal  sie 
schon  so  bedeutende  Kapitalien  in  verschiedenen  ungarischen  Unter- 
nehmungen, z.  B.  im  Ungarischen  Bodenkredit,  angelegt  haben.  Die 
enormen  französischen  Ersparnisse,  die  eine  Veranlagung  in  auswär- 
tigen Anleihen  und  Unternehmungen  suchen,  machen  den  Kampf  mit 
den  kosmopolitischen  Tendenzen  des  hiesigen  Kapitals  überhaupt  sehr 
schwer.  Wir  haben  daher  die  Aufgabe,  die  Projekte  der  französischen 
Finanzkreise  sehr  aufmerksam  zu  verfolgen,  und  in  denjenigen  Fällen, 
in  denen  sie  unsere  Interessen  ernstlich  bedrohen,  rechtzeitig  einen 
energischen  Druck  auf  die  französische  Regierung  auszuüben,  um  die 
Verwirklichung  zu  verhindern. 

I  s  w  o  1  s  k  i 


^  Der  stellvertretende  russische  Aifienminister 

an  den  russischen  Botschafter  in  Paris 

Telegramm  Nr.  516  St.  Petersburg,  den  16./29.  April  1911 

Wollen  Sie  Cruppi  mitteilen,  daß  wir  Tscharykow  beauftragt  haben, 
bei  der  Pforte  bezüglich  des  Boykotts  griechischer  Waren  unter  Hin- 
weis   darauf,    daß    der    Boykott    nicht    nur    die    griechischen    Inter- 
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essen  verletzt,  sondern  aucli  dazu  angetan  ist,  eine  unnötige  Erre- 
gung wachzuhalten  und  unerwünschte  KompHkationen  hervorzurufen, 
vorsteHig  zu  werden. 

N  e  r  a  t  o  w 

Der  stellvertretende  russische  Außenminister  65 

an  den  russischen  Geschäftsträger  in  Berlin 
(Mitgeteilt  an  den  russischen  Botschafter  in  Paris) 
Telegramm    Nr.  531  St.  Petersburg,    den    18.  April/1.  Mai    1911 

Der  französische  Botschafter  setzte  mir  den  Verlauf  der  mili- 
tärischen Operationen  in  Marokko  auseinander  und  teilte  mir  die 
Absicht  Frankreichs  mit,  sich  auch  künftighin  von  den  Grundlagen 
seiner  Verträge  bezüglich  der  marokkanischen  Angelegenheiten  leiten 
zu  lassen.  Es  werde  demgemäß  die  Besetzung  von  Fez  auf  wenige 
notwendige  Wochen  beschränken.  Er  hat  mich  auch  wissen  lassen, 
daß  dieselben  Erklärungen  durch  Cambon  auch  dem  Kanzler  und  Kider- 
len gegenüber  abgegeben  und  von  diesen  als  befriedigend  anerkannt 
worden  seien.  Wir  bitten  Sie,  auch  unsererseits  in  Berlin  zu  erklären, 
daß  wir  die  Operationen  Frankreichs  in  Marokko  als  korrekt  und  natür- 
lich anerkennen. 

Wollen  Sie  bitte  demzufolge  in  diesem  Sinne  erklären,  daß  die 
Kaiserliche  Regierung  die  Handlungen  Frankreichs  für  durchaus  ein- 
wandfrei halte.  Nachdem  Sie  dies  Kiderlen  mitgeteilt  haben,  wollen 
Sie  der  Zuversicht  Ausdruck  verleihen,  daß  Deutschland  diese  Frage 
ebenso  ansieht,  und  zugleich  Ihre  Befriedigung  zeigen,  w^enn  Sie  die 
gleiche  Haltung  auf  Seiten  Deutschlands  feststellen  können. 

N  e  r  a  t  o  w 

Der  stellvertretende  russische  Außenminister  66 

an  den  russischen  Botschafter  in  Paris 

Erlaß  Nr.  527  St.  Petersburg,  den  21.  April/4.  Mai  1911 

Infolge  des  Briefes  vom  12./25.  April,  dem  Sie  die  Sendung 
beifügten,  die  Sie  vom  Dalai-Lama  erhalten  haben,  und  die  die  an 
Sie  gerichtete  Bitte  enthält,  an  der  Herstellung  seiner  Rechte  mit- 
zuwirken, beehre  ich  mich  mitzuteilen,  daß  Seine  Heiligkeit  in  letzter 
Zeit  dringender  um  die  Hilfe  der  Kaiserlichen  Regierung  bittet.  In 
einem  an  den  Kaiser  gerichteten  Schreiben  und  in  mehrfachen  Mit- 
teilungen, die  einer  der  nach  Indien  reisenden  Russen  überbracht 
hat,  tritt  der  Dalai-Lama  mit  allerlei  Vorschlägen  hervor,  ohne 
offenbar  einen  festen  Plan  zu  haben.  Seine  vornehmste  Hoffnung  setzt 
er    auf    eine    Reise    nach    London    und    Petersburg,    weil    er    darauf 

87 


rechnet,  die  Vermittlung  Rußlands  und  Englands  China  gegenüber 
zu  erlangen.  Aber  die  englische  Regierung  hat  ihm  in  milder,  aber 
kategorischer  Weise  eine  Reise  nach  Europa  untersagt.  Große  Be- 
deutung mißt  der  Dalai-Lama  der  Errichtung  einer  englischen  und 
russischen  Vertretung  in  Tibet  bei,  sowie  der  Entsendung  einer  russi- 
schen wissenschaftlichen  Expedition ;  endlich  faßt  er  die  Notwendig- 
keit ins  Auge,  falls  alle  diese  Maßregeln  erfolglos  sein  sollten, 
seine  Sache  der  Beurteilung  der  Mächte  vorzulegen.  Es  versteht  sich 
von  selbst,  daß  die  Kaiserliche  Regierung  keine  Möglichkeit  hat,  ein- 
seitig dem  aus  Lhasa  geflüchteten  und  faktisch  unter  Aufsicht  der  indi- 
schen Regierung  stehenden  Dalai-Lama  Hilfe  zu  leisten.  Aber  in  der 
Kette  unserer  politischen  Beziehungen,  zu  denen  bisher  auch  der  Da- 
lai-Lama gehörte,  können  wir  uns  gegenüber  dem  Schicksal  des 
letzteren  nicht  gleichgültig  verhalten,  besonders  wenn  wir  den  Zu- 
sammenhang unserer  buddhistischen  Untertanen  mit  dem  Dalai-Lama 
und  unseren  eigenen  früheren  Beziehungen  zu  Seiner  Heiligkeit  ins 
Auge  fassen.  Da  ich  glaube,  daß  eine  offizielle  Aussprache  mit  der 
englischen  Regierung  in  dieser  Sache  nicht  an  der  Zeit  ist,  kam  mir 
der  Gedanke,  die  Tatsache  auszunutzen,  daß  der  Dalai-Lama  sich 
an  Sie  gewandt  hat,  um  die  Stellung  Englands  zu  Tibet  zu  sondieren. 
Obgleich  in  der  an  Sie  gerichteten  Sendung  betont  wird,  daß  die 
gegenseitigen  Beziehungen  vor  England  streng  geheimzuhalten 
seien,  ist  doch  schwer  anzunehmen,  daß  die  indischen  Behörden 
von  der  Tatsache  der  Korrespondenz  des  Dalai-Lama  —  wenn  nicht 
gar  von  ihrem  Inhalt  —  erfahren  haben  sollten,  so  daß  das  Geheimnis 
vor  England  zu  wahren  kaum  mögHch  und  nicht  notwendig  ist.  Sie 
könnten  daher,  wie  mir  scheint,  ohne  die  Quelle  zu  verraten,  aus  der 
die  Mitteilung  stammt,  Bertie  mitteilen,  daß  der  Dalai-Lama  sich 
an  Sie  gewandt  habe  und,  ohne  Ihren  Bemerkungen  einen  offiziellen 
Charakter  zu  geben,  versuchen,  die  persönliche  Ansicht  des  Bot- 
schafters zu  erfahren,  sowie,  was  die  Leiter  der  englischen  Politik 
über  die  Lage  des  Dalai-Lama  und  über  die  auf  Absorbierung  Tibets 
gerichtete  PoHtik  Chinas  denken  und  ob  es  möglich  sei,  dem  Dalai- 
Lama  zur  Rückkehr  in  sein  Land  zu  verhelfen.  Unzweifelhaft  wird 
man  in  London  die  Bedeutung  eines  solchen  Schrittes  von  selten  des 
Urhebers  des  russisch-englischen  Abkommens  über  Tibet  richtig  ein- 
schätzen und  vielleicht  die  Gelegenheit  benutzen,  um  den  Boden  für 
ein  einheitliches  Vorgehen  beider  Mächte  in  der  tibetanischen  Frage 
vorzubereiten. 

Zu  Ihrer  persönlichen  Information  füge  ich  hinzu,  daß  Korosto- 
wetz  in  letzter  Zeit  die  Ansicht  vertreten  hat,  daß  es  für  uns  mögHch 
sei,  wenn  wir  den  Engländern  gewisse  Konzessionen  in  Tibet  ein- 
räumen, größere  Freiheit  in  den  zu  uns  gravitierenden  chinesischen 
Provinzen,  vor  allem  in  der  Mongolei,  zu  erhalten. 

N  e  r  a  1 0  w 
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Der  stellvertretende  russische  Außenminister  67 

an  den  russischen  Botschafter  in  Paris 

Telegramm  Nr.  559  St.  Petersburg,  den  22.  April/5.  Mai  IQll 

Nr.  4.  Ich  beziehe  mich  auf  mein  Telegramm  Nr.  554. 

Unter  Nr.  3  ist  Urnen  das  Telegramm  Schebekos  Nr.  34  über- 
mittelt worden. 

Wollen  Sie  bitte  das  günstige  Resultat  unserer  freundschaftlichen 
Intervention  in  Berlin  betonen,  die  eine  völlig  befriedigende  Antwort 
von  Seiten  Deutschlands  herbeigeführt  hat,  und  gleichzeitig  die  Zuver- 
sicht ausdrücken,  daß  wir  gegebenenfalls  die  gleiche  Unterstützung 
von  Frankreich  erhalten. 

N  e  r  a  t  o  vv 


Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den  68 

russischen  Außenminister 

Bericht  Nr.  36  Paris,  den  28.  April/11.  Mai  1911 

Gewohnheitsgemäß  beschloß  die  französische  Arbeiterklasse,  auch 
in  diesem  Jahre  den  I.Mai  zu  feiern.  Die  Vereinigung  der  Syndikate 
des  Seine-Departements  und  die  Confederation  generale  du  Travail, 
die  gegenwärtig  an  der  Spitze  der  Arbeiterbewegung  stehen,  haben  die 
Organisation  dieser  Kundgebungen  übernommen.  Einige  Tage  vor 
dem  1.  Mai  verbreiteten  sie  überall  Flugblätter,  in  denen  sie  alle 
Arbeiter  aufforderten,  an  diesem  Tage  durch  Einstellung  der 
Arbeit  und  Versammlung  an  zwei  Stellen  in  Paris,  auf  der  Place 
de  la  Concorde  und  der  Esplanade  des  Invalides,  Kundgebungen  zu 
veranstalten.  Außerdem  wiesen  die  Veranstalter  darauf  hin,  daß  sie 
alle  Maßnahmen  zur  Aufrechterhaltung  der  Ordnung  in  den  Straßen 
und  zur  Vermeidung  von  unerwünschten  Zwischenfällen  getroffen 
hätten. 

Aber  trotz  der  besagten  Versprechungen  der  Veranstalter  und 
der  Zusichenmgen,  daß  den  Festlichkeiten  dieses  Tages  der  Charakter 
einer  friedlichen  Demonstration  gegeben  werden  sollte,  hielt  die 
Regierung  es  nicht  für  möglich,  deren  Durchführung  zu  dulden. 
Der  Präsident  des  Ministerrats,  H.  Monis,  der  zwar  Chef  eines  durch- 
aus mit  den  Ideen  des  Sozialismus  und  des  Syndikalismus  sym- 
pathisierenden Kabinetts  ist,  ist  sich  trotzdem  der  ganzen  Verant- 
wortung bewußt,  die  auf  der  Regierung  liegt,  deren  Hauptsorge  die 
Aufrechterhaltung  der  Ordnung  im  Lande  ist.  Er  beschloß  deshalb, 
die  energischsten  Maßnahmen  zu  ergreifen  und  jede  Protestkund- 
gebung der  Arbeiter  gegen  das  bestehende  kapitalistische  System 
zu    verhindern.     H.    Monis    veröffentlichte    zu     diesem    Zweck     eine 


offizielle  Bekanntmachung,  in  der  er  darauf  aufmerksam  machte,  daß 
es  wünschenswert  und  notwendig  sei,  am  1.  Mai  in  den  Straßen  und 
an  allen  öffentlichen  Orten  die  völligste  Ordnung  zu  sichern  und 
aufrechtzuerhalten.  In  derselben  Bekanntmachung  betonte  er  den 
festen  Entschluß  der  Regierung,  an  diesem  Tage  Versammlungen  und 
Umzüge  zu  verbieten,  und  auf  keinen  Fall  Eingriffe  in  die  Freiheit 
der  Arbeit  oder  Verkehrshemmungen  und  Störungen  der  öffentHchen 
Sicherheit  zu  dulden. 

Als  Antwort  auf  die  Bekanntmachung  der  Regierung  schlug  die 
Vereinigung  der  Syndikate  abermals  ihren  Mitgliedern  für  den  fest- 
jgesetzten  Tag  eine  friedliche  Kundgebung,  wie  sie  von  vornherein  be- 
schlossen war,  vor.  Inzwischen  wurde  beschlossen,  die  Garnison 
von  Paris  durch  acht  Regimenter  Infanterie  und  zwei  Regimenter 
Kavallerie  zu  verstärken,  und  die  Place  de  la  Concorde  und  die 
Esplanade  des  Invalides  mit  diesen  Truppen  und  Polizeiabteilungen 
zu  besetzen,  um  dort  Ansammlungen  zu  verhindern.  Die  Stellungnahme 
der  Regierung  zu  den  beabsichtigten  Kundgebungen  sowie  die  da- 
gegen ergriffenen  Maßnahmen  riefen  in  der  soziahstischen  Presse 
und  vor  allem  in  der  „Humanite"  Proteste  hervor.  Eine  Gruppe 
sozialistischer  Abgeordneter  mit  H.  Jaures  an  der  Spitze  beschloß, 
eine  Abordnung  zum  Ministerpräsidenten  zu  entsenden,  um  die  Er- 
laubnis für  die  Arbeiterkundgebung  am  1.  Mai  sowie  die  Aufhebung 
der  getroffenen  Maßnahmen  durchzusetzen.  Aber  H.  Monis  bUeb 
unerschütterlich  und  erklärte  den  soziahstischen  Abgeordneten,  daß 
er  im  Prinzip  die  Möglichkeit  solcher  Kundgebungen  unter  günstigen 
Bedingungen  zugebe,  das  heißt,  falls  die  Massen  politisch  erzogen 
seien,  und  andererseits  eine  besondere  Gesetzgebung  für  derartige 
Äußerungen  der  öffentlichen  Meinung  vorhanden  sei,  daß  er  es  aber 
trotzdem  für  unmöglich  halte,  die  dem  Polizeipräfekten  von  Paris 
erteilten  Befehle  rückgängig  zu  machen.  Schon  am  Morgen  des 
1.  Mai  waren  Truppen  auf  ganz  Paris  und  besonders  auf  die  Haupt- 
verkehrsadern der  Stadt  verteilt  und  Polizeikräfte  dort  zusammen- 
gezogen. 

Dem  Programm  gemäß  begaben  sich  die  Arbeiter  zu  den  Ver- 
sammlungen vor  der  Arbeiterbörse  und  in  den  Räumen  der  Ver- 
einigung der  Syndikate  und  beschlossen,  daß  sie,  falls  man  sie  an 
der  Durchführung  ihrer  Absichten  hindern  und  brutal  behandeln 
würde,  am  14.  Juli  eine  Kundgebung  gegen  die  Regierung  veran- 
stalten würden.  Im  Anschluß  an  diese  Versammlungen  wurden  ein- 
stimmig Resolutionen  gegen  die  PoHzistenrolle,  die  man  die  Genossen 
Soldaten  spielen  heß,  gegen  das  Pensionsgesetz  und  gegen  die 
Ausbeutung  in  jeder  Form  angenommen.  Hierauf  zerstreute  sich  die 
Menge  friedlich,  und  der  erste  Teil  des  Programms  für  die  Fest- 
lichkeiten des  1.  Mai  war  ohne  Zwischenfall  vorübergegangen.  Gegen 
3  Uhr  sollten  die   Umzüge  der  Demonstranten,  in  der  Richtung  auf 
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die  vorher  festgesetzten  Punkte  beginnen.  Die  Arbeiter,  die 
4000  Mann  hoch  auf  der  Place  de  la  Concorde  versammelt  waren, 
wurden  durch  wiederholtes  Eingreifen  von  Kavallerie  schnell  zer- 
streut. Auf  beiden  Seiten  wurden  einige  leichte  Verwundungen 
festgestellt,  und  nur  ein  Polizeioffizier  erhielt  einen  Messerstich  in 
den  Rücken.  Auf  der  Esplanade  des  Invalides  ging,  dank  der  klugen 
Anordnungen  der  Polizei,  alles  ohne  Zwischenfall  ab,  und  die  an 
sich  schon  beschränkte  Zahl  der  Demonstranten  zerstreute  sich  bereits 
gegen  4  Uhr. 

Der  letzte  Teil  des  Programms,  die  Versammlung  bei  der 
„Manege  St.  Paul",  verlief  verhältnismäßig  flau.  Man  beschloß  hier 
unter  anderem,  Störungen  beim  „Grand  Prix**  zu  veranstalten.  Den 
von  der  sozialistischen  Presse  veröffentlichten  Nachrichten  zufolge 
haben  an  diesem  Tage  in  Paris  mehr  als  100  000  Mann  gefeiert, 
indem  sie  als  Protestkundgebung  und  auf  Befehl  der  Vereinigung 
der  Syndikate  die  Arbeit  einstellten.  Nach  den  offiziellen  Berichten 
sind  während  des  ganzen  Tages  nur  75  Verhaftungen  vorgenommen 
worden,  und  wenn  man  von  der  schweren  Verwundung  von  zwei 
Polizeioffizieren  und  drei  Unterbeamten  absieht,  so  könnte  man  be- 
haupten, daß  der  1.  Mai  gut  verlaufen  ist.  Am  selben  Abend  erschien 
eine  neue  offizielle  Bekanntmachung,  in  der  H.  Monis  die  bisher 
am  1.  Mai  noch  nicht  dagewesene  Ruhe  feststellte  und  H.  Lepine 
für  die  musterhafte,  in  der  Stadt  herrschende  Ordnung  und  für  die 
gegen  die  Kundgebung  ergriffenen  Maßnahmen  dankte.  H.  Monis 
besuchte  am  folgenden  Tage  die  Kasernen  der  Pariser  Polizei  und 
verteilte  persönhche  Belohnungen  an  die  Opfer,  an  die  Polizeioffiziere 
Orden  der  Ehrenlegion  und  an  die  Beamten  Medaillen.  In  der  Provinz 
beobachtete  man  überall  die  gleiche  Ruhe. 

Wie  man  erwarten  mußte,  stieß  die  feste  Handlungsweise  der 
Regierung  auf  die  erbitterte  Kritik  aller  Elemente  der  Opposition 
im  Lande  und  besonders  der  sozialistischen  und  syndikalistischen 
Kreise.  H.  Jaures  warf  in  seinem  Blatt  der  Regierung  Mangel  an 
Vertrauen  zum  Proletariat  vor  und  erklärte,  daß  eine  solche  Haltung 
nur  den  unerwünschten,  seiner  Ansicht  nach  jedoch  gerechten  Zorn 
der  Arbeiter  erregen  müsse,  besonders  in  einem  Augenblick,  in  dem 
sie  ihrem  Wunsch,  friedlich  zu  bleiben,  mit  lauter  Stimme  Ausdruck 
gegeben  hatten.  Aber  trotz  der  Warnung  des  Sozialistenführers» 
gerade  eines  politischen  Glaubensgenossen  des  H.  Monis,  blieb 
die  Regierung  von  der  Notwendigkeit,  energische  Maßnahmen  zur 
Aufrechterhaltung  der  Ordnung  im  Staate  zu  ergreifen,  überzeugt, 
einer  Notwendigkeit,  die  unter  allen  Bedingungen  und  allen  Regie- 
rungsformen besteht.  Die  Ereignisse  des  1.  Mai  haben  die  ganze  Richtig- 
keit dieses  Gesichtspunktes  bewiesen. 

Genehmigen  Sie  etc. 

I  s  w  o  1  s  k  i 
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69  Der  stellvertretende  russische  Attßenminister 

an  den  russischen  Botschafter  in  Paris 

Geheimtelegramm  Nr.  590 

(Mitgeteilt  den  russischen  Vertretern  in  London,   Tokio  und  Peking) 

St.   Petersburg,   den  28.  April/11.  Mai  1911 

Den  Bericht  vom  3.  März,  Nr.  23  erhalten. 

Der  französische  Geschäftsträger  teilte  mir  mit,  die  chinesische 
Regierung  bitte  das  englisch-französisch-deutsch-amerikanische  Syndikat, 
ihr  bereits  jetzt  400  000  Pfund  Sterling  vorzuschießen  ä  conto  der 
Anleihe  von  10  000  000  Pfund  Sterling,  über  die  unlängst  ein  Vorvertrag 
in  Peking  unterzeichnet  worden  ist.  Von  dieser  Summe  sind  300  000 
Pfund  Sterling  zur  Deckung  der  außerordentHchen  Unkosten  bestimmt, 
die  durch  die  Bekämpfung  der  Pest  verursacht  werden,  während  der 
übrige  Teil  hauptsächlich  zu  Zwecken  der  Landwirtschaft  in  der  Man- 
dschurei verwandt  werden  soll. 

Der  Geschäftsträger  fragte  mich  im  Auftrage  seiner  Regierung, 
wie  wir  uns  zur  Erfüllung  dieser  Bitte  der  chinesischen  Regierung 
verhalten  würden,  und  ob  uns  in  bezug  auf  die  erwähnte  Anleihe  nur 
die  Frage  der  Zweckbestimmung  oder  auch  die  Frage  der  Garantien 
interessiere. 

Ich  erwiderte  H.  de  Panafieu,  daß  die  Auszahlung  des  erwähnten 
Vorschusses  die  Frage  der  Bestätigung  des  Vertrages  über  die  Be- 
gebung der  Anleihe,  eines  Vertrages,  der  sich  unserer  Kenntnis 
entziehe,  im  voraus  entscheiden  würde.  Die  Versicherungen  des 
französischen  Ministeriums  des  Äußeren  ließen  uns  hoffen,  daß  dieser 
Vertrag  durch  die  Regierung  der  Repubhk  nicht  bestätigt  werde,  falls 
seine  Bedingungen  unseren  Interessen  zuwiderlaufen  sollten.  Die  Aus- 
zahlung des  Vorschusses  würde  daher  nur  in  dem  Falle  keine  Ein- 
wände unsererseits  hervorrufen,  wenn  sich  die  chinesische  Regierung 
verpflichte,  die  Frage  der  Anleihe  selbst  nicht  als  durch  diese  Tat- 
sache im  voraus  entschieden  anzusehen  und  im  Falle  der  Nichtbe- 
stätigung  des  Vertrages  die  vorgestreckte  Summe  aus  irgendeiner  ande- 
ren Quelle  zu  decken. 

Ich  erklärte  ferner,  uns  interessierten  in  gleicher  Weise  sowohl 
die  Zweckbestimmung  als  auch  die  Garantien  der  in  Frage  kommenden 
Anleihe,  da  ein  Teil  von  ihr  für  die  Bedürfnisse  der  Mandschurei  ver- 
wandt werden  solle,  wo  wir  wichtige  Sonderinteressen  hätten,  und  da 
als  Garantien  nach  den  uns  zur  Verfügung  stehenden  Nachrichten 
gewisse  Einnahmen  der  Mandschurei  dienen  sollten.  Hierdurch  eröffne 
sich  die  Möglichkeit  einer  ausländischen  Einmischung  in  die  inneren 
Angelegenheiten  dieses  Gebietes  und  vielleicht  auch  einer  ausländischen 
Kontrolle  über  diese  Angelegenheiten. 

H.  de  Panafieu  versprach,  meine  Antwort  der  französischen  Re- 
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gierung  zur  Kenntnis  zu  bringen.  Es  wäre  wünschenswert,  wenn  Sie 
unter  Berufung  auf  die  Erklärung,  die  Ihnen  H.  Cruppi  in  der  Denk- 
schrift vom  13,  März  gemacht  hat,  sich  mit  dem  französischen  Minister 
im  Sinne  meines  erwähnten  Gespräches  mit  Panafieu  auseinandersetzten 
und  ihm  gegenüber  auf  unseren  Wunsch  hinwiesen,  mögUchst  bald 
den  Vertrag  über  die  letzte  chinesische  Anleihe  kennenzulernen,  um 
mit  der  französischen  Regierung  unsere  Stellungnahme  zu  diesem  Do- 
kument zu  erörtern. 

Über  das  Weitere  belieben  Sie  zu  telegraphieren, 

N  e  r  a  t  o  w 


Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den  70 

russischen  Außenminister 

Bericht  Nr,  35  Paris,  den  28,  April/11.  Mai  1911 

Der  jährliche  Kongreß  der  französischen  Sozialisten  tagt  immer 
in  der  Osterwoche  und  wurde  in  diesem  Jahre  in  St,  Quentin  abge- 
halten. Die  gegenwärtige  politische  Lage  Frankreichs  ist  im  Augen- 
blick für  die  Sozialisten  sehr  günstig.  Die  Radikalen  haben  ihnen  den 
Weg  geebnet.  Die  Lockerung  der  Staatsgewalt  in  ihren  Händen,  die 
Streiks  der  Postbeamten  und  Eisenbahnarbeiter,  die  Rivalität  der  bürger- 
lichen Parteien  untereinander,  die  herrschende  Tendenz  im  Elementar- 
unterricht, alles  das  ist  den  Zielen  der  Sozialisten  günstig.  Die  Parla- 
mentswahlen im  Mai  des  letzten  Jahres  fielen  besonders  vorteilhaft 
für  sie  aus.  Sie  erhielten  1  100  000  Stimmen  und  76  Sitze  in  der  Kammer. 
Die  Bedeutung  dieses  Erfolges  wird  allerdings  durch  die  Tatsache,  daß 
die  Sozialisten  teilweise  die  Unterstützung  der  Konservativen  erhielten, 
die  sich  ihnen  in  der  Frage  des  Proportionalwahlrechts  angeschlossen 
hatten,  etwas  verringert. 

Trotz  dieses  äußeren  Erfolges  zeigt  die  sozialistische  Partei  aus- 
gesprochene Symptome  innerer  Schwäche.  Unaufhörliche  Zwistig- 
keiten  sind  zwischen  den  intransigenten  Schülern  der  sozialistischen 
Doktrin  und  den  praktischen  Politikern  an  der  Tagesordnung.  Die 
ersteren  unterwerfen  die  Tätigkeit  der  letzteren  im  Parlament  einer 
fortgesetzten  Kritik,  Die  Zwistigkeiten  werden  nur  vermittels  un- 
bestimmt gehaltener  Formeln  überkleistert.  Einerseits  proklamiert  man 
starre  Grundsätze,  an  die  niemand  mehr  glaubt,  andererseits  macht 
man  Versuche,  aus  der  Verbindung  mit  der  Macht  Vorteile  zu  ziehen. 
Wenn  in  letzter  Zeit  gewisse  Symptome  einer  größeren  Einigkeit  in 
der  Tätigkeit  der  Sozialisten  in  der  Kammer  zutage  treten,  so  bleibt 
doch  die  Partei,  oder  vielmehr  ihr  Generalstab,  in  feindliche  Lager 
zerrissen.  Die  kleinste  dieser  Gruppen  steht  zu  H,  Guesde;  sie  schwört 
auf  den  orthodoxen  Marxismus  und  sieht  nur  in  der  Revolution  eine 


Möglichkeit  zur  sozialen  Auferstehung.  Die  zahlreichste  Gruppe,  mit 
H.  Jaures  an  der  Spitze,  ist  von  dem  Geiste  des  Opportunismus  erfüllt 
und  ist  geneigt,  die  Realisierung  ihrer  Ideale  durch  das  Mittel  stufen- 
weiser Reformen  zu  erreichen.  Die  Gruppe  des  H.  Vaillant,  die  die 
Traditionen  der  sozialistischen  Schulen  der  französischen  Revolution 
vertritt,  steht  sozusagen  zwischen  diesen  beiden  Tendenzen. 

Der  Mangel  an  Einigkeit  unter  den  Sozialisten  trat  besonders  auf 
dem  Kongreß  von  St.  Quentin  zutage.  Wie  schon  im  vergangenen  Jahre 
auf  dem  Kongreß  von  Toulouse,  führten  alle  behandelten  Fragen  zu 
unfruchtbaren  Erörterungen  und  fanden  nur  provisorische  oder  unbe- 
stimmte Lösungen. 

Im  Mittelpunkt  der  Debatten  stand  die  Frage  der  Beziehungen 
zwischen  der  sozialistischen  Parlamentsgruppe  und  der  Regierung. 
Wie  bekannt,  unterstützen  H.  Jaures  und  seine  Anhänger  das  Ka- 
binett Monis,  teils  durch  Zustimmung,  teils  durch  Stimmenenthaltung, 
und  der  alte  Block  der  Linksparteien  ist  im  Begriffe,  wenn  auch  nicht  in 
allen  Fällen  in  ausdrückUcher,  so  doch  in  verschleierter  Form  wieder 
zu  erstehen,  H.  Guesde  und  seine  Gruppe,  die  hierin  eine  von  ihrem 
Standpunkt  aus  unzulässige  Zusammenarbeit  mit  den  bürgerlichen 
Parteien  erblicken,  traten  auf  dem  Kongreß  mit  einer  leidenschaftlichen 
Kritik  des  Vorgehens  der  parlamentarischen  Fraktion  hervor.  Um 
seine  Politik  zu  rechtfertigen,  legte  H.  Jaures  dem  Kongreß  dar,  daß 
die  Partei,  ohne  mit  ihren  Grundsätzen  zu  brechen,  die  aus  den 
politischen  Konjunkturen  sich  als  möglich  ergebenden  Vorteile  erlangen 
könne.  Gleichzeitig  zählte  H.  Jaures  die  Zugeständnisse  auf,  die  die 
sozialistische  Partei,  ohne  ihrerseits  irgendwie  einen  Kompromiß  ein- 
gegangen zu  sein,  von  der  Regierung  erlangt  habe:  Freilassung  der 
verhafteten  Eisenbahnarbeiter,  Ausdehnung  der  Erleichterungen  für 
die  pohtischen  Gefangenen  auch  auf  die  sozialistischen  Gefangenen, 
Beschluß  des  Kassationsgerichtes,  den  Begriff  der  strafbaren  Sabotage 
einzuschränken,  entschlossene  Vermittlung  der  Regierung  zugunsten  der 
wegen  Beteiligung  am  Streik  ausgesperrten  Eisenbahnarbeiter.  Zur 
Freude  des  H.  Guesde  und  seiner  Schüler  unterstützte  H.  Vaillant, 
dessen  Autorität  H.  Jaures  das  Übergewicht  hätte  geben  können,  bei 
dieser  Gelegenheit  den  Führer  der  Sozialisten  nicht  und  erinnerte  die 
Versammlung  an  die  Verdammung  des  „Ministerialismus'',  wie  die 
Zusammenarbeit  mit  der  bürgerlichen  Regierung  genannt  wird,  die  der 
internationale  Sozialistenkongreß  in  Amsterdam  ausgesprochen  hat. 

Die  Uneinigkeit  wurde  durch  die  Annahme  einer  Entschließung 
verschleiert,  die  grundsätzlich  den  „Ministerialismus''  verwirft,  aber 
das  Vorgehen  der  dem  Kabinett  Monis  gewogenen  parlamentarischen 
Gruppe  billigt.  Der  Opportunismus  von  Jaures  behielt  bei  der  Frage 
der  Wahltaktik  die  Oberhand.  Der  Kongreß  sprach  sich  für  Koalition, 
aber  ausschließlich  mit  den  republikanischen  Linksparteien  aus,  was 
einen    neuen    Grund    für    die    Wiedergeburt    des    Blocks    bildet.    Die 
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radikale  Presse,  die  dauernd  die  Annäherung  der  Sozialisten  an  die 
Konservativen  als  Verrat  brandmarkt,  begrüßte  diese  Entscheidung  mit 
Freude. 

In  der  Frage  der  Wahlrcform  traten  die  Sozialisten  entschieden 
für  das  reine  Proportionalsysteni  ein  und  nahmen  die  Resolution  des 
H,  von  Presscnse  gegen  das  sogenannte  System  der  vereinigten  Listen 
an,  das  H.  Painlcve  in  Vorschlag  brachte  und  das  gestatten  würde, 
vor  den  Wahlen  in  eine  Verständigung  mit  den  politischen  Gegnern 
einzutreten. 

Die  religiöse  Frage  verursachte  leidenschaftliche  Diskussionen 
zwischen  den  beiden  Fraktionen  der  Partei.  Der  Abgeordnete  Myrens 
wurde  auf  das  heftigste  angegriffen,  weil  er  im  Parlament  zugunsten 
der  Aufrechtcrhaltung  des  Gehalts  der  Gefängnisgeistlichen  gestimmt 
hatte.  H.  Myrens,  unterstützt  von  Herren  Guesde  und  Genossen, 
verteidigte  sich  unter  Berufung  auf  das  marxistische  Dogma  von  der 
Freiheit  des  Individuums  in  Gewissensfragen  und  beschuldigte  seine 
Gegner  freimaurerischer  Intoleranz.  Unter  heftigen  Protesten  warf  man 
ihm  vor,  er  bekümmere  sich  nur  um  die  Sympathien  seiner  katholischen 
Wähler.  So  erreichte  man  keine  Einigkeit  über  das  Verhältnis  der 
Partei  zur  Religion.  Es  wurde  beschlossen,  die  Frage  an  den  nächsten 
Kongreß  zu  verweisen,  und  man  begnügte  sich  mit  einer  unbestimmten 
Bekräftigung  des  „weltlichen"  Charakters  der  Partei. 

Ein  ähnlicher  Streitfall  ergab  sich  in  der  Frage  des  „kommunalen 
Sozialismus".  Die  Mehrheit  erklärte  sich  für  eine  Bewegung  zur  Auf- 
hebung des  Systems  der  Konzessionen  und  zur  Erweiterung  der  Kommu- 
nalwirtschaft, aber  H.  Guesde  und  seine  Gruppe  erblickten  hierin 
eine  falsche  Form  des  Sozialismus.  Der  Kongreß  mußte  sich  darauf 
beschränken,  den  Wunsch  auszusprechen,  daß  die  Gemeinden  über 
das  Wohl  der  Arbeiterklasse  wachen  sollten. 

Die  Resolution  zugunsten  des  Ankaufs  der  Eisenbahnen  durch  den 
Staat  wurde  erst  nach  einer  leidenschaftlichen  Polemik  der  Anhänger 
von  Jaures  gegen  die  Gruppe  von  Guesde,  die  sich  für  einfache  Zwangs- 
enteignung der  Eisenbahnen  aussprach,  angenommen.  Der  Kongreß 
endete  mit  Debatten  über  die  Frage,  wem  die  Leitung  des  Parteiorgans 
„L'Humanite"  zukomme.  Die  Anhänger  "des  H.  Guesde  machten  den 
Versuch,  die  Leitung  des  Blattes  H.  Jaures  zu  entreißen  und  einer 
Kommission  zu  übergeben,  aber  der  Kongreß  beschloß  die  persönliche 
Leitung  von  H.  Jaures  beizubehalten. 

Die  Agrarfrage  wurde,  obwohl  sie  auch  auf  der  Tagesordnung 
des  Kongresses  stand,  wie  immer  mit  Stillschweigen  übergangen,  da 
sie  außerordentlich  heikel  ist.  Die  besonderen  Agrarxerhältnisse  Frank- 
reichs machen  eine  Übereinstimmung  der  Interessen  der  Arbeiter  und 
der  Bauern  unmöglicher  als  anderswo;  die  Sozialisten  sind  inft)lge- 
dessen  aus  wahltechnischen  Gründen  gezwungen,  jede  klare  Formu- 
lierung ihrer  Agrarpolitik  zu  vermeiden.   Die   Partei  der  „gecinigtcn" 
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Sozialisten  bleibt  nach  dem  Kongreß  von  St.  Quentin  geteilt  und 
geschwächt,  und  man  kann  sicher  sein,  daß  ihre  Sympathie  dem 
Ministerium  Monis  nicht  so  nützlich  sein  wird,  als  man  hätte  annehmen 
können. 

Genehmigen  Sie   etc. 

Is  wolski 


71  Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den 

russischen  Außenminister 

Brief  Paris,  den  28.  April/11.  Mai  1911 

Ich  hatte  die  Ehre,  Ihre  Telegramme  vom  18.,  21.  und  22.  April 
zu  erhalten,  die  mich  beauftragten,  die  von  der  Kaiserlichen  Regierung 
anläßlich  der  Ereignisse  in  Marokko  in  Berlin  unternommenen  Schritte 
zur  Kenntnis  des  Kabinetts  in  Paris  zu  bringen,  das  günstige  Resultat 
unserer  freundschaftlichen  Intervention  hervorzuheben  und  die  be- 
stimmte Erwartung  auszusprechen,  daß  wir  bei  Gelegenheit  dieselbe 
Unterstützung  von  Frankreich  erhalten  würden. 

Mit  Rücksicht  auf  die  nahe  bevorstehende  Abreise  des  H.  Cruppi 
nach  Brüssel,  wohin  er  den  Präsidenten  FalHeres  begleitet,  und  auch, 
um  auf  die  französische  Regierung  den  nötigen  Eindruck  zu  machen, 
entschloß  ich  mich,  diese  Mitteilung  in  Form  eines  Briefes  an  H.  Cruppi 
zu  machen,  von  dem  eine  Abschrift  beigefügt  ist. 

:H.  Cruppi  antwortete  mir  eben  durch  ein  privates  Schreiben,  von 
dem  gleichfalls  eine  Kopie  beiliegt,  aus  dem  hervorgeht,  daß  er  die 
Unterstützung,  die  wir  Frankreich  zuteil  werden  ließen,  voll  und  ganz 
gewürdigt  habe.  Über  den  Gang  der  Ereignisse  in  Marokko  werde  ich 
Ihnen  in  einem  besonderen  Briefe  einen  eingehenden  Bericht  liefern. 

Genehmigen  Sie  etc. 

Is  wolski 


72  Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den 

russischen  Atfienminister 

Brief  Paris,  den  28.  April/11.  Mai  1911 

Seit  meinem  letzten  Brief  haben  die  Ereignisse  in  Marokko  einige 
Veränderungen  erfahren.  Vor  zwei  Wochen  stellte  sich  die  Lage 
folgendermaßen  dar:  Die  unter  dem  Namen  Kharka  in  der  Chaouia 
gebildete  Eingeborenenabteilung,  die  zur  Befreiung  von  Fez  entsandt 
war,  wurde  durch  eine  fliegende  Kolonne  französischer  Truppen  ver- 
stärkt. Die  Truppe  des  Generals  Moinier  in  Casablanca  erhielt 
eine   Verstärkung  von   ungefähr   10  000  Mann,    während  der  General 
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Toutee  an  der  Grenze  von  Algier  den  Befehl  erhielt,  seine  Kräfte  längs 
des  Flusses  Muliiia  zu  konzentrieren.  Danach  lauteten  die  Nachrichten 
aus  Fez  etwas  beruhigender;  es  kehrten  nämlich  nach  vielen  An- 
strengungen die  Truppen  des  Scherifen  unter  dem  Kommando  des 
französischen  Instrukteurs  Brcmont,  die  zeitweilig  ganz  ohne  Verbin- 
dung mit  Fez  gewesen  waren,  dorthin  zurück.  Unter  dem  Eindruck 
dieser  Nachrichten  beschloß  die  Regierung,  daß  die  fliegende  Kolonne 
zwei  Tagemärsche  von  Fez  entfernt  haltmachen  sollte.  Nachdem  sie  die 
Verbindung  mit  der  französischen  Militärmission  in  der  Hauptstadt 
Mulei-Hafids,  wie  auch  den  Munitionstransport  nach  dieser  Stadt  ge- 
sichert hatte,  sollte  sie  die  weiteren  Ergebnisse  abwarten ;  gleichzeitig 
wurde  ihr  Befehlshaber,  Oberst  Brulard,  ermächtigt,  die  Truppen  nur  im 
dringenden  Notfall  in  Fez  einrücken  zu  lassen. 

Aber  am  Tage,  nachdem  diese  Beschlüsse  gefaßt  waren,  wurde 
die  Regierung  von  neuem  durch  die  Telegramme  des  französischen 
Konsuls  und  des  Chefs  der  französischen  Militärmission  in  Fez  alar- 
miert, die  die  Lage  sowohl  in  der  Hauptstadt  selbst,  als  auch  in  ihrer 
Umgebung  in  den  dunkelsten  Farben  schilderten.  Die  französischen 
Instrukteure  können  sich  nach  ihren  Versicherungen  nicht  mehr  auf 
die  Treue  der  Truppen  des  Scherifen,  die  keine  Löhnung  mehr  er- 
hielten, verlassen,  während  der  Aufstand  im  Lande  mehr  und  mehr 
an  Boden  gewinnt.  Wenn  daher  nicht  schleunige  und  ausreichende 
Hilfe  geleistet  wird,  bedroht  eine  unvermeidliche  Gefahr  die  franzö- 
sische Mission  und  die  Europäerkolonie  in  Fez.  Diese  Mitteilungen 
beunruhigen  die  öffentliche  Meinung  Frankreichs  stark,  die  einen 
energischen  Angriff  auf  Fez  fordert  und  sich  über  das  langsame  Vor- 
gehen der  Abteilung  des  Obersten  Brulard  entrüstet.  Es  lassen  sich 
auch  Stimmen  hören,  die  den  allgemeinen  Plan  der  militärischen  Ope- 
rationen verurteilen  und  darauf  hinweisen,  daß  es  leichter  wäre,  Fez 
von  der  algerischen  Grenze  und  nicht  von  der  Gegend  der  Chaouia  aus 
zu  Hilfe  zu  kommen. 

Wie  ich  Ihnen  bereits  telegraphierte,  ist  zu  erwarten,  daß  die 
französischen  Truppen  unter  dem  Druck  der  Ereignisse  nicht,  wie 
angenommen,  auf  ihrem  Marsche  haltmachen,  sondern  mit  der  Ein- 
geborenenabteilung in  die  Hauptstadt  einrücken  w^erden;  mit  anderen 
Worten,  es  wird  genau  das  eintreten,  was  die  französische  Regierung 
anscheinend  ganz  aufrichtig  verhindern  wollte  und  jetzt  noch  zu 
verhindern  sucht.  Im  allgemeinen  erinnern  mich  die  Ereignisse  in 
Marokko  sehr  an  die  Umstände,  unter  denen  wir  selbst  gezwungen 
waren,  Truppen  nach  Persien  zu  senden.  Damals  gestattete  uns  eine 
günstige  Wendung  der  Dinge,  unser  Detachement  in  Kazwin  anzu- 
halten, und  enth.ob  uns  der  ernsten  Schwierigkeiten,  die  eine  Be- 
setzung der  Hauptstadt  des  muselmanischen  Reiches  im  Gefolge 
gehabt  hätte. 

Zu    dieser   Stunde    ist    es    nicht    möglich,    vorauszusagen,    ob    es 
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Frankreich  gelingen  wird,  ebenso  glücklich  aus  einer  noch  schwieri- 
geren Lage  herauszukommen.  Ich  sage:  noch  schwieriger,  weil  die 
französische  Regierung  nicht  nur  mit  dem  heiklen  Problem  der  Be- 
ruhigung des  Scherifenreiches,  sondern  in  noch  höherem  Maße  mit  der 
sehr  verwickelten  diplomatischen  Lage  rechnen  muß. 

In  letzterer  Hinsicht  fürchte  ich  sehr,  daß  H.  Cruppi,  der  absolut 
keine  diplomatische  Erfahrung  besitzt,  sich  einem  gefährlichen  und 
ungenügend  begründeten  Optimismus  hingibt.  Wie  Sie  wohl  ohne 
Zweifel  bemerkt  haben,  antwortet  H.  Cruppi  auf  alle  meine  Fragen 
über  den  Verlauf  der  Besprechungen  in  BerUn,  daß  man  bei  der 
deutschen  Regierung  keine  Neigung  bemerke,  sich  dem  Vorgehen 
Frankreichs  zu  widersetzen  oder  irgendeine  Kompensation  zu  ver- 
langen. Nicht  minder  optimistisch  ist  er  in  seiner  Beurteilung  der  von 
Spanien  beobachteten  Stellungnahme,  obwohl  er  hier  eine  gewisse 
Gereiztheit  zeigt.  Er  erklärt  diesen  Optimismus  durch  die  Tatsache, 
daß  bei  dem  festen  Entschlüsse  Frankreichs,  die  durch  die  Algeciras- 
akte  gegebenen  Grenzen  nicht  zu  übertreten  und  auf  jeden  Fall  nicht 
zu  einer  ständigen  oder  auch  nur  längeren  Besetzung  von  Fez  zu 
schreiten,  weder  Deutschland  noch  Spanien  einen  Grund  zu  Protesten 
oder  zu  aktiver  Intervention  haben  würden. 

Ich  sehe  dagegen  die  Lage  in  der  Tat  in  einem  etwas  anderen 
Lichte.  Nach  allem  zu  urteilen,  was  mir  bekannt  ist,  hat  das  Berliner 
Kabinett  eine  sehr  vorteilhafte  und  geschickte  Stellung  gewählt:  Ohne 
bis  jetzt  irgend  etwas  gegen  die  Handlungsweise  Frankreichs  ein- 
zuwenden, behält  es  sich  die  Möglichkeit  vor,  jederzeit  zu  verkünden, 
daß  die  Algecirasakte  verletzt  worden  sei.  Es  ist  sehr  wahrscheinUch, 
daß  es  gleichzeitig  unter  der  Hand  Spanien  aufhetzt  und  so  das 
Terrain  für  KompUkationen  zwischen  den  beiden,  direkt  an  Marokko 
interessierten  Mächten  vorbereitet.  So  beherrscht  die  deutsche  Diplo- 
matie die  Lage  und  kann  nicht  nur  je  nach  der  Entwicklung  der  Dinge 
an  Ort  und  Stelle,  sondern  auch  nach  dem  allgemeinen  Verlauf  seiner 
inneren  oder  äußeren  PoHtik  plötzlich  die  marokkanische  Frage 
zuspitzen.  Hierin  scheint  sich  mir  gerade  die  Gefahr  zu  verbergen, 
die  H.  Cruppi  wohl  kaum  richtig  einschätzt.  Diese  Gefahr  scheint  mir 
um  so  ernster,  als  H.  Cruppi,  soweit  ich  es  beurteilen  kann,  kein 
vollständig  klares  und  bestimmtes  Programm  in  bezug  auf  Marokko 
hat.  Er  handelt  unter  dem  Einfluß  verschiedener  Strömungen  und  Um- 
stände. Unter  diesem  Gesichtspunkt  kann  man  nur  den  Rücktritt 
H.  Pichons  bedauern.  Dieser  wird  jetzt  von  der  hiesigen  Presse  sehr 
scharf  kritisiert,  aber  er  wußte  genau,  was  er  in  Marokko  wollte  und 
unterlag  nicht  dem  Einfluß  der  Chauvinisten,  die  hier  wie  überall 
vorhanden  sind. 

Ich  bemerke  zum  Schluß,  daß  meine  Befürchtungen  von  denjenigen 
der  hiesigen  Botschafter,  die  mir  gegenüber  am  offensten  sind,  völlig 
geteilt    werden,   nämlich   von    den   Vertretern    Englands    und    Italiens. 
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Es  ist  interessant,  daß  Sir  Francis  Bertie  persönlich  davon  überzeugt 
ist,  Deutschland  warte  nur  den  geeigneten  Augenbhck  ab,  um  zu 
verkünden,  daß  die  Algecirasakte  aufgehört  habe  zu  bestehen,  und 
dann  einen  oder  zwei  Häfen  (darunter  Mogador)  an  der  altantischen 
Küste  Marokkos  zu  besetzen.  Dies  würde  nach  den  Worten  des  eng- 
lischen Botschafters  den  Interessen  Englands  einen  fühlbaren  Schlag 
versetzen,  da  hierdurch  die  Sicherheit  seiner  Verbindung  mit  Südafrika 
gefährdet  werden  würde. 
Genehmigen  Sie  usw. 

I  s  w  o  1  s  k  i 


Der  stellvertretende  russische  Außenminister  an  den  73 

russischen  Botschafter  in  London 

Telegramm  Nr.  593  St.  Petersburg,  den  29.  April/12.  Mai  1911 

Ich  telegraphiere  an  Iswolski  mit  Beziehung  auf  Telegramm  590: 
In  diesem  Telegramm  ist  ein  Fehler.  Wir  wünschen  nicht  den 
Text  des  Kontraktes  der  Anleihe  beim  Syndikat  der  Bankiers  der  vier 
Mächte,  sondern  das  ihm  von  China  versprochene  Programm  der 
industriellen  Unternehmungen  in  der  Mandschurei,  für  die  ein  Teil 
der  Anleihe  bestimmt  ist. 

N  e  r  a  t  o  w 


Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den  74 

russischen  Außenminister 

Geheimtelegramm  Nr.  48  Paris,  den  5./18.  Mai  1911 

Hier  ist  man  über  den  Verlauf  der  französisch-spanischen  Be- 
sprechungen hinsichtlich  Marokkos,  die  in  Madrid  stattfinden,  sehr 
beunruhigt.  Die  spanische  Regierung  hat  eben  eine  Denkschrift,  die 
ihre  Wünsche  entwickelt,  vorgelegt.  Von  der  Überzeugung  ausgehend, 
daß  Frankreich  als  Ergebnis  der  augenblicklichen  Ereignisse  und  der 
Besetzung  von  Fez  sich  den  Sultan  völlig  unterwerfen  wird,  verlangt 
das  Madrider  Kabinett  die  vollständige  Herrschaft  in  der  dem  spani- 
schen Einfluß  durch  den  französisch-spanischen  Geheimvertrag  von 
1904  vorbehaltenen  Zone.  Cruppi  ist  der  Ansicht,  daß  diese  Forderung 
ihrem  Wesen  nach  unzulässig  und  gefährlich  sei,  weil  sie  auf  eine 
tatsächliche  Teilung  Marokkos  hinauslaufe  und  Deutschland  einen  Vor- 
wand geben  könne,  die  Annullierung  der  Algecirasakte  zu  verkünden. 
Die  französische  Regierung  fährt  fort  zu  erklären,  daß  Fez  nur  für 
ganz  kurze  Zeit  besetzt  bleiben  werde,  daß  Frankreich  auf  dem  Boden 
der  Algecirasakte  stehe,  und  daß  sein  einziges  Ziel  die  Konsolidierung 


der  Macht  des  Sultans  sei.  Ich  wies  Cruppi  nochmals  auf  die  ernste 
Gefahr  hin,  die  darin  Hege,  Spanien  in  die  Arme  Deutschlands  zu 
treiben.  Cruppi  versprach,  die  spanische  Denkschrift  äußerst  gewissen- 
haft zu  studieren  und,  ohne  sich  auf  den  gefährlichen  Weg  der  Teilung 
einzulassen,  ein  Mittel  zu  finden,  um  Spanien  eine  praktische  Genug- 
tuung zu  geben.  Es  scheint  mir  sehr  wünschenswert,  in  mäßigendem 
Sinne  auf  das  Kabinett  in  Madrid  einzuwirken,  das  unstreitig  unter  der 
Hand  von  Deutschland  aufgehetzt  wird.  Wenn  ich  nicht  irre,  so  steht  der 
englische  Botschafter  in  Madrid  diesen  Verhandlungen  sehr  nahe  und 
neigt  ganz  der  französischen  Auffassung  zu. 

I  s  w  o  1  s  k  i 


75  Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den  stellvertretenden 

russischen  Minister  des  Äußern 

Telegramm  Paris,  den  7./20.  Mai  1911 

Die  engUsch-deutsch-amerikanische  Gruppe  hat  den  Vorschuß  von 
400  000  Pfund  bereits  bewilligt,  die  französische  noch  nicht  geantwortet. 
Cruppi  bestätigt,  daß  auch  ohne  die  Franzosen  die  übrigen  Gruppen 
den  Vorschuß  geben  würden,  und  rät,  daß  Rußland  in  Peking  und 
London  entsprechende  Schritte  tue.  Er  seinerseits  wird  Cambon  beauf- 
tragen, sich  in  Verbindung  mit  dem  Londoner  Kabinett  zu  setzen. 

Is  wolski 


76  Der  stellvertretende  russische  Außenminister 

an  den  russischen  Botschafter  in  Paris 

Geheimtelegramm  Nr.  634  St.  Petersburg,  den  9./22.Mai  1911 

Nr.  49  erhalten 

Nr.l 

Mein  Telegramm  an  Graf  Benckendorff  ist  Ihnen  unter  Nr.  2 
übermittelt  worden. 

Bitte,  sprechen  Sie  dem  Minister  des  Äußeren  für  seine  Bereit- 
willigkeit, uns  in  der  Frage  des  Vorschusses  an  die  chinesische  Regie- 
rung zu  unterstützen,  unsere  Dankbarkeit  aus,  und  ersuchen  Sie  ihn, 
entsprechende  Mitteilungen  den  Vertretern  Frankreichs  in  London  und 
Peking  zukommen  zu  lassen. 

Ne  rato  w 
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Der  stellvertretende  russische  Außenrrimister  77 

an  den  russischen  Botschafter  in  Paris 

Telegramm  Nr.  635  St.  Petersburg,  den  9./22.  Mai  1911 

Telegramm  Nr,  4S  erhalten. 

Wir  teilen  vollkoniinen  die  Ansicht,  daß  es  wünschenswert  wäre, 
Spanien  von  der  Formulierung  bestimmter  Forderungen  und  von  einer 
Intervention  in  der  Marokkofrage  zurückzuhalten.  Immerhin  halten  wir 
es  für  besser,  daß  Frankreich  und  Spanien  sich  freundschaftlich  ver- 
ständigen, wie  Sie  dies  Cruppi  gegenüber  ausgesprochen  haben,  und  wir 
werden,  bevor  wir  irgendwelche  Schritte  unsererseits  unternehmen, 
das  Ergebnis  der  französisch-spanischen  Verhandlungen  in  Madrid  ab- 
warten. 

N  e  r  a  t  o  w 


Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den  78 

stellvertretenden  russischen  Außenminister 

Brief  Paris,  den  11./24.  Mai  1911 

Heute  morgen  telegraphierte  ich  Ihnen,  daß  man  hier  die  Nach- 
richt von  dem  Einmarsch  der  französischen  Abteilung  unter  dem 
Kommando  des  Generals  Moinier  am  letzten  Sonntag  in  Fez  erhalten 
hat.  Die  französischen  Truppen  begegneten  an  den  Mauern  von  Fez 
keinem  Widerstand  und  haben  die  Europäerkolonien  vollkommen  wohl 
angetroffen. 

Obwohl  die  Empfänge  im  Ministerium  des  Äußeren  abgesagt  wor- 
den sind,  sprach  ich  eben  H.  Cruppi  und  konnte  ihm  persönlich  zu 
dem  günstigen  Resultat  des  Feldzuges  gratulieren.  Ich  traf  den  Minister 
in  sehr  froher  Stimmung  an;  er  sprach  mit  dem  größten  Lob  von  der 
Tätigkeit  des  Generals  Moinier,  den  die  Zeitungen  und  das  Publikum  der 
Langsamkeit  beschuldigten,  der  aber  in  Wirklichkeit  die  größte  Voraus- 
sicht und  Energie  bewiesen  habe.  Der  so  rasche  und  sichere  Erfolg 
dieser  Operationen  zeigt,  wie  unbegründet  die  Meinung  ist,  nach  der  die 
Truppen  nicht  von  der  Gegend  der  Chaouia,  sondern  von  der  algerischen 
Grenze  und  von  dem  Flusse  Malouia  aus  hätten  vorrücken  sollen ;  im 
letzteren  Falle  hätte  die  Sache  nicht  ohne  blutige  Zusammenstöße  mit 
den  dortigen  Stämmen  abgehen  können. 

Auf  die  Frage,  worin  das  weitere  Programm  der  französischen 
Regierung  in  bezug  auf  Marokko  bestehe,  gab  mir  H.  Cruppi  folgende 
Erklärung:  „Die  französische  Regierung  hat  den  Mächten  mitgeteilt, 
sie  beabsichtige,  sich  innerhalb  der  Grenzen  der  Algecirasakte  zu 
halten.  Ihre  Truppen  würden  Fez  nur  ,für  die  unbedingt  nötige  Zeit* 
besetzen.    Frankreich    wird    von    dieser    Erklärung    in    keiner    Weise 
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abweichen:  die  Besetzung  von  Fez  wird  nur  genau  so  lange  dauern, 
wie  es  nötig  ist,  um  die  Stellung  des  Sultans  Mulei-Hafid  und  des 
Maghzen  zu  befestigen.  Ein  geeignetes  Mittel  zur  Erreichung  dieses 
Zweckes  existiert  bereits  in  Fez:  es  ist  die  französische  Militärmission 
unter  Oberst  Mangin,  die  sich  auf  Grund  der  alten  Verträge  mit 
Marokko  dort  befindet.  Mit  ihrer  Hilfe  wird  ein  genügend  starkes 
Heer  des  Scherifen  organisiert  werden.  Das  Prestige  des  französischen 
Vertreters  und  der  französischen  Offiziere  wird  sicher  durch  den 
glänzenden  Erfolg  des  Feldzuges  in  höchstem  Grade  gehoben  werden, 
was  wiederum  der  allgemeinen  Ruhe  und  Sicherheit  nur  dienlich  sein 
kann.  Sobald  dieser  Zweck  erreicht  sein  wird,  wird  die  französische 
Regierung  nicht  verfehlen,  ihre  Abteilung  nach  Casablanca  zurückzu- 
berufen, und  sie  bezweifelt  nicht,  daß  alle  Mächte  ohne  Ausnahme  sich 
von  ihrer  vollkommenen  Loyalität  und  Aufrichtigkeit  überzeugen 
werden." 

In  der  weiteren  Unterhaltung  erwähnte  ich  Spanien  und  fragte 
H.  Cruppi,  wie  weit  seine  Besprechungen  mit  der  spanischen  Regie- 
rung gediehen  seien.  Der  Minister  sagte,  er  habe  es  nicht  für  möglich 
gehalten,  die  letzten  spanischen  Vorschläge,  über  die  ich  Ihnen  am 
5./18.  Mai,  Nr.  48,  telegraphiert  habe,  durch  Gegenvorschläge  zu  be- 
antworten, um  die  Unannehmbarkeit  des  spanischen  Standpunktes  nicht 
noch  zu  unterstreichen;  aber  er  habe  den  französischen  Botschafter  in 
Madrid  mit  Instruktionen  versehen,  die  eine  ganze  Reihe  praktischer 
Konzessionen  enthielten,  die  seiner  Überzeugung  nach  Spanien  zu- 
friedenstellen müßten.  „Ich  versichere  Ihnen,"  sagte  H.  Cruppi,  „daß 
ich  bereit  bin,  mein  möglichstes,  ja  sogar  noch  mehr  für  Spanien  zu  tun; 
nur  eines  können  wir  nicht  zulassen,  und  das  ist  die  uns  vorgeschlagene, 
verschleierte  Teilung  Marokkos,  die  auch  einer  dritten  Macht  Anlaß 
geben  würde,  ihrerseits  ebenfalls  einen  Teil  des  Reiches  des  Scherifen 
zu  fordern. 

Die  Spanier  leiden  an  einer  Manie  der  Nachahmung;  jede  unserer 
Demarchen  in  Marokko  ruft  bei  ihnen  eine  Neigung  zu  einem  ent- 
sprechenden Schritt  hervor,  selbst  wenn  in  der  Tat  keine  Notwendigkeit 
dafür  vorhanden  ist.  So  haben  sie  eben  ihre  Truppen  in  wenige 
Kilometer  von  Tetuan  entfernte  Stellungen  vorgeschoben.  Wenn  sie 
nun  daraufhin  Tetuan  selbst  (was  sie  übrigens  leugnen)  besetzen 
wollten,  so  könnte  das  einen  Widerspruch  nicht  nur  von  selten  Frank- 
reichs, sondern  auch  von  Seiten  der  anderen  Mächte,  d.  h.  vor  allem 
von  selten  Englands,  hervorrufen. 

Trotzdem  bin  ich  vollständig  davon  überzeugt,  daß  wir  uns  mit 
Spanien  ins  Einvernehmen  setzen  müssen  und  können.  Auf  dieses 
Ziel  laufen  jetzt  alle  unsere  Anstrengungen  hinaus." 

Obgleich  ich  keinen  Grund  sehe,  der  Aufrichtigkeit  H.  Cruppis 
nicht  zu  vertrauen,  so  scheint  es  mir  doch  immer  noch  etwas  zweifel- 
haft,   ob   sein    Optimismus    begründet   ist.    Auf   meine    Frage,   ob    er 
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wenigstens  annähernd  die  Zeitdauer  der  Besetzung  von  Fez  bestimmen 
könne,  antwortete  er  ausweichend,  und  mir  scheint,  daß  er  sich  wohl 
kaum  von  den  Schwierigkeiten  der  praktischen  Durchführung  des  von 
ihm  aufgestellten  Programms  Rechenschaft  gibt.  Wie  dem  auch  sei. 
wenn  auch  der  erste  Akt  der  marokkanischen  „Aktion"  zweifellos  gut 
verlaufen  ist,  so  beginnt  doch  jetzt  die  zweite  heiklere  Periode.  Wie 
ich  bereits  in  meinem  vorigen  Briefe  sagte,  wäre  es  außerordentlich  ge- 
fährlich, wenn  diese  Periode  mit  einer  innerpolitischen  Krise  zusammen- 
fallen würde,  deren  Möglichkeit,  wie  es  scheint,  noch  immer  nicht  aus- 
geschlossen ist. 

Genehmigen  Sie  usw. 

I  s  w  o  1  s  k  i 


Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den 
stellvertretenden  russischen  Außenminister 

Bericht  Nr.  40  Paris,  den  12./25.  Mai  1911 

Das  Schreiben  der  neun  Senatoren,  das  einige  Tage  vor  Eröffnung 
der  Frühjahrssession  des  Senats  veröffentlicht  wurde,  und  unter  dessen 
Unterzeichnern  u.  a.  auch  der  bekannte  Rechtsgelehrte  Berenger,  Ver- 
fasser und  Urheber  zahlreicher  Gesetze,  die  seinen  Namen  tragen, 
ebenso  wie  der  General  Langlois,  der  in  der  militär-wissenschaftlichen 
Welt  große  Autorität  genießt,  sich  befinden,  hat  die  Frage  der  so- 
genannten Verminderung  der  Rechte  der  Ersten  gesetzgebenden 
Kammer  Frankreichs  auf  die  Tagesordnung  gebracht.  Den  unmittel- 
baren Anlaß  zu  der  Protestkundgebung  der  oben  angeführten  Per- 
sonen bildet  die  gegenwärtige  Haltung  des  Ministeriums  in  zwei  Fragen : 
einmal  in  der  der  Konzessionierung  für  Ausbeutung  der  Bodenschätze 
und  der  der  Wiedereinstellung  der  ausgesperrten  Arbeiter  durch  die 
Eisenbahngesellschaften. 

In  diesem  Schreiben,  das  an  den  Präsidenten  der  Republik  als 
Hüter  der  Verfassung  und  an  den  Senatspräsidenten,  als  den  natür- 
lichen Verteidiger  der  Vorrechte  der  Ersten  Kammer  gerichtet  ist 
wird  die  Aufmerksamkeit  darauf  gelenkt,  daß  das  Ministerium  der 
öffentlichen  Arbeiten  in  den  beiden  bezeichneten  Fällen  sich  auf  die 
Beschlüsse  der  Deputiertenkammer  beruft  und  trotz  wiederholter  Pro- 
teste des  Senats  so  handelt,  als  ob  die  Genehmigung  der  Deputierten- 
kammer zur  Inkraftsetzung  von  Gesetzen  genüge,  ohne  der  Bestätigung 
durch  die  Erste  Kammer  zu  bedürfen.  Schon  unter  dem  früheren 
Ministerium  des  H.  Briand  sprach  sich  der  Senat  in  der  Frage  der 
Konzessionierung  in  dem  Sinne  aus,  daß  es  wünschenswert  sei,  so- 
bald als  möglich  das  Gesetz  von  1810  über  die  Ausbeutung  der  Boden- 
schätze durchzusetzen  und  sprach  sich  trotz  der  Unzulänglichkeit  dieses 
Gesetzes  für  die  Notwendigkeit  aus,  die  Oewährimg  derartiger  Konzes- 
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sionen  nicht  zu  verzögern.  Trotzdem  weigert  sich  das  Ministerium  für 
öffentHche  Arbeiten  unter  Berufung  auf  die  Beschlüsse  der  Deputierten- 
kammer bereits  seit  mehreren  Monaten,  die  geforderten  Konzessionen 
zu  erteilen,  und  bringt  gerade  hierdurch  die  Arbeiter  um  ihren  Lohn 
und  hindert  das  französische  Kapital,  sich  im  eignen  Lande  zu  be- 
tätigen. Außer  in  dem  eben  angeführten  Fall,  in  dem  man  absichtHch 
die  vom  Senat  geäußerten  Wünsche  übergangen  und  hierdurch  die 
fundamentalen  Gesetze  Frankreichs  verletzt  hat,  zeigt  das  Ministerium 
auch  bei  einer  anderen  Gelegenheit,  daß  es  auf  die  Erste  Kammer 
keine  Rücksicht  nimmt  und  nur  die  Beschlüsse  der  Deputiertenkammer 
ausführt.  Ihr  zu  Gefallen  und  auf  Grund  ihrer  Abstimmung  bezügUch 
der  Wiedereinstellung  der  Arbeiter  durch  die  Eisenbahngesellschaften, 
vi^orüber  ausführlich  zu  melden  ich  in  meinem  Bericht  vom  12./25.  April, 
Nr.  34,  die  Ehre  hatte,  wandte  sich  der  gegenwärtige  Minister  der 
öffenthchen  Arbeiten,  H.  Dumont,  schriftlich  an  die  Gesellschaften 
mit  dem  Vorschlag,  den  von  der  Deputiertenkammer  geäußerten  Wün- 
schen zu  entsprechen.  Die  Verfasser  des  „Schreibens  der  neun  Sena- 
toren" erklärten  unter  Hinweis  auf  diese  Einmischung  der  Regie- 
rung in  die  Angelegenheiten  der  Gesellschaften,  eine  Einmischung, 
die  den  Charakter  einer  Verletzung  der  herrschenden  Gesetze  hat, 
daß  ein  derartiges  Vorgehen,  das  auf  der  Nichtachtung  der  Ersten 
Kammer  beruht,  ihre  Rechte  verletzt  und  eine  Umgehung  der  Ver- 
fassung darstellt. 

Das  besagte  Schreiben  hat  die  gehamischte  Kritik  der  Oppositions- 
presse und  derjenigen  Kreise  hervorgerufen,  die  einer  Institution, 
die  ihrer  Meinung  nach  ein  überflüssiges  Überbleibsel  veralteter  Ver- 
fassungsformen ist  und  die  Entwicklung  demokratischer  Reformen 
hemmt,  feindlich  gegenüberstehen.  Andererseits  dient  die  Haltung  der 
Herren  Jaures,  Pelletan  und  ihrer  Anhänger  diesem  Schritt  der  Sena- 
toren gegenüber  den  am  meisten  rechts  stehenden  Organen  der  Presse 
als  Vorwand,  um  wieder  einmal  die  übertriebene  Abhängigkeit  des 
augenblicklichen  Ministeriums  von  der  Kammermehrheit,  die  radikale 
Tendenzen  hat,  sowie  seine  geringschätzige  Haltung  gegenüber  der 
höchsten  gesetzgebenden  Institution  zu  betonen.  Übrigens  beobachtet 
man  diese  letztere  Tatsache  nicht  nur  in  Frankreich.  Der  Kampf 
zwischen  dem  Oberhaus  und  dem  Unterhaus  in  England  während  des 
letzten  Jahres  ist  ein  noch  schlagenderes  Beispiel  für  die  gleiche  Er- 
scheinung. 

Das  oben  erwähnte  Schreiben  hatte  als  nächstes  Ergebnis  die 
Annahme  einer  Resolution  durch  die  wichtigste  Gruppe  des  Senats, 
die  „RepubHkanische  Vereinigung",  durch  die  der  Regierung  ein  be- 
dingter Tadel  für  den  Fall  ausgesprochen  wird,  daß  sie  in  der  Frage 
der  Wiedereinstellung  der  ausgesperrten  Arbeiter  Maßnahmen  ergreifen 
würde,  die  den  vertraglich  begründeten  Rechten  der  Eisenbahngesell- 
schaften zuwiderlaufen  würden. 
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Am  Tage  der  Senatseröffnung  forderten  die  Unterzeichner  des 
besagten  Schreibens  eine  Antwort  von  H.  Dubost.  Der  Präsident  des 
Senats  erklärte,  daß  er  mit  der  erwähnten  Auslegung  der  Beschlüsse 
der  Regierung  nicht  übereinstimmen  könne,  da  die  letztere  den  Wün- 
schen der  Deputiertenkammer  gemäß  gehandelt  und  nur  „Maßnahmen 
im  Verwaltungswege**  getroffen  habe,  die  natürlich  nicht  als  Gesetz 
angesehen  werden  könnten,  da  der  Senat  zweifellos  an  deren  Schaffung 
teilnehmen  müsse.  Diese  Antwort  des  Senatspräsidenten  befriedigte 
die  protestierenden  Senatoren  nicht,  und  sie  erklärten,  die  öffentliche 
Meinung  Frankreichs  erwarte  von  ihm  eine  präzisere  und  mit  den 
Interessen  des  Senats  übereinstimmende  Antwort. 

Genehmigen  Sie  usw. 

I  s  wolski 


Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den  80 

stellvertretenden  russischen  Außenminister 

Brief  Nr.  48  C  Paris,  den  12./25.  Mai  1911 

Sehr  vertraulich! 
Eingetroffen:  15.  Mai  1911 

Sehr  geehrter  Anatol  Anatoliewitsch ! 

Auf  den  Brief  Eurer  Exzellenz  vom  7.  April  dieses  Jahres  habe  ich 
die  Ehre,  zu  berichten,  daß  die  von  dem  französischen  Kriegsministerium 
vorgeschlagene  Kommission  zur  Ausarbeitung  von  Maßnahmen,  um 
mittels  der  drahtlosen  Telegraphie  die  Verbindungen  zwischen  der 
nissischen  und  französischen  Regierung  im  Falle  politischer  Kompli- 
kationen oder  eines  Krieges  aufrechtzuerhalten,  meiner  Meinung  nach 
sehr  wertvolle  Resultate  zeitigen  kann.  Diese  Kommission  war  im 
Januar  1910  unter  dem  Vorsitze  unseres  Militärattaches  in  Frankreich, 
Graf  Nostitz,  gebildet  worden  und  setzte  sich  aus  unserem  Marine- 
attache in  Frankreich,  aus  Vertretern  des  französischen  Kriegs-  und 
Marincministcriums  und  einem  Offizier,  der  mit  der  Leitung  des  Chiff- 
rierdienstes im  französischen  Kriegsministerium  beauftragt  ist,  zu- 
sammen, denen  später  noch  der  Leiter  der  Chiffrierabteilung  des  fran- 
zösischen Ministeriums  des  Äußeren  und  einer  meiner  Botschafts- 
sekretäre beigeordnet  waren.  Die  Originalprotokolle  der  Sitzungen  der 
Kommission  wurden  je  nach  dem  Fortgang  ihrer  Arbeiten  unserem 
Kriegsministerium,  dem  sie  direkt  vom  französischen  Kriegsministerium 
übersandt  wurden,  zur  Genehmigung  unterbreitet. 

In  der  Sitzung  der  besagten  Kommission  vom  4.  Mai  dieses 
Jahres,  deren  Protokoll  hier  beigefügt  ist,  ist  unter  anderem  auch  die 
Frage  des  Chiffrierens  bei  Radiotelegrammen  geprüft  worden.  Aus 
Erwägungen   technischer   Art   hat   es   die    Kommission   für   notwendig 
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gehalten,  den  Gebrauch  aller  Buchstabenzeichen  bei  den  Radiotele- 
grammen gänzHch  auszuschalten.  Die  Adressen  der  Telegramme  sollen 
mittels  vereinbarter  fünfstelliger  Gruppen,  die  vor  den  chiffrierten  Text 
gesetzt  werden  müssen,  übermittelt  werden. 

Aus  diesen  Gründen  halte  ich  es  für  meine  Pflicht,  die  Aufmerk- 
samkeit Eurer  Exzellenz  auf  die  Notwendigkeit  zu  lenken,  ein  Mittel 
zu  suchen,  um  die  Buchstabenzeichen  der  Chiffren  des  Ministeriums 
des  Äußeren  in  den  Radiotelegrammen  durch  Zahlenzeichen  zu  er- 
setzen. Beispielsweise  könnte  man  als  Regel  aufstellen,  daß  in  der 
letzten  oder  der  ersten  fünfstelligen  Gruppe  der  Telegramme  nach  der 
Adresse  durch  die  beiden  ersten  Zahlen  der  Schlüssel  angegeben  wird 
und  durch  die  letzten  Zahlen  der  Tag  und  das  Jahr,  vom  1.  Januar 
an  gerechnet,  indem  man  im  Bedarfsfalle  die  Gruppe  in  der  Mitte 
durch  Nullen  ergänzt. 

Genehmigen  Sie  usw. 

I  s  w  o  1  s  k  i 


81  Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den 

stellvertretenden  russischen  Außenminister 

Telegramm  Nr.  52  Paris,  den  12./25.  Mai  1911 

Mit  Beziehung  auf  Telegramm  638  und  63Q. 

Gleich  nach  Empfang  der  Telegramme  habe  ich  die  vorgeschriebene 
Mitteilung  gemacht.  Soeben  antwortet  Cruppi  durch  seinen  Sekretär: 
„Infolge  der  Nachricht  von  der  Erregung  des  Königs  von  Montenegro 
hat  das  Kabinett  schon  vor  drei  Tagen  seinen  Botschaftern  mitgeteilt, 
daß  es  bereit  sei,  sich  Schritten  anzuschließen,  die  von  den  Mächten 
unternommen  werden,  um  den  Frieden  auf  dem  Balkan  zu  sichern. 
Jetzt  wird  die  französische  Regierung  den  anderen  Kabinetten  gern 
beitreten,  um  in  Konstantinopel  und  Cettinje  in  gleichem  Sinne  Vor- 
stellungen zu  machen  wie  die  russische  Regierung,  und  nicht  unter- 
lassen, ihre  Vertreter  in  der  Türkei  und  in  Montenegro  zu  beauftragen, 
sich  darüber  mit  ihren  Kollegen  zu  besprechen." 

I  s  w  o  1  s  k  i 


82  Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den 

russischen  At^enminister 

Telegramm  (Ergänzung  zu  Nr.  52)  Paris,  den  12./25.  Mai  IQll 

Meine  gestrige  Mitteilung  an  Cruppi  schloß  mit  den  Worten: 
„Wir  würden  uns  freuen,  wenn  die  französische  Regierung  und  auch 
die  anderen  Kabinette  sich  in  Konstantinopel  und  Cettinje  in  gleichem 
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Sinne  äußerten."  Dapcgen  hat  Cruppi  in  seiner  Antwort  die  liereit- 
willipkeit  ausgesprochen,  sich  gcnieinsanien  Schritten  aller  Mächte  an- 
zuschMeßen,  und  den  französischen  Vertretern  in  der  Türkei  und  in 
Montenegro  vorgeschrieben,  sich  darüber  mit  ilireii  Kollegen  zu  be- 
sprechen. Ich  unterließ  nicht,  zu  bitten,  daß  der  Sekretär  mit  der 
Antwort  zu  mir  geschickt  werde,  machte  Cruppi  auf  diesen  Unterschied 
aufmerksam,  und  daß  es  im  Hinblick  auf  die  außerordentliche  Zu- 
spitzung der  Lage  erwünscht  sei,  daß  der  französische  Botschafter 
beauftragt  werde,  Tscharykow  sofort  zu  unterstützen,  ohne  die  Zu- 
stinnnung  der  anderen  abzuwarten.  Ouppi  war  abwesend,  so  daß  die 
Antwort  nicht  vor  morgen  kommen  kann. 

I  s  w  o  I  s  k  i 


Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den  83 

russischen  Außenminister 

Geheimtelegramm  Nr.  54  Paris,  den  13./26.  Mai  1911 

Geheim.  —  Ich  habe  spät  abends  noch  Cruppi  gesehen,  der  durch 
unseren  energischen  Sonderschritt  in  Konstantinopel  sehr  beunruhigt 
ist.  Da  er  hierüber  weder  von  Louis  noch  von  Bompard  unterrichtet 
ist,  scheint  er  sich  zu  scheuen,  den  französischen  Botschafter  in 
Konstantinopel  anzuweisen,  Tschar>'kow  eine  unmittelbare  und  schnelle 
Unterstützung  zu  gewähren.  Auf  mein  Drängen  hin  versprach  er, 
an  Bompard  zu  telegraphieren,  er  solle  sofort  die  Lage  mit  Tschar)kow 
besprechen  und  sich  über  Form  und  Inhalt  unserer  Mitteilung  an  die 
Pforte  informieren.  Falls  er  Schwierigkeiten  sehe,  diese  Mitteilung  bei 
der  ottomanischen  Regierung  zu  unterstützen,  solle  er  unverzüglich 
telegraphisch  darüber  berichten. 

I  s  w  o  I  s  k  i 


Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den  84 

russischen  Außenminister 

Telegramm  Nr.  55  Paris,  den    13./26.  Mai   1911 

Die  Deutsche  Bank  beabsichtigt,  wie  Pariser  Finanzkreise  ver- 
sichern, entschieden  gegen  die  nördliche  Richtung  der  Donau— Adria- 
bahn  vorzugehen,  unter  Berufung  auf  angebliche  Vorzugsrechte.  Der 
wegen  dieser  Mitteilung  sehr  besorgte  italienische  Botschafter  hat  seiner 
Regierung  davon  Mitteilung  gemacht. 

I  s  %v  o  l  s  k  i 
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85  Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den 

russischen  Außenminister 

Telegramm  Nr.  56  Paris,  den  13./26.Mai  IQlt 

Cruppi  sagte  mir,  daß  in  den  Vorträgen  der  französischen  Pro- 
fessoren ganz  bestimmt  gesagt  ist,  daß  sie  ihre  Tätigkeit  aus- 
schließlich auf  Unterricht  in  der  Schule  und  im  äußersten  Fall  auf 
Gutachten  über  technische  Fragen  beschränken  sollen.  Cruppi  hofft 
daher,  daß  Rußland  nicht  darauf  bestehen  werde,  ihre  Entsendung 
rückgängig  zu  machen,  was  Frankreich  in  eine  sehr  mißliche  Lage 
bringen  würde. 

I  s  w  o  1  s  k  i 


86  Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den 

russischen  Außenminister 

Bericht  Nr.  43  Paris,  den  24.  Mai/6.  Juni  1911 

Während  der  Beerdigung  des  H.  Berteaux  vernahm  man  von  der 
Absicht  des  Ministerpräsidenten,  das  Portefeuille  des  Kriegsministers 
nicht  einer  politischen,  sondern  einer  militärischen  Persönlichkeit  an- 
zubieten. Diese  Nachricht  erregte  die  Unzufriedenheit  gewisser  Mit- 
glieder der  radikal-sozialistischen  Partei,  die  in  der  Berufung  eines 
Militärs  auf  diesen  Posten  einen  Eingriff  in  ihre  Vorrechte  erblickten. 
Ohne  das  Recht  des  Premierministers,  das  Kabinett  nach  seinen 
Wünschen  zu  bilden,  in  Abrede  zu  stellen,  versuchten  sie  zu  beweisen, 
daß  im  Falle  einer  nachträglichen  Vervollständigung  des  Kabinetts  der 
Kabinettschef  das  bestehende  Gleichgewicht  zwischen  dem  parlamen- 
tarischen und  nichtparlamentarischen  Mitgliedern  nicht  stören  dürfe. 
Dieser  Gesichtspunkt  fand  trotz  seiner  schwachen  Grundlagen  Ver- 
teidiger auch  in  den  Ministerkreisen,  und  zwar  in  der  Person  der  Herren 
Steeg  und  Masse.  Trotz  seines  sehr  bedenklichen  Gesundheitszustandes 
widerstand  H.  Monis  dem  Druck,  den  man  auf  ihn  auszuüben  suchte. 
Nachdem  er  sich  der  Zustimmung  des  Präsidenten  der  Republik  und 
der  Unterstützung  der  Herren  Caillaux,  Delcasse  und  Cruppi  ver- 
sichert hatte,  fiel  seine  Wahl  auf  den  Kommandanten  des  VI.  Armee- 
korps, den  General  Goiran.  Unter  den  übrigen  Persönlichkeiten,  deren 
Kandidatur  bei  der  Wahl  des  Nachfolgers  von  H.  Berteaux  in  Frage 
kam,  sind  der  Vizepräsident  des  obersten  Kriegsrates,  General  Michel, 
und  der  frühere  Kommandant  des  Expeditionskorps  in  Marokko, 
General  d'Amade,  zu  nennen. 

Die  Ernennung  des  Generals  Goiran  wurde  in  der  Armee,  bei  der 
er  sich  des  Rufes  eines  ausgezeichneten  Soldaten  erfreut,  mit  großer 
Sympathie   begrüßt.    Der   neue    Kriegsminister   ist   im    Jahre    1847   in 
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Nizza  geboren;  sein  Bruder,  der  bei  der  Annexion  Nizzas  durch 
Frankreich  für  Italien  optierte,  bekleidet  den  Ran^j;"  eines  (jenerals  in 
italienischen  Diensten.  Nach  dem  Abgang  vom  Polytechnikum  machte 
General  üoiran  den  Krieg  von  1870  mit  und  wurde  bei  Sedan  ge- 
fangengenommen, tr  machte  dann  die  Kavallerieschule  von  Saumur 
und  die  Akademie  des  üeneralstabs  durch.  Als  Artillerickommandant 
in  Tunis  organisierte  er  die  Küstenverteidigung  des  Protektorats.  Dann 
konnnandierte  er  verschiedene  Truppenteile  in  Frankreich.  Während 
der  großen  Manöver,  die  im  letzten  Jahre  in  der  Bourgogne  statt- 
fanden, stand  er  an  der  Spitze  der  einen  Armee  und  zeichnete  sich 
ganz  besonders  aus. 

Der  Wechsel  in  der  Person  des  Kriegsministers  hat  auf  die  Ver- 
waltung des  Generalstabes  zurückgewirkt.  Bei  seiner  Ernennung  war 
dem  General  Goiran  die  Bedingung  gestellt  worden,  an  Stelle  des 
Generals  Laffon  de  Ladebat  den  General  Dubail,  früheren  Kabinetts- 
chef im  Kriegsministerium,  der  sich  der  Unterstützung  der  Regierungs- 
kreise erfreut,  an  die  Spitze  des  Generalstabs  zu  berufen.  Diesen 
letzteren  hält  man  für  einen  Vertreter  der  e.xtremen  linken  Richtung. 
Er  war  seinerzeit  sehr  bekannt  wegen  seiner  Sympathien  für  Dreyfus. 
Der  General  Laffon  de  Ladebat  wird  Mitglied  des  Obersten  Kriegsrats. 

Genehmigen  Sie  usw. 

I  s  w  o  1  s  k  i 


Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den  87 

russischen  Außenminister 

Bericht  Nr.  44  Paris,  den  24.  Mai/6.  Juni  1911 

Die  Kammern,  die  ihrer  Gewohnheit  gemäß  gelegentlich  des  Oster- 
festes ihre  Arbeiten  für  einen  Monat  unterbrochen  hatten,  haben  diese 
soeben  wieder  aufgenommen.  In  Übereinstimmung  mit  dem  fest- 
gesetzten Arbeitsplan  hat  die  Deputiertenkammer  zu  allererst  die 
Beratung  der  Wahlrechtsreform  in  Angriff  genommen.  Diese  Frage  stellt 
sich  jetzt  unter  ganz  anderen  Bedingungen  dar  als  in  dem  vor- 
hergehenden Parlament.  Die  Idee  des  Proportionalsystems,  die  nach 
der  Meinung  ihrer  Anhänger  zur  „politischen  Gesundung  Frankreichs" 
führen  muß,  hat  im  Lande  solche  Fortschritte  gemacht,  daß  bei  den 
Wahlen  von  1910  bei  einer  Gesamtzahl  von  8V2  Millionen  Wählern 
4\2  Millionen  sich  für  dieses  System  ausgesprochen  und  von  allen 
gewählten  Abgeordneten  2S1  es  in  ihr  Programm  aufgenommen  haben. 
Unmittelbar  vor  der  Wiedererciffnung  der  Session  drückte  die  Re- 
gierung durch  den  Mund  des  H.  Monis  den  Anhängern  des  Pro- 
portionalsystems in  Person  der  Herren  Buisson  und  Groussier  die  Ver- 
sicherung ihrer  Sympathie    für   das   von    der   parlamentarischen    Kom- 
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mission  ausgearbeitete  Projekt  aus.  Das  gegenwärtige  Wahlsystem, 
das  heißt  die  Wahl  nach  Bezirken,  findet  selbst  unter  den  Radikalen 
nicht  mehr  so  überzeugte  Verteidiger  wie  früher.  Sogar  H.  Combes, 
der  es  immer  als  ein  sicheres  Mittel  zum  Schutz  der  Republik  gegen 
die  Reaktion  und  zur  Konsolidierung  der  Macht  der  radikalen  Partei 
entschlossen  verteidigte,  hat  sich  in  einer  kürzlich  in  Rochefort  ge- 
haltenen Rede  zugunsten  der  Einführung  der  Listenwahl  ausgesprochen, 
allerdings  ohne  das  Proportionalsystem.  Die  Sache  ist  die,  daß  die 
Wahl  nach  Bezirken,  die  lange  den  Zwecken  der  Radikalen  diente, 
sich  bei  den  letzten  Wahlen  gegen  diese  selbst  gewendet  hat,  dank 
der  neuen  Taktik  der  Rechten,  die,  nur  um  den  Sieg  des  Regierungs- 
kandidaten zu  verhindern,  für  die  Sozialisten  oder  die  unabhängigen 
Republikaner  stimmte. 

Die  Mehrheit  der  Radikalen  bleibt  jedoch  der  Idee  des  reinen 
Proportionalsystems  feindlich  gesinnt,  weil  sie  die  Verstärkung  des 
linken  und  noch  mehr  die  des  rechten  Flügels  in  der  Kammer  fürchtet. 
Um  diese  Gefahr  zu  vermeiden,  hat  die  parlamentarische  Kommission 
das  System  der  Proportionalvertretung  vorgeschlagen,  indem  sie  hinzu- 
fügte, was  man  „panachage**  und  „appartement"  nennt.  Unter  dem 
Ausdruck  „panachage*'  ist  zu  verstehen,  daß  man  dem  Wähler  die 
Möglichkeit  läßt,  nicht  nur  für  die  Listen  einer  Partei  zu  stimmen, 
sondern  auch  für  Kandidaten  von  verschiedenen  Parteien.  Das  verstößt 
entschieden  gegen  das  Prinzip  der  Proportionalität,  das  voraussetzt, 
daß  das  zahlenmäßige  Verhältnis  der  Parteien  im  Lande  und  im 
Parlament  identisch  sein  müsse.  Wie  die  Anhänger  des  reinen  Pro- 
portionalsystems erklären,  wird  der  Wähler  bei  einem  solchen  Verfahren 
nach  wie  vor  nicht  für  ein  politisches  Programm  stimmen,  sondern  für 
eine  Persönlichkeit,  von  der  er  für  sich  diese  oder  jene  Vorteile  erhofft; 
gerade  das  aber  muß  verhindert  werden,  um  die  in  Frankreich  herr- 
schende KirchturmpoHtik  zu  zerstören.  „L'appartement'',  in  der  Form, 
wie  es  von  H.  Painleve  vorgeschlagen  worden  ist,  erlaubt  den 
Parteien,  vor  den  Wahlen  Verbindungen  einzugehen,  um  sich  eine 
möglichst  große  Anzahl  von  Vertretern  zu  sichern,  und  bezweckt,  die 
Rechtsparteien  daran  zu  hindern,  aus  der  Spaltung  der  Republikaner 
in  Radikale  und  Sozialisten  für  sich  Vorteile  zu  ziehen.  Die  Wahlen 
werden  nach  dem  System  des  Wahlquotienten  stattfinden,  aber  bei 
der  Verteilung  der  Sitze,  die  auf  die  unvermeidlichen  Restziffern  ent- 
fallen, wird  das  Prinzip  der  Proportionalität  aufgehoben.  Diese  Sitze 
werden  der  Gruppe  von  Parteien,  die  sich  miteinander  verbündet  haben, 
zur  Verfügung  gestellt,  falls  diese  Parteien  zusammen  eine  einfache 
Stimmenmehrheit  haben  sollten. 

In  der  Kammer  erheben  sich  eine  ganze  Reihe  von  Stimmen  gegen 
eine  solche  Verunstaltung  des  Proportionalsystems,  besonders  unter  der 
Rechten  und  den  Sozialisten,  Die  glänzende  Rede  des  H.  Deschanel 
in  diesem  Sinne  hat  großen  Eindruck  gemacht. 
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Nach  der  Wahlrcfürin  und  vielleicht  sogar  zu  gleicher  Zeit  mit 
ihr  wird  die  Kammer  die  von  H.  Delcassc  eingebrachten  üesetzvor- 
schläge  bezüglich  des  Flottenprogramms  und  der  Rekrutierung  für 
die  Flotte  erörtern.  Der  Oesetzvorschlag  betreffs  des  „Schutzes  der 
Laienschule",  von  dem  Kultusminister,  H.  Steeg,  eingebracht,  steht 
auch  auf  der  Tagesordnung.  Nach  ihm  soll  derjenige,  der,  einerlei  mit 
welciien  Mitteln,  die  regelmäßige  Tätigkeit  der  staatlichen  Elementar- 
schulen hindert,  mit  einer  fiuße  bis  zu  200  Franken  und  Gefängnis  von 
höchstens  2  Mt)naten  bestraft  werden,  das  heißt,  er  verfällt  derselben 
Strafe,  mit  der  die  Störung  der  Ausübung  des  Gottesdienstes  be- 
legt ist. 

Der  Senat  nahm  seine  Session  mit  der  Erörterung  einiger  Inter- 
pellationen bezüglich  der  Anwendung  des  Gesetzes  über  die  Arbeiter- 
versicherung wieder  auf.  Dies  Gesetz,  das  eben  in  Kraft  tritt,  wird 
von  den  Volksschichten,  zu  deren  Gunsten  es  gemacht  wurde,  mit 
sehr  wenig  Sympathie  aufgenommen.  Die  Unzufriedenheit  wird  vor 
allem  durch  den  obligatorischen  Charakter  der  Versicherung,  die  in 
ihrer  jetzigen  Form  in  vielem  nicht  mit  den  Wünschen  der  Arbeiter 
übereinstimmt,  hervorgerufen.  Alan  erklärt  auch  die  Altersgrenze,  die 
zum  Bezug  einer  Rente  berechtigt,  für  zu  hoch  und  wünscht,  sie  von 
65  auf  60  Jahre  herabgesetzt  zu  sehen.  Nach  langen  Debatten  nahm 
der  Senat  eine  Resolution  an,  in  der  die  Regierung  aufgefordert  wird, 
bei  Anwendung  dieser  Maßnahme  die  Lehren  der  Erfahrung  in 
Rechnung  zu  ziehen,  die  nützliche  Fingerzeige  für  die  Ver\'ollkomm- 
nung  des  Gesetzes  liefern  könnten... 

Die  Erörterung  über  das  Budget,  das  augenblicklich  vom  Senat 
geprüft  wird,  hat  sich  derart  in  die  Länge  gezogen,  daß  die  Kammern 
gezwungen  waren,  das  sechste  provisorische  Zwölftel  anzunehmen. 
Es  ist  sogar  möglich,  daß  man  gezwungen  sein  wird,  noch  ein 
siebentes  Mal  hierauf  zurückzukommen.  Ein  solcher  Fall  ist  bisher 
in  der  Geschichte  Frankreichs  noch  nicht  vorgekommen.  Obwohl 
hierdurch  eine  völlige  Unordnung  in  der  finanziellen  Verwaltung  des 
Landes  herbeigeführt  und  dem  Budget  jede  reale  Bedeutung  geraubt 
wird,  ist  dies  Ereignis  fast  unbemerkt  vorübergegangen;  so  sehr  hat 
man  sich  hier  daran  gewöhnt,  die  Budgets  nicht  rechtzeitig  ange- 
nommen zu  sehen. 

Genehmigen  Sie  usw.  I  s  w  o  1  s  k  i 

Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den  oo 

russischen  Außenminister 

Brief  Paris,    den    24.  Mai^ö.  JunilQll 

Durch  die  Unterredungen,  die  ich  sowohl  mit  dem  Minister  des 
Äußeren   wie  auch  mit  dem  spanischen   Botschafter  hatte,  gewann  ich 
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die  Gewißheit,  daß  die  Beziehungen  zwischen  Frankreich  und  Spanien 
in  der  Marokkofrage  leider  noch  weit  von  einer  Regelung  entfernt 
sind.  Im  Laufe  der  letzten  Tage  habe  ich  bittere  Klagen  von  beiden 
Seiten  hören  müssen,  und  ich  muß  gestehen,  daß  es  sehr  schwierig  ist, 
zu  entwirren,  wer  recht  und  wer  unrecht  hat.  Spanien  weist  auf 
Frankreichs  äußerst  illoyale  Ausführung  der  von  ihm  mit  Spanien  ge- 
troffenen Vereinbarungen  hin.  Obwohl  nach  dem  Geist  dieser  Ver- 
einbarungen Frankreich,  das  in  fünf  Sechsteln  des  marokkanischen 
Reiches  absoluter  Alleinherrscher  ist,  verpflichtet  ist,  Spanien  in  dem 
übrigbleibenden  Sechstel  keine  Konkurrenz  zu  machen,  verdrängen  in 
Wirklichkeit  die  französischen  Vertreter  und  Agenten  systematisch  die 
Spanier  sogar  aus  solchen  Gegenden,  wie  Tetuan  und  El-Kasar,  die 
historisch  einen  Teil  der  spanischen  Einflußzone  bilden.  Spanien  ist 
ferner  vollständig  davon  überzeugt,  daß,  als  Resultat  der  gegenwärtigen 
Ereignisse,  der  Sultan  Mulei-Hafid  ganz  in  die  Hände  Frankreichs 
geraten  wird,  das  in  Wahrheit  das  ganze  Land  beherrschen  wird. 
Hieraus  ergibt  sich  für  Spanien  die  Notwendigkeit,  darauf  zu  bestehen, 
daß  man  ihm  nunmehr  in  der  ihm  durch  die  Geheimverträge  von  1904 
überlassenen  Zone  volle  Handlungsfreiheit  läßt.  Im  Sinne  dieser  Er- 
klärungen läßt  Spanien  unter  verschiedenen  Vorwänden  seine  Truppen 
allmähhch  vorrücken,  die  sich  beinahe  schon  vor  Tetuan  selbst  und 
40  km  jenseits  der  Linie  befinden,  innerhalb  deren  auf  Grund  des 
Abkommens  mit  dem  Sultan  die  spanische  Polizei  ihre  Funktionen 
ausüben  darf.  Alles  dies  zeigt  die  außerordentliche  Erregtheit  der 
spanischen  Regierung.  Im  Eifer  des  Gesprächs  ließ  sich  der  hiesige 
spanische  Botschafter  dazu  hinreißen,  mir  zu  sagen,  daß  Spanien,  wenn 
Frankreich  nicht  den  geforderten  Konzessionen  zustimmt,  nicht  vor 
Handlungen  zurückschrecken  werde,  die  die  ganze  Marokkofrage  von 
neuem  klar  vor  Europa  aufrollen  würden,  wobei  er  offensichtlich  auf 
die  Besetzung  Tetuans  anspielte. 

Französischerseits  leugnet  man  absolut  jede  Verletzung  der  Über- 
einkommen mit  Spanien.  Die  Abnahme  des  spanischen  Einflusses  in 
Marokko  erklärt  sich  durch  die  außerordentliche  wirtschaftliche 
Schwäche  der  Spanier  und  durch  ihr  ungeschicktes  Vorgehen.  Endlich 
versichert  die  französische  Regierung,  daß  sie  bezüglich  des  zukünftigen 
Schicksals  von  Marokko  keineswegs  danach  trachte,  sich  des  Landes 
zu  bemächtigen,  daß  ihr  einziges  Ziel  sei,  die  Autorität  des  Sultans 
w^ieder  zu  stärken,  und  daß  sie  nicht  einen  Augenblick  daran  denke,  die 
Grenzen  der  Algecirasakte  zu  überschreiten,  während  die  spanischen 
Vorschläge  auf  eine  tatsächliche  Teilung  Marokkos  hinausliefen,  der 
Frankreich  keinesfalls  zustimmen  könne. 

Ich  hatte  bereits  Gelegenheit,  auszusprechen,  in  welchem  Grade 
mir  eine  derartige  spanisch-französische  Uneinigkeit  gefährlich  erscheint. 
In  meiner  letzten  Unterredung  mit  Cruppi  habe  ich  ihm  mit  Nachdruck 
nochmals  den  Rat  gegeben,  zu  irgendeinem  Einvernehmen  mit  Spanien 
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zu  gelangen,  da  dieses  sonst  die  ernsthaftesten  Komplikationen  ver- 
ursachen könnte.  H.  Cruppi  sprach  mir  gegenüber  erneut  den  auf- 
richtigen Willen  aus,  ein  Mittel  zu  finden,  um  die  spanischen  Wünsche 
wirklich  zu  befriedigen,  ohne  den  gefährlichen  Weg  der  Teilung 
Marokkos  zu  betreten.  Aus  gewissen  Worten  von  ihm  habe  ich  ge- 
schlossen, daß  er  die  Möglichkeit  einer  Besetzung  Tetuans  durch  die 
Spanier  in  Rechnung  zieht,  und  daß  die  französische  Regierung,  falls 
es  wirklich  hierzu  kommt,  bereit  wäre,  in  dieser  Angelegenheit  eine 
versöhnliche  Haltung  einzunehmen. 
Genehmigen  Sie  usw. 

I  s  w  o  l  s  k  i 


Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den  89 

russischen  Aiißenminister 

Brief  Paris,  den  24.  Mai/6.  Juni  IQll 

Wie  ich  Ihnen  bereits  schrieb,  kann  man  feststellen,  daß  der  erste 
Akt  der  marokkanischen  „Aktion"  vollkommen  glücklich  abgelaufen  ist. 
Der  Feldzug  des  Generals  Moinier,  der  sorgfältig  vorbereitet  und 
organisiert  war,  ist  mit  ausreichender  Schnelligkeit  und  ohne  ernste 
Verluste  durchgeführt  worden.  Die  französische  Militärkommission 
und  die  europäischen  Kolonien  sind  in  Sicherheit.  Der  Sultan  Mulei- 
Hafid  ist  gegen  den  Druck  der  Aufständischen  geschützt  worden  und 
sein  Thron  neu  befestigt.  Nun  beginnt  die  zweite  und  vielleicht 
schwierigste  Periode.  Frankreich  muß  jetzt  beweisen,  daß  es  das 
Programm,  auf  das  es  sich  festgelegt  hat,  nicht  nur  aufrichtig  durch- 
führen will,  sondern  auch  tatsächlich  durchführen  und  seine  gegebenen 
Versprechungen  erfüllen  kann.  Es  ist  kein  Grund  vorhanden,  an  der 
Aufrichtigkeit  der  Absichten  der  französischen  Regierung  zu  zweifeln. 
H.  Cruppi  hat  mir  vertraulich  die  ausführliche  Instruktion,  die  dem 
General  Moinier  sofort  nach  seinem  Einmarsch  in  Fez  übersandt  wurde, 
vorgelesen.  Diese  Instruktion  ist  sehr  vernünftig  und  kategorisch. 
Man  schärft  ihm  ein,  in  der  Hauptstadt  selbst  nur  die  aus  Eingeborenen 
bestehenden  Einheiten  seiner  Abteilung  unterzubringen,  und  sofort  die 
Organisation  einer  ausreichend  starken  Armee  des  Scherifen  in  An- 
griff zu  nehmen.  Er  soll  mit  allen  Mitteln  die  Autorität  des  Sultans 
erhalten  und  stärken  und  alles  vermeiden,  was  als  der  Akt  eines 
Protektorates  über  Marokko  angesehen  werden  könnte.  Ferner  soll 
er  sich,  sobald  die  Lage  im  Innern  von  Fez  in  genügender  Weise 
gefestigt  sein  wird,  gegen  die  hauptsächlichen  Gruppen  der  Rebellen- 
stämme wenden,  zugleich  den  Stamm  der  Zaer,  der  an  dem  Meuchel- 
morde des  französischen  Majors  Marchand  schuldig  ist,  bestrafen 
und    zuverlässige    und    sichere    Verbindungen    zwischen    Fez   und    der 
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Meeresküste  herstellen.  Gleichzeitig  mit  all  diesen  Aktionen  wird  dem 
Sultan  eine  finanzielle  Hilfe  auf  der  Basis  des  letzten  Abkommens 
zwischen  ihm  und  der  französischen  Regierung  erteilt  werden.  Gegen 
dieses  Programm  ist,  wie  man  sieht,  nichts  einzuwenden.  Die  ganze 
Frage  ist  nur,  ob  seine  Ausführung  möglich  sein  wird  und  ob  es 
Frankreich  nicht  in  einen  zähen  Kampf  gegen  die  marokkanische 
Anarchie  hineinziehen  und  zuletzt  zu  der  vollständigen  Besitzergreifung 
des  ganzen  Landes  und  damit  zu  internationalen  KompHkationen  führen 
wird. 

Genehmigen  Sie  usw. 

Is  wolski 


90  Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den 

russischen  Außenminister 

Brief  Paris,  den  24.  Mai/6.  Juni  1911 

Durch  meine  fortlaufenden  Telegramme  wissen  Sie  von  dem  Druck, 
den  ich  auf  H.  Cruppi  ausüben  mußte,  um  ihn  zu  bewegen,  unserem 
Botschafter  in  Konstantinopel  in  der  türkisch-montenegrinischen  An- 
gelegenheit eine  schnelle  Unterstützung  zukommen  zu  lassen.  Das 
Zögern,  das  das  Pariser  Kabinett  in  dieser  Angelegenheit  bekundete, 
erkläre  ich  hauptsächlich  durch  die  geringe  Erfahrung  und  eine  gewisse 
Verwirrung  des  H.  Cruppi,  der  ganz  von  der  Marokkofrage  in  An- 
spruch genommen  ist  und  sich  wohl  kaum  von  der  Wichtigkeit  meiner 
Mitteilung  ganz  klare  Rechenschaft  ablegte.  Ich  muß  der  Gerechtig- 
keit halber  erwähnen,  daß  er,  sobald  ich  dem  Sekretär,  den  er  mir 
geschickt  hatte,  ein  gewisses  Erstaunen  sowohl  über  die  Form  als 
auch  über  den  Inhalt  der  mir  erteilten  Antwort  ausgesprochen  hatte, 
am  selben  Abend  und  trotz  der  späten  Stunde  persönlich  bei  mir 
vorsprach  und  sich  ganz  offen  mit  mir  auseinandersetzte.  Er  verhehlte 
mir  nicht,  daß  unsere  allein  unternommene  energische  Intervention  in 
Konstantinopel  ihn  sehr  beunruhigt  habe,  und  daß  er,  ohne  jegHche 
Information,  weder  von  H.  Georges  Louis,  noch  von  H.  Bompard,  über 
die  Form  und  die  von  H.  Tscharykow  gebrauchten  Ausdrücke,  sich 
gescheut  habe,  auf  seine  Verantwortung  hin  dem  französischen  Bot- 
schafter vorzuschreiben,  ohne  vorherige  Verständigung  mit  den  anderen 
Botschaftern,  der  besagten  Intervention  beizutreten.  Ich  erklärte  ihm 
meinerseits  ebenfalls  ganz  offen,  daß  die  Kaiserliche  Regierung  es 
deshalb  für  notwendig  erachtet  habe,  in  Konstantinopel  zu  inter- 
venieren, weil  es  im  Hinblick  auf  die  Erhaltung  des  Friedens 
zweifellos  unerläßlich  gewesen  sei,  und  daß  das  leiseste  Zögern  von 
selten  des  Verbündeten  Rußlands  einen  sehr  unerwünschten  Eindruck 
erwecken  könnte.  Als   Ergebnis  der  Unterhaltung  schrieb  H.  Cruppi 
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an  meinem  Tisch  ein  Telegramm  an  H.  Bompard,  dessen  Inhalt  Ihnen 
bekannt   ist. 

Ich  weiß  nur  aus  den  Zeitungen  und  aus  einigen  Worten,  d'iz 
mir  H.  Cruppi  sagte,  in  welcher  Form  sich  H.  Bompard  der  ihm 
aufgetragenen  Mission  entledigt  hat.  Ich  vermute,  daß  N.  V.  Tschary- 
kow  keinen  Grund  gehabt  hat,  mit  seiner  Unterstützung  unzufrieden 
zu  sein,  da  Sie  mich  im  gegenteiligen  Falle  wohl  davon  unterrichtet 
hätten.  Was  die  hiesige  Presse  anbelangt,  so  hat  sie  sich  nach  kurzem 
Erstaunen  in  vollständiger  Einmütigkeit  zugunsten  unserer  Handlungs- 
weise ausgesprochen,  und  hat  auch  nicht  verfehlt,  festzustellen,  daß 
unser  Einschreiten  rechtzeitig  geschah  und  ein  durchaus  günstiges  Er- 
gebnis gehabt  hat. 

Die  einzige  Ausnahme  machte  aus  einem  für  mich  völlig  un- 
begreiflichen Grunde  das  uns  immer  freundschaftlich  gesinnte  „Journal 
des  Debats",  das  einen  außerordentlich  taktlosen  Artikel  veröffent- 
lichte, den  Sie  wahrscheinlich  beachtet  haben.  Ich  hielt  es  für  meine 
Pflicht,  die  Aufmerksamkeit  der  Redaktion  des  besagten  Blattes  hier- 
auf zu  lenken,  die  sich  beeilte,  mir  ihr  Bedauern  auszusprechen  und 
den  Ton  ihrer  Erörterungen  zu  korrigieren. 

Genehmigen  Sie  usw. 

I  s  w  o  1  s  k  i 


Der  russische  Geschäftsträger  in  Paris  an  den  91 

russischen  Außenminister 

Brief  Paris,  den  7./20.  Juni  1911 

Als  ich  gestern  Cruppi  besuchte,  um  ihm  den  Inhalt  des  Tele- 
gramms Eurer  Exzellenz  über  die  albanischen  Angelegenheiten  mit- 
zuteilen, fragte  ich  ihn  u.  a.,  wie  der  Stand  der  französisch-spanischen 
Besprechungen  bezüglich  der  letzten  Schritte  Spaniens  in  Marokko  sei. 

Der  Minister  erschien  mir  in  seiner  Antwort  etwas  zurückhaltend. 
Seinen  Worten  entnahm  ich,  daß  alle  seine  Anstrengungen  darauf  aus- 
gehen, das  entstandene  Mißverständnis  so  schnell  wie  möglich  aus  der 
Welt  zu  schaffen,  und  daß  Frankreich,  das  der  Psychologie  des  „armen, 
aber  stolzen  Verwandten"  durchaus  Rechnung  trägt,  sorgsam  „die 
Intimität  der  Unterhaltung  zu  zweien"  wahren  muß. 

Augenblicklich  findet  kein  Meinungsaustausch  über  die  brennende 
Frage  statt.  Es  scheint,  daß  Cruppi  die  Zukunft  durchaus  ruhig  an- 
sieht und  der  festen  Überzeugung  ist,  daß  seine  versöhnliche  Haltung 
und  seine  abwartende  Stellungnahme  zu  einem  günstigeren  Ergebnis 
führen  werden  als  irgendwelche  Proteste.  Eine  solche  Politik  findet 
nach  der  Erklärung  Cruppis  auch  die  vollständige  Sympathie  der  Mehr- 
heit der  Abgeordneten. 
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Die  zahlenmäßige  Schwäche  der  spanischen  Armee  und  der 
Mangel  des  Landes  an  finanziellen  Hilfsquellen  sind  nach  den  Worten 
des  Ministers  eine  ausreichende  Garantie  für  die  Bedeutungslosigkeit 
der  spanischen  Aktion  in  Marokko  und  begrenzen  entsprechend  deren 
Ausdehnung.  Ich  liabe  mir  jedoch  erlaubt  zu  erwidern,  daß  auch  ein 
an  sich  schwaches  Truppenkontingent,  das  ungesetzlich  und  ohne 
Ursache  in  ein  friedliches  Gebiet  einmarschiert,  bei  den  Eingeborenen 
gerade  die  Unruhen  erregen  könne,  die  zu  vermeiden  so  wünschens- 
wert wäre.  Cruppi  versprach,  mir  in  einigen  Tagen  eingehendere 
Mitteilungen  über  die  mich  interessierenden  Fragen  zu  geben  und 
schloß  mit  einem  recht  anschauHchen  Vergleich,  um  die  augenblick- 
liche Lage  zu  kennzeichnen.  „Stellen  Sie  sich  vor,"  sagte  er,  „daß 
Sie  mit  Ihrer  Gattin  auf  dem  Boulevard  spazierengingen,  und  daß 
zwischen  Ihnen  und  ihr  über  irgendeine  Angelegenheit  ein  Zwist  ent- 
steht. Sie  würden  bestimmt  versuchen,  miteinander  so  leise  wie  mögUch 
zu  sprechen,  da  sonst  die  Menge  sich  sofort  um  Sie  scharen  würde. 
Und  ich,"  setzte  der  Minister  hinzu,  „ich  wünsche  solche  Ansamm- 
lungen zu  vermeiden." 

Genehmigen  Sie  usw. 

De  mido  w 


92  Der  russische  Geschäftsträger  in  Paris  an  den 

russischen  Außenminister 

Bericht  Nr.  46  Paris,  den  9./22.  Juni  1911 

Im  Laufe  der  letzten  Zeit  ist  die  Stellung  des  Kabinetts  Monis, 
die  schon  bei  seinem  Regierungsantritt  ziemlich  erschüttert  war,  weit 
davon  entfernt,  sich  zu  verbessern,  teils  durch  die  eigenen  Schwen- 
kungen und  Mißgriffe  des  Kabinetts,  teils  durch  Komplikationen,  an 
denen  es  unbeteiligt  ist.  Der  allgemeinen  Meinung  nach  ist  sein  Sturz, 
noch  bevor  die  Kammern  in  die  Sommerferien  geschickt  werden,  nicht 
ausgeschlossen. 

Die  Interpellationen  wegen  der  äußeren  und  inneren  PoHtik  der  Re- 
gierung häufen  sich  sowohl  im  Senat  wie  in  der  Deputiertenkammer. 
Oftmals  müssen  wegen  Zeitmangels  gewisse  Minister  für  andere 
antworten.  Dazu  kommt,  daß  der  Ministerpräsident,  der  von  den  er- 
haltenen Verwundungen  noch  nicht  wiederhergestellt  ist,  nicht  in  der 
Lage  ist,  seine  Erklärungen  über  die  Angelegenheiten,  die  die  öffentliche 
Meinung  des  Landes  beunruhigen,  persönlich  abzugeben. 

Viele  derartige  Fragen  haben  sich  gegenwärtig  angehäuft.  Ab- 
gesehen von  der  Verspätung  der  Bewilligung  des  Budgets  für  das 
Jahr  1911  und  der  Unvermeidlichkeit,  auf  ein  sechstes  „provisorisches 
Zwölftel"  zurückzugreifen,  hat  die  Regierung  die  Aufgabe,  das  Wahl- 
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gesetz  durchzubringen,  das  auf  dem  Proportionalsystem  beruht  und 
einen  Teil  des  Programms  ausmacht.  Dieses  Gesetz  soll  das  ganze 
gegenwärtige  Wahlsystem  in  Frankreich  von  Grund  auf  umändern. 
Es  hat  so  viele  Anhänger  unter  den  Senatoren  und  Abgeordneten,  dalJ 
es  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  schließlich  von  den  Kammern  an- 
genommen werden  wird,  wenn  auch  mit  Abänderungen,  die  durch 
persönliche  Parteiinteressen  diktiert  werden,  so  daß  sich  über  die 
endgültige  Form,  die  es  annehmen  wird,  kaum  etwas  voraussagen  läßt. 

Das  augenblicklich  so  viel  besprochene  Gesetz  über  die  Pen- 
sionierung der  Arbeiter  und  Landarbeiter  vom  5.  April  1910  wird  im 
Parlament  nicht  weniger  eifrig  diskutiert;  es  soll,  wie  man  weiß,  am 
3.  Juli  in  Kraft  treten.  Das  unaufhörliche  Mißtrauen,  das  die  unteren 
Schichten  der  Bevölkerung  überall  gegen  alle  Neuerungen  hegen,  ist 
hier  ganz  deutlich  durch  die  eigensinnige  Weigerung  der  großen 
Mehrheit  der  Arbeiterklasse  zum  Ausdruck  gekommen,  auf  Kosten 
ihrer  Löhne  die  obligatorischen  Beiträge  an  den  allgemeinen  Pensions- 
fonds zu  leisten.  Es  ist  klar,  daß  eine  solche  Haltung  des  Landes 
dieser  sozialen  Reform  gegenüber  die  Regierung  und  die  Gesetzgeber 
beunruhigen  mußte.  Die  Stellungnahme  der  verschiedenen  Parteien  zu 
dem  Gesetz  trat  während  der  parlamentarischen  Debatten  hierüber 
klar  zutage,  und  im  Lager  der  Vereinigten  Sozialisten  selbst  zeigte 
sich  eine  Spaltung.  Während  die  Gemäßigteren  darauf  bestehen,  das 
Gesetz  unter  Herabsetzung  der  Pensionsgrenze  von  65  auf  60  Jahre 
durchgehen  zu  lassen,  verhalten  sich  die  anderen,  die  Intransigenten, 
ihm  gegenüber  ablehnend  und  stellen  die  Forderung,  daß  die  Arbeiter 
von  allen  einer  Besteuerung  des  Lohnes  gleichkommenden  obli- 
gatorischen Abgaben  vollständig  befreit  und  diese  ausschließlich  auf 
die  Unternehmer  und  die  Staatskasse  abgew^älzt  werden  sollen.  Man 
darf  dabei  nicht  außer  acht  lassen,  daß  das  neue  Gesetz  die  Arbeit- 
geber mit  der  ganzen  Verantwortung  für  die  Nichteinzahlung  der 
Beiträge  der  Lohnempfänger  belastet  und  dadurch  die  ersteren  ge- 
wissermaßen in  die  Lage  von  Steuereinnehmern  den  letzteren  gegen- 
über versetzt.  Es  bringt  also  die  Gefahr  mit  sich,  die  Beziehungen 
zwischen  den  Arbeitern  und  Arbeitgebern,  die  schon  gespannt  genug 
sind,  noch  mehr  zuzuspitzen.  Unglücklicherweise  ist  nicht  zu  erwarten, 
daß  das  gegenwärtige  Kabinett  seine  Zustimmung  dazu  gibt,  an  Stelle 
obligatorischer  Zahlung   eine   fakultative   zuzulassen. 

Wenn  das  Gesetz  über  die  Arbeiterrenten  den  Klassenhaß  zu 
schüren  droht,  so  hat  ein  anderes,  das  der  Abgrenzung  der  Cham- 
pagne, schon  zu  traurigen  Konsequenzen  geführt,  indem  es  einen  Teil 
der  Bevölkerung  gegen  den  anderen  aufhetzt.  Im  Departement  der 
Aube,  das  unter  dieser  Orenzberichtigung  gelitten  hat,  fahren  die 
Winzer  mit  ihren  Unruhen  fort.  Sabotage  und  Anarchie  nehmen  riesen- 
hafte Dimensionen  an.  In  vielen  Orten  entfaltet  man  die  rote  Fahne, 
in  anderen  hört  man  Deutschland  zu  Hilfe  rufen.  Nach  langem  Zögern 
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hat  sich  die  Regierung  endlich  entschlossen,  in  die  von  den  Unruhen 
am  meisten  betroffenen  Orte  Truppen  zu  senden.  Es  scheint,  als  ob 
das  Gesetz  selbst  bald  aufgehoben  werden  wird.  Im  Ministerrat  ist 
bereits  entschieden  worden,  die  juristischen  Abgrenzungen  durch  geo- 
graphische zu  ersetzen;  mit  anderen  Worten:  der  neue  Gesetzentwurf 
beabsichtigt  einen  sehr  ausgedehnten  Rechtsschutz  der  Herkunft  des 
Weins  einzuführen,  indem  er  die  Nachahmung  und  ungenaue  Abfassung 
der  Aufschrift  mit  schwerer  Strafe  belegt.  Auch  in  dieser  Frage  hat  die 
Regierung  ihre  Unentschlossenheit  gezeigt,  die,  wie  man  sagt,  einer 
gewissen  Meinungsverschiedenheit  unter  den  Mitgliedern  des  Kabinetts 
selbst  zuzuschreiben  sein  dürfte. 

EndHch  bereitet  in  der  äußeren  Politik  die  undankbare  Arbeit 
der  Wiederherstellung  des  Friedens  in  Marokko  zugleich  mit  der  aktiven 
spanischen  Intervention  im  Reich  des  Scherifen  der  Regierung  der- 
artige Schwierigkeiten,  daß  das  gegenwärtige  Kabinett  mit  ihnen  kaum 
fertig  werden  wird.  Jedenfalls  zeigt  die  geringe  Kenntnis  der  Öffent- 
lichkeit von  den  einschlägigen  spanisch-französischen  Verhandlungen 
bis  zu  einem  gewissen  Grad  die  Versöhnlichkeit  des  Pariser  Kabinetts 
und  seinen  ehrlichen  Wunsch,  mit  Spanien  zu  einer  friedlichen  Ver- 
ständigung zu  kommen.  Andererseits  kann  man  durchaus  nicht  ver- 
kennen, welche  Gefahr  für  die  Regierung  selbst  eine  solche  Atmo- 
sphäre der  Unkenntnis  in  sich  birgt,  die  in  Frankreich  als  Unent- 
schlossenheit und  in  Marokko  als  Duldung  der  spanischen  Teilungs- 
politik ausgelegt  wird. 

Mit  vorzüglicher  Hochachtung  usw. 

Demido  w 


93  Der  russische  Geschäftsträger  in  Paris  an  den 

russischen  Außenminister 

Bericht  Nr.  48  Paris,  den  9./22.  Juni  1011 

Die  letzten  Interpellationen  über  die  Marokkoangelegenheit,  die 
zuerst  im  Senat  und  nachher  in  der  Deputiertenkammer  eingebracht 
wurden,  verschafften  der  öffentlichen  Meinung  wenig  Klarheit  über 
die  Ansicht  der  Regierung  betreffs  der  Ausschiffung  der  spanischen 
Abteilung  in  Larache  und  der  Besetzung  von  El-Kasar.  Die  französisch- 
spanischen Verhandlungen  hierüber  sind  noch  nicht  beendet,  und  die 
unmittelbare  Verknüpfung  dieser  Frage  mit  dem  Geheimabkommen  von 
1904  rechtfertigt  hinreichend  das  Schweigen  des  französischen  Außen- 
ministers. 

Trotzdem  kann  man  eine  solche  Reserve,  obwohl  sie  erzwungen 
ist,  nur  bedauern;  denn  sie  läßt  jeder  Art  von  schädUchen  Presse- 
kommentaren freies   Feld.   Der  Eindruck  entsteht,   als  ob   Frankreich 
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der  Verletzung  der  Verträge  von  selten  Spaniens  gleichgültig  zusieht 
und,  trotz  der  wiederholten  Proteste  des  Machsen,  die  natürlichsten 
Einwände   unterläßt. 

Tatsächlich  ist  die  spanische  Intervention  weit  davon  entfernt, 
durch  die  Umstände  gerechtfertigt  zu  sein,  sie  ist  rechtswidrig  und 
in  höchstem  Maße  überstürzt.  Sie  widerspricht  der  Algecirasakte, 
da  sie  ohne  die  erforderliche  Benachrichtigung  der  Mächte  unter- 
nommen worden  ist,  und  zwar  unter  dem  schwachen  Vorwand,  in 
einem  völlig  ruhigen  Distrikt  die  Ordnung  wiederherzustellen.  Sie  dürfte 
auch  ebensowenig  mit  dem  spanisch-französischen  Vertrag  von  1904 
in  Einklang  stehen,  der,  wie  es  heißt,  jede  Intervention  Spaniens 
in  Marokko  von  einer  vorherigen  Übereinkunft  mit  Frankreich  abhängig 
macht.  Schließlich  schafft  sie  eine  schädliche  Rivalität  zwischen  den 
beiden  Ländern,  die  zu  einer  freundschaftlichen  Zusammenarbeit  zum 
Zwecke  der  Friedensstiftung  im  Reiche  des  Scherifen  berufen  sind, 
und  öffnet  einer  fremden  Einmischung  die  Tür.  Ein  solch  gewagter 
Schritt  kann  höchstens  dem  Gefühl  übertriebenen  Ehrgeizes  und  dem 
Streben,  in  keinem  Fall  hinter  Frankreich  zurückzubleiben,  zugeschrieben 
werden,  indem  man  sich  für  alle  Fälle  die  Herrschaft  in  dem  nörd- 
lichen Teile  Marokkos  sichern  will,  für  dessen  Besitz  Spanien  seine 
angeblich  historisch  geheiligten  Rechte  anmeldet. 

Ganz  anders  ist  es  mit  Frankreich.  Der  Einmarsch  französischer 
Truppen  in  Marokko  und  die  Besetzung  von  Fez  erfolgten  auf  die 
inständige  Bitte  des  Sultans  selbst.  Die  letztere  wurde  durch  die 
Notwendigkeit,  die  Stadt  und  das  Eigentum  der  Europäer  zu  schützen, 
hervorgerufen.  Die  französische  Regierung  hatte  im  voraus  die  Mächte 
von  den  Maßnahmen,  zu  denen  sie  greifen  würde,  in  Kenntnis  gesetzt; 
von  ihrer  Seite  wurde  keinerlei  Einwand  hiergegen  erhoben.  Der 
wesentliche  Unterschied  zwischen  den  Handlungen  der  beiden  Re- 
gierungen springt  in  die  Augen. 

Die  Erklärungen,  die  H.  Cruppi  kürzlich  in  der  Kammer  abgab, 
enthielten  an  sich  nichts  Neues.  Die  Algecirasakte  bleibt  die  Devise 
der  französischen  Politik  in  Marokko.  Die  Besetzung  von  Meknes  durch 
die  Abteilung  des  Generals  Moinier  hatte  den  Zweck,  die  Unterwerfung 
des  Prätendenten  Malei-Zina  herbeizuführen  und  zum  Teil  die  Sicher- 
heit der  Verbindung  zwischen  der  Hauptstadt  und  der  Küste  sicherzu- 
stellen, was  auch  erreicht  wurde.  Die  meisten  der  aufrührerischen 
Stämme  in  der  besagten  Gegend  streckten  die  Waffen. 

Was  die  künftige  Tätigkeit  Frankreichs  in  Marokko  betrifft,  so 
stehen  die  Bildung  einer  zur  Aufrechterhaltung  der  Autorität  des  Sultans 
ausreichenden  Scherifenarmee  und  die  Bereitstellung  finanzieller  Mittel 
für  die  allgemeinen  Bedürfnisse  des  Staates  an  erster  Stelle.  Man  wird 
dann  dem  barbarischen  System  der  Steuereintreibung  ein  Ende  machen 
müssen,  denn  seinem  Mißbrauch  hat  man  hauptsächlich  die  Erregung 
der  Stämme  zuzuschreiben. 
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Wenn  Mulei-Hafid  die  Möglichkeit  erlangt  haben  wird,  diese  Re- 
formen aus  eigenen  Kräften  durchzuführen,  wird  General  Mo'inier  den 
Befehl  erhalten,  seine  Truppen  auf  diesem  oder  jenem  Wege  nach 
Casablanca  zurückzuführen,  und  unterwegs  den  Stamm  der  Zaer  zu 
bestrafen,  der  den  Meuchelmord  an  dem  Obersten  Marchand  ver- 
schuldet hat. 

Dies  ist  das  Programm  der  Regierung.  Die  Zukunft  wird  zeigen, 
ob  sie  imstande  sein  wird,  es  bald  durchzuführen. 

Genehmigen  Sie  usw. 

Demido  w 


94  Der  russische  Geschäftsträger  in  Paris  an  den 

russischen  Außenminister 

Brief  Paris,  den  9./22.  Juni  1911 

Die  Unentschlossenheit  der  Regierung  bei  der  Verwaltung  des 
Landes,  das  unaufhörliche  Anwachsen  der  Syndikate  und  die  Aus- 
breitung des  „Streikgeistes"  überall  in  Frankreich,  mit  einem  Wort 
das  Fehlen  eines  bestimmten  Programms  und  einer  festen  Gewalt 
hat  bei  den  besitzenden  Klassen  der  Bevölkerung  ein  Gefühl  der 
Unsicherheit  für  die  Zukunft,  und  im  Lager  der  gemäßigten  Repu- 
blikaner eine  starke  Unzufriedenheit  hervorgerufen.  Wie  immer  in 
Frankreich  bei  derartigen  Gelegenheiten,  sind  die  periodischen 
Symptome  der  Schwäche  der  Regierung  begleitet  von  Anzeichen, 
die  monarchistischen  Charakter  tragen.  Die  Reaktion  gegen  den  ex- 
tremen Radikalismus  läßt  das  Gespenst  der  Thronprätendenten  auf- 
tauchen. 

Unter  diesen  zieht  in  der  letzten  Zeit  der  Prinz  Viktor-Napoleon 
besondere  Aufmerksamkeit  auf  sich.  Der  im  „Figaro"  am  13.  Juni 
in  der  Form  eines  Interviews  veröffentlichte  Artikel,  der  die  persön- 
liche Ansicht  des  Prinzen  über  die  traurige  Lage  der  Dinge  in  Frank- 
reich sowie  ein  ganzes  Programm  der  Partei  des  „Plebiszites"  bringt, 
ist  sehr  geschickt  abgefaßt  und  nicht  ohne  Interesse. 

Der  anonyme  Verfasser  des  Artikels,  der  bekannte  frühere 
nationalistische  Abgeordnete  Gauthier  de  Clagny,  hat  sich  an  ver- 
schiedene Redaktionen  gewandt,  ehe  es  ihm  gelang,  den  Aufsatz  im 
„Figaro"  unterzubringen.  Dieser  Artikel  appelliert  an  die  Eintracht 
aller  gesunden  und  uneigennützigen  Elemente,  die  Republikaner  nicht 
ausgeschlossen,  „die  im  Laufe  von  dreißig  Jahren  ihrem  Vaterland  so 
glänzende  Dienste  geleistet  haben",  und  spricht  den  Wunsch  aus,  im 
Einvernehmen  mit  ihnen  das  Land  zu  regieren.  Es  ist  auch  nicht  zu 
leugnen,  daß  der  Verfasser  den  Augenblick  für  diese  Art  Kundgebung 
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recht  gut  gewählt   hat,   wo   die    Regierung  in   ihrer   Innenpohtik   viel 
Verwirrung  und  Ohnmacht  an  den  Tag  legt. 

Die  demnächst  erfolgende  Ankunft  der  Prinzessin  Clementinc  in 
Frankreich  bestätigt  noch  mehr  die  Tatsache,  daß  sich  in  den  konser- 
vativen und  unzufriedenen  Kreisen  der  Bourgeoisie  eine  verstärkte  Akti- 
vität zugunsten  eines  .Wechsels  des  ihnen  verhaßten  demagogischen 
Regimes  kundtut. 

Ohne  dieser  Bewegung  einen  übertriebenen  Wert  beizulegen,  habe 
ich  es  doch  nicht  für  unnütz  gehalten,  Eurer  Exzellenz  über  das,  was 
ich  gehört  hatte,  Bericht  zu  erstatten. 

Mit  aufrichtiger  Ergebenheit  usw. 

D  e  m  i  d  o  w 


Der  russische  Geschäftsträger  in  Paris  an  den  95 

russischen  Aiißeruninister 

Geheimtelegramm  Nr.  70  Paris,  den  19.  Juni/2.  Juli  IQll 

H.  de  Selves,  mit  dem  ich  heute  ein  längeres  Gespräch  hatte,  bat 
mich,  der  Kaiserlichen  Regierung  seine  Gefühle  aufrichtiger  Ergeben- 
heit für  das  Bündnis  mit  Rußland  und  seiner  Anhänglichkeit  für  das 
herzliche  anglo-französische  Einvernehmen  zum  Ausdruck  zu  bringen. 
Der  Minister  war  auf  das  äußerste  besorgt  durch  die  gestrige  Er- 
klärung von  Schoens  über  die  Entsendung  eines  deutschen  Kanonen- 
bootes nach  Agadir  unter  dem  Vorwande  der  Verteidigung  von  Inter- 
essen deutscher  Firmen,  während  Agadir  fremdem  Handel  verschlossen 
ist,  und  folglich  Kaufleute  dort  auf  eigene  Gefahr  Handel  treiben. 
Er  hat  dem  Botschafter  sein  höchstes  Erstaunen  über  diesen  un- 
erwarteten Schritt  ausgedrückt,  zumal  bei  der  letzten  Zusammenkunft 
zwischen  v.  Kiderlen  und  Cambon  mit  keinem  Worte  einer  solchen 
Entscheidung  Deutschlands  gedacht  wurde,  die  den  weiteren  Gedanken- 
austausch über  Marokko  zwischen  den  Kabinetten  von  Paris  und  Berlin 
erschweren  werde.  In  der  Tat  hat  der  eben  eingetroffene  Cambon  erst 
gestern  davon  erfahren.  De  Selves  sagte  H.  von  Schoen  auch,  daß 
das  deutsche  Vorgehen  dem  Geist  des  Abkommens  von  1909  wider- 
spreche. De  Selves  bat  dringend,  die  Kaiserliche  Regierung  zu  bitten, 
daß  unserem  Botschafter  in  Berlin  vorgeschrieben  werde,  Kiderlen- 
Wächter  das  gleiche  Erstaunen  über  das  durch  nichts  gerechtfertigte 
Vorgehen  Deutschlands  auszudrücken.  Der  hiesigen  Presse  ist  mög- 
lichste Zurückhaltung  und  Objektivität  vorgeschrieben.  Ich  habe  den 
Minister  gebeten,  mich  auf  dem  laufenden  zu  halten,  und  benutzte  die 
Gelegenheit,  um  ihn  mit  unseren  Wünschen  in  der  Frage  der  chinesi- 
schen Anleihe  bekannt  zu  machen. 

D  e  m  i  d  o  w 
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96  Der  russische  Geschäftsträger  in  Paris  an  den 

nissischen  Außenminister 

Geheimtelegramm  Nr.  71  Paris,  den  22.  Juni/5.  Juli  1911 

H.  Bapst,  den  ich  eben  gesehen  habe,  teilt  mir  mit,  daß  die 
französische  Regierung  den  Gedanken  aufgegeben  hat,  ein  Kriegs- 
schiff in  die  Umgegend  von  Agadir  zu  schicken.  Ein  Telegramm 
Paul  Cambons  meldet,  daß  auch  die  britische  Regierung  die  Ent- 
sendung eines  engUschen  Schiffes  in  die  südmarokkanischen  Gewässer 
für  überflüssig  hält.  Sir  Edward  Grey  findet,  daß  die  enghschen 
Interessen  durch  die  schwebende  Frage  eng  berührt  werden,  und  gibt 
die  MögUchkeit  nicht  zu,  daß  England  von  den  bevorstehenden  Ver- 
handlungen ausgeschlossen  werden  könne.  Er  hat  vorgeschlagen,  daß 
sie  mindestens  zwischen  vier  Mächten:  Frankreich,  England,  Spanien 
und  Deutschland  stattfinden,  und  dem  französischen  Botschafter  die 
Versicherung  gegeben,  daß  seine  Regiemng  fest  entschlossen  sei,  allen 
Verpflichtungen  nachzukommen,  die  sie  Frankreich  gegenüber  ein- 
gegangen sei. 

Bapst  bat  mich  dabei,  ihn  über  die  Ansichten  der  Kaiserlichen 
Regierung  in  dieser  Hinsicht  zu  unterrichten,  und  auch  darüber,  welche 
Entscheidung  sie  in  der  hier  von  uns  gewünschten  Erklärung  nach 
Berlin  zu  treffen  für  möglich  hält. 

D  e  m  i  d  o  w 


97  Der  russische  Geschäftsträger  in  Paris  an  den 

russischen  Außenminister 

Brief  Paris,  den  23.  Juni/6.  JuH  1911 

In  meinem  Telegramm  vom  19.  Juni/2.  Juli,  Nr.  70,  habe  ich  über 
meine  erste  Unterredung  mit  dem  Minister  des  Auswärtigen  berichtet. 
H.  d.  Selves  empfing  mich  sehr  liebenswürdig  und  betonte,  wie  auf- 
richtig er  zum  russischen  Bündnis  stehe,  das  er  in  Zukunft  noch  enger 
und  fester  zu  gestalten  wünsche.  Seine  nahe  Verwandtschaft  und  Ge- 
meinschaft der  Gedanken  mit  dem  alten  H.  v.  Freycinet,  diesem  Vor- 
kämpfer der  russisch-französischen  Annäherung,  sei,  wie  er  glaube, 
für  uns  eine  ausreichende  Garantie  für  die  Unerschütteriichkeit  dieser 
Gefühle  und  seiner  Anhänglichkeit  an  Rußland.  In  betreff  Englands 
wolle  er  sich  an  die  Politik  seiner  Vorgänger  halten  und  unentwegt 
für  die  Entwicklung  der  freundschafthchsten  und  herzlichsten  Bezie- 
hungen eintreten. 

Danach  brachte  der  Minister  sofort  das  Gespräch  auf  die  Mit- 
teilung des  deutschen  Botschafters,  daß  ein  Kanonenboot  nach  Agadir 
geschickt  sei.  Nachdem  er  die  Note  gelesen,  drückte  er  H.  von  Schoen 
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sein  äußerstes  Erstaunen  darüber  aus,  daß  die  deutsche  Regierung 
einen  solchen  Entschluß  gefaßt  habe,  und  zugleich  sein  Bedauern, 
daß  dieser  Schritt  zu  einer  Zeit  geschehen  sei,  wo  Deutschland  und 
Frankreich  in  einen  freundschaftlichen  Gedankenaustausch  über  Ma- 
rokko getreten  seien.  Er  wies  den  Botschafter  auf  den  schlechten 
Eindruck  hin,  den  ein  derartiges  Vorgehen  auf  die  öffentliche  Mei- 
nung Frankreichs  machen  werde,  und  daß  es  im  Widerspruch  zum 
Abkommen  von  1909  stehe. 

H.  von  Schoen,  sagte  mir  der  Minister,  war  durch  diese  Ant- 
wort offenbar  außer  Fassung  gebracht  und  beschränkte  sich  auf  die 
Erklärung,  daß  der  Entschluß  seiner  Regierung  keineswegs  eine  Feind- 
seligkeit gegen  Frankreich  bedeute,  sondern  vornehmlich  durch  die 
Notwendigkeit  hervorgerufen  wurde,  die  öffentliche  Meinung  Deutsch- 
lands zu  befriedigen,  die  ihre  Unzufriedenheit  immer  lauter  kundgebe, 
weil  Deutschland  keinen  Anteil  an  den  marokkanischen  Dingen  nehme. 

Während  unserer  Unterhaltung  kehrte  de  Selves  mehrfach  zu 
seiner  Bitte  um  unsere  Unterstützung  zurück.  Er  hält  es  für  das 
zweckmäßigste,  daß  auch  wir  unserem  Erstaunen  über  den  Vorfall 
in  Berhn  Ausdruck  geben.  Er  fügte  hinzu,  er  halte  die  Frage  für  sehr 
ernst,  suchte  sie  aber  nicht  zu  übertreiben,  und  wird  möglichst  ruhig 
die  weiteren  Ereignisse  abwarten. 

Unter  anderem  teilte  er  mir  mit,  daß  Cambon,  der  in  Paris  gleich 
nach  der  Unterredung  in  Kissingen  mit  v.  Kiderlen  eintraf,  aus  seinen 
Verhandlungen  die  beruhigendsten  Eindrücke  mitgebracht  habe,  so- 
wohl was  den  Gang  der  französisch-deutschen  Verhandlungen  über 
Marokko,  als  was  die  Haltung  der  deutschen  Presse  betreffe.  Es  sei 
ihm  nicht  die  geringste  Andeutung  von  dem  bevorstehenden  Schritte 
Deutschlands  gemacht  worden,  was  ihn  natürlich  in  eine  höchst  pein- 
liche Lage  gebracht  hat. 

De  Selves  habe  den  Präsidenten  nach  Holland  begleitet,  um 
Übertreibungen  des  Zwischenfalles  vorzubeugen.  Die  Angelegenheiten 
des  Ministeriums  des  Auswärtigen  habe  inzwischen  Caillaux  selbst 
übernommen. 

D  e  m  i  d  o  w 


Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den  98 

stellvertretenden  russischen  Außenminister 

Telegramm  Paris,  den  30.  Juni/13.  Juli  1911 

Revoil  meldet,  daß  die  Pforte  unter  dem  Druck  Deutschlands  und 
Österreichs  dem  serbischen  Projekt  der  Donau— Adriabahn  wider- 
spreche und  für  die  Linie  Valona— Üsküb  eintrete,  die  praktisch  un- 
durchführbar  sei.    Der   italienische    Botschafter   in    Paris   hat   darüber 
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nach  Rom  telegraphiert  und  San  Qiuliano  daran  erinnert,  daß  er  1908 
von  Bülow  und  Äehrenthal  die  formelle  Versicherung  erhalten  habe, 
daß  Berlin  und  Wien  der  Verwirklichung  der  Ck)nau — Adriabahn  nicht 
im  Wege  stehen  würden.  Tittoni  fürchtet,  daß  Deutschland  die  Ma- 
rokkofrage benutzen  werde,  um  Frankreich  von  einer  Unterstützung 
der  Adriabahn  abzuziehen.  Ich  werde  de  Selves  daran  erinnern,  daß 
er  an  die  Zustimmung  Rußlands  und  Italiens  gebunden  sei. 

Is  wolski 


99  Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den 

stellvertretenden  russischen  Außenminister 

Telegramm  Paris,  den  6./19.  Juli  1911 

Die  Pforte  hat  mit  einigen  Änderungen  der  Donau — Adriabahn 
zugestimmt,  und  die  Ottomanische  Bank  ist  bereit,  diese  Änderungen 
anzunehmen  (von  Prizren  nach  Debre  und  Medua  mit  Zweigbahn 
nach  Skutari). 

'  Iswolski 


100  Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den 

stellvertretenden  russischen  Außenminister 

Brief  Paris,  den  6./19.  Juli  1911 

Sie  erinnern  sich  wahrscheinlich,  daß  die  jetzt  auf  dem  Boden 
der  marokkanischen  Frage  geschaffene  sehr  verwickelte  und  gefähr- 
liche Lage  von  mir  schon  vor  zwei  Monaten  H.  Cruppi  vorhergesagt 
wurde,  der  sich  damals  unbegreiflich  optimistisch  zeigte  und  an  die 
Möglichkeit  eines  aktiven  Vorgehens  Deutschlands  nicht  glaubte.  Es 
geschah  aber,  was  zu  erwarten  war:  Deutschland  wartete  den  geeig- 
neten Augenblick  ab  und  meldete  seine  Ansprüche  an,  indem  es  die 
durch  Frankreich  und  vornehmlich  durch  Spanien  geschaffene  Lage 
als  Vorwand  benutzte.  Es  ist  dabei  ganz  gleichgültig,  ob  ein  ge- 
heimes Einverständnis  mit  Madrid  bestand  oder  nicht.  Der  größte 
Fehler  Cruppis,  auf  den  ich  mehr  als  einmal  hingewiesen  habe,  war 
seine  leichtfertige  Behandlung  der  spanischen  Wünsche  und  Inter- 
essen. Die  Folge  war,  daß  Spanien  Deutschlands  Spiel  spielte  und 
die  unglückselige  marokkanische  Frage  vollends  verwirrte.  H.  de 
Selves,  mit  dem  ich  zwei  lange  Unterredungen  hatte,  und  der,  wie 
meine  Telegramme  zeigten,  mich  auf  dem  laufenden  der  Berliner 
Verhandlungen  hielt,  bestreitet  die  Fehler  seines  Vorgängers  nicht. 
Er   macht,    wenngleich   nicht   den    Eindruck   eines   erfahrenen   Diplo- 
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maten,  so  doch  den  eines  Mannes  von  gesundem  Verstände  und  großer 
Kaltblütigkeit.  Von  der  deutschen  Erklärung  an  dem  Tage  überrascht, 
da  er  Pflichten  übernahm,  die  ihm  völlig  fremd  waren,  verlor  er 
nicht  den  Kopf,  Er  hat  seither,  wie  es  scheint,  keinen  falschen 
Schritt  getan.  Er  sagte  mir  unter  anderem,  er  glaube,  daß  Deutsch- 
land, als  es  ein  Kriegsschiff  nach  Agadir  schickte,  ursprünglich  in  der 
Tat  beabsichtigte,  sich  an  diesem  Punkte  des  Atlantischen  Ozeans 
festzusetzen  und  sich  des  Hinterlandes  zu  bemächtigen.  Dieser  Plan 
konnte  gefaßt  werden,  weil  man  England  falsch  einschätzte  und  die 
in  letzter  Zeit  bemerkte  germanophile  Strömung  überschätzte.  Kaum 
stieß  Deutschland  auf  eine  kräftige  Abwehr  von  selten  Frankreichs, 
und  kaum  überzeugte  es  sich,  daß  England  die  Annexion  Agadirs 
nicht  zulassen  und  daß  Rußland  neutral  bleiben  werde,  so  gab  die 
deutsche  Regierung  ihre  ursprüngliche  Absicht  auf,  um  den  minder- 
gefährlichen Weg  eines  Handels  über  Kompensationen  und  Äquivalente 
einzuschlagen.  Wie  Sie  wissen,  ließ  die  erste  Unterredung  Cambons 
mit  Kiderlen  die  deutschen  Absichten  nicht  erkennen,  was  dem  fran- 
zösischen Botschafter  den  Anlaß  gab,  mit  voller  Bestimmtheit  zu 
erklären,  daß  Frankreich  die  Festsetzung  Deutschlands  in  irgend- 
einem Teile  Marokkos  nicht  dulden  werde,  worauf  Kiderlen,  ohne 
darauf  einzugehen,  gleichsam  beiläufig  auf  Französisch-Kongo  hinwies 
als  auf  ein  mögliches  Verhandlungsobjekt,  Heute  habe  ich  Ihnen 
vertraulich  telegraphiert,  was  Gegenstand  der  zweiten  Verhandlung 
war;  Kiderlen  schlug  vor,  die  französischen  Rechte  auf  Marokko 
anzuerkennen  gegen  eine  Grenzberichtigung  zwischen  Kamerun  und 
Französisch-Kongo,  die  —  wie  de  Selves  sagte  —  einer  Abtretung 
fast  des  ganzen  französischen  Kongos  gleichgekommen  wäre.  De  Selves 
erklärte  mir  sehr  energisch,  daß  er  diesen  Vorschlag  nicht  nur  für 
gänzlich  unannehmbar  halte,  sondern  daß  Deutschland  die  Forderung 
nur  gestellt  habe,  um  eine  Ablehnung  von  selten  Frankreichs  herv^or- 
zurufen  und  dann  in  Agadir  zu  bleiben.  Das  hat  er  dem  deutschen 
Botschafter  gesagt,  der  vor  mir  bei  ihm  war.  Baron  Schoen  suchte 
mit  der  ihm  eigenen  Weichheit  diese  Befürchtungen  zu  zerstreuen. 
De  Selves  schien  mir  heute  sehr  besorgt,  und  ich  weiß,  daß  andere 
Mitglieder  des  Kabinetts  diese  Stimmung  teilen.  Ich  habe  de  Selves 
darauf  aufmerksam  gemacht,  daß,  falls  Frankreich  als  Kompensation 
den  Verzicht  auf  die  Donau— Adria  anbieten  wollte,  vorher  die  Zu- 
stimmung Rußlands  und  Italiens  einzuholen  sei.  De  Selves  versicherte, 
keine  derartigen  Absichten  zu  haben,  auch  habe  Deutschland  bisher 
keine  anderen  Kompensationen  als  den  Kongo  erwähnt.  Der  Finanz- 
minister Klotz  erklärte  mir,  daß  die  französische  Regierung  unter  keinen 
Umständen  die  Kotierung  deutscher  Staatspapiere  an  der  Pariser  Börse 
als  Kompensationsobjekt  zulassen  werde, 

I  s  w  o  1  s  k  i 
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101  Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den 

stellvertretenden  russischen  Außenminister 

Bericht  Nr.  60  Paris,  den  7./20.  Juli  1911 

In  Ergänzung  meines  geheimen  Telegramms  vom  1./14.  Juli, 
Nr.  75,  schicke  ich  Abschrift  der  mir  vom  französischen  Minister  des 
Auswärtigen  zugestellten  Denkschrift  über  die  Frage  der  chinesischen 
Anleihe.  Es  ist  eine  Antwort  auf  die  Denkschrift,  die  Demidow 
am  13./26.  Juni  H.  Cruppi  einhändigte  (auf  Befehl  Eurer  Exzellenz). 
Die  französische  Regierung  ist  unseren  Wünschen  sehr  entgegenge- 
kommen und  hat  die  französische  Gruppe  des  internationalen  Syndikats 
sofort  mit  unseren  Einwendungen  gegen  Artikel  16  des  Vertrages 
bekannt  gemacht.  Die  Gruppe  hat  sich  bereit  erklärt,  den  Vorteilen 
zu  entsagen,  die  ihr  Artikel  16  bietet. 

Außerdem  ist  der  französische  Botschafter  in  Washington  beauf- 
tragt, der  amerikanischen  Regierung  zu  erklären,  daß  Frankreich  sich 
genötigt  sehen  werde,  die  Kotierung  der  Anleihe  an  der  Pariser  Börse 
zu  verweigern,  wenn  das  Syndikat  nicht  die  russischen  Forderungen 
erfülle. 

Endlich  hat  de  Selves  den  französischen  Finanzminister  benach- 
richtigt, daß  er  nicht  in  der  Lage  sei,  die  Kotierung  dieser  Anleihe 
zuzulassen,  bevor  eine  Vereinbarung  getroffen  sei,  die  Rußland  und 
Japan  befriedige. 

I  s  w  o  1  s  k  i 


102  Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den 

stellvertretenden  russischen  Außenminister 

Bericht  Paris,  den  7./20.  JuU  IQll 

In  der  Frage  der  chinesischen  Anleihe  hat  de  Selves  in  betreff 
Artikel  16  des  Vertrages  der  chinesischen  Regierung  mit  dem  aus- 
ländischen Bankierssyndikat  durchaus  befriedigend  geantwortet,  aber 
die  Frage  der  späteren  Finanzierung  chinesischer  Unternehmungen  in 
der  Mandschurei  offen  gelassen.  Der  russische  Geschäftsträger  De- 
midow hat,  wie  er  beauftragt  war,  de  Selves  eine  Denkschrift  darüber 
vorgelegt  und  ihm  mündlich  gesagt,  daß  die  russische  Regierung  die 
Bildung  eines  besonderen  Syndikats  unter  Teilnahme  Rußlands,  Frank- 
reichs und  Japans  für  Finanzoperationen  in  denjenigen  chinesischen 
Gebieten  wünsche,  in  denen  Rechte  und  Interessen  Rußlands  und 
Japans  überwiegen.  Ich  habe  nach  meiner  Rückkehr  mit  de  Selves 
und  Caillaux  die  Frage  behandelt  und  den  russischen  Standpunkt 
dargelegt:  Das  Syndikat  suche  internationale  Interessen  in  der  Man- 
dschurei zu  begründen.  Der  Friede  im  fernen  Osten  werde  vornehmlich 
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durch  das  russisch-japanische  Abkommen  gesichert,  und  jede  Störung 
desselben  könne  zu  unerwünschten  Verwicklungen  führen.  Der  rus- 
sische Finanzagent  Raffalowitsch  hat  in  gleichem  Sinne  mit  dem  Finanz- 
minister Klotz  verhandelt.  So  ist  der  Boden  vorbereitet,  und  es  kommt 
jetzt  darauf  an,  der  französischen  Regierung,  und  was  noch  wichtiger 
ist,  den  französischen  Kreditinstituten  einen  konkreten  Finanzplan  vor- 
zulegen. Das  kann  entweder  durch  Raffalowitsch  oder  durch  Vertreter 
russischer  Banken  geschehen.  Man  darf  aber  nicht  vergessen,  daß  die 
französischen  Teilnehmer  am  gegenwärtigen  Syndikat  erst  Ende  des 
Jahres  erklären  dürfen,  daß  sie  austreten  wollen,  daß  der  tatsächliche 
Austritt  aber  erst  Ende  1912  erfolgen  darf. 

Ich  habe  den  Eindruck,  daß  trotz  aller  Geneigtheit  der  franzö- 
sischen Regierung  die  Ausführung  des  russischen  Planes  auf  große 
Schwierigkeiten  stoßen  wird.  Besonders  schwierig  wird  die  Ausschlie- 
ßung Amerikas  aus  dem  künftigen  Syndikat  sein.  Will  man  zum  Ziel 
kommen,  so  muß  ohne  Zeitverlust  ein  energischer  diplomatischer  Druck 
stattfinden,  und  zwar  bald,  da  Frankreich  jetzt  besonders  Rußlands  be- 
darf, um  die  marokkanische  Frage  zu  lösen.  Daher  wird  es  wahr- 
scheinlich eher  geneigt  sein,  uns  auf  dem  Gebiet  der  chinesischen 
Finanzgeschäfte  zufriedenzustellen. 

Eine  besondere  Schwierigkeit  liegt  noch  darin,  daß  der  Minister- 
präsident persönlich  am  Syndikat  der  vier  Mächte  interessiert  ist  und 
sogar  zeitweilig  dessen  Vizepräsident  war.  Es  muß  also  eine  Kom- 
bination gefunden   werden,   die  seine  persönlichen   Interessen  sichert. 

Hierbei  setze  ich  natürlich  voraus,  daß  es  uns  gelingen  wird,  dank 
der  Ihnen  bekannten  politischen  Verpflichtungen,  die  wir  uns  bei  Frank- 
reich zu  sichern  beabsichtigen,  das  Syndikat  unter  Abgrenzung  der  Ein- 
flußsphären nach  nationalen  Gruppen  auf  den  Weg  zu  bringen,  wovon 
de  Selves  spricht.  Ich  glaube,  daß  unsere  Beteiligung  an  dem  Syndikat 
Hand  in  Hand  gehen  muß  mit  Verhandlungen  über  die  erwähnte  Ver- 
pflichtung Frankreichs.  Selbstverständlich  muß  der  Gang  der  Ereignisse 
in  China  den  einen  oder  anderen  Entschluß  beeinflussen. 

I  s  w  o  1  s  k  i 


Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den  103 

stellvertretenden  russischen  Außenminister 

Telegramm  Paris,  den  9./22.  Juli  1911 

Persönlich!  Ich  ersehe  aus  Ihrem  Telegramm  Nr,  921,  daß  zwischen 
uns  und  Österreich-Ungarn  ein  Meinungsaustausch  über  Albanien  be- 
gonnen hat.  Aus  diesem  Anlasse  richte  ich  Ihre  besondere  Aufmerk- 
samkeit auf  meinen  vertraulichen  Brief  über  meine  Unterredung  mit 
dem   hiesigen   italienischen    Botschafter,   welchen  Sie   morgen   erhalten 
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werden.  Dieser  Brief  wird  Ihnen  in  Erinnerung  bringen,  daß  Tittoni 
und  ich  uns  in  Raccx)nigi  gegenseitig  verpfHchtet  haben,  kein  neues 
Übereinkommen  über  Albanien  abzuschließen,  ohne  uns  vorher  ver- 
ständigt zu  haben.  Ich  bitte  Sie,  mir  Instruktionen  für  den  Fall  zu- 
kommen zu  lassen,  daß  der  italienische  Botschafter  sich  mit  einer 
neuen  Anfrage   an   mich   wendet.  Iswolski 


Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den 
104  nissischen  Botschafter  in  London 

Geheimtelegramm  Nr.  86  Paris,  den  20.  Juli/2.  August  1911 

De  Selves  hat  mir  eben  das  Telegramm  Cambons  über  seine 
gestrige  Zusammenkunft  mit  Kiderlen  vorgelesen,  aus  dem  sich  er- 
gibt, daß  im  Gang  der  Verhandlungen  eine  wesentUche  Besserung 
eingetreten  ist.  Kiderlen  begann  damit,  daß  er  erklärte,  Kaiser  Wilhelm 
sei  höchst  unwillig  über  die  Artikel  mehrerer  französischer  Zei- 
tungen, die  seine  Person  betrafen.  Dann  gab  er  die  bisherige  Un- 
nachgiebigkeit  auf  und  erklärte  sich  bereit,  die  französischen  Gegenvor- 
schläge zu  diskutieren.  Cambon  schlug  vor:  Korrektur  der  Grenze 
zwischen  Kamerun  und  Kongo  im  nördlichen  Teil,  und  Abtretung 
einer  der  französischen  Inseln  in  Polynesien  oder  im  Indischen  Ozean, 
unter  der  Bedingung,  daß  die  Frage  der  Kongoküste  und  Togo  ganz 
wegfalle.  Kiderlen  antwortete,  für  Deutschland  sei  es  wichtig,  Zu- 
tritt zum  Meer  und  namentlich  zum  Kongofluß  zu  erhalten.  Er  bestand 
nicht  auf  der  ersten  Forderung  der  Abtretung  von  ganz  Kongo  und 
wies  auf  die  Meeresküste  zwischen  Rio  del  Muni  und  Libreville, 
erwähnte  aber  nicht  genau,  wie  „Zutritt  zum  Kongostrom"  zu  ver- 
stehen sei.  In  betreff  Marokkos  erklärte  er  die  Bereitwilligkeit  Deutsch- 
lands, die  Rechte  Frankreichs  im  weitesten  Sinne  anzuerkennen.  Auf 
die  Frage  Cambons,  ob  dies  Anerkennung  eines  französischen  Protek- 
torats bedeute,  antwortete  Kiderlen,  daß  aus  Erwägungen  völkerrecht- 
lichen Charakters  dieses  Wort  nicht  gebraucht  werden  solle.  Das  sei 
jedoch  nur  eine  Frage  der  Redaktion  des  künftigen  Abkommens,  das 
jedenfalls  zur  Bestätigung  den  Mächten  vorzulegen  sei,  die  die  Akte 
von  Algeciras  unterschrieben  hätten.  Auf  diesem  letzteren  Punkt  be- 
steht namentlich  Frankreich.  Die  Verhandlungen  zwischen  Kiderlen 
und  Cambon  werden  erst  nach  einigen  Tagen  wieder  aufgenommen 
werden,  nachdem  beiderseitig  die  gemachten  Vorschläge  studiert  wor- 
den sind.  Es  ist  beschlossen,  über  den  Gang  der  Verhandlungen  nichts 
der  Presse  mitzuteilen. 

De  Selves  fühlt  sich  offenbar  durch  diese  Wendung,  die  Aussicht 
auf  eine  Verständigung  bietet,  erleichtert,  und  dankt  für  die  Schritte, 
die  Rußland  in  Berlin  getan  hat.  Iswolski 
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Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den  105 

stellvertretenden  russischen  Außenminister 

Brief  Paris,   den   20.  Juli/2.  August  1011 

Ergänzung  zu  meinem  Briefe  vom  7./20.  d.  M. 

Ich  habe  mit  Simon,  dem  Direktor  der  Banque  de  l'Indo-Chine 
gesprochen,  der  an  der  Spitze  der  Bankgruppe  steht,  die  zum  Syn- 
dikat der  vier  Mächte  gehört.  Er  hat  eine  große  Stellung  und  gilt 
als  Autorität  in  Fragen  des  fernen  Ostens.  Ich  habe  ihm  mit  voller 
Offenheit  den  russischen  Standpunkt  in  der  Frage  der  Finanzierung 
Nordchinas  dargelegt.  Simon  versprach,  alle  seine  Bemühungen  daran- 
zusetzen, um  das  Vorgehen  der  französischen  Gruppe  in  Einklang  mit 
den  russischen  Wünschen  zu  bringen.  Die  Beseitigung  des  §  16  des 
Vertrages  werde  keine  Schwierigkeiten  machen,  weit  schwieriger  aber 
die  Bildung  eines  neuen  Syndikats  für  Nordchina  mit  überwiegendem 
Einfluß  Rußlands  und  Japans  sein.  Nicht  nur  Amerika,  auch  Deutsch- 
land werde  energischen  Widerstand  leisten.  Trotzdem  ist  er  bereit, 
seinerseits  den  Gedanken  zu  fördern.  Ich  möchte  zum  Schluß  noch- 
mals betonen,  daß  keine  Zeit  verloren  werden  darf,  und  daß  ein  kon- 
kreter Vorschlag  gemacht  werden  muß. 

I  s  w  o  1  s  k  i 


Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den  106 

russischen  Botschafter  in  London 

Telegramm  Nr.  87  Paris,  den  24.  Juli/6.  August  1911 

Ich  telegraphiere  ins  Ministerium:  Gestern  hat  Kiderlen  folgender- 
maßen seine  Forderung  in  bezug  auf  den  Kongo  bestimmt:  Abtretung 
der  Küste  zwischen  Libreville  und  Rio  del  Muni  und  des  Territoriums 
nördlich  von  Ogowe  und  Alima  an  Deutschland.  Ferner  Abschluß 
eines  Geheimvertrages,  der  Deutschland  das  Vorrecht  Frankreichs  auf 
Spanisch-Guinea  abtritt.  De  Selves  telegraphiert  an  Cambon,  daß  in 
dieser  Gestalt  die  deutschen  Forderungen  unannehmbar  seien,  daß 
er  aber  bereit  sei,  die  erwähnte  Küste  mit  entsprechendem  Territorium 
im  Innern  und  auch  ein  Territorium  nordwestlich  vom  Flusse  Sangat 
abzutreten.  Er  gibt  dem  prinzipiellen  Wunsche  Deutschlands,  Zutritt 
zum  Meer  und  zum  Kongo  zu  erhalten,  Befriedigung.  Einer  Ab- 
tretung der  Rechte  Frankreichs  auf  Spanisch-Guinea  widerspricht 
de  Selves  nicht.  Den  Vorschlag,  eine  Insel  abzutreten,  hat  Kiderlen 
abgelehnt.  Auf  meine  Frage,  wie  weit  das  betreffende  Territorium 
sich    nach    Westen  i)    erstreckt,    und   ob    diese   Maßregel    nicht    einen 


')  Soll  wohl  heißen:  Osten. 

9      Russische  Akten.     Bd.  1.  129 


Protest  Englands  im  Interesse  des  Sudans  hervorrufen  werde,  antwortete 
de  Selves,  das  sei  noch  nicht  genau  bestimmt,  und  er  warte  auf  eine 
Antwort  aus  England. 

Is  wolski 


107  Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den 

stellvertretenden  russischen  Außenminister 

Telegramm  Nr.  89  Paris,  den  26.  Juli/8.  August  1911 

Laut  Nachrichten  de  Selves'  ist  allerdings  die  Rede  davon,  einen 
Holländer  als  Finanzagenten  nach  China  zu  laden.  Über  die  ihm  zu 
erteilenden  Vollmachten  ist  es  aber  zu  Gegensätzen  zwischen  der 
chinesischen  Regierung  und  den  Mitghedern  des  Syndikats  gekommen. 

China  will  dem  Finanzberater  nicht  das  Recht  zugestehen,  die 
Ausführung  der  Münzreform  zu  kontrollieren,  worauf  die  Bankiers  und 
die  Vertreter  der  englischen  Gruppe  bestehen.  Die  Amerikaner  stehen 
auf  Seiten  der  chinesischen  Regierung;  dauert  der  Streit  noch  sechs 
Wochen  fort,  so  wird,  wie  ein  Mitglied  der  französischen  Gruppe  de 
Selves  vertraulich  mitgeteilt  hat,  die  Anleihe  vielleicht  überhaupt  nicht 
zustande  kommen,  weil  der  chinesische  Reichsrat  eine  ablehnende  Hal- 
tung einnimmt 

Is  wolski 

108  Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den 

russischen  Botschafter  in  London 

Telegramm  Nr. 94  Paris,  den  1. /H.August  1911 

Ich  telegraphiere  ins  Ministerium:  Die  gestrige  Zusammenkunft 
Cambons  mit  Kiderlen  hat  die  Verhandlungen  absolut  nicht  vorwärts 
gebracht.  Deutschland  besteht  auf  Abtretung  eines  Teils  des  Kongo 
bis  zum  Lauf  der  Flüsse  Alima  und  Ogowe.  Frankreich  willigt  in  keine 
Abtretung  südlich  vom  Flusse  Sänge  ein  und  fährt  fort  zu  verlangen, 
daß  ihm  die  Kolonie  Togo  gegen  ein  Territorium  nördlich  oder  südlich 
von  diesem  Fluß  abgetreten  werde.  Die  Frage  der  Rechte  Frankreichs 
in  Marokko  wurde  gar  nicht  berührt.  Kiderlen  sagte  Cambon,  daß  am 
Mittwoch  eine  Beratung  unter  Teilnahme  des  Kanzlers  und  des  Marine- 
und  Kriegsministers  stattfinden  werde.  Donnerstag  werden  Bethmann 
und  er  die  Ergebnisse  dieser  Beratung  dem  Kaiser  nach  Wilhelmshöhe 
bringen,  wonach  Kiderlen,  der  sich  sehr  ermüdet  fühlt,  auf  fünf  bis 
sechs  Tage  nach  Marienbad  geht.  Während  seiner  Abwesenheit  aus 
Berlin  fährt  Cambon  nach  Paris.  So  ziehen  sich  die  Verhandlungen 
immer  mehr  hin.  Inzwischen  sind  hier  Nachrichten  aus  Tanger  ein- 
gelaufen, die  auf  die  Möglichkeit  von  Verwicklungen  im  Gebiet  von 
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Sus  hinweisen,  wo  die  Stämme  den  Kaid  von  Tarudant  wegen  seiner 
Deutschfreundlichkeit  bedrohen;  die  in  dieser  Stadt  befindlichen 
Agenten  Mannesmanns  sind  gefährdet.  Gleichzeitig  meldet  Cambon 
nach  geheimen  Nachrichten,  die  ihm  zugegangen  sind,  daß  der  Qeneral- 
stab  in  Berlin  die  Frage  einer  Landung  in  Agadir  studiert.  De  Selves 
ist  sehr  besorgt,  er  fürchtet,  daß  dies  alles  in  Zusammenhang  mit  der 
Unterbrechung  der  Verhandlungen  steht,  und  daß  man  in  Berlin  an  ein 
noch  entschiedeneres  Vorgehen  in  Agadir  denkt. 

I  s  w  o  i  s  k  i 


Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den  109 

russischen  Botschafter  in  London 

Telegramm  Nr.  95  Paris,  den  2./15.  August  IQll 

Ich  telegraphiere  ins  Ministerium:  Gestern,  nach  Beratung  mit  dem 
Kanzler,  hat  Kiderlen  Cambon  einen  neuen  Vorschlag  gemacht;  er 
verzichtet  auf  die  Linie  am  Lauf  der  Flüsse  Alima  und  Ogowe,  be- 
steht aber  auf  Beherrschung  beider  Ufer  des  Sanga  und  nimmt  definitiv 
den  Vorschlag  zurück,  den  Franzosen  die  Kolonie  Togo  abzutreten,  da 
sich  die  öffentliche  Meinung  Deutschlands  mit  großer  Entschiedenheit 
dagegen  ausgesprochen  hat.  Cambon  entgegnete,  daß  Frankreich  süd- 
lich vom  Flusse  Sanga  nichts  abtreten  könne,  und,  wenn  es  nicht  Togo 
erhalte,  den  Umfang  des  abzutretenden  Territoriums  entsprechend  ver- 
ringern müsse.  Eine  neue  Zusammenkunft  wird  Mittwoch  nach  Be- 
ratung der  deutschen  Minister  und  vor  der  Abreise  Kiderlens  nach 
Wilhelmshöhe  erfolgen.  De  Selves  ist  über  das  Verhalten  Kiderlens 
aufs  äußerste  erregt  und  hegt  immer  mehr  den  Verdacht,  daß  er  die 
Verhandlungen  abbrechen  und  zum  Gedanken  zurückkehren  will,  Agadir 
und  die  Provinz  Sus  zu  besetzen. 

I  s  w  o  1  s  k  i 


Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den  110 

russischen  Botschafter  in  London 

Telegramm  Nr.  96  Paris,  den  3. /16.  August  1911 

Ich  telegraphiere  nach  Petersburg:  Die  für  heute  angesetzte  Zu- 
sammenkunft Cambons  mit  Kiderlen  ist  auf  morgen  verlegt.  Heute 
hat  Baron  Schoen,  offenbar  auf  Befehl  aus  Berlin,  Selves  besucht  und 
sich  bemüht,  ihn  zu  größerer  Nachgiebigkeit  zu  bewegen.  Er  wies  auf 
die  sehr  ernsten  Möglichkeiten  für  den  Fall  eines  A\ißerfolges  der 
Verhandlungen  hin.  Das  Gespräch  hatte  keinerlei  praktische  Ergeb- 
nisse. Ausführlicheres  mit  dem  heutigen   Kurier. 

I  s  w  o  1  s  k  i 
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111  Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den 

stellvertretenden  russischen  Außenminister 

Brief  Paris,  den  4./1 7.  August  1911 

Sehr  geehrter  Herr  Anatol  Anatoliewitsch ! 

Ich  danke  Ihnen  von  ganzem  Herzen  für  Ihren  interessanten  Brief 
vom  27.  Juli.  Besonders  wertvoll  war  für  mich  die  Nachricht  von  der 
bald  bevorstehenden  Unterzeichnung  des  Vertrages  mit  Deutschland 
bezüglich  Persiens,  denn  es  besteht  ohne  Zweifel  die  Gefahr  eines 
neuen  Pressefeldzugs  sowie  neuer  Versuche,  hier  Mißtrauen  gegen 
unsere  Politik  zu  erwecken.  Ich  habe  mich  daher,  ohne  einen  Augen- 
blick zu  verlieren,  beeilt,  einige  vorbereitende  Maßnahmen  zu  treffen, 
die  ihren  Ausdruck  in  den  hier  beigefügten  Artikeln  des  „Matin"  und 
des  „Journal  des  Debats"  gefunden  haben.  Ich  hoffe,  daß  Sie  mich 
nicht  tadeln  werden,  diese  Sache  der  Öffentlichkeit  mitgeteilt  zu  haben, 
denn,  wenn  die  Nachricht  von  der  Unterzeichnung  des  Vertrages  dem 
hiesigen  Publikum  als  ein  unerwartetes  Ereignis  erschienen  wäre,  so 
hätten  die  bedauerlichsten  Folgen  daraus  entstehen  können.  Sie 
wissen,  wie  schwierig  es  ist,  mit  der  hiesigen  Presse  zu  tun  zu  haben, 
besonders  wenn  ich  nicht  die  Mittel  für  eine  materielle  Einwirkung 
zur  Verfügung  habe.  Ich  weiß  nicht,  ob  es  mir  gelingen  wird,  den 
anderen  einflußreichen  Zeitungen,  besonders  dem  „Temps",  in  dem 
H.  Tardieu  unstreitig  gegen  unsere  Interessen  agitiert,  die  erforder- 
liche Richtung  zu  geben. 

Die  Erklärungen,  die  Melegari  Ihnen  machte,  scheinen  tatsächlich 
sehr  wahrscheinlich  das  Ergebnis  meiner  Unterhaltung  mit  Tittoni  zu 
sein,  dem  ich  den  Eindruck  nicht  verhehlt  habe,  den  die  aus- 
weichende Haltung  Italiens  in  der  albanischen  Frage  bei  uns  hervor- 
gerufen hat,  besonders  nach  den  Zugeständnissen,  die  er  mir  selbst 
hier  gemacht  hatte.  Tittoni  hat  sich  bemüht,  mich  davon  zu  über- 
zeugen, daß  dieser  Eindruck  irrtümlich  sei,  daß  sich  vielmehr  hier  der 
persönliche  Charakter  von  San  Giuliano  fühlbar  mache,  der  sich  durch 
Nonchalance  und  Unentschlossenheit  auszeichne,  daß  sich  Italien  aber 
im  Grunde  fest  an  die  Konvention  und  die  Besprechungen  von 
Racconigi  halte.  Er  hat  augenscheinlich  Rom  von  dieser  Unterredung 
benachrichtigt. 

In  bezug  auf  Persien  verstehe  ich  Ihre  Befürchtungen.  Ich  ver- 
hehle Ihnen  nicht,  daß  ich  persönlich  nicht  unbedingt  mit  unserer 
Politik  der  Nichteinmischung  in  die  augenblicklichen  Wirren  über- 
einstimme. Ich  verstehe  natürlich,  daß  Sie  in  dieser  Angelegenheit  die 
verschiedenen  Strömungen  und  die  bei  uns  für  den  Ex-Schah  herr- 
schenden Sympathien  in  Rechnung  stellen  müssen.  Trotzdem  glaube 
ich,  daß  die  von  uns  eingenommene  Haltung  kaum  zu  etwas  Gutem 
führen  kann.  Wenn  das  gegenwärtige  Regime  die  Oberhand  gewinnt, 
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so  ist  unsere  Sache  in  Persien  vollständig  verloren.  Wenn  cia!:,feL,'cn 
Mohammecl  Ali  auf  i.\ci\  Thron  zurückkehrt,  werden  wir  im  g"ünstij^stcn 
Falle  auf  den  Status  quo  mit  all  seinen  Schwierigkeiten  zurückgeworfen 
werden.  Es  scheint  mir  vorteilhafter  zu  sein,  den  en<(Iischen  Vorschlag, 
das  gegenwärtige  Regime  zu  unterstützen,  anzunehmen,  aber  diese 
Unterstützung  mit  solchen  Bedingungen  und  Garantien  zu  umgeben, 
daß  wir  und  England  die  Herren  der  Lage  sein  werden.  Wäre  ich 
noch  Minister,  so  wäre  dies  wahrscheinlich  das  Programm,  mit  dem 
ich  hervorgetreten  wäre,  aber  ich  bin  mir  sehr  wohl  bewußt,  daß  ich 
einer  starken  Opposition  von  vielen  Seiten  begegnet  wäre. 

Aus  den  Briefen  und  Telegrammen  wissen  Sie,  wie  langsam  die 
französisch-deutschen  Verhandlungen  vor  sich  gehen.  Wenn  die  An- 
gelegenheit in  demselben  langsamen  Tempo  fortschreiten  wird,  so 
möchte  ich  sehr  gerne  für  einige  Zeit  zur  Familie  nach  Tegernsee 
fahren.  Es  ist  dies  durchaus  nicht  weit  —  insgesamt  eine  Nacht  mit 
der  Eisenbahn  zu  fahren  —  und  wenn  sich  die  Angelegenheit,  was 
Gott  verhüten  möge,  verwickelter  gestalten  sollte,  so  kann  ich  am 
nächsten  Tage  in  Paris  sein.  Haben  Sie  daher  die  Güte,  für  mich 
die  grundsätzliche  Erlaubnis  auszuwirken,  Paris  zu  verlassen.  Ich  werde 
von  dieser  Erlaubnis  selbstverständlich  nur  den  Umständen  entsprechend 
Gebrauch  machen.  Zu  Beginn  der  Konferenz  über  das  Urheberrecht 
werde  ich  auf  jeden  Fall  in  Paris  sein. 

Über  die  Allerhöchste  Erlaubnis,  Paris  zu  verlassen,  haben  Sie 
die  Güte,  mich  telegraphisch  zu  benachrichtigen. 

Mit  Ihrer  Erlaubnis  habe  ich  mit  dem  spanischen  Botschafter  ver- 
trauliche Besprechungen  begonnen,  und  ich  werde  nicht  verfehlen,  Sie 
über  ihren  Verlauf  zu  unterrichten,  sobald  sie  einen  etwas  bestimmteren 
Charakter  angenommen  haben  werden. 

I  s  w  o  1  s  k  i 


Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den  1 1 2 

russischen  Botschafter  in  London 

Telegramm  Nr.  98  Paris,  den  5. /18.  August  1911 

Ich  telegraphiere  nach  Petersburg:  Die  gestrige  Zusammenkunft 
hat  keine  positiven  Resultate  ergeben.  Kiderlen  fährt  fort,  die  Ab- 
tretung von  Togo  zu  verweigern  und  besteht  wiederum  auf  der  Linie 
längs  des  Alima.  Er  erklärt,  daß  Deutschland  sich  nicht  mit  dem  ihm 
vorgeschlagenen  Stückchen  Landes  zufrieden  geben  könne  und  das 
ganze  Hinterland  Kameruns  erhalten  müsse.  Was  speziell  Marokko 
betrifft,  so  bestätigte  er,  daß  Deutschland  bereit  ist,  die  Aktionsfreiheit 
Frankreichs  anzuerkennen  und  in  Zukunft  sogar  das  französische  Pro- 
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tektorat.  Der  Minister  sagte  Cambon  voraus,  daß  der  Bericht  an  den 
Kaiser  zu  keinerlei  Änderungen  der  deutsdien  Forderungen  führen 
könne,  und  daß  er  nach  diesem  Bericht  sich  zehn  Tage  zu  erholen 
gedenke.  Cambon  antwortete,  daß  er  seinerseits  nach  Paris  fahren 
werde.  „In  diesem  Fall",  sagte  der  Minister  lächelnd,  „kehren  Sie  zum 
28.  nach  Berlin  zurück,  und  dann  wollen  wir  beide  entscheiden,  ob 
Krieg  oder  Frieden." 

Is  wolski 


113  Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den 

stellvertretenden  russischen  Außenminister 

Brief  Paris,  den  6./1 9.  August  1911 

Sehr  geehrter  Herr  Anatol  Anatoliewitsch ! 

Ich  schreibe  Ihnen  in  aller  Eile  zwei  Worte,  um  Sie  zu  benach- 
richtigen, daß  ich  mit  dem  heutigen  Finanzkurier  einen  Brief  an 
W.  N.  Kokowtzow  sende,  in  dem  ich  ihm  vorläufig  ganz  privatim  die 
Bitte  unterbreite,  mich  angesichts  der  herannahenden  internationalen 
Krise  mit  ausreichenden  materiellen  Mitteln  zu  versehen,  um  auf  die 
hiesige  Presse  einzuwirken.  Nur  mit  den  allergrößten  Anstrengungen 
ist  es  mir  soeben  gelungen,  irrtümliche  Interpretationen  der  gerade  in 
diesem  kritischen  Augenblick  erfolgten  Unterzeichnung  des  Vertrages 
mit  Deutschland  über  Persien  zu  verhindern.  Aber  dies  ist  nur  ein 
ganz  zufälliger  Erfolg,  und  es  wäre  sehr  wichtig,  ein  dauerndes  und 
sicheres  Mittel  zu  besitzen,  um  den  wichtigsten  hiesigen  Organen,  die 
fast  alle  nur  „klingenden"  Argumenten  zugänglich  sind,  die  gewünschte 
Richtung  zu  geben.  Man  braucht  sich  nur  daran  zu  erinnern,  welch 
bedeutende  Rolle  zur  Zeit  der  bosnischen  Krise  die  geschickte  Ver- 
teilung von  österreichischem  Gelde  spielte,  die  Graf  Khevenhüller  an 
die  französische  Presse  vornahm.  Ich  bitte  W.  N.  Kokowtzow,  mir  zu 
antworten,  ob  er  meine  Bitte  in  diesem  Augenblick  für  exzeptionell 
hält.  In  diesem  Falle  werde  ich  nicht  verfehlen,  ihm  meine  Erwägungen 
über  die  Höhe  der  notwendigen  Summen  und  über  die  Art  der  Ver- 
wendung zukommen  zu  lassen.  Wenn  Sie  meine  Bitte  für  gerecht- 
fertigt halten,  erlaube  ich  mir  zu  hoffen,  daß  Sie  es  nicht  zurückweisen 
werden,  sie  bei  W.  N.  Kokowtzow  zu  unterstützen.  Ich  möchte  Sie 
bitten,  mich  telegraphisch  von  der  prinzipiellen  Zustimmung  oder 
Ablehnung  des  Finanzministers  zu  informieren,  damit  ich  durch  den 
nächsten  Kurier  die  entsprechenden  Erläuterungen  übersenden  kann. 

Ihr  aufrichtig  ergebener 

Is  wolski 
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Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den  1 1 4 

stellvertretenden  russischen  Außenminister 

Brief  Nr.62C  Paris,  den  9./22.  Augfust  1911 

Sehr  vertraulich! 

Sehr  geehrter  Herr  Anatol  AnatoHewitsch ! 
Bezugnehmend  auf  meinen  Geheimbrief  vom  12./25.  Mai  d.  J. 
unter  Nr.  48  C,  halte  ich  es  für  meine  Pflicht,  die  Aufmerksamkeit 
Eurer  Exzellenz  darauf  zu  lenken,  daß  es,  angesichts  der  politischen 
Verwickelungen,  die  eintreten  können,  wünschenswert  ist,  beizeiten 
dafür  Sorge  zu  tragen,  daß  dem  Ministerium  des  Äußeren  in  St.  Peters- 
burg und  der  Kaiserlichen  Botschaft  in  Paris  die  Möglichkeit  gegeben 
wird,  sich  untereinander  durch  drahtlose  Telegramme  zu  verständigen. 
Hierfür  ist  es  gemäß  den  in  meinem  oben  erwähnten  Briefe  und  dem 
beigefügten  Protokoll  dargelegten  Erwägungen  unentbehrlich,  die 
Ziffern  festzulegen,  die  als  vereinbarte  Adresse  des  Ministeriums  und 
der  Botschaft  dienen  sollen,  und  ein  Mittel  zu  finden,  um  ausschließlich 
durch  Ziffern  die  gegenwärtig  von  uns  gebrauchten  Indizes  der 
Schlüssel  zu  ersetzen.  Es  empfiehlt  sich,  die  Erste  „Expedition"  der 
Kanzlei  des  Ministeriums  zu  beauftragen,  das  eine  wie  das  andere 
ohne  Aufschub  auszuarbeiten;  hierbei  halte  ich  es  für  überflüssig, 
nochmals  zu  betonen,  bis  zu  welchem  Grade  sogar  die  Möglichkeit 
dieser  Verständigung  durch  drahtlose  Telegraphie  absolut  geheim- 
gehalten werden  muß. 

Genehmigen  Sie  usw. 

Is  wolski 


Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den  ]  ]  5 

russischen  Botschafter  in  London 

Telegramm  Nr.  106  Paris,  den  18./31.  August  1911 

Ich  telegraphiere  ins  Ministerium:  Die  Privatunterredungen,  die 
hier  im  Laufe  der  letzten  Tage  zwischen  de  Selves  und  Baron  Schoen 
stattfanden,  flößten  der  französischen  Regierung  anfänglich  einigen 
Optimismus  in  betreff  des  weiteren  Schicksals  der  Verhandlungen  ein, 
die  in  Beriin  morgen  oder  AAontag  aufgenommen  werden.  Inzwischen 
habe  ich  aus  sehr  vertraulicher,  aber  völlig  zuveriässiger  Quelle  er- 
fahren, daß  der  mit  einem  Bericht  von  Baron  von  Schoen  nach  Berlin 
geschickte  Botschaftsrat  Baron  Lancken  von  dort  mit  der  Nachricht 
zurückgekehrt  ist,  daß  die  französischen  Vorschläge  für  unannehmbar 
gelten.  Gestern  wußte  de  Selves  davon  noch  nichts,  aber  die  Nachricht 
ist  zum  Teil  schon  in  die  Presse  gedrungen,  wahrscheinlich  aus  deut- 
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scher  Quelle.  Man  muß  daher  voraussehen,  daß  die  Verhandlungen 
in  Berlin  entweder  abgebrochen  werden  oder  jedenfalls  sehr  langsam 
weitergehen  dürften. 

Is  wolski 

116  Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den 

stellvertretenden  nxssischen  Atfienminister 

Brief  Paris,  den  18./31.  August  1911 

Sehr  geehrter  Herr  Anatol  Anatoliewitsch ! 

Die  drei  Briefe,  die  ich  durch  den  heutigen  Kurier  absandte,  gaben 
die  Ergebnisse  meiner  Beobachtungen  über  den  augenblicklichen  Stand 
der  Dinge  so  vollständig  wieder,  daß  ich  ihnen  nichts  hinzuzufügen 
habe,  Gott  gebe,  daß  mein  Pessimismus  nicht  durch  die  Wirklichkeit 
gerechtfertigt  wird,  denn  ein  Mißerfolg  der  Berliner  Verhandlungen 
würde  zweifellos  zu  einer  gefährlichen  Krise  führen.  Soeben  ließ  mich 
das  Ministerium  des  Äußeren  telephonisch  wissen,  daß  H.  de  Selves 
von  Rambouillet  zurückgekehrt  sei.  Sobald  Ihr  langes  Telegramm 
endgültig  dechiffriert  sein  wird,  werde  ich  mich  zu  ihm  begeben,  um 
mich  des  Auftrages,  der  mir  erteilt  ist,  zu  entledigen.  Ich  werde  keine 
Zeit  haben,  Ihnen  schriftlich  heute  hierüber  zu  berichten,  werde  es  aber 
telegraphisch  tun  .  .  . 

Zürnen  Sie  mir  nicht,  wenn  ich  mich  über  die  späriichen  Nach- 
richten beklage,  die  ich  über  die  Eindrücke  unseres  Botschafters  in 
London  und  insbesondere  in  Berhn  erhalte.  Indessen  ist  es,  wenn  man 
nur  die  hiesigen  Glocken  läuten  hört,  ohne  derartige  Nachrichten  un- 
möglich, sich  ein  vollkommen  richtiges  Urteil  über  die  allgemeine 
Lage  zu  machen.  Selbst  der  itaUenische  Botschafter,  der  an  der  An- 
gelegenheit weniger  interessiert  ist  als  ich,  erhält  täglich  telegraphisch 
alles,  was  nach  Rom  aus  London  und  Berlin  berichtet  wird. 

Haben  Sie  Dank  dafür,  daß  Sie  mir  den  Urlaub  ausgewirkt  haben. 
Ich  werde  von  ihm  selbstverständlich  nur  dann  Gebrauch  machen, 
wenn  die  politischen  Verhältnisse  es  gestatten  werden,  worauf  aber 
gegenwärtig  sehr  wenig  Hoffnung  ist.  Wenn  die  Verhandlungen  in 
Berlin  ins  Geleise  kommen  werden  und  eine  kurze  Pause  eintreten 
wird,  so  werde  ich  mich  vielleicht  entschließen,  für  einige  Tage  nach 
Tegernsee  zu  fahren;  die  Eisenbahnfahrt  dahin  dauert  nur  eine  Nacht. 
Ich  möchte  wohl  sehr  gerne  meinen  Sohn  sehen,  der  bald  nach 
Petersburg  zurückkehren  muß.  Bei  meiner  drei-  oder  viertägigen  Ab- 
wesenheit werde  ich  die  Leitung  der  Botschaft  nicht  an  Demidow 
abtreten,  sondern  ich  kann  nötigenfalls  hierher  im  Laufe  von  zwölf 
Stunden  zurückkehren. 

Morgen  schicke  ich  für  einige  Tage  Baron  Schilling  nach  Davos 
zu  S.  D.  Sasonow.  SchiUing  bringt  ihm  auf  seinen  Wunsch  die  letzten 
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Drucksachen  und  die  Durchschläge  meiner  letzten  Briefe  über  die 
hiesige  Lage.  Ich  zweifle  nicht,  daß  Sie  alle  meine  Briefe  Stolypin 
zur  Durchsicht  übermitteln,  denn  es  ist  sehr  wichtig,  daß  er  sich  über 
den  Ernst  der  internationalen  Lage  volle  Rechenschaft  ablegen  kann. 
Nach  gewissen  Maßnahmen  zu  urteilen,  die  bei  uns  im  Innern  ge- 
troffen werden,  könnte  man  glauben,  wir  seien  noch  immer  vom 
friedlichen  Verlauf  des  politischen  Lebens  in   Europa  überzeugt. 

Ihr  aufrichtig  ergebener  und  zu  Diensten  bereiter 

I  s  w  o  1  s  k  i 


Konferenz  der  Generalstabschefs  von  Frankreich  und  117 

Ri^land  vom  18./ 31.  August  1911 

Amtliches  Protokoll 

In  Anwendung  des  §  1  des  Artikels  4  der  Militärkonvention  vom 
17.  August  1892  sind  die  Generalstabschefs  der  russischen  und  fran- 
zösischen Armeen  am  1S./31.  August  1911  in  Krasnoje  Selo  zu  einer 
Konferenz  zusammengekommen.  Der  französische  Militärattache  war 
in  der  Eigenschaft  eines  Sekretärs  zugegen. 

Die  verschiedenen  Punkte  der  vorerwähnten  Konvention  wurden 
der  Reihe  nach  von  den  Konferenzteilnehmern  geprüft  und  haben  zu 
nachstehendem  Meinungsaustausch  Veranlassung  gegeben: 

Einleitung 
Die  beiden  Generalstabschefs  erklären  einstimmig,  daß  die  Worte 
„Defensiv-Krieg"  nicht  in  dem  Sinne  eines  Krieges  ausgelegt  werden 
können,  den  man  in  defensiver  Weise  führen  wird.  Vielmehr  erklären 
sie  mit  Bestimmtheit,  daß  für  die  russischen  und  französischen  Armeen 
die  unbedingte  Notwendigkeit  besteht,  eine  kraftvolle  Offensive  zu 
ergreifen,  und  zwar  soweit  als  möglich  zur  gleichen  Zeit  gemäß  dem 
Wortlaute  des  Artikels  3  der  Konvention,  wonach  „die  Streitkräfte 
der  beiden  vertragschließenden  Mächte  mit  allem  Nachdruck  und 
größter  Beschleunigung  einzusetzen  sind"  („s'engagent  ä  fond  et  en 
toute  diligence"). 

Artikel   1 

Hier  gelten  die  gleichen  Bemerkungen  wie  bei  der  Konferenz  von 
1910,  die  folgendermaßen  lauten: 

„Indem  die  beiden  Generalstabschefs  den  Standpunkt  der  früheren 
Konferenzen  bestätigen,  sind  sie  darüber  vollkommen  einig,  daß  die 
Niederlage  der  deutschen  Heere  unter  allen  Umständen  das  erste  und 
hauptsächlichste  Ziel  der  verbündeten  Armeen  bleibt.'* 
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Artikel  2 

Hier  gelten  die  gleichen  Bemerkungen  wie  bei  der  Konferenz 
von  1910,  die  folgendermaßen  lauten: 

„Einstimmig  bringen  die  Konferenzteilnehmer  neuerdings  die  bei 
der  Besprechung  vom  8./21.  April  1906  (§  2  des  Kapitels  1)  formulierte 
Meinung  zum  Ausdruck,  daß  die  Mobilmachung  des  deutschen  Heeres 
Rußland  und  Frankreich  verpflichtet,  sofort  und  gleichzeitig  alle  ihre 
Streitkräfte  bei  der  ersten  Nachricht  hiervon  mobil  zu  machen,  ohne 
daß  es  einer  vorhergehenden  Verabredung  bedarf,  aber  daß  ihnen  eine 
solche  Verabredung  unentbehrlich  erscheint,  falls  nur  von  Österreich 
oder  Italien  teilweise  oder  selbst  allgemein  mobil  gemacht  wird.  Dem- 
entsprechend richten  sie  an  ihre  Regierungen  die  Bitte,  über  diesen 
Punkt,  der  bereits  die  Aufmerksamkeit  ihrer  Vorgänger  auf  sich  ge- 
lenkt hat,  genaue  Bestimmungen  zu  treffen. 

Artikel  3 

In  Übereinstimmung  mit  der  Anschauung  ihrer  Vorgänger  sind 
die  Konferenzteilnehmer  einstimmig  der  Ansicht,  daß  Deutschland  den 
größten  Teil  seiner  Streitkräfte  gegen  Frankreich  richten  und  nur  ein 
Minimum  an  Truppen  gegen  Rußland  belassen  wird. 

General  Dubail  setzt  auseinander,  daß  neue  Beweise  für  die 
Richtigkeit  dieser  Ansicht  sich  aus  den  Verbesserungen  ergeben,  die 
neuerdings  von  den  Deutschen  an  ihren  Eisenbahnen  im  Westen  vor- 
genommen wurden  (Schienenwege,  Werkstätten,  Ausladerampen), 
ebenso  wie  auch  aus  den  an  der  französischen  Grenze  errichteten 
Befestigungen. 

Der  Chef  des  französischen  Generalstabs  entwickelt  hierauf  die 
folgenden  Erwägungen:  Aus  dem,  was  man  über  die  deutsche  Mobil- 
machung und  Kräftekonzentration  weiß,  kann  man  den  Schluß  ziehen, 
daß  die  ersten  großen  Zusammenstöße  wahrscheinlich  in  Lothringen, 
Luxemburg  und  Belgien  zwischen  dem  15.  und  18.  Tage  stattfinden 
werden. 

Die  französische  Armee  wird  zu  diesem  Zeitpunkt  einen  Effektiv- 
bestand haben,  der  die  1  300  000  Mann,  die  im  Artikel  3  der  Konven- 
tion vorgesehen  sind,  übersteigt. 

Man  hat  Grund  zur  Annahme,  daß  die  Deutschen  die  Operationen 
mit  dem  äußersten  Nachdruck  durchführen  werden,  um  vom  ersten 
Tage  dem  Gegner  ihren  Willen  aufzuzwingen  und  um  die  Entscheidung 
herbeizuführen,  oder  um  die  Franzosen  wenigstens  in  die  Defensive 
zu  drängen.  Im  Falle  des  Erfolgs  hätten  sie  dann  die  Möglichkeit, 
zu  geeigneter  Zeit  den  größten  Teil  ihrer  Streitkräfte  gegen  die  Russen 
anzusetzen. 

Der  französische  Generalstab  hat  Grund  zu  glauben,  daß,  falls 
ein  Krieg  von  Deutschland  hervorgerufen  würde,  unter  den  gegebenen 
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Verhältnissen  (August  1911)  weder  Österreich  noch  Italien  ihm  sofort 
Gefolgschaft  leisten  würden. 

General  Qiiinsky  gibt  zu,  daß  dies  bezüglich  Italiens  zutreffe, 
aber  er  ist  im  Gegenteil  der  Meinung,  daß  die  Österreicher  gebunden 
sein  werden,  sich  ganz  und  gar  auf  die  Seite  der  Deutschen  zu  stellen, 
wenn  auch  nur  aus  Dankbarkeit  für  die  von  den  Deutschen  den 
Österreichern  in  Bosnien  und  der  Herzegowina  geleistete  Unter- 
stützung. 

General  Dubail  erläutert  bei  seinen  weiteren  Darlegungen  die 
großen  Linien  der  französischen  Mobilmachung  und  Kräftekonzentration. 

Er  zeigt,  daß  das  französische  Heer  ebenso  rasch  wie  das  deutsche 
konzentriert  wird,  und  daß  es  vom  12.  Tage  an  in  der  Lage  ist,  gegen 
Deutschland  —  mit  Hilfe  der  englischen  Armee  auf  dem  linken  Flügel 
—  die  Offensive  zu  ergreifen. 

Frankreich  ist  daher  marschbereit  in  dem  gemäß  Artikel  3  der 
Militärkonvention  von  1892  genau  vorgeschriebenen  Sinne.  Um  jedoch 
des  Erfolges  sicher  zu  sein,  ist  es  notwendig,  daß  Frankreich  die 
gleichzeitige  und  wirksame  Unterstützung  der  russischen  Armee  erhält. 

Mit  einem  Worte,  Deutschland  muß  zur  gleichen  Zeit  im  Westen 
und  im  Osten  angegriffen  werden. 

In  Anbetracht  der  außerordentlichen  Unterschiede  der  geogra- 
phischen, wirtschaftlichen,  politischen  und  militärischen  Lage  der 
alliierten  Nationen  hat  die  Schwierigkeit  immer  darin  bestanden,  diese 
Gleichzeitigkeit  soweit  als  möglich  zu  erreichen,  die  ein  augenblicklich 
nicht  zu  verwirklichendes  Ideal  darstellt. 

Seit  1900  hat  sich  der  russische  Generalstab  in  Übereinstimmung 
mit  dieser  Anschauung  zum  Angriff  am  18.  Tage  verpflichtet,  und  zwar 
mit  einer  ersten  Staffel,  die  ausreichend  wäre,  um  5  oder  6  deutsche, 
von  einer  gewissen  Anzahl  Reservedivisionen  unterstützte  Armeekorps 
siegreich  zu  bekämpfen. 

Im  Jahre  1908  faßte  er,  vom  selben  Gedanken  ausgehend,  die- 
jenigen Maßnahmen  ins  Auge,  die  dazu  dienen  sollten,  die  Deutschen 
vom  ersten  Anfang  eines  Krieges  an  soviel  als  möglich  an  ihrer 
Ostfront  zu  beunruhigen. 

Es  hat  den  Anschein,  daß  die  neue  Dislokation  der  russischen 
Truppen  in  Friedenszeiten  gewisse  Schwierigkeiten  im  Hinblick  auf 
ein  rasches  Eingreifen  gleich  beim  Beginn  eines  Feldzuges  nach  sich 
zieht. 

In  der  Tat,  im  Jahre  1910  war  das  Überschreiten  der  Grenze 
so  festgesetzt,  als  oId  dies  erst  gegen  den  20.  Tag  der  Fall  sein 
sollte. 

Der  französische  Generalstab  kann  nur  noch  einmal  bestätigen, 
was  er  schon  zu  wiederholten  Malen  auf  den  früheren  Konferenzen 
geäußert  hat: 

Für  ihn  besteht  das  von  den   russischen   Armeen  zu  verfolgende 
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Ziel  darin,  Deutschland  zu  zwingen,  so  große  Streitkräfte  als  nur 
möglich  an  seiner  Ostgrenze  zu  belassen. 

Dieses  Ziel,  welches  den  Hauptinhalt  der  Militärkonvention  von 
1892  bildet,   kann  nur  durch   die  Offensive  erreicht   werden. 

Die  Wirkung  dieser  Offensive  wird  um  so  sicherer  sein,  je  früher 
sie  vor  sich  gehen,  mit  je  größeren  Streitkräften  sie  durchgeführt 
und  eine  je  gefährHchere  Richtung  sie  für  den  Gegner  nehmen  wird. 

Unter  diesen  Umständen,  da  die  Konferenzteilnehmer  einstimmig 
zugeben,  daß  die  Deutschen  die  Hauptmasse  ihrer  Streitkräfte  gegen 
Frankreich  richten  werden,  drückt  der  Chef  des  französischen  General- 
stabs den  Wunsch  aus,  daß  man  sich  so  eng  wie  möglich  an  den 
Plan  halte,  die  Offensive  mit  einer  ersten  Staffel  schon  am  18.  Tage 
zu  ergreifen;  vielleicht  könnte  diese  Frist  dank  den  neuerdings  in  der 
russischen  Mobilmachung  und  Konzentration  eingeführten  Fort- 
schritten noch  vermindert  werden. 

General  Dubail  schließt  seine  Darlegung  mit  dem  Hinweis  darauf, 
daß  er  die  verschiedenen  Gründe  nicht  verkennt,  die  Rußland  ge- 
zwungen haben,  die  Friedensdislokation  seiner  Truppen  auf  seinem 
Gebiet  zu  ändern.  Den  Anstrengungen,  die  seit  drei  Jahren  von 
Rußland  zur  Verstärkung  seiner  Militärmacht  gemacht  worden  sind, 
drückt  er  seine  aufrichtige  Anerkennung  aus,  und  er  freut  sich,  die 
Fortschritte  feststellen  zu  können,  die  sich  für  die  Gesamtlage  des 
befreundeten  und  aUiierten  Heeres  durch  die  letzten  für  die  Mobil- 
machung getroffenen  Modifikationen  ergeben. 

General  Gilinsky  legt  seinerseits  den  russischen  Standpunkt  dar: 

Vor  allem  bestätigt  er  nachdrückUchst  den  Willen  der  Kaiserlichen 
Regierung,  die  durch  die  Konvention  auferlegten  Verpflichtungen  auf 
das  genaueste  zu  erfüllen. 

General  Dubail  erklärt  sofort,  daß  er  die  Loyalität  dieser  Er- 
klärung ihrem  ganzen  Wesen  nach  würdigt  in  einem  Zeitpunkte,  in 
dem  sich  wegen  der  marokkanischen  Angelegenheiten  Schwierig- 
keiten ergeben  und  in  dem  man  sich  über  die  wirkUchen  Absichten 
Deutschlands  noch  nicht  genaue  Rechenschaft  geben  kann. 

General  Gilinsky  fügt  hinzu,  daß  der  russische  Generalstab,  da 
die  Gefahr  eines  Konfliktes  tatsächlich  besteht,  die  Pflicht  hat,  den 
französischen  Generalstab  über  den  gegenwärtigen  Stand  der  russi- 
schen Armee  genau  aufzuklären. 

Dieselbe  setzt  ihre  Reorganisation  fort,  wie  sie  sich  aus  dem  Kriege 
in  der  Mandschurei  ergeben  hat;  aber  diese  Umgestaltung  hat  in 
Wirklichkeit  erst  im  Jahre  1908  begonnen,  d.  h.  vor  vier  Jahren.  Eine 
große  Anzahl  von  Verbesserungen  ist  auf  dem  Wege  der  Ausführung; 
aber  obwohl  man  hierbei  mit  dem  größten  Nachdruck  vorgeht,  wird 
das  russische  Heer  in  bezug  auf  schwere  Feldartillerie  (artillerie  lourde 
de  campagne)  erst  im  Jahre  1913  seine  vollständige  Bewaffnung  haben, 
in  bezug  auf  Maschinengewehre  erst  im  Jahre  1914  und  in  bezug  auf 
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neue  Infanteriemunition  erst  im  Jahre  1916.  Außerdem  fehlt  es  für 
den  größten  Teil  der  Reserveregimenter  an  Ausrüstung.  General  Gi- 
linsky  machte  über  diese  Punkte  genaue  Angaben  mit  entsprechenden 
Belegziffern. 

Er  fügt  hinzu,  daß  das  russische  Heer,  sobald  seine  Reorganisation 
vollendet  sein  wird,  einen  weit  größeren  Effektivbestand  als  die  durch 
die  Konvention  vorgesehenen  800  000  Mann  wird  au[stellen  können. 

Aber  es  muß  bemerkt  werden,  daß  Österreich  in  militärischer  Hin- 
sicht große  Fortschritte  gemacht  hat.  Seine  Mobilmachung  erfolgt  jetzt 
ebenso  rasch  wie  die  der  russischen  Armee,  und  sein  Aufmarsch  ist 
mehr  in  die  Nähe  der  Grenze  verlegt.  Im  Gegensatz  zu  dem,  was  bis 
jetzt  galt,  muß  der  russische  Generalstab  zugeben,  daß  Österreich  im- 
stande wäre,  die  Offensive  vor  derjenigen  der  russischen  Truppen  zu 
ergreifen,  die  bestimmt  sind,  ihm  entgegenzutreten. 

Unter  diesen  Umständen  scheint  Rußland  vor  wenigstens  zwei 
Jahren  nicht  imstande,  gegen  Deutschland  einen  Krieg  mit  Gewißheit 
des  Erfolges  führen  zu  können.  Es  wäre  gewiß  in  der  Lage,  einen 
Schlag  zu  parieren,  aber  weniger,  einen  entscheidenden  Schlag  zu 
führen. 

Welcher  Art  die  in  der  Kriegsbereitschaft  der  russischen  Armee 
oben  angegebenen  Lücken  auch  sein  mögen,  der  befreundete  und 
alliierte  Generalstab  erklärt  sich  bereit,  die  Wünsche  des  französischen 
Generalstabs  in  weitestgehendem  Maße  zufriedenzustellen. 

General  Gilinsky  erklärt  im  besonderen,  daß  die  mobilisierten 
Truppen  des  aktiven  Heeres  mit  Ausnahme  der  letzten  Bestandteile 
der  Trains  ihre  Konzentration  an  der  Grenze  am  15.  Tage  vollendet 
haben  werden,  und  daß  man  bemüht  sein  wird,  von  diesem  Zeitpunkt 
an  die  Offensive  zu  ergreifen,  ohne  auf  die  letzten  in  Frage  kommenden 
Kontingente  zu  warten,  die  erst  am  20.  Tage  vollständig  sein  werden. 

General  Gilinsky  ist  der  Ansicht,  daß  die  Deutschen  durch  die 
vom  russischen  Generalstab  getroffenen  Maßnahmen  gezwungen  sein 
werden,  mindestens  5  bis  6  Armeekorps  an  ihrer  Ostgrenze  zu  be- 
lassen, wie  es  der  französische  Generalstab  verlangt.  Außerdem  macht 
er  Einzelangaben  über  die  Mobilmachung  und  Konzentration  der  russi- 
schen Armee  (Effektivbestände,  Vorbereitungsfristen,  Aufmarschplan). 

General  Dubail  dankt  General  Gilinsky  für  die  Offenheit  seiner 
Darlegungen  über  den  gegenwärtigen  Stand  der  russischen  Vorbe- 
reitung und  erklärt  sich  vollkommen  befriedigt  von  einer  Offensive, 
die  gleich  nach  dem  15.  Tage  einsetzen  wird,  und  die  imstande  wäre, 
mindestens  5  bis  6  deutsche  Armeekorps  an  der  ostpreußischen  Grenze 
festzuhalten. 

Artikel  4 

Die  Chefs  der  Generalstäbe  nehmen  ohne  Änderung  die  sechs 
ersten  Paragraphen  der  Bemerkungen  an,  die  Artikel  4  der  Konferenz 
von  1910  betreffen  und  die  folgendermaßen  lauten: 
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Die  Konferenzteilnehmer  nehmen  einstimmig  die  folgenden  Punkte 
an :  '  • 

I.  die  Konferenzen  zwischen  den  beiden  Generalstabschefs  sollen 
periodisch  und  grundsätzlich  alljährlich  stattfinden; 

II.  außerdem  wird  man  sich  jedesmal  verständigen,  wenn  einer  der 
Generalstäbe  dies  wünscht; 

III.  das  Protokoll  der  Konferenz  wird  der  Zustimmung  der  Re- 
gierung jedes  Landes  mit  dem  Ersuchen  der  Unterzeichnung  durch 
den  Kriegsminister  und  den  Ministerpräsidenten  unterbreitet  werden, 
so  daß  die  Generalstabschefs  der  verbündeten  Armeen  sich  auf  dieses 
Schriftstück  bei  der  Ausführung  der  wünschenswerten  Verbesserungen 
werden  stützen  können; 

IV.  der  Austausch  von  gegenseitigen  Auskünften  zwischen  den 
Generalstäben  soll  in  einer  zusammenhängenderen  und  vollständigeren 
Weise  erfolgen. 

Insbesondere  wird  man  sich  vor  jeder  Konferenz  über  die  Fragen 
verständigen,  die  geprüft  werden  sollen. 

Die  Generalstabschefs  bestehen  vor  allem  darauf,  daß  die  Kon- 
ferenzprotokolle der  Ratifikation  der  beiderseitigen  Regierungen  unter- 
breitet werden. 

,Was  die  Mittel  und  Wege  zur  Ermöglichung  gegenseitiger  Ver- 
ständigung in  Kriegszeiten  anbetrifft,  sind  die  Konferenzteilnehmer  ein- 
verstanden, daß  der  drahtlosen  Telegraphie  der  Vorzug  gegeben 
werden  muß. 

Die  Linie  Paris— Bobrouisk  funktioniert  in  beiden  Richtungen  auf 
befriedigende  Weise.  Gleichwohl  ist  es  wünschenswert,  auf  der  Station 
Bobrouisk  stärkere  Apparate  aufzustellen,  um  einer  systematischen 
Störung  entgegenzutreten. 

Die  Station  Sebastopol  funktioniert  nicht  regelmäßig.  Der  russische 
Generalstab  erklärt,  daß  die  Absicht  besteht,  sie  völlig  der  Marine 
zu  überlassen,  der  sie  gehört,  und  die  sie  für  ihren  eigenen  Dienst 
beinahe  ohne  Unterbrechung  in  Anspruch  nimmt,  und  daß  weiterhin 
die  Absicht  besteht,  am  Ufer  des  Schwarzen  Meeres,  und  zwar  an  einem 
anderen  Orte  als  Sebastopol,  eine  andere  Station  zu  errichten,  die  aus- 
schließlich Kriegszwecken  dienen  soll. 

Die  Friedenschiffern  werden  seit  1911  benützt.  General  Dubail 
bringt  zur  Kenntnis,  daß  die  Kriegschiffern  wahrscheinlich  in  einem 
Monat  fertiggestellt  sein  werden. 

Die  Konferenzteilnehmer  sind  der  Meinung,  daß  zu  Beginn  des 
nächsten  Oktobers  die  technischen  Mitglieder  der  franko-russischen  Kom- 
mission wieder  einzuberufen  seien,  um  an  Ort  und  Stelle  die  Einzel- 
maßnahmen zu  studieren,  die  zu  ergreifen  sind,  damit  die  vier  Stationen 
Bobrouisk,  Paris,  Schwarzes  Meer,  Bizerta  einen  sicheren  Dienst  ge- 
währieisten.  Diese  technische  Kommission  sollte  ihre  Sitzungen  zuerst 
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in  Bobrouisk  und   dann   in   der   Krim   abhalten;   hernach  kcjnnte   man 
sie  in  Paris  und  Bizerta  fortsetzen,  wenn  dies  notwendig  sein  sollte. 

Die  anderen  Mittel,  die  man  für  Kriegszeiten  zur  gegenseitigen 
Verständigung  vorgesehen    und    organisiert    hat,    sind    folgende: 

I.  Geheime  Kuriere,  die  den  Dienst  zwischen  Belgien  und  Dänemark 
versehen.  Es  ist  jetzt  beabsichtigt,  diese  Verbindung  über  England 
und  Dänemark  herzustellen. 

II.  Telegraphische  Verbindung  über  die  Vereinigten  Staaten  von 
Nordamerika  und  über  den  Stillen  Ozean  oder  über  das  Mittelländische 
Meer  und  die  Türkei. 

Der  Gedanke  eines  direkten  Kabels  zwischen  Frankreich  und  Ruß- 
land ist  aufgegeben.  Ebenso  wie  die  Verbindung  durch  Brieftauben. 

Artikel  5 

Die  gleichen  Bemerkungen  wie  bei  der  Konferenz  von  IQIO,  die 
folgendermaßen  lauteten: 

„Die  Konferenzteilnehmer  sind  einig,  daß  der  Artikel  5  die  Ver- 
tragschließenden verpflichtet,  nicht  nur  keinen  Einzelfrieden  zu  schließen, 
sondern  auch  weder  die  Kriegsoperationen  einzeln  einzustellen  noch 
einzeln  einen  Waffenstillstand  abzuschließen.*' 

Artikel  6 

Der  Artikel  6  bleibt  aufgehoben. 

In  Übereinstimmung  mit  dem  diplomatischen  Abkommen  vom 
August  1899,  das  unter  Kapitel  I  der  Unterredung  vom  2.  Juli/ 
19.  Juni  1900  erwähnt  wird,  soll  die  Konvention  für  die  gleiche  Zeit- 
dauer gelten  wie  die  diplomatischen  Abkommen,  die  augenblicklich  in 
Kraft  sind  und  deren  Ergänzung  sie  bildet. 

Artikel? 
Keine  Bemerkungen. 

Unterzeichnet: 

Der  Generalstabschef  der  russischen  Armee 
J.  Gilinsky 

Der  Generalstabschef  der  französischen  Armee 
Dubail 

Gesehen: 

Der  Kriegsminister 

M  e  s  s  i  m  y 
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118  Der  nissische  Botschafter  in  Paris  an  den 

russischen  Botschafter  in  London 

Telegramm  Nr.  114  Paris,  den  26.  Augnst/8.  September  IQll 

Gestern  hat  Kiderlen  mündlich  Cambon  die  Hauptpunkte  des 
deutschen  Gegenprojekts,  dessen  Text  noch  nicht  endgültig  feststeht, 
mitgeteilt;  der  Text  wird  ihm  heute  oder  morgen  übergeben  werden. 
Cambon  hat  diese  Punkte  aus  dem  Gedächtnis  niedergeschrieben  und 
sie  hertelegraphiert.  Sie  betreffen  namentlich  die  künftige  Lage  Frank- 
reichs in  Marokko  und  die  Garantien  für  die  ökonomischen  Interessen 
Deutschlands  in  diesem  Lande.  Die  Frage  der  Grenze  der  territorialen 
Abtretungen  hat  Kiderlen  nicht  berührt,  er  hat  nur  gesagt,  daß  seiner 
Überzeugung  nach  diese  Frage  keine  unüberwindlichen  Hindemisse 
schaffen  werde. 

Der  Text  des  deutschen  Gegen  pro  jektes  wird  hier  mit  Kurier 
nicht  vor  Sonntag  erwartet. 

Is  wolski 


119  Der  stellvertretende  nxssische  Aiißenminister  an  den 

russischen  Botschafter  in  London 

Telegramm  Nr.  1209 

St.  Petersburg,  den  28.  August/10.  September  1911 

Ich  telegraphiere  nach  Paris:  Der  französische  Botschafter,  der 
mich  gestern  besuchte,  machte  mir  im  Namen  seiner  Regierung  folgende 
Mitteilung:  Das  Gerücht  von  einem  Ultimatum  Frankreichs  an  Spanien 
wegen  der  von  Spanien  beabsichtigten  Besetzung  von  Ifni  ist  falsch. 
Allerdings  hat  der  Botschafter  in  Madrid  die  Frage  in  etwas  ent- 
schiedener Form  berührt,  aber  das  geschah  erst,  nachdem  die  spanische 
Regierung  mehrfach  darauf  gedrungen  hatte,  die  Verhandlungen  fort- 
zusetzen. Leider  hat  die  spanische  Regierung  obigen  Schritt  falsch  aus- 
gelegt. Jedenfalls  —  fügte  Louis  hinzu  —  hätte  die  Regierung  der 
Republik  unter  keinen  Umständen  einen  entscheidenden  Schritt  getan, 
ohne  uns  vorher  zu  benachrichtigen. 

Ich  dankte  dem  Botschafter  für  die  Mitteilung  und  sagte,  daß  die 
Wendung  der  französisch-spanischen  Verhandlungen  und  das  Vorgehen 
Frankreichs  in  einem  so  kritischen  Moment,  da  jeder  unvorsichtige 
Schritt  einen  weiteren  Trumpf  in  die  Hände  Deutschlands  spielen 
könnte,  uns  einigermaßen  verwundert  hätte. 

Louis  antwortete,  er  sei  in  dieser  Frage  ganz  meiner  Ansicht. 

Nerato  w 
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Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den  12( 

russischen  Botschafter  in  London 
Telegramm  Nr.  116  Paris,  den  30.  August/l  2.  September  1911 

Ich  telegraphiere  ins  Ministerium :  Die  Kenntnis  des  vollen  Textes 
der  deutschen  Antwort  hat  hier  die  ersten  Eindrücke,  die  mein  Tele- 
gramm 144  darlegt,  noch  verstärkt.  Kiderlen  sucht  in  seinem  Oegen- 
projekt  einerseits  durch  eine  Reihe  von  Vorbehalten  und  Anmerkungen 
zu  den  Artikeln  des  französischen  Projektes  nach  Möglichkeit  die  poli- 
tische Freiheit  der  Aktion  Frankreichs  in  Marokko  einzuschränken, 
und  andererseits  nicht  nur  gleiche  wirtschaftliche  Garantien  für  alle 
Mächte,  sondern  auch  Privilegien  zum  Vorteil  Deutschlands  zu  erhalten. 
Dies  tritt  besonders  klar  in  dem  Artikel  hervor,  der  die  Eisenbahnen 
betrifft.  Deutschland  schlägt  vor,  Marokko  in  zwei  Zonen  zu  teilen: 
in  eine  nördliche,  in  der  Frankreich  70  Grad  und  Deutschland  30  Grad 
haben  soll,  und  in  eine  südliche,  in  der  wiederum  Deutschland  70  Grad 
und  Frankreich  30  Grad  erhält.  De  Selves  sagte  mir,  daß  eine  solche 
Wendung  der  Frage  für  Frankreich  ganz  unannehmbar  sei.  Wenn 
Frankreich  zu  territorialen  Abtretungen  bereit  gewesen  sei,  so  sei  es 
dies  doch  nur  gewesen,  um  volle  Aktionsfreiheit  in  Marokko  zu  er- 
halten, worauf  Kiderlen  ursprünglich  vollkommen  eingegangen  sei.  Wenn 
Frankreich  als  Resultat  der  Vereinbarung  wieder  die  früheren  Be- 
schränkungen und  Schwierigkeiten  erfahren  solle,  so  verliere  die  terri- 
toriale Abtretung  jeden  Sinn.  Was  das  vorgeschlagene  Eisenbahnkondo- 
minium  betreffe,  so  könne  Frankreich  nicht  darauf  eingehen,  schon 
weil  dadurch  die  allgemeine  politische  Gleichheit  und  die  Interessen 
Dritter  verletzt  würden. 

Nachdem  ich  mit  de  Selves  sorgfältig  die  deutsche  Denkschrift 
gelesen  hatte,  sagte  ich  ihm,  daß  meiner  Überzeugung  nach  sich  ein 
weites  Feld  für  weitere  Verhandlungen  biete,  und  daß  in  vielen  Punkten 
Verständigungsformeln  zu  finden  seien. 

De  Selves  stimmte  mir  zu  und  versicherte,  daß  er  durchaus  für 
Fortsetzung  der  Verhandlungen  eintrete.  Die  Instruktion  für  die  Ant- 
wort Cambons  wird  dieser  Tage  im  Ministerrat  erwogen  werden  und 
Ende  der  Woche  in  Berlin  eintreffen. 

Mit  dem  Kurier  am  Donnerstag  ist  eine  lange  Analyse  der  deut- 
schen Denkschrift  abgegangen.  Iswolski 

Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den  121 

russischen  Botschafter  in  London 
Telegramm  Nr.  IIS  Paris,  den  31.  August/13.  September  191 1 

Ich  telegraphiere  ins  Ministerium:  Der  Ministerrat  hat  gestern  den 
Text  der   französischen   Antwort   festgestellt,   die   heute  oder   morgen 
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nach  Berlin  abgeht.  Die  französische  Regierung  besteht  auf  Ausschlie- 
ßung aller  Beschränkungen  ihrer  politischen  Aktionsfreiheit  in  Marokko 
und  ist  nur  unter  dieser  Voraussetzung  bereit,  materielle  Opfer  zu 
bringen.  Frankreich  kommt  den  deutschen  Forderungen,  die  dahin 
zielen,  allen  Mächten  rein  ökonomische  Freiheit  und  Gleichheit  zu 
gewähren,  weit  entgegen.  Unbedingt  abgelehnt  wird  der  Versuch, 
unter  dem  Schein  eines  französisch-deutschen  Eisenbahnkondominiums 
Deutschland  besondere  Vorteile  und  Privilegien  zu  gewähren. 

De  Selves  bestätigte  mir  nochmals,  daß  er  die  Verhandlungen 
fortsetzen  wolle,  und  zwar  in  freundschaftlichstem  Ton;  er  versicherte, 
daß  ein  Abbrechen  der  Verhandlungen  unter  keinen  Umständen  auf 
Initiative  Frankreichs  erfolgen  werde. 

Eine  ausführliche  Analyse  des  deutschen  Memoirs  und  der  fran- 
zösischen Antwort  schicke  ich  morgen  durch  Kurier, 

Is  wolski 


122  Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den 

stellvertretenden  russischen  Außenminister 

Brief  Paris,  den  1./14.  September  1911 

Sehr  geehrter  Anatol  Anatoliewitsch! 
Dank  für  Ihren  interessanten  Brief!  Wie  Sie  in  meinen  Berichten 
sehen  werden,  bleibt  die  Lage  hier  fortgesetzt  sehr  beunruhigend  und 
gespannt.  Ich  bemühe  mich  mit  allen  Kräften,  auf  die  französischen 
Minister  mäßigend  einzuwirken.  Ich  habe  mit  H.  de  Selves  alle  Artikel 
des  deutschen  Gegenprojekts  durchgelesen  und  habe  ihn  dazu  ge- 
bracht, mehrere  Punkte  anzunehmen,  oder  bezüglich  dieser  Punkte 
ein  versöhnlicheres  Gegenprojekt  zu  formulieren.  Aber  in  der  Funda- 
mentalfrage über  die  wirtschaftlichen  Privilegien,  die  Deutschland  unter 
der  Form  eines  französisch-deutschen  Kondominiums  bezüglich  der 
Eisenbahnbauten  verlangt,  hat  die  französische  Regierung  trotz  meines 
Rates,  irgendeine  mittlere  Formel  ausfindig  zu  machen,  sich  für  eine 
kategorische  Ablehnung  entschieden.  Indessen  glaube  ich,  daß  dies 
nicht  die  Möglichkeit  weiterer  Verhandlungen  ausschließt,  und  H. 
de  Selves  hat  mir  versprochen,  daß  die  Initiative  zum  Abbruch  der 
Besprechungen  nicht  von  Frankreich  ausgehen  werde.  Die  Antwort 
Frankreichs  wird  diesen  Abend  in  Berlin  eintreffen  und  Kiderlen  wahr- 
scheinlich morgen  überreicht  werden.  Gegen  Mitte  der  nächsten  Woche 
erwartet  man  hier  Deutschlands  Gegenantwort.  Hierdurch  wird  eine 
Pause  von  fünf  oder  sechs  Tagen  eintreten,  die  ich  zu  einem  Besuch 
meiner  Familie  in  Tegemsee  zu  benützen  beschlossen  habe.  Ich  bin 
durch  die  unerträgliche  Hitze  und  die  fortwährende  Nervenanspannung 
der  beiden  letzten  Monate  derart  erschöpft,  daß  diese  Reise  mir  tat- 
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sächlich  unentbehrlich  ist.  Ich  denke  natürlich  niciit  an  einen  längeren 
Urlaub. 

Ich  habe  nicht  umhin  gekonnt,  in  einem  meiner  Briefe  die  tatsäch- 
lich merkwürdige  Pflichtauffassung  unseres  Militärattaches,  des  Grafen 
Nostitz,  zu  berühren.  Seit  dem  Beginn  der  Krise,  also  seit  zwei  Monaten, 
war  er  benriaubt,  und  seit  seiner  Rückkehr  verläßt  er  den  Großfürsten 
Boris  Wladimirowitsch  nicht  und  interessiert  sich  offenkundig  für  nichts 
anderes  als  für  den  Aufenthalt  Seiner  Hoheit.  Auf  meine  Fragen  nach 
den  militärischen  Vorbereitungen  Frankreichs  gab  er  mir  zur  Antwort, 
daß  er  nicht  unterrichtet  sei,  und  setzte  hinzu,  die  französischen 
Generäle,  die  sich  in  Petersburg  befänden,  hätten  zweifellos  alle  nötigen 
Informationen  hierüber  gegeben.  Es  bleibt  nur  die  Frage,  zu  welchem 
Zweck  wir  hier  einen  Militärattache  haben.  Die  Militärattaches  aller 
anderen  Mächte  sind  natürlich  die  ganze  Zeit  über  hier  anwesend 
gewesen  und  haben  die  Entwicklung  der  Krise  mit  der  größten  Auf- 
merksamkeit verfolgt.  Interessant  ist  auch  die  Geschichte  der  Ein- 
ladung des  Großfürsten  zu  den  großen  Manövern.  Der  französische 
Militärattache  in  St.  Petersburg  war  gegen  diese  Einladung,  die  von  dem 
Grafen  Nostitz,  oder  richtiger  seiner  Frau,  einer  sehr  unternehmungs- 
lustigen Amerikanerin,  eingefädelt  worden  war,  die  sich  sehr  geschmei- 
chelt fühlt,  mit  einem  russischen  Großfürsten  zu  verkehren,  den  sie  in 
ihrem  Salon  und  in  ihrer  Theaterloge  auftreten  läßt.  Der  französische 
Kriegsminister  zeigte  so  w^enig  Eifer,  auf  die  Schritte  des  Grafen 
Nostitz  zu  reagieren,  und  zögerte  so  sehr  mit  der  Einladung,  daß  ich 
mich  im  Interesse  der  guten  Beziehungen  und  des  Anstandes  in  diese 
Angelegenheit  einmischen  und  darauf  bestehen  mußte,  daß  der  Wunsch 
des  Großfürsten  erfüllt  wurde.  Trotzdem  hat  das  französische  Kriegs- 
ministerium zweifellos  unterstrichen,  wie  wenig  Wichtigkeit  es  der  An- 
wesenheit eines  Offiziers  beilegt,  der  in  den  militärischen  Angelegen- 
heiten so  wenig  maßgebend  ist.  All  dies  trägt  nicht  im  entferntesten 
zur  Festigung  unseres  Prestiges  bei.  Ich  erinnere  mich  zu  gut  an  die 
schrecklichen  Folgen  des  Leichtsinns,  den  unser  Militärattache  in  Tokio 
in  der  Zeit  vor  dem  Kriege  an  den  Tag  legte,  um  mit  gutem  Ge- 
wissen das  eben  gesagte  mit  Stillschweigen  übergehen  zu  können. 
Mir  scheint,  es  wäre  nicht  überflüssig,  Suchomlinow  und  den  Chef 
des  Generalstabs  hierüber  zu  unterrichten,  aber  natürlich  in  sehr  ver- 
traulicher und  vorsichtiger  Form. 

Der  aus  Davos  zurückgekehrte  Baron  Schilling  hat  mir  sehr  tröst- 
liche Nachrichten  über  den  Gesundheitszustand  von  Sergei  Dmitrie- 
witsch  gebracht.  Nach  der  Operation  ist  eine  entschiedene  und  an- 
dauernde Besserung  eingetreten,  und  Dr.  Zurban  ist  überzeugt,  daß  der 
Kranke  vollständig  genesen  wird;  er  hält  auch  die  Rückkehr  nach 
Petersburg  nach  einer  gewissen  Zeit  für  durchaus  möglich. 

Nachdem  ich  auf  den  Urlaub  im  September  verzichtet  habe,  möchte 
ich  sehr  gerne,  wenn  sich  die   Lage  bessern  sollte,  im  Oktober  aus- 
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spannen.  Doch  hindert  mich  hieran  die  auf  diese  Zeit  anberaumte 
Konferenz  über  das  Urheberrecht.  Könnte  man  nicht  diese  Konferenz 
auf  den  November  (neuen  Stils)  verlegen?  Dies  wäre  für  mich  sehr 
bequem.  Haben  Sie  die  Güte,  mir  hierauf,  wenn  möglich,  telegraphisch 
zu  antworten. 

Ihr  aufrichtig  ergebener  und  zu  Diensten  bereiter 

I  s  w  0 1  s  k  i 


123  Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den 

russischen  Botschafter  in  London 

Telegramm  Nr.  122  Paris,  den  7./20.  September  1911 

Ich  telegraphiere  ins  Ministerium:  Hier  ist  bisher  noch  immer 
nicht  die  schriftliche  Antwort  der  deutschen  Regierung  eingetroffen,  die 
wahrscheinlich  heute  Cambon  eingehändigt  wird  und  vielleicht  erst 
morgen  oder  Donnerstag  in  Paris  eintrifft.  Trotzdem  zieht  de  Selves 
aus  dem  mündlichen  Gedankenaustausch  zwischen  Kiderlen  und  Cambon 
ziemlich  optimistische  Schlüsse.  In  einigen  sehr  wichtigen  Punkten  ist 
offenbar  eine  Verständigung  erreicht.  So  verzichtet  Deutschland  auf 
die  für  Frankreich  unannehmbaren  Forderungen,  die  in  den  Artikeln  7 
und  10  und  in  der  Anlage  zu  Artikel  7  des  deutschen  Gegenprojekts 
niedergelegt  sind.  Die  Meinungsverschiedenheiten,  die  andere  Punkte 
betreffen,  besonders  5,  6  und  11,  hofft  de  Selves  durch  eine  Ver- 
mittlungsformel zu  beseitigen.  Die  Frage  territorialer  Kompensationen 
bleibt  noch  offen.  Überhaupt  nimmt  die  Frage,  wenn  die  deutsche 
Antwort  nicht  wiederum  völlig  Unerwartetes  bringt,  eine  günstige 
Wendung.  Die  Entlassung  der  Reservisten  wird  aller  Wahrscheinlichkeit 
nach  zu  normaler  Zeit  erfolgen. 

Is  wolski 


124  Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den 

stellvertretenden  russischen  Außenminister 

Brief  Paris,   den   13./26.  September  1911 

Ich  habe  häufig  mit  Tittoni  über  Tripolis  gesprochen,  da  seine 
Ansicht  von  um  so  größerem  Interesse  ist,  als  er  die  italienische  Politik 
ganz  genau  kennt  und  einen  unbestreitbaren  Einfluß  auf  Viktor  Emanuel 
ausübt.  Er  sagte  mir,  daß  er  persönlich  die   Entwicklung  dieser  An- 
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gelegenheit  nicht  für  zwcckmäßifj  halte,  daß  er  aber  glaube,  die 
Re^ieruno-  sei  unter  dem  Druck  der  öffentlichen  Meinung  gezwungen 
gewesen,  zu  aktiven  Maßnahmen  zu  greifen.  Auf  meine  Frage,  welches 
die  Haltung  der  Verbündeten  Italiens  sein  werde,  gab  Tittoni  mir  zur 
Antwort,  daß,  wie  er  mir  vor  drei  Jahren  in  Racconigi  schon  sehr 
vertraulich  mitgeteilt  habe,  die  Abmachungen  des  Dreibundes  eine 
besondere  Bestimmung  enthielten,  nach  der  Deutschland  und  Österreich 
verpflichtet  sind,  Italien  in  Tripolis  Handlungsfreiheit  zu  lassen.  Die 
Einfügung  dieser  Bestimmung  sei  von  Italien  bei  der  letzten  Erneuerung 
des  Bundes  gefordert  worden.  Italien  werde  deshalb  auf  keinen  Wider- 
stand von  dieser  Seite  stoßen.  Was  nun  Österreich  im  besonderen 
anbetrifft,  so  glaubt  Tittoni  nicht,  daß  es  irgendeine  Kompensation, 
zum  Beispiel  in  der  albanischen  Frage,  fordern  könne,  da  zwischen 
Italien  und  Österreich  ein  Spezialvertrag  über  Albanien  bestehe,  der  die 
Tripolisfrage  nicht  berühre. 

Ich  habe  meinerseits  Tittoni  nicht  meine  Befürchtungen  verhehlt, 
daß  militärische  Maßnahmen  Italiens  in  Tripolis  auf  die  allgemeine 
Lage  im  nahen  Orient  zurückwirken  könnten.  Im  besonderen  sei  zu 
fürchten,  daß  das  gegenwärtige  Regime  in  Konstantinopel  sich  nicht 
halten  könne  und  irgendein  Balkanstaat  interveniere,  was  wieder  zu 
einem  neuen  Schritt  vorwärts  von  Seiten  Österreich-Ungarns  führen 
könne. 

Tittoni  antwortete,  daß  das  jungtürkische  Regime  sich  als  un- 
zulänglich erwiesen  habe,  und  daß  man  sein  Verschwinden,  das  voraus- 
sichtlich auch  ohne  Tripolis  eintreten  würde,  kaum  zu  bedauern  brauche. 
Was  die  Balkanstaaten  anbetreffe,  so  sei  Serbien  an  der  Aufrecht- 
erhaltung der  Türkei  interessiert;  Montenegro  könne  man  stets  zurück- 
halten, und  es  bliebe  nur  Bulgarien.  Er  wisse  aber,  daß  Rumänien  sich 
verpflichtet  habe,  keinen  bulgarischen  Angriff  auf  die  Türkei  zu  ge- 
statten. Schließlich,  fügte  er  hinzu,  sei  die  italienische  Flotte  stark 
genug,  um  die  Entsendung  türkischer  Truppen  nach  Tripolis  zu  ver- 
hindern. Die  Türkei  wird  also  ihre  militärische  Stellung  auf  dem  Balkan 
nicht  schwächen,  und  in  dieser  Beziehung  wird  keine  Änderung  der 
allgemeinen  Lage  stattfinden.  Was  nun  endlich  Österreich  betreffe,  so 
werde  es  kaum  selbständig  vorgehen,  und  eine  Intervention  von  seiner 
Seite  könne  nur  in  Verbindung  mit  den  allgemeinen  Ereignissen  auf 
dem  Balkan  stattfinden.  Deshalb  hält  es  Tittoni  für  wünschenswert,  daß 
unter  den  jetzigen  Umständen  ein  beständiger  Meinungsaustausch 
zwischen  Rom,  St.  Petersburg  und  Wien  gepflogen  wird,  da  man  nur 
hierdurch  ein  unvorhergesehenes  Vorgehen  Österreichs  verhindern  könne. 

I  s  w  o  I  s  k  i 


ir.) 


125  Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den 

stellvertretenden  russischen  Außenminister 
Brief  Paris,  den  13./26.  September  1911 

Eingetroffen  am  18.  September/1.  Oktober  1911.    Sehr  vertraulich 
Auf  dem  Original  eigenhändiger  Vermerk  Nikolaus'  IL:  ^ 
Sehr  geehrter  Herr  Anatol   Anatoliewitsch ! 

Ich  erlaube  mir,  meinen  Brief  über  Tripolis  durch  folgende,  sehr 
vertrauliche  Betrachtungen  zu  vervollständigen: 

Zunächst  werden  Sie  sich  natürlich  daran  erinnern,  daß  wir  uns 
durch  den  in  Racconigi  abgeschlossenen  Geheimvertrag  verpflichtet 
haben,  der  Handlungsfreiheit  Italiens  in  Tripolis  kein  Hindernis  in 
den  Weg  zu  legen,  wofür  Italien  uns  seinerseits  versprochen  hat,  gegen- 
über unserer  Meerengenpolitik  eine  analoge  Haltung  einzunehmen.  Aus 
diesem  Grunde  scheint  es  mir,  daß  wir  in  keinem  Falle  grundsätzliche 
Einwendungen  gegen  die  italienische  Intervention  machen  können,  und 
daß  wir  unsererseits  nur  die  Möglichkeit  haben,  zu  bestreiten,  daß  für 
das  italienische  Unternehmen  der  rechte  Augenblick  gewählt  wurde. 
Wenn  es  möglich  sein  sollte,  den  wegen  Tripolis  entstandenen  Italienisch- 
türkischen Konflikt  zu  lokalisieren,  muß  man  zugeben,  daß  ein  solches 
Ereignis  unbestreitbare  Vorteile  für  uns  hätte;  es  würde  Deutschland 
und  den  ganzen  Dreibund  in  eine  überaus  schwierige  Lage  versetzen 
und  der  Türkei  den  Irrtum  ihrer  Politik  des  Mißtrauens  uns  und  den 
Mächten   des    Dreiverbandes   gegenüber  vor   Augen    führen. 

Die  Gefahr  besteht  offensichtlich  nur  darin,  daß  der  fragliche 
Konflikt  möglicherweise  auf  die  allgemeine  Lage  der  Balkanhalbinsel 
zurückwirken  und  dort  unerwünschte  Erschütterungen  hervorrufen  kann. 
In  dieser  Hinsicht  scheinen  mir  die  optimistischen  Ansichten  H.  Tittonis 
recht  wenig  begründet  zu  sein,  und  wir  müßten  natürlich  nicht  v/enig 
Anstrengungen  daran  wenden,  um  die  Ausbreitung  des  Brandes  zu  ver- 
hindern. Andererseits  scheint  mir  der  Gedanke  des  H.  Tittoni  über 
die  Notwendigkeit  eines  dauernden  Meinungsaustausches  zwischen 
Petersburg,  Rom  und  Wien  bei  dem  augenblicklichen  Stand  der  Dinge 
für  durchaus  richtig,  und  sowohl  dem  Sinne  des  Vertrages  von 
Racconigi,  als  auch  den  Forderungen  der  augenblicklichen  politischen 
Lage  entsprechend.  In  der  Annahme,  daß  das  italienische  Vorgehen 
unvermeidlich  ist,  scheint  es  mir,  daß  wir  schon  jetzt  nicht  nur  auf 
das  beste  Mittel  zur  Sicherung  des  Friedens  und  der  Ordnung  auf  der 
Balkanhalbinsel  sinnen  müssen,  sondern  auch  darauf,  aus  den  heran- 
nahenden Ereignissen  möglichst  große  Vorteile  für  unsere  eigenen 
Interessen  zu  ziehen. 

Im  Laufe  der  letzten  Jahre  hat  sich  die  ottomanische  Regierung 
trotz  der  von  uns  der  Türkei  geleisteten  Dienste  systematisch  der  für 
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uns  ^nstigen  Lösung  verschiedener  auf  der  Tagesordnung  stehender 
Fragen  entzogen,  wie  z.  B.  im  Falle  der  Eisenbahnen  in  Kleinasien  und 
an  der  türkisch-persischen  Grenze.  Die  sich  jetzt  ergebende  Konjunktur 
scheint  mir  sehr  geeignet  für  einen  entschiedenen  Versuch  unsererseits, 
wenigstens  diese  beiden  Fragen  zu  regeln.  Außerdem  erlaube  ich  mir 
die  Ansicht  auszusprechen,  daß  wir  uns  auf  alle  Fälle  im  voraus  in 
irgendeiner  Form  eine  Erklärung  Italiens  verschaffen  müßten,  durch 
die  es  sich  zukünftig  als  an  unseren  Standpunkt  in  der  Meerengenfrage 
gebunden  erachtet,  wenn  es  seinerseits  jetzt  seine  in  dem  Abkommen 
mit  uns  vorgesehenen  Rechte  auf  Tripolis  verwirklicht.  H.  Tittoni 
versprach,  mich  in  der  gegenwärtigen  Frage  auf  dem  laufenden  201 
halten,  und  ich  werde  meine  Unterredungen  mit  ihm  fortsetzen.  Falls 
Sie  daher  auf  indirektem  Wege  Rom  etwas  wissen  lassen  wollen, 
könnte  er  in  dieser  Beziehung  als  sehr  bequemer  Kanal  dienen. 

Ich  beabsichtige  auch,  mich  in  engem  Kontakt  mit  den  hiesigen 
Vertretern  der  Balkanstaaten  zu  halten.  Der  bulgarische  Gesandte, 
H.  Stanciof,  ein  Vertrauensmann  des  Zaren  Ferdinand,  ist  immer  sehr 
gut  über  die  politischen  Pläne  des  letzteren  unterrichtet.  Der  serbische 
Gesandte,  H.  Vesnitsch,  ist  einer  der  intelligentesten  und  einfluß- 
reichsten Staatsmänner  Serbiens.  Zu  diesen  beiden  Diplomaten  habe 
ich  die  besten  Beziehungen,  und  es  wird  nötigenfalls  möglich  sein, 
sie  für  unsere  Zwecke  zu  gebrauchen. 

Genehmigen  Sie  usw. 

I  s  w  0 1  s  k  i 


Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den 
stellvertretenden  russischen  Außenminister 

Brief  Paris,  den  14./27.  September  1911 

Mein  letzter  Brief  war  schon  geschrieben,  als  ich  von  Tittoni 
erfuhr,  daß  der  italienische  Geschäftsträger  in  Konstantinopel  beauftragt 
worden  sei,  der  Türkei  zu  erklären,  daß  Italien  zur  Besetzung  von 
Tripolis  schreiten  müsse,  und  daß  von  der  türkischen  Regierung  eine 
Antwort  binnen  24  Stunden  erwartet  werde.  Tittoni  hat  im  Wider- 
spruch zu  seinen  früheren  Erklärungen  zugegeben,  daß  der  König 
und  Giolitti,  ehe  sie  diesen  Entschluß  faßten,  ihn  um  seine  Ansicht 
gefragt  hätten,  und  daß  er,  Tittoni,  nach  reiflicher  Überlegung  seine 
Zustimmung  zu  diesem  Schritte  gegeben  habe. 

Seinen  Worten  zufolge  ist  der  Schritt  Italiens  die  direkte  und 
unausbleibliche  Folge  der  Politik  Kideriens.  Da  Deutschland,  unter 
Aufgabe  der  Algecirasaktc,  die  Erklärung  des  französischen  Protek- 
torates über  Marokko  beschleunigt  und  hierbei  für  sich  selbst  Kom- 
pensationen veriangt  habe,  so  bleibe  Italien  nichts  anderes  übrig,  als 
schon  jetzt  die  Rechte,  die  es  sich  in  bezug  auf  Tripolis  vorbehalten  hat, 
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zu  verwirklichen,  weil  es  befürchten  mußte,  daß  in  Zukunft  etwa  infolge 
eines  Regierungswechsels  in  Frankreich  seine  Rechte  in  Vergessenheit 
geraten  oder  als  erloschen   erklärt  werden   könnten. 

Ich  habe  meine  Unterredung  mit  Tittoni  dazu  benutzt,  ihn  daran 
zu  erinnern,  unter  welchen  Bedingungen  wir  unsererseits  versprochen 
haben,  die  Handlungsfreiheit  Italiens  in  Tripolis  anzuerkennen.  Ich 
fragte  ihn  nur  von  mir  aus,  ob  er  nicht  glaube,  daß  Italien,  das  in 
diesem  Augenblick  zur  Ausführung  seines  Programmes  in  Tripolis 
schreite,  uns  Sicherheiten  dafür  geben  müsse,  daß  es  in  Zukunft  nicht 
vergessen  werde,  die  von  ihm  übernommenen  parallelen  Verpflichtungen 
hinsichtlich  unserer  Rechte  auf  die  türkischen  Meerengen  einzulösen. 
Tittoni  hat  bejahend  geantwortet  und  geäußert,  es  werde  leicht  sein, 
die  diesbezüglichen  Verpflichtungen  in  einer  passenden  Formel  nieder- 
zulegen. 

Is  wolski 


27  Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den 

stellvertretenden  russischen  Außenminister 

Brief  Paris,  den  14./27.  September  1911 

Sehr  verehrter  Anatol  Anatoliewitsch ! 

Wir  leben  wirklich  in  einer  tragischen  Zeit.  Seit  meinem  letzten 
Brief  haben  wir  alle  Schrecken  der  Tragödie  in  Kiew  durchgemacht. 
Für  mich  ist  der  Tod  von  P.  A.  Stolypin  ein  großer  Schmerz  gewesen, 
denn  ich  liebte  und  verehrte  diesen  edlen  und  furchtlosen  Kämpfer 
aufrichtig,  obwohl  ich  mit  ihm  in  letzter  Zeit  in  einigen  politischen 
Fragen  manchmal  nicht  einer  Meinung  war.  Ich  war  ihm  gegenüber 
stets  vollkommen  offen,  und  er  legte  meinen  Ansichten  gegenüber  eine 
stete  Duldung  an  den  Tag.  Mit  W.  N.  Kokowtzow  bin  ich  immer  völHg 
einig  gewesen,  und  ich  bin  überzeugt,  daß  man  keine  bessere  Wahl 
treffen  konnte.  Ich  sehe  nur  voraus,  daß  er  mit  großen  Schwierigkeiten 
und  großen  Intrigen  zu  kämpfen  haben  wird.  Wundern  Sie  sich  nicht, 
daß  ich  immer  wieder  die  Hoffnung  ausspreche,  Sie  in  möglichst 
enger  Fühlung  mit  ihm  zu  sehen.  Dies  ist  nötig,  sowohl  in  Ihrem  eigenen 
Interesse  wie  in  dem  der  Sache.  Ich  kann  auch  nicht  umhin,  meine 
Klagen  darüber  zu  wiederholen,  daß  ich  über  die  Berichte  unserer 
Vertreter  in  Berlin  und  London  schlecht  unterrichtet  bin.  Mit  dem  letzten 
Kurier  habe  ich  keine  Zeile  darüber  erhalten,  was  Ihnen  Benckendorff 
und  Schebeko  schreiben.  Dabei  bin  ich  genötigt,  meine  hiesigen  Ein- 
drücke nachzuprüfen,  um  zu  wissen,  in  welchem  Lichte  die  Ereignisse 
außerhalb  von  Paris  dargestellt  werden. 

In  letzter  Minute  vor  Absendung  des  Kuriers  habe  ich  Ihnen  über 
die  neuen  Verzögerungen  und  Widerstände,  die  in  den  Unterredungen 
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in  Berlin  aufgetaucht  sind,  telegraphiert.  Ich  habe  H.  de  Selvcs  in 
großer  Erregung  und  sehr  aufgebracht  gegen  Kiderlen  gefunden,  der 
in  der  Tat  in  dieser  ganzen  Angelegenheit  eine  erstaunliche  Fähigkeit 
in  der  Intrige  zeigt.  Indessen  hat  er  mir  versprochen,  die  Selbst- 
beherrschung nicht  zu  verlieren  und  die  Besprechungen  mit  aller  Ruhe 
fortzusetzen.  Ich  beende  die  Abfertigung  des  Kuriers  und  begebe  mich 
zum  Bahnhof,  um  auf  einige  Tage  nach  Tegernsee  zur  Familie  zu  fahren 
und  meinen  Sohn,  den  Studenten,  nach  Petersburg  abzufertigen. 

I  s  vv  o  1  s  k  i 


Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den  128 

russischen  Botschafter  in  London 

Telegramm  Nr.  128  Paris,  den  15./28.  September  1911 

Ich  telegraphiere  ins  Ministerium:  Aus  den  heute  eingetroffenen 
Berichten  Cambons  kann  man  schließen,  daß  fast  in  allen  Punkten 
eine  Vereinbarung  erzielt  ist.  Eine  Meinungsverschiedenheit  besteht 
noch  in  der  Frage  der  Abgaben  und  Zölle  von  Mineralgruben  und  über 
die  Konsular-Gerichtsbarkeit.  Speziell  in  betreff  des  zweiten  Punktes 
weigert  sich  Kiderlen,  die  französische  Formulierung  anzunehmen.  Es 
werden  in  Paris  neue  Vorschläge  ausgearbeitet,  die  Angriffe  von  Seiten 
der  Presse  hervorrufen  können;  de  Selves  verspricht  jedoch,  die  Ver- 
handlungen ruhig  fortzusetzen. 

I  s  w  o  1  s  k  i 


Der  stellvertretende  russische  Außenminister  129 

an  den  russischen  Botschafter  in  Paris 

Telegramm  Nr.  1356 

St.  Petersburg,  den  18.  September/1.  Oktober  1911 

Ich  telegraphiere  nach  Athen: 

Schebunin  macht  Mitteilung  von  der  bevorstehenden  Eröffnung 
des  Parlaments  und  äußert  seine  Befürchtungen,  der  Krieg  könnte  den 
Deputierten  zum  Vorwand  dienen,  die  Frage  eines  Anschlusses  erneut 
aufzurollen  und  Deputierte  in  das  Athenische  Parlament  zu  entsenden. 
Wir  hoffen  sehr,  daß  es  die  griechische  Regierung  verstehen  wird, 
auch  in  diesem  Falle  den  Verdacht  der  Vorschubleistung  von  sich 
fernzuhalten,  um  nicht  das  Mißtrauen  der  Türkei  zu  erregen,  um  so 
mehr,  als  die  militärischen  Kräfte,  die  sie  soeben  gesammelt  hat,  und 
die  kaum  gegen  Italien  zur  Verwendung  kommen  werden,  der  Türkei 
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ein  besonderes  Gewicht  bei  Entscheidung  der  Balkanfragen  geben 
und  geeignet  erscheinen,  Griechenland  mit  einer  unmittelbaren  Gefahr 
zu  bedrohen.  Neratow 


130  Der  russische  Geschäftsträger  in  Paris  an  den 

stellvertretenden  russischen  Außenminister 
Geheimtelegramm  Nr.  131       Paris,  den  20.  September/3.  Oktober  1911 

Im  Gespräch  mit  Bapst  berührte  ich  unter  anderem  auch  den 
Inhalt  Ihres  Telegramms  Nr.  1357.  Der  Gesichtspunkt  erschien  ihm 
so  bemerkenswert,  daß  er  mich  sofort  bat,  bei  de  Selves  vorzusprechen. 
Dieser  trug  mir  auf,  Sie  von  der  Übereinstimmung  seiner  Anschauung 
mit  der  Ihrigen  zu  unterrichten,  was  die  Unmöglichkeit  betrifft,  eine 
andere  Grundlage  zu  weiteren  Verhandlungen  zwischen  den  Krieg- 
führenden zu  finden,  als  die  Okkupation  von  Tripolis  durch  Italien. 
Er  telegraphierte  gestern  nach  Petersburg  und  London  und  bat  die 
französischen  Vertreter,  die  Meinung  unserer  und  der  englischen  Re- 
gierung in  dieser  Frage  zu  ermitteln,  wobei  er  darauf  hinwies,  daß 
die  Verabredung  eines  gemeinsamen  Aktionsplanes  erwünscht  sei.  Der 
Minister  besteht  darauf,  daß  diese  vorausgehende  internationale  Ver- 
abredung im  Hinblick  auf  Deutschlands  Anstrengungen  eilig  sei,  das  sich 
bemühe,  in  Konstantinopel  die  Basis  für  eine  Vermittelungsaktion  zu 
finden,  um  seine  dort  erschütterte  Position  zu  festigen.  Der  hiesige 
türkische  Botschafter  hat  de  Selves  eine  der  Ihnen  von  Turkhan  unter- 
breiteten analoge  Bitte  überreicht,  auf  Italien  einen  Druck  auszuüben, 
damit  es  die  türkischen  Vorschläge  annehme.  Der  Minister  antwortete, 
daß  er  zwar  aufrichtig  bestrebt  sei,  die  friedlichen  Beziehungen 
wiederherzustellen,  daß  er  es  aber  für  unmöglich  halte,  im  gegen- 
wärtigen Moment  mit  welchen  Vorschlägen  auch  immer  in  Rom  vor- 
stellig zu  werden.  Er  hält  es  für  notwendig,  mit  Rifaat  in  naher  Be- 
rührung zu  bleiben,  in  der  Hoffnung,  die  ottomanische  Regierung  durch 
seine  Vermittelung  gegenüber  der  Unvermeidlichkeit  einer  Okkupation 
von  Tripolis  durch  Italien  zu  größerer  Nachgiebigkeit  zu  bewegen.  Dem 
französischen  Botschafter  Bompard  ist  vorgeschrieben,  unverzüglich  nach 
Konstantinopel  zurückzukehren.  D  e  m  i  d  o  w 


131  Der  russische  Geschäftsträger  in  Paris  an  dzn 

stellvertretenden  russischen  Außenminister 
Telegramm  Nr.  133  Paris,  den  22.  September/5.  Oktober  1911 

Aus  der  heutigen   Besprechung  mit   Bapst   habe  ich   den  Schluß 
gezogen,  daß  die  französisch-deutschen  Verhandlungen  über  Marokko 
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sich  noch  in  die  Länge  zu  ziehen  drohen,  und  zwar  wegen  der  deut- 
schen Nörgeleien  wie  auch  der  gestrigen  aufgeregten  Stimmung 
Kiderlens. 

De  m  i  d  o  w 


Der  stellvertretende  russische  Außenminister 
an  den  russischen  Botschafter  in  Paris 

Ganz  geheim 

Brief  Nr.  631  St.  Petersburg,  den  22.  Scptember/5.  Oktober  1911 

An  Seine  Exzellenz  A.  P.  Iswolski 

Sehr  geehrter  Alexander  Petrowitsch ! 

Es  besteht  bereits  kein  Zweifel  mehr,  daß  die  französisch-deutschen 
Besprechungen  über  Marokko  sich,  wenn  auch  langsam,  einem  günstigen 
Ende  nähern.  Zugleich  wird  ihr  Abschluß  anscheinend  eine  solche 
Form  annehmen,  daß  die  anderen  Mächte,  die  an  den  in  den  Be- 
sprechungen berührten  Fragen  interessiert  sind,  sich  den  angenommenen 
Beschlüssen  nur  werden  „anschließen"  und  ihre  Zustimmung  dazu 
erteilen  können. 

Da  wir  durch  genau  festgelegte  Beziehungen  mit  Frankreich  ver- 
bunden sind  und  nur  wenig  Interesse  am  Nordwesten  Afrikas  haben, 
ist  es  klar,  daß  wir  im  voraus  allem  zustimmen  werden,  was  Frankreich 
in  diesen  Verhandlungen  mit  Deutschland  beschließen  wird.  Aber  das 
gibt  uns,  wie  mir  scheint,  berechtigten  Anlaß,  zu  hoffen,  daß  Frankreich 
sich  moralisch  verpflichtet  fühlen  wird,  uns  bei  gegebener  Gelegenheit 
mit  gleicher  Münze  zu  zahlen,  und  von  vornherein  auf  eine  Opposition 
oder  Einmischung  in  solche  Fragen  zu  verzichten,  an  denen  Frankreich 
weniger  interessiert  ist,  während  wir  an  ihnen  ein  wesentliches  Interesse 
haben.  Zu  diesen  Fragen  gehören  zwei  von  besonders  ausgeprägtem 
Charakter,  nämlich  die  der  „Meerengen"  und  die  der  „Mandschurei". 

Weit  entfernt  davon,  Frankreich  bezüglich  der  Meerengen  durch 
irgendein  konkretes  Versprechen  für  eine  bestimmte  Zukunft  binden 
zu  wollen,  halten  wir  es  doch  für  zeitgemäß,  uns  der  Zustimmung 
unseres  Verbündeten  zu  versichern,  daß  er  sich  unserem  Standpunkt 
und  unseren  etwaigen  Schritten  in  dem  Augenblick  nicht  widersetzt, 
wo  wir  es  für  nötig  erachten  werden,  in  unseren  Fragen  zu  bestimmten 
Besprechungen  und  vielleicht  sogar  Handlungen  überzugehen. 

Ich  nehme  an,  daß  man  dem  Abkommen  über  die  Meerengen  in 
Anlehnung  an  die  mit  Italien  in  Racconigi  ausgetauschten  Formu- 
lierungen, die  nunmehr  mit  größter  Genauigkeit  festgelegt  werden 
müßten,  die  Form  von  Briefen  zwischen  den  beiden  Ministern  des 
Äußeren,  ungefähr  in  der  Art  des  hier  beigefügten  Entwurfes,  geben 
könnte. 

löö 


Bezüglich  der  mandschurischen  Angelegenheit  werde  ich  mich 
in  einem  besonderen  Schreiben  unter  demselben  Dahim  ausführhcher 
auslassen. 

Wollen  Sie  bitte  bei  der  ersten  Gelegenheit  der  Regierung  der 
Republik  unsere  oben  dargelegten  Erwartungen  zur  Kenntnis  bringen 
und  mich  zu  gegebener  Zeit  von  dem  Qang  Ihrer  Unterhaltung  über 
diese  Sache  telegraphisch  unterrichten. 

Genehmigen  Sie  usw. 

N  e  rate w 


133  Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den 

stellvertretenden  russischen  Außenminister 

Telegramm  Paris,  den  25.  September/8.  Oktober  1911 

Der  französische  Außenminister  stimmt  mit  Ihnen  völlig  darin 
überein,  daß  eine  Vermittlung  erst  möglich  sein  wird,  wenn  man  in 
Konstantinopel  die  Notwendigkeit  erkannt  hat,  sich  auf  den  Stand- 
punkt des  italienischen  Ultimatums  zu  stellen,  d.  h.  wenn  die  Türkei 
den  Grundsatz  der  Okkupation  von  Tripolis  annehmen  wird.  Anderer- 
seits glaubt  er,  daß  es  nicht  im  Interesse  Rußlands,  Frankreichs  und 
Englands  liegt,  Deutschland  die  Vermittlerrolle  zu  überlassen,  und  daß 
die  drei  Ententemächte  die  erste  Gelegenheit  benutzen  sollten,  um 
gemeinsam  diese  Rolle  zu  übernehmen.  Aus  den  Berichten  Bompards 
geht  jedoch  hervor,  daß  unser  Botschafter  einseitig  Friedensverhand- 
lungen vorgeschlagen  hat,  wobei  die  Möglichkeit  der  Erhaltung  tür- 
kischer Garnisonen  in  Tripolis  ins  Auge  gefaßt  wird.  In  Paris  ist  man 
überzeugt,  daß  Italien  einen  derartigen  Vorschlag  kategorisch  ablehnen 
wird.  Der  französische  Außenminister  schlägt  vor,  daß  der  russische, 
französische  und  englische  Botschafter  in  Konstantinopel  beauftragt 
werden,  sich  stets  untereinander  zu  verständigen  und  keinen  Schritt 
ohne  vorherige  Einigung  zu  unternehmen.  Ich  bitte  Sie,  mir  Instruk- 
tionen zu  geben,  damit  ich  de  Selves  antworten  kann. 

I  s  w  o  1  s  k  i 


134  Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den 

russischen  Botschafter  in  London 

Telegramm  Nr.  135  Paris,  den  25.  September/8.  Oktober  1911 

Ich  telegraphiere  ins  Ministerium :  Man  hofft  Ende  nächster  Woche 
die  Marokkoverhandlungen  abzuschließen,  dann  wird  man  an  die 
Kongofrage  herantreten.  Leider  hat  der  schleppende  Gang  der  Ver- 
handlungen  dahin   geführt,    daß    in    Frankreich    eine   tätige    Agitation 
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gegen  territoriale  Abtretungen  entstanden  ist.  Die  olfentliclie  Meniung 
protestiert  namentlich  gegen  Abtretung  des  rechten  Ufers  des  Kongo 
und  gegen  die  Trennung  Gabuns  von  Ubanga.  De  Selvcs  ist  sichtlich 
besorgt,  und  ich  schliefe  aus  dem,  was  er  sagt,  daß  er  unter  dem 
Einfluß  der  erwähnten  Agitation  sich  bemühen  wird,  Modifikationen 
der  ursprünglichen  französischen  Angebote  zu  erreichen.  Ich  glaube 
daher,  daß  ein  rascher  und  glatter  üang  der  Verhandlungen  nicht  zu 

^'■^^■"'■*^"  '^^^-  Iswolski 

Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den  135 

stellvertretenden  russischen  Außenminister 

Sehr  vertraulich  Paris,  den  26.  Scptember/9.  Oktober  IQll 

Brief 

Auf  dem  Original  eigenhändiger  Vermerk  Nikolaus'  II. 
Sehr  geehrter  Anatol  Anatoliewitsch! 
Ich  bin  sehr  glücklich,  daß  mein  Gedanke  einer  Festlegung  der 
italienischen  Verpflichtungen  betreffs  der  Meerengen  von  Ihnen  mit 
Sympathie  aufgenommen  wird.  Gleich  nach  Empfang  Ihres  Briefes 
habe  ich  H.  Tittoni  veranlaßt,  in  konkretere  Besprechungen  einzutreten, 
und  habe  ihm  den  von  Ihnen  ausgearbeiteten  Entwurf  eines  Briefes 
des  italienischen  Ministers  des  Äußeren  an  den  russischen  Minister 
des  Äußeren  unterbreitet.  H.  Tittoni  hat  nicht  nur  dem  von  Ihnen 
vorgeschlagenen  Verfahren  zugestimmt,  sondern  mir  auch  seine  An- 
sicht ausgesprochen,  daß  ihm  der  genannte  Entwurf  völlig  annehmbar 
scheine  und  daß  er,  wenn  er  Minister  des  Äußeren  wäre,  nicht  zögern 
würde,  ihn  zu  unterzeichnen.  Er  schrieb  nach  meinem  Diktat  einen 
Briefentwurf  und  versprach,  diesen  entweder  selbst  nach  Rom  zu  brin- 
gen oder  ihn  durch  einen  Kurier  dorthin  zu  schicken.  Er  zieht  den 
ersteren  Weg  vor,  da  er  ihm  die  Möglichkeit  geben  würde,  dem  König 
und  den  Herren  Giolitti  und  San  Giuliano  mündlich  die  Gründe  dar- 
zulegen, die  für  die  Erfüllung  unseres  Wunsches  sprechen.  Der  Zeit- 
punkt seiner  Reise  nach  Rom  hängt  von  dem  Ende  der  Tripoliskrise 
ab.  Wenn  die  Krise  sich  hinzieht,  wird  er  die  besagten  Gründe  brief- 
lich darlegen.  In  beiden  Fällen  ist  er  der  bejahenden  Antwort  des 
Königs  und  seiner  Minister  sicher. 

Ihr  ergebenster  Iswolski 

Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den  136 

russischen  Botschafter  in  Lx)ndon 
Telegramm  Nr.  139  Paris,  den  28.  September/11.  Oktober  1911 

Ich  telegraphiere  ins  Ministerium:  Die  Berichte  Cambons  ergeben, 
daß  eine  Verständigung  über  alle  Punkte  erreicht  ist.  Noch  steht  die 
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Festlegung  und  die  genauere  Bestimmung  einiger  Auslegungen  aus, 
worüber  Briefe  zwischen  Kiderlen  und  Cambon  ausgetauscht  werden 
sollen.  Am  10.  Oktober  abends  sind  die  Instruktionen  wegen  der 
territorialen  Abtretungen  an  Cambon  abgegangen.  Die  Agitation  gegen 
Abtretungen  wird  von  Politikern  wie  Clemenceau  und  Briand  ge- 
fördert. Unter  diesem  Druck  zieht  de  Selves  zwar  nicht  formell  die 
früheren  Zusagen  zurück,  sucht  aber  wesentliche  Änderungen  zu  er- 
reichen, namentlich  die  Ausscheidung  einer  neutralen  Zone,  die  die 
Verbindung  zwischen  Gabun  und  Ubanga  sichert.  Die  Lage  kom- 
pliziert sich  durch  den  bevorstehenden  Zusammentritt  der  Kammern. 
De  Selves  ist  deshalb  sehr  in  Sorgen  und  sieht  große  Schwierigkeiten 
kommen. 

I  s  w  o  1  s  k  i 


137  Der  stellvertretende  russische  Außenminister 

an  den  russischen  Botschafter  in  Paris 

Telegramm  Nr.  1450 

St.  Petersburg,  den  28.  September/11.  Oktober  1911 

Unter  Bezug  auf  mein  Schreiben  Nr.  632. 

Tscharykow  hat  die  vorbereitenden  Schritte  unternommen  und 
sich  vertrauUch  mit  dem  französischen  Botschafter  ausgesprochen,  der 
zugegeben  hat,  daß  der  Zeitpunkt  für  die  Aufnahme  von  Unterhand- 
lungen sowohl  wegen  der  Eisenbahnen  wie  auch  der  Meerengen  günstig 
sei.  Bompard  hat  die  Solidarität  mit  Großbritannien  als  notwendig 
anerkannt.  Das  läßt  vermuten,  daß  zwischen  Frankreich  und  England 
vielleicht  ein  Sonderabkommen  in  der  Frage  der  Meerengen  besteht. 
Wenn  es  im  Laufe  Ihrer  Besprechung  mit  der  französischen  Regierung 
möglich  ist,  diese  Seite  der  Angelegenheit  aufzuzählen,  so  telegraphieren 
Sie  bitte  zwecks  neuer  Instruktionen  für  Tscharykow. 

N  e  r  a  t  o  w 


138  Der  stellvertretende  russische  Außenminister 

an  den  russischen  Botschafter  in  Paris 

(Mitgeteilt  nach  Konstantinopel) 

Geheimtelegramm  Nr.  1455 
Chiffriert 

St.  Petersburg,  den  28.  September/11.  Oktober  1911 

Der  französische  Geschäftsträger  hat  mich  im  Auftrage  von  de  Sel- 
ves über  die  Bedeutung  der  von  Tscharykow  gegenüber  Bompard  ge- 
machten Erklärungen  in  der  Angelegenheit  der  Meerengen  befragt.  Ich 
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habe  ihn  auf  i\cn  besonderen  Wert  hingewiesen,  den  die  Meerengen 
für  uns  haben,  auf  die  Notwendigkeit,  unser  Interesse  an  ihnen  wahrzu- 
nehmen, und  auf  die  besondere  Wichtigkeit,  die  für  uns  die  Aufrecht- 
erhaltung der  türkischen  Souveränität  über  sie  in  diesem  AugenbMck 
hat.  Da  wir  es  für  wünschenswert  hielten,  vor  allem  der  französischen 
Regierung  unseren  Standpunkt  darzulegen,  hätten  wir  uns  durch  Ihre 
Vermittlung  an  das  Kabinett  von  Paris  gewandt,  um  uns  über  seine 
Stellungnahme  in  dieser  Frage  zu  unterrichten.  Wir  gingen  dabei  von 
der  Überzeugung  aus,  dafi  Frankreich  unserem  Wunsch  nach  Aner- 
kennung unserer  speziellen  Interessen  in  der  Meerengenfrage  mit  Sym- 
pathie begegnen  werde.  Erst  daraufhin  würden  wir  die  Frage  zu 
prüfen  haben,  in  welcher  Richtung  wir  die  Angelegenheit  in  Zukunft 
verfolgen  sollten.  Wir  beabsichtigten  hierbei,  zuerst  das  Terrain  in 
Konstantinopel  zu  sondieren,  indem  wir  uns  in  der  besonderen  Frage 
des  Rechtes  der  Durchfahrt  russischer  Kriegsschiffe  durch  die  Meer- 
engen auf  Frankreich  stützen  wollten.  Wir  dächten  nicht  daran,  irgend- 
eine prinzipielle  Frage  in  Verbindung  mit  einer  Revision  der  Verträge 
aufzuwerfen,  sondern  trachteten  nur  nach  Verbesserung  unserer  tat- 
sächlichen Lage,  ohne  die  anderen  Mächte  zu  schädigen.  Ehe  wir  uns 
an  diese  letzteren  wenden  würden,  fühlten  wir  uns  verpflichtet,  uns  der 
vollen  Unterstützung  Frankreichs  zu  versichern. 

Panafieu,  der  mit  dem  Grundsatz  unserer  Spezialinteressen  in  der 
Meerengenfrage  einverstanden  war,  erklärte  unter  anderem,  daß  die  end- 
gültige Lösung  der  Frage  im  Augenblick  einigen  Schwierigkeiten  be- 
gegne, daß  aber  angesichts  unserer  freundschaftlichen  Beziehungen  zu 
England  eine  gewisse  Verschiebung  der  Angelegenheit  im  Sinne  unserer 
Wünsche  vielleicht  zu  verwirklichen  wäre. 

N  e  r  a  t  o  vv 


Der  stellvertretende  russische  Außenminister  an  den  139 

russischen  Botschafter  in  London 

Telegramm  Nr.  1456 

St.  Petersburg,  den  28.  September/11.  Oktober  1911 

Ich  telegraphiere  nach  Paris:  Der  französische  Geschäftsträger 
überbrachte  mir  die  Bitte  de  Selves',  ihm  unsere  Ansicht  über  die 
am  Sonntag  ausgesprochene  Ansicht  Kiderlens  (Cambon  gegenüber) 
mitzuteilen,  daß  es  nämlich  den  Mächten  nur  dann  möglich  sein  werde, 
mit  einer  Vermittlung  her\orzutreten,  wenn  Italien  Tripolis  tatsächlich 
okkupiert  habe,  und  daß  man  sich  dann  gleichzeitig  an  Italien  und 
an  die  Türkei  wenden  müsse. 

Ich  antwortete,  ich  sehe  keine  besonderen  Hindernisse,  Italien  auch 
vor  Vollendung  der  Okkupation  zu  sondieren,  und  zwar  auf  Grund  des 
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türkischen  Vorschlags;  falls  aber  die  übrigen  Mächte  vorzögen,  bis  zu 
jenem  Moment  jede  Einmischung  zu  verschieben,  so  würden  wir  uns 
ihren  Schritten  anschließen,  ohne  jedoch  eine  Initiative  und  Verant- 
wortung für  die  Ablehnung  des  türkischen  Gesuches,  die  Verhandlungen 
sofort  zu  beginnen,  zu  übernehmen.  Übrigens,  fügte  ich  hinzu,  haben 
wir  einen  derartigen  Antrag  von  Berlin  nicht  erhalten. 

Nerato  w 


140  Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den 

stellvertretenden  russischen  Außenminister 

Brief  Paris,  den  28.  September/11.  Oktober  1911 

Sehr  vertraulich 

Auf  dem  Original  eigenhändiger  Vermerk  Nikolaus'  II.:  / 

Sehr  geehrter  Anatol  AnatoUewitsch ! 

Ich  beeile  mich,  Ihnen  die  gute  Ankunft  Ihrer  Geheimbriefe 
Nr.  631,  632  und  9Q0  mitzuteilen  und  Ihnen  für  die  darin  enthaltenen 
eingehenden  Anweisungen  über  die  verschiedenen  Angelegenheiten  zu 
danken,  bezüglich  deren  es  wünschenswert  ist,  sich  der  Verpflichtung 
Frankreichs  im  Zusammenhang  mit  dem  baldigen  Abschluß  der  marok- 
kanischen Besprechungen  und  mit  der  augenblickUchen  allgemeinen 
politischen  Lage  zu  versichern. 

Um  keine  Zeit  zu  verlieren,  habe  ich  meine  heutige  Zusammen- 
kunft mit  H.  de  Selves  dazu  benutzt,  um  ihm  in  allgemeinen  Aus- 
drücken das  Schema  unserer  Wünsche  darzulegen.  Ich  erinnerte  ihn  an 
unsere  unverändert  freundschaftliche  Haltung  gegenüber  allen  Unter- 
nehmungen Frankreichs  in  der  Marokkoangelegenheit  wie  auch  an  die 
wirksame  diplomatische  Unterstützung,  die  wir  der  französischen  Re- 
gierung in  ihren  gegenwärtigen  Schwierigkeiten  zuteil  werden  lassen, 
und  setzte  ihm  auseinander,  daß  auch  wir  von  selten  Frankreichs  auf 
eine  aufmerksame  und  zustimmende  Haltung  in  den  verschiedenen  Fra- 
gen rechneten,  an  denen  Frankreich  wenig  interessiert  ist,  wir  aber 
ein  wesentliches  Interesse  haben.  Sodann  habe  ich  alle  Punkte  aus» 
einandergesetzt,  die  in  Ihren  obengenannten  Briefen  berührt  werden. 
Beginnend  mit  der  wichtigsten  und  schwierigsten  Frage,  der  der  „Meer- 
engen", habe  ich  ihm  gesagt,  daß  ich,  obgleich  Ich  über  den  Zeit- 
punkt, an  dem  diese  Frage  von  uns  aufgerollt  werden  könnte,  nichts 
wüßte,  jedoch  Instruktionen  hätte,  bereits  jetzt  die  Aufmerksamkeit  der 
französischen  Regierung  auf  sie  zu  lenken. 

„Im  Laufe  der  letzten  Zeit",  sagte  ich  ihm,  „haben  in  Europa 
und  besonders  im  Mittelländischen  Meer  sehr  wesentliche  politische 
Veränderungen  stattgefunden.  Frankreich  errichtet  seine  Herrschaft  über 
Marokko;  Italien  bringt  Tripolis  und  die  Kyrenaika  an  sich;  England 

160 


befestigt  seine  Stellung  in  Ägypten  und  kümmert  sich,  wie  aus  der 
Verfügung  über  die  Neutralität  dieses  Landes  während  des  türkisch- 
italienischen Krieges  ersichllich  ist,  um  keinerlei  Erwägungen  hinsicht- 
lich der  juristischen  Zugehörigkeit  dieses  Landes  zum  Ottomanischen 
Reiche.  Was  uns  betrifft,  so  beobachten  wir,  ohne  unmittelbar  an 
diesen  Fragen  interessiert  zu  sein,  im  engsten  Anschluß  an  den  allge- 
meinen Charakter  unserer  Beziehungen  zu  Frankreich,  England  und 
Italien  eine  durchaus  zustimmende  Haltung  gegenüber  all  diesen  Hand- 
lungen, und  machen  überdies  die  uneigennützigsten  Anstrengungen,  um 
die  Balkanstaaten  von  kriegerischen  Aktionen  zurückzuhalten.  Aber 
wir  sind  verpflichtet,  auch  an  unsere  eigenen  Interessen  zu  denken  so- 
wie daran,  uns  von  Einschränkungen  zu  befreien,  die  uns  unter  ganz 
anderen  Umständen  auferlegt  wurden  und  jetzt  völlig  veraltet  sind. 
Vor  drei  Jahren  haben  wir  von  Frankreich  gelegentlich  der  durch  die 
Annexion  von  Bosnien  und  der  Herzegowina  her\'orgerufenen  Krise 
die  bestimmtesten  Versicherungen  erhalten,  daß  wir  in  der  Meerengen- 
frage auf  eine  Sympathie  rechnen  könnten.  Wir  haben  aber  damals 
freiwillig  darauf  verzichtet,  diese  Frage  aufzuwerfen,  um  die  Lage 
nicht  zu  komplizieren  und  den  allgemeinen  Frieden  nicht  zu  gefährden. 
Natürlich  zweifeln  wir  nicht  eine  einzige  Minute  daran,  daß  uns  die 
Sympathie  Frankreichs  in  dieser  Angelegenheit  für  die  Zukunft  eben- 
falls sicher  ist,  um  so  mehr,  als  das  Erscheinen  unserer  Schwarzen- 
Meer-Flotte  im  Mittelmeer  die  Stellung  der  französischen  Seestreitkräfte 
in  diesen  Gewässern  nur  verstärken  kann.  Allein  angesichts  der  for- 
mellen Änderungen,  die  sich  auf  diesem  Schauplatz  augenblicklich  voll- 
ziehen, ist  es  für  uns  nötig,  für  eine  ebensolche  formelle  Bestätigung 
unserer  Rechte  und  Interessen  zu  sorgen.  Wir  hoffen  demzufolge, 
daß  die  französische  Regierung  sich  nicht  weigern  wird,  in  irgendeiner 
Art  ihre  Stellungnahme  gegenüber  den  Maßnahmen  zu  formulieren,  die 
wir  früher  oder  später  bezüglich  der  Meerengen  und  der  angrenzenden 
Gebiete  zu  ergreifen  für  notwendig  halten  werden." 

Ungefähr  ebenso  eingehend  habe  ich  H.  de  Selves  unsere  Wünsche 
bezüglich  der  Eisenbahnen  in  der  asiatischen  Türkei,  bezüglich  der 
unserer  Rechte  auf  die  ostchinesische  Eisenbahn,  der  Kapitulationen 
in  der  Mandschurei,  der  Frage  der  Mongolei  und  Chinesisch-Turkestans 
unJ  schließlich  bezüglich  der  chinesischen  Anleihe  auseinandergesetzt. 

H.  de  Selves  hat  mich  mit  der  größten  Aufmerksamkeit  angehört 
und  hat  mir,  ohne  auf  eine  sofortige  Prüfung  der  von  mir  angeregten 
Fragen  einzugehen,  erklärt,  daß  er  bereit  sei,  diese  Fragen  in  der 
aufrichtigsten  Weise  mit  mir  zu  besprechen.  Er  fügte  hinzu,  er  wisse 
bereits  durch  seinen  Vertreter  in  Petersburg,  daß  wir  wegen  der 
Lösung  der  Meerengenfrage  in  Sorge  seien,  und  daß  er  die  Stärke  der 
von  mir  vorgebrachten  Argumente  vollauf  zu  würdigen  wisse. 

In  Berücksichtigung  der  sehr  schwachen  Kenntnisse  des  H.  de  Sel- 
ves in  den  Fragen  der  äußeren  Pohtik  habe  icli  mich  für  den  Augen- 
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blick  auf  die  oben  erwähnte  allgemeine  Unterhaltung  beschränkt.  Ich 
beabsichtige,  in  einiger  Zeit  auf  das  Thema  zurückzukommen  und 
dann  konkretere  Wünsche  auszusprechen.  Man  wird  hierzu  den  Augen- 
blick in  Verbindung  mit  den  französisch-deutschen  Besprechungen  und 
mit  der  Entwicklung  des  Tripoliskonfliktes  wählen  müssen. 
Genehmigen  Sie  usw. 

Is  wolski 

P.  S.  29.  September/12.  Oktober  191 1 . 

Im  letzten  Augenblick  vor  Abgang  des  Kuriers  habe  ich  Ihre 
Telegramme  Nr.  1450  und  Nr.  1455  über  die  Meerengenfrage  be- 
kommen. Ich  werde  mich  bemühen,  H.  de  Selves  morgen  zu  sprechen 
und  werde  Ihnen  das  Resultat  meiner  Unterhaltung  mit  ihm  tele- 
graphisch mitteilen. 

Ut  in  litteris. 

Is  wolski 


141  Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den 

stellvertretenden  russischen  Außenminister 

Brief  Paris,  den  29.  September/12.  Oktober  1911 

Sehr  geehrter  Anatol  AnatoHewitsch ! 

Ich  danke  für  Ihre  so  ausführlichen  und  interessanten  Anweisungen 
über  unsere  unter  den  augenblicklichen  Verhältnissen  an  Frankreich  zu 
stellenden  Forderungen.  Sie  ersehen  durch  meinen  Kurier,  daß  ich, 
ohne  eine  Minute  zu  verHeren,  Besprechungen  über  diese  Punkte  ein- 
geleitet habe.  Das  Unglück  ist,  daß  H.  de  Selves  sehr  wenig  über 
all  diese  Fragen  unterrichtet  ist  und  zudem  noch  ganz  von  den  Ma- 
rokko- und   Kongofragen  in  Anspruch  genommen  wird. 

Ich  will  mich  nicht  einem  übertriebenen  Pessimismus  hingeben, 
aber  meiner  Ansicht  nach  verwirrt  sich  die  Marokkoangelegenheit  von 
neuem,  und  ich  sehe  nicht,  wie  man  einen  Ausweg  finden  kann.  Die 
ganze  Schuld  liegt  an  der  Verzögerung,  der  Unbestimmtheit  und  dem 
schikanösen  Geiste  Kiderlens,  der  hier  wie  mit  Absicht  eine  derartige 
Stimmung  geschaffen  hat,  daß  das,  was  vor  drei  Monaten  noch 
durchaus  zu  verwirklichen  war,  jetzt  eine  fast  unüberwindliche  Schwie- 
rigkeit darstellt.  Aus  all  diesem  folgere  ich,  daß  wir  von  neuem  mit 
der  Möglichkeit  eines  endgültigen  Mißerfolges  der  Besprechungen  und 
mit  allen  Eventualitäten,  die  sich  daraus  ergeben  können,  rechnen 
müssen. 

In  diesem  Augenblick  werden  in  der  Kanzlei  Ihre  Telegramme  über 
die  Meerengenfrage  dechiffriert;  aber  ich  werde  wahrscheinlich  kaum 
vor  der  Abfahrt  des  Kuriers  von  ihrem  Inhalt  Kenntnis  nehmen  kön- 
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nen.  Augenscheinlich  hat  Tschar>'ko\v  schon  einige  Schritte  in  Kon- 
stantinopel unternommen.  Ich  fürchte,  daß  er  sich  mit  seiner  gewohn- 
ten Übertreibung  zu  sehr  überstürzt  und  der  Sache  schadet,  Sie  iiaben 
natürlich  alles,  was  hinsichtlich  dieser  Angelegenheit  seinerzeit  ge- 
schehen ist,  wieder  aus  den  Archiven  ausgegraben.  Mit  England  haben 
zweimal  Unterredungen  stattgefunden:  einmal  durch  die  Vermittlungen 
Benckendorffs,  das  zweitemal  durch  meine  Vermittlung  bei  meinem 
Aufenthalt  in  London  im  Herbst  1908  (Bosnische  Krise).  Alle  die 
hierauf  bezüglichen  Papiere  sind  Ihnen,  wie  ich  glaube,  von  mir  über- 
geben worden,  aber  vielleicht  befinden  sie  sich  im  Geheimarchiv  bei 
Savinsky.  In  London  machte  man  englischerseits  ziemlich  wesentliche 
eingehende  Einw^ände,  aber  im  allgemeinen  hatte  die  Angelegenheit 
einen  Schritt  vorwärts  gemacht.  Ferner  entsinne  ich  mich,  daß  ich 
eine  Erklärung  Deutschlands  von  äußerster  Wichtigkeit  im  Sinne  seiner 
Zustimmung  zu  unseren  Plänen  vermerkt  habe,  aber  ich  habe  voll- 
ständig vergessen,  in  welcher  Form  und  bei  welchem  Anlaß  diese 
Erklärung  abgegeben  wairde:  sie  war  vielleicht  sogar  in  einem  Brief 
oder  Telegramm  Kaiser  Wilhelms  an  den  Zaren  enthalten.  Die  darauf 
bezüglichen  Dokumente  befinden  sich  wahrscheinlich  bei  den  anderen 
Papieren  über  die  Meerengenfrage. 

Ich  erlaube  mir  auch  darauf  hinzuweisen,  daß  es  sehr  wichtig  ist, 
am  Recht  der  Durchfahrt  durch  die  Meerengen  die  Küstenstaaten,  also 
Rumänien  und  Bulgarien,  zu  beteiligen.  Das  würde  mit  einem  Schlage 
einige  ernste   Einwände  beseitigen. 

Wenn  wir  uns  tatsächlich  dahin  entscheiden,  die  Frage  der  Meer- 
engen jetzt  anzuschneiden,  ist  es  sehr  wichtig,  dafür  zu  sorgen,  daß 
wir  hier  „eine  gute  Presse*'  haben.  In  dieser  Beziehung  bin  ich  jedoch 
leider  der  hauptsächlichsten  Waffe  beraubt;  denn  meine  dringenden 
Bitten,  mich  mit  Spezialfonds  für  die  Presse  zu  versehen,  haben  zu 
nichts  geführt.  Ich  werde  natürlich  alles  tun,  was  an  mir  liegt;  aber 
hier  handelt  es  sich  gerade  um  eine  jener  Fragen,  in  denen  die  öffent- 
liche Meinung  gemäß  alter  Tradition  eher  gegen  uns  eingenommen 
ist.  Ein  Beispiel  dafür,  von  welchem  Vorteil  es  sein  kann,  hier  Geld 
für  die  Presse  auszugeben,  ist  durch  die  Tripolisangelegenheit  gegeben 
worden.  Ich  weiß,  daß  Tittoni  die  wichtigsten  französischen  Organe 
in  sehr  gründlicher  Weise  und  mit  sehr  generöser  Hand  bearbeitet  hat. 
Die  Ergebnisse  liegen  klar  zutage. 

Zum  Schluß  erlaube  ich  mir,  Ihnen  ein  paar  Worte  in  einer  pri- 
vaten Angelegenheit  zu  sagen.  Ich  werde  von  Stremouchow  mit  Briefen 
bombardiert.  Er  bittet  mich,  ihn  vor  den  Verfolgungen  zu  schützen, 
denen  er  angeblich  von  selten  des  Ministeriums  ausgesetzt  ist.  Auf 
meinen  Rat  hat  er  Urlaub  genommen  und  sich  einer  gründlichen  Kur 
in  der  Schweiz  unterzogen,  denn  seine  Nerven  sind  tatsächlich  sehr 
zerrüttet.  Er  versichert,  er  fühle  sich  vollkommen  gesund  und  ruhig, 
werde  jedoch  systematisch  von  jeder  Arbeit  ferngehalten.  Mir  scheint 
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es,  daß  das  Ministerium  tatsächlich  ihm  gegenüber  unnütz  grausam 
ist.  Letzten  Endes  ist  er  zweifellos  befähigt  und  verfügt  über  eine  gute 
Bildung,  und  es  hat  Fälle  gegeben,  wo  das  Ministerium  gegenüber 
Personen,  die  sich  schwerer  vergangen  hatten,  bedeutend  nachsichtiger 
gewesen  ist.  Sie  würden  mir  persönlich  einen  großen  Dienst  erweisen, 
wenn  Sie  ihm  gegenüber  etwas  milder  wären,  denn  er  kann  bis  zu 
einem  gewissen  Orade  mit  seiner  Behauptung,  das  feindliche  Ver- 
halten Hartwigs  zu  ihm  habe  seine  Ursache  in  der  Unzufriedenheit 
mit  mir,  als  mit  seinem  Verwandten,  recht  haben.  Sie  wissen,  daß  ich 
keineswegs  Stremouchow  nach  Belgrad  ernennen  wollte  und  nur  seinen 
dringenden  Bitten  nachgegeben  und  ihn  darauf  hingewiesen  habe,  er 
werde  sich  dort  wohl  kaum  einleben.  Wie  dem  aber  auch  sei,  wollen 
Sie  die  Güte  haben,  es  mit  ihm  noch  einmal  zu  versuchen  und  ihm 
einen  ausländischen  Posten  zu  geben.  Falls  dieser  Versuch  mißlingt, 
so  können  Sie  ihn  für  immer  endgültig  entfernen. 

Die  Verhandlungen  über  die  Literaturkonvention  haben  begonnen. 
Die  ersten  Eindrücke  unserer  Delegierten  sind  durchaus  günstig  und 
sie  glauben,  die  Arbeiten  früher  beendigen  zu  können,  als  ursprünglich 
angenommen  war.  Die  Hauptschwierigkeit  liegt  in  der  Frage  der 
Übersetzungen.  Unsere  Wünsche  können  natürlich  nicht  in  der  Form 
erfüllt  werden,  wie  sie  in  unserm  Entwürfe  formuliert  sind.  Irgend 
etwas  wird  man  jedoch  wahrscheinlich  erreichen  können.  Bentowski 
beklagt  sich  bitter  über  die  Antwort  des  Departements  L.  S.  und 
CH.  D.  bezüglich  seiner  Kurier-Sommervalla  und  der  Tagegelder.  Er 
ist  tatsächlich  durch  diese  Antwort  seinen  Kollegen  gegenüber  in  eine 
sehr  schwierige  und  sogar  peinliche  Lage  versetzt  worden. 

Ihr  aufrichtig  ergebener  und  zu  Diensten  bereiter 

Is  wolski 


Anhang 

Telegramm  von  H.  Paul  Camhon,  mitgeteilt 
durch  H.  de  Selves 

Nach  einem  Telegramm  aus  Rom  an  den  italienischen  Botschafter 
in  London  soll  H.  Tscharykow  in  Konstantinopel  eine  offizielle  Mit- 
teilung gemacht  haben,  in  der  er  die  Freiheit  der  Meerengen  für  die 
russischen  Kriegsschiffe  fordert.  Rußland  würde  der  Türkei  als  Gegen- 
gabe eine  Art  Garantie  gegen  alle  Unternehmungen  der  Balkanstaaten 
gewähren  und  sein  Vorrecht  auf  die  Erbauung  von  Eisenbahnen  in 
den  Grenzvilajets  Kleinasiens  aufgeben.  Der  Marquis  Imperiali  hat 
Sir  A.  Nicolson  wegen  dieser  Sache  befragt,  der  geantwortet  hat,  nichts 
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von  der  offiziellen  Mitteilung  des  russischen  Botschafters  in  Konstan- 
tinopel zu  wissen:  „Der  russische  Botschafter  in  London  hat  mit  Sir 
Edward  Grey  nicht  davon  gesprochen  und  H.  Neratow  hat  dem  eng- 
lischen Botschafter  in  St.  Petersburg  nichts  davon  gesagt."  Sir  A.  Nicol- 
son  fügte  hinzu,  daß  die  Angelegenheit  der  A^eerengcn  nur  im  Ein- 
vernehmen mit  den  Mächten  geregelt  werden  könne.  Er  glaubt,  die 
nach  Rom  gelangte  Nachricht  von  einer  russischen  Demarche  be- 
züglich der  Dardanellen  habe  ihren  Ursprung  in  einer  kürzlichen  Unter- 
redung zwischen  H.  Tscharykow  und  dem  Großwesir.  Als  H.  Tschary- 
kow  diese  Unterhaltung  fortzusetzen  versuchte,  hat  Said  Pascha  ihn 
gebeten,  sich  an  den  Minister  des  Äußeren  zu  wenden.  Man  hat 
daraus  geschlossen,  es  handele  sich  nicht  mehr  um  private  Unter- 
redungen, sondern  die  Besprechungen  nähmen  einen  offiziellen  Cha- 
rakter an.  Sir  A.  Nicolson  hat  mir  die  von  Sir  Ed.  Grey  schon  dem 
russischen  Botschafter  in  London  gegebene  Versicherung  bestätigt, 
England  sei  entschlossen,  die  1908  H.  Iswolski  gegenüber  eingegangene 
Verpflichtung  zu  halten.  Er  wiederholte  mir  auch  das,  was  er  dem 
Marquis  Imperiali  über  die  Notwendigkeit  der  Teilnahme  aller  Signatar- 
mächte der  Londoner  Konvention  an  den  Londoner  Verhandlungen 
über  die  Meerengen  gesagt  hatte. 

Paul  Cambon 


Der  stellvertretende  russische  Außenminister  an  den 
russischen  Botschafter  in  London 

Telegramm  Nr.  1481 

St.  Petersburg,  den  30.  September/13.  Oktober  1911 

Ich  telegraphiere  nach  Paris:  Der  französische  Geschäftsträger 
hat  mich  gebeten,  den  bevorstehenden  Schritt  des  französischen  Bot- 
schafters in  Rom  zu  unterstützen,  der  die  Schwierigkeiten  betrifft,  die 
die  italienischen  kriegerischen  Operationen  in  Tripolis  der  Verwaltung 
der  osmanischen  Schuld  verursachen.  Um  die  Solidarität  mit  Frankreich 
zu  betonen,  habe  ich  zugesagt.  Gleich  danach  teilte  mir  der  italienische 
Botschafter  mit,  daß  seine  Regierung  aus  eigener  Initiative  der  Admini- 
stration der  Schulden  mitgeteilt  habe,  daß  sie  fest  entschlossen  sei,  keine 
Schädigung  der  Interessen  ausländischer  Gläubiger  der  Türkei  zu  dulden, 
und  gebeten  habe,  ihr  die  Höhe  der  aus  Tripolis  und  der  Kyrenaika  in 
die  Kasse  fließenden  Einnahmen  mitzuteilen.  Ich  bitte,  de  Selves  hiervon 
zu  benachrichtigen. 

Neratow 
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143  Der  stellvertretende  russische  Außenminister 

an  den  russischen  Botschafter  in  London 

Telegramm  Nr.  1501  St.  Petersburg,  den  3./16.  Oktober  1911 

Iswolski  telegraphiert  l./14,Oktober: 

„Telegramme  1483  und  1484  erhalten.  Soeben  bekomme  ich  aus 
Rom  Nachrichten,  die  mit  den  Mitteilungen  Melegaris  völlig  überein- 
stimmen. De  Selves  ist  ganz  Ihrer  Ansicht,  daß  eine  günstigere  Lage 
abzuwarten  ist,  bevor  irgendein  Schritt  getan  werden  soll,  und  daß  es 
günstiger  ist,  wenn  die  Türkei  von  den  italienischen  Bedingungen  zuerst 
durch  Deutschland  erfährt.  Bompard  ist  darüber  instruiert,  daß  die 
Vertreter  der  drei  Mächte  in  stetem  Zusammenhang  handeln  sollen." 

Nerato  w 


144  Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den 

russischen  Botschafter  in  London 

Telegramm  Nr.  150  Paris,  den  5./18.  Oktober  1911 

Als  Resultat  der  letzten  Unterredung  erklärte  Kiderlen  Cambon, 
daß  er  persönlich  den  französischen  Vorschlag  für  unannehmbar  halte, 
der  Frankreich  eine  Verbindung  Kongos  mit  dem  Territorium  Ubanga — 
Tschad  sichern  soll,  daß  er  aber  dem  Kaiser  und  dem  Reichskanzler 
darüber  berichten  werde.  Seither  sind  hier  keine  bestimmten  Nachrichten 
aus  Berlin  eingetroffen,  aber  de  Selves  sagte  mir,  daß  Cambon  und 
Kiderlen  eine  Kombination  suchten,  und  daß,  wie  er  überzeugt  sei, 
beiderseits  der  Wunsch  bestehe,  zu  einer  Verständigung  zu  kommen. 

Iswolski 


145  Der  stellvertretende  russische  Außenminister 

an  den  russischen  Botschafter  in  Paris 

Telegramm  Nr.  1546  St.  Petersburg,  den  6./19.  Oktober  1911 

Aus  einem  Telegramm  Urussows: 

Die  Lage  beruhigt  sich  offensichtlich.  Die  wiederholten  Versiche- 
rungen über  die  Friedensliebe  der  Pforte  seitens  des  hiesigen  türkischen 
Geschäftsträgers,  die  durchaus  offenherzigen  Auseinandersetzungen 
zwischen  Assim-Bey  und  Saratow,  sowie  die  Nachricht  vom  wohl- 
wollenden Verhalten  der  Großmächte  zur  Bitte  Geschows  um  Garantien, 
haben  diesen  auf  dem  Wege  der  Friedenspolitik  und  im  Wunsche 
gutnachbarlicher  Beziehungen  zur  Türkei  bestärkt.  —  Aehrenthal  hat 
Geschow  seine  Anerkennung  dafür  geäußert,  daß  er  bei  Aufrecht- 
erhaltung des  Status  quo  und  des  Friedens  auf  dem  Balkan  dem  Vorbilde 
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und  den  Wünschen  der  üroßniächte  Folp;-e  leiste.  Der  fortgesetzte 
Aufenthalt  des  Könitrs  in  Österreich  zur  pef^^cnwärti/ren  unruhijTcn  Zeit 
ruft  allgemeine  Unzufriedenheit  hervor  und  kann  dieser  Macht  gegen- 
über Verdacht  erwecken,  der  jedoch  in  irgend  bemerkbarer  und  wirk- 
samer Form  nicht  zutage  getreten  ist.  —  Eine  Verschärfung  der  Lage 
hat  sich  auf  dem  Boden  der  inneren  Politik  und  der  bei  Berührung 
der  bulgarisch-türkischen  Beziehung  stets  unabweislichen  allgemein 
erregten  Stimmung  ergeben.  —  Die  gegenw^ärtige  bulgarische  Regierung 
ist  uns  so  aufrichtig  und  offen  ergeben,  daß  von  irgendeinem  un- 
mittelbaren Einfluß  der  österreichischen  Diplomatie  auf  die  gegen- 
wärtigen Minister  keine  Rede  sein  kann.  Im  Verlaufe  der  allerletzten 
Tage  ist  der  mit  der  Sachlage  noch  wenig  vertraute  österreichische 
Gesandte  nicht  einmal  von  der  Richtlinie  der  übrigen  Gesandten  ab- 
gewichen ;  er  reist  dieser  Tage  in  Urlaub. 

N  e  r  a  t  o  w 


Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den  146 

stellvertretenden  russischen  Außenminister 

Telegramm  Nr.  153  Paris,  den  12./25.  Oktober  1911 

Die  Verhandlungen  über  den  Kongo  nähern  sich  ihrem  Ende.  In 
den  hauptsächlichsten  Punkten  ist  eine  Einigung  erzielt  worden.  Dank 
einer  sehr  umsichtigen  Kombination  erhält  Deutschland  Zutritt  zu  den 
Flüssen  Kongo  und  Ubanga,  ohne  daß  die  Verbindungen  zwischen 
den  nördlichen  und  südlichen  Gebietsteilen  Frankreichs  unterbrochen 
werden.  Eine  leichte  Meinungsverschiedenheit  hinsichtlich  des  Um- 
fanges  des  von  Deutschland  im  Norden  abzutretenden  Territoriums 
hat  keine  Bedeutung  und  wird  bald  beigelegt  werden.  Der  französische 
Außenminister  läßt  der  Mäßigung,  die  Deutschland  in  der  zweiten 
Phase  der  Verhandlungen  an  den  Tag  gelegt  hat,  Gerechtigkeit  wider- 
fahren. 

I  s  w  o  1  s  k  i 


Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den  147 

stellvertretenden  russischen  Außenminister 

Brief  Paris,  den  13./26.  Oktober  1911 

Sehr  vertraulich 

Auf  dem  Original  der  eigenhändige  Vermerk  Nikolaus'  II. 

Sehr  geehrter  Anatol  Anatoliewitsch ! 
Durch  mein   Telegramm  vom   30.  Scptember/13.  Oktober  habe  ich 
Ihnen    kurz   über    die    beiden    Besprechungen    berichtet,   die    ich    mit 
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H,  de  Selves  wegen  der  Meerengen  hatte.  Seitdem  bin  ich  mehrmals 
auf  diese  Frage  zurückgekommen  und  habe  bei  dem  französischen 
Außenminister  unabänderlich  die  sympathischste  Haltung  gegenüber 
unseren  Wünschen  festgestellt.  Dabei  hielt  ich  es,  da  H.  de  Selves, 
weder  hinsichtlich  des  Inhaltes,  noch  des  Zeitpunktes  der  Aufrollung 
dieser  Frage  irgendeinen  Einwand  erhob,  nicht  für  nötig,  zur  Prüfung 
der  Einzelheiten  überzugehen.  Die  einzige  Seite  der  Sache,  die  ihn 
anscheinend  besorgt  machte,  war  die  wahrscheinliche  Stellungnahme 
Englands  hierzu.  Aus  seinen  Worten  konnte  ich  schließen,  daß  er, 
obwohl  zwischen  Frankreich  und  England  kein  Sonderabkommen  über 
die  Meerengen  besteht,  einem  übereinstimmenden  Vorgehen  der  Kabi- 
nette von  London  und  Paris  in  dieser  Angelegenheit  große  Wichtigkeit 
beimißt.  Wie  Sie  schon  durch  mein  Telegramm  wissen,  ist  der  fran- 
zösische Botschafter  in  London  beauftragt  worden,  sich  über  den 
Standpunkt  Sir  Ed.  Oreys  in  dieser  Frage  zu  informieren.  Gestern  hat 
mir  H.  de  Selves  gesagt,  daß  H.  Paul  Cambon  bis  jetzt  noch  nichts 
hierüber  mitgeteilt  habe,  und  daß  man  nach  seinen  Nachrichten  nur 
wisse,  daß  Graf  Benckendorff  beauftragt  sei,  die  genannte  Frage  bei 
der  britischen  Regierung  anzuschneiden. 
Genehmigen  Sie  usw. 

I  s  w  o  1  s  k  i 


148  Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den 

stellvertretenden  russischen  Außenminister 

Brief  Paris,   den    13./26.  Oktober  1911 

Sehr  geehrter  Anatol  Anatoliewitsch ! 

Ich  habe  von  dem  gestrigen  Brief  des  Grafen  Benckendorff  an  Sie, 
der  mir  von  ihm  unversiegelt  zugestellt  wurde,  Kenntnis  genommen 
und  erlaube  mir  dazu  folgendes  zu  bemerken:  Graf  Benckendorff  meint, 
daß  die  Garantie  des  Status  quo,  die  Sie  bezüglich  der  Meerengen 
und  des  angrenzenden  Gebietes  vorschlagen,  als  unvereinbar  mit  unserer 
Neutralität  erscheinen  und  uns  in  einen  Gegensatz  zu  Italien  bringen 
kann.  Wenn  ich  die  rein  juristische  Seite  dieses  Argumentes,  die  meiner 
Meinung  nach  keinen  großen  Wert  hat,  ausschalte,  so  scheint  es  mir, 
daß  der  Gegensatz  zu  Italien  durch  die  Tatsache  beseitigt  ist,  daß  die 
italienische  Regierung  ihre  Absicht  bekanntgegeben  hat,  ihre  militä- 
rischen Operationen  auf  Tripolis  zu  beschränken.  Wenn  wir  der  Türkei 
die  besagte  Garantie  geben,  könnten  wir  also  Italien  erklären,  daß 
diese  Garantie  keineswegs  gegen  es  gerichtet  sei,  sondern  nur  etwaige 
Angriffe  gegen  Konstantinopel  und  die  Dardanellen  seitens  der  Balkan- 
staaten im  Auge  habe. 

Bei  meinen  Zusammenkünften  mit  de  Selves  lasse  ich  mir  keine 
Gelegenheit  entgehen,  um  ihn  auf  unsere  eventuelle  Intervention  in  den 
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chinesischen  Angelegenheiten  vorzubereiten.  Gestern  habe  ich  ihm 
gegenüber  sehr  ausführUch  und  mit  grofkm  Nachdruck  davon  ge- 
sprochen, daß  ein  Austritt  der  französischen  Kreditinstitute  aus  dem 
Syndikat  der  Vier  wünschenswert  sei.  Das  Unglück  ist  nur,  daß  H. 
de  Selves  in  den  Fragen  der  äußeren  Politik  sehr  wenig  unterrichtet 
ist  und  ganz  von  der  Marokkofragc,  den  Besprechungen  mit  Deutsch- 
land und  dem  sich  ankündigenden  Feldzug  gegen  ihn  und  H.  Caillaux 
im  Parlament  in  Anspruch  genommen  wäre.  Für  mich  ist  es  sehr 
wichtig  zu  wissen,  ob  das  Telegramm  von  Korostowetz  sich  bestätigt. 
Nach  diesem  Telegramm  hat  das  Syndikat  mit  Zustimmung  der  chine- 
sischen Regierung  auf  den  Artikel  16  des  Vertrages  verzichtet.  Hier 
weiß  man  darüber  nichts.  Sollte  es  sich  bestätigen,  so  würde  das  den 
Erfolg  unseres  Verlangens  bezüglich  des  Austrittes  der  französischen 
Banken  aus  dem  Syndikat  vielleicht  erschweren,  da  sie  das  Recht 
haben  werden,  zu  erklären,  daß  unser  Protest  volle  Genugtuung  er- 
halten hat.  Das  ganze  Geheimnis  des  zähen  Widerstandes  dieser  Banken 
gegen  den  Austritt  aus  dem  Syndikate  der  vier  Mächte  und  gegen  den 
Anschluß  an  uns  besteht  in  ihrer  Überzeugung,  daß  die  Amerikaner 
in  Peking  stärker  sind  als  wir,  und  dort  über  große  Geheimfonds 
verfügen,  um  die  chinesischen  Minister  und  hohen  Beamten,  von  denen 
die  Erteilung  der  Konzessionen  abhängt,  zu  kaufen.  Übrigens  können 
die  Ereignisse  in  China  die  dortige  Lage  vollkommen  ändern.  Jedenfalls 
verzögern  sie  die  praktische  Verwirklichung  der  amerikanischen  Pläne. 
Ergebenst  . . . 

I  s  w  o  1  s  k  i 


Der  stellvertretende  russische  Außenminister 
an  den  russischen  Botschafter  in  Paris 

Abschrift 

Persönliches  Geheimtelegramm 

St.  Petersburg,    den   14./27.  Oktober   1911 

Der  französische  Geschäftsträger  hat  mir  vertraulich  den  Text  des 
Übereinkommens  mit  Deutschland  bezüglich  der  Marokkoangelegenheit 
mitgeteilt  und  angekündigt,  daß  ein  ähnlicher  Vertrag  betreffs  des 
Kongogebiets  demnächst  unterzeichnet  werde.  Hierbei  hat  er  sich  über 
unsere  Haltung  gegenüber  diesen  Geschehnissen  informiert.  Ich  ant- 
wortete, daß  wir  den  Anschluß  solcher  Vereinbarungen  nur  begrüßen 
könnten,  und  im  voraus  unsere  Zustimmung  zu  allem  gäben,  worüber 
sich  die  französische  und  deutsche  Regierung  verständigen  würden. 

Glauben  Sie  nicht,  daß  im  Hinblick  auf  die  Ereignisse  in  China,  die 
uns  leicht  zu  der  Notwendigkeit  einer  Inten-ention  zur  Konsolidierung 
unserer  Stellung  in   China   jenseits  der  großen  Mauer  führen   können, 

IGü 


jetzt  der  geeignete  Moment  gekommen  ist,  um  gelegentlich  Ihrer  Aus- 
einandersetzung mit  dem  Minister  des  Äußeren  die  Fragen,  die  uns 
interessieren,  und  von  denen  ich  Ihnen  in  meinem  Brief  vom  22.  Sep- 
tember, Nr.  990,  gesprochen  habe,  näher  zu  berühren,  und  soweit  als 
möglich  die  definitive  Formel  für  die  Verpflichtung,  die  wir  im  Einklang 
mit  unserem   Plan  von  Frankreich  zu  erhalten  wünschen,  zu  finden? 

Nerato  w 


150  Der  stellvertretende  russische  Außenminister 

an  den  russischen  Botschafter  in  Paris 

Telegramm  St.  Petersburg,  den  18./31.  Oktober  1911 

Ich  verweise  auf  Ihr  Telegramm  Nr.  153.  Der  französische  Ge- 
schäftsträger hat  mir  vertraulich  mitgeteilt,  daß  Kiderlen  in  letzter 
Minute  mit  neuen  Forderungen  hervorgetreten  sei.  Frankreich  solle 
sich  nämlich  verpflichten,  die  Frage  der  Zukunft  des  belgischen  Kongo 
mit  Deutschland  zu  beraten,  wenn  Frankreich  wünschen  sollte,  sein 
Vorrecht  auf  Erwerbung  dieses  Territoriums  geltend  zu  machen.  Im 
Namen  de  Selves'  erkundigte  sich  Panafieu  nach  meinem  Eindruck. 
Unter  dem  Vorbehalt  eines  streng  persönlichen,  keineswegs  offiziellen 
Charakters  meiner  Antwort,  die  nur  einem  Gedanken,  nicht  aber  einem 
Rat  Ausdruck  geben  solle,  bemerkte  ich,  daß  hier  mit  folgenden 
Umständen  zu  rechnen  sei:  Mit  dem  unzweifelhaften  Wunsch  Deutsch- 
lands, die  Verhandlungen  nicht  bis  zum  Abbruch  zu  treiben,  mit  dem 
versteckten  Gedanken,  wenn  auch  erst  in  Zukunft,  Schwierigkeiten 
zwischen  England  und  Frankreich  hervorzurufen,  und  dem  Bestreben 
Kiderlens,  irgendeinen  persönlichen  Erfolg  in  den  Verhandlungen  mit 
Frankreich  behufs  Stärkung  seiner  erschütterten  Stellung  zu  erzielen. 
Deshalb  glaube  ich,  daß  auf  einen  erneuten  Verzicht  Kiderlens  auf 
seinen  Vorschlag  nicht  zu  rechnen  ist;  deswegen  wäre  es  wünschens- 
wert, womöglich  eine  mündliche  Formel  zu  finden,  der  zufolge  Frank- 
reich sich  bereit  erklärt,  den  deutschen  Vorschlag  tunlichst  in  Gemein- 
schaft mit  anderen  interessierten  Staaten  und  bei  Eintritt  eines  ge- 
eigneten Momentes  in  Zukunft  zu  beraten. 

N  e  r  a  t  o  w 


151  Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den 

stellvertretenden  russischen  Außenminister 

Telegramm  Nr.  158  Paris,  den  19.  Oktober/1.  November  1911 

Tittoni   zufolge    ist   Italien    der   vollen   und  unbedingten    Unter- 
stützung Frankreichs  sicher;  doch  schwanken  die  Sympathien  Englands 
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zwischen  Italien  und  der  Türkei.  Er  jrlaubt,  es  liegte  im  Interesse  der 
Wiederherstellung^  des  Friedens,  dali  Rußland,  Frankreich  und  England 
gemeinsam  in  Konstantinupel  zu  verstehen  gehen,  dali  es  keinen  andern 
Ausweg  als  die  Annexion  gibt.  Auf  seine  inständige  Bitte,  Ihnen  dies 
mitzuteilen,  erklärte  ich  mich  hierzu  bereit,  fügte  jedoch  hinzu,  daß 
ich  nicht  glaube,  Sie  würden  sich  entschlieüen,  im  jetzigen  Augenblick 
eine  derartige  Initiative  zu  ergreifen. 

I  s  w  o  1  s  k  i 


Der  stellvertretende  russische  Außenminister  152 

an  den  russischen  Botschafter  in  Paris 

Telegramm  St.  Petersburg,    den    22.  Oktober/4.  November  1911 

Alle  Nachrichten  aus  Rom  lassen  darauf  schließen,  daß  Italien 
sich  entschlossen  hat,  die  kriegerischen  Maßnahmen  ins  Rote  oder 
Ägäische  Meer  zu  tragen,  wodurch  vielleicht  der  Wunsch  Italiens  er- 
klärlich wird,  uns,  Frankreich  und  England  zu  energischeren  Schritten 
in  Konstantinopel  zu  veranlassen.  Man  muß  jedoch  nicht  vergessen, 
daß  ein  derartiger  Schritt  der  drei  Mächte  für  Deutschland  und  Öster- 
reich sehr  vorteilhaft  wäre,  da  das  Gefühl  der  Enttäuschung  und 
Entrüstung  in  der  Türkei  sich  gegen  die  drei  Ententemächte  richten 
würde.  Sollen  wir  nicht  in  den  Worten  Tittonis  den  Wunsch  Italiens 
erblicken,  möglichst  schnell  Frieden  zu  schließen?  In  diesem  Falle 
könnten  wir  vielleicht  durch  Tittoni  erfahren,  zu  welchen  Abmachungen 
Italien  zur  Erreichung  dieses  Zieles  bereit  ist.  Eine  derartige  Lösung 
der  Frage  könnten  die  drei   Ententemächte  mit  Erfolg  versuchen. 

Ne  rato  w 


Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den  153 

stellvertretenden  russischen  Außenminister 

Oeheimtelegramm  Nr.  163      Paris,  den  24.  Oktober/6.  November  IQll 

Angesichts  der  Unterzeichnung  des  französisch-deutschen  Ab- 
kommens schien  es  mir  unumgänglich,  sofort  und  ohne  die  offizielle 
Annahme  durch  uns  abzuwarten,  die  Resultate  meiner  Unterredungen 
mit  de  Selves  über  die  Meerengen  und  Nordchina  zu  sichern.  Zu 
diesem  Zweck  schrieb  ich  an  H.  de  Selves  am  4.  November  neuen 
Stils  einen  Brief,  in  dem  ich  annähernd  in  der  von  Ihnen  in  Ihrem 
letzten  Brief  an  mich  vorgeschlagenen  Form,  das  sichere  Vertrauen 
auf  die  Zustimmung  Frankreichs  zu  unseren  Wünschen  in  diesen 
Fragen  zum  Ausdruck  brachte,  wobei  ich  jedoch  noch  eine  allgemeine 
Wendung    über    die    Anerkennung    unserer    Handlungsfreiheit    in    den 
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Meerengen  und  in  Nordchina  durch  Frankreich  und  über  seine  Zu- 
stimmung zu  allen  Maßnahmen  hinzufügte,  die  wir  in  diesen  Gegenden 
zur  Verteidigung  unserer  Interessen  und  zur  Befestigung  unserer 
Stellung  zu  treffen  für  nötig  erachten  werden.  Ich  hoffe  von  de  Selves 
die  vorbehaltlose  Bestätigung  dieses  Briefes  zu  erhalten,  dessen  Text 
ich  Ihnen  durch  den  Donnerstagkurier  übersende.  Ich  habe  eine  solche 
rasche  Handlungsweise  formelleren  Besprechungen  hauptsächlich  darum 
vorgezogen,  um  de  Selves  nicht  die  Gelegenheit  zu  geben,  unsere 
Forderungen  mit  England  oder  vielleicht  mit  anderen  Mächten  durch- 
zusprechen. Wenn  die  Form,  die  ich  diesem  Brief  gegeben  habe,  Ihnen 
nicht  ausreichend  erscheint,  kann  ich  ihm  immer  noch  einen  vor- 
läufigen Charakier  beilegen  und  die  Unterzeichnung  eines  bestimm- 
teren Abkommens  fordern. 

Is  wolski 


154,  Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den 

stellvertretenden  russischen  Aiißenminister 
Sehr  vertraulich  —  Eine  Anlage 

Brief  Paris,  den  26.  Oktober/8.  November  1911 

Auf  dem  Original  der  eigenhändige  Vermerk  Nikolaus'  IL:  j. 

Sehr  geehrter  Anatol  Anatoliewitsch ! 

In  Verfolg  der  Anweisungen,  die  ich  von  Ihnen  erhielt,  habe  ich, 
wie  Sie  bereits  wissen,  mit  H.  de  Selves  eine  Reihe  von  vorbereitenden 
Unterredungen  über  die  Anerkennung  unserer  Handlungsfreiheit  in 
der  Meerengenfrage  und  in  Nordchina  seitens  Frankreichs  gehabt. 
H.  de  Selves,  der  in  der  äußeren  Politik  sehr  wenig  auf  dem  laufenden 
ist  und  die  Geschichte  der  besagten  Fragen  gar  nicht  kennt,  hat  sich 
auf  eine  Prüfung  ihrer  Einzelheiten  nicht  eingelassen,  mir  aber  jedesmal 
erklärt,  die  französische  Regierung  sei  bereit,  unsere  Wünsche  vollauf 
zu  befriedigen.  Als  hierauf  das  endgültige  Abkommen  über  Marokko 
und  das  Kongogebiet  zwischen  Frankreich  und  Deutschland  zustande 
kam,  schien  es  mir  im  höchsten  Grade  wünschenswert,  diesen  psycho- 
logischen Moment  auszunutzen  und  sofort,  das  heißt,  noch  vor  unserer 
offiziellen  Antwort  auf  die  französische  Mitteilung,  hiervon  die  Er- 
gebnisse der  obenerwähnten  Unterredungen  in  schriftlicher  Form  fest- 
zulegen. Ein  derart  rasches  Vorgehen  schien  mir  formelleren  Be- 
sprechungen um  so  mehr  vorzuziehen,  als  es  H.  de  Selves  weniger 
Vorwände  an  die  Hand  gab,  sich  mit  England  oder  vielleicht  mit 
irgendwelchen  anderen  Mächten  zu  verständigen. 

Um  keine  Zeit  zu  verlieren,  entschloß  ich  mich,  H.  de  Selves  am 
Tage  der  Unterzeichnung  des  französisch-deutschen  Abkommens,  d,  h. 
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am  22.  Oktübcr/4.  November,  den  Brie!,  dessen  Abschrift  hier  beihcj,^!, 
zu  schreiben.  Wie  Sie  daraus  ersehen  wollen,  habe  ich  mich  bei  der 
Abfassung  dieses  Briefes  so  eng  wie  mösrljch  an  den  Text  gehalten, 
den  Sie  in  Ihren  letzten  Briefen  an  mich  für  die  Behandlung  der  ver- 
schiedenen von  uns  berührten  Fragen  vorgeschlagen  haben.  Ich  fürchtete 
indessen,  daß  dieser  Text  im  Hinblick  auf  den  Verlauf  der  augenblick- 
lichen politischen  Ereignisse  in  der  Folgezeit  unzureichend  oder  zu 
eng  gefaßt  erscheinen  kann.  Ein  Beispiel  für  die  Schnelligkeit,  mit  der 
sich  diese  Ereignisse  unter  Umständen  entwickeln,  kann  die  gegen- 
wärtige italienisch-türkische  Krise  bieten.  Deshalb  schien  es  mir  not- 
wendig, die  einzelnen,  von  Ihnen  vorgeschlagenen  Punkte  durch  eine 
allgemeine  Formel  zu  ergänzen,  in  der  Art  derjenigen,  die  als  Grundlage 
für  das  französisch-italienische  Abkommen  von  1902  gewählt  wurde 
und  die  jetzt  von  der  italienischen  Regierung  so  vorteilhaft  ausgenutzt 
worden  ist. 

Aus  diesem  Grunde  habe  ich  der  Darlegung  dieser  Punkte  ge- 
wissermaßen den  Charakter  einer  Wiederholung  dessen  gegeben,  was 
ich  in  einer  Reihe  von  mündlichen  Unterredungen  ausgesprochen  hatte, 
und  habe  den  Brief  mit  dem  Ausdruck  meiner  Überzeugung  abge- 
schlossen, „daß  in  dem  Augenblick,  in  dem  Frankreich  sich  anschickt, 
seine  Stellung  in  Nordafrika  auf  einer  neuen  und  festen  Grundlage 
aufzubauen,  die  französische  Regierung,  der  das  Kaiserliche  Kabinett 
in  dieser  Richtung  fortgesetzt  seine  aufrichtigste  diplomatische  Unter- 
stützung gewährt  hat,  ihrerseits  bereit  ist,  uns  zu  versichern,  sie  erkenne 
unsere  Handlungsfreiheit  in  dem  Gebiet  der  Meerengen  und  in  Nord- 
china an,  und  werde  uns  ihre  Zustimmung  zu  den  Maßnahmen,  die 
wir  zur  Sicherung  unserer  Interessen  und  zur  Befestigung  unserer 
Stellung  in  diesen  Gebieten  zu  ergreifen  beschließen,  nicht  versagen**. 

Auf  den  Empfang  Ihres  Telegramms  vom  22.  Oktober/4.  November 
hin  habe  ich  H.  de  Selves  in  Ihrem  Namen  meine  Glückwünsche  zu 
dem  glücklichen  Abschluß  der  Verhandlungen  mit  Deutschland  über- 
bracht. Der  Minister  sprach  mir  in  den  herzlichsten  Ausdrücken  die 
Dankbarkeit  der  französischen  Regierung  für  die  loyale  und  freund- 
schaftliche Hilfe,  die  wir  Frankreich  gewährt  haben,  aus  und  erklärte, 
er  sei  in  diesem  Augenblick  damit  beschäftigt,  eine  Antwort  auf  meinen 
Brief  vorzubereiten,  die  uns  die  positivste  Genugtuung  geben  könnte. 
Sowie  ich  diese  Antwort  erhalten  habe,  werde  ich  nicht  verfehlen, 
Ihnen  den  Inhalt  telegraphisch  mitzuteilen. 

Als  ich  den  Entschluß  faßte,  der  Angelegenheit  die  obenerwähnte 
Wendung  zu  geben,  habe  ich  vollauf  in  Betracht  gezogen,  daß  einer- 
seits die  Abfassung  meines  Briefes  Ihnen  ungenügend  erscheinen,  und 
andererseits  die  Antwort  von  H.  de  Selves  von  unserem  Gesichts- 
punkt aus  nicht  klar  und  befriedigend  genug  erscheinen  könnte.  In 
beiden  Fällen  wird  es,  denke  ich,  nicht  schwer  sein,  diesem  Brief- 
wechsel gewissermaßen  einen  vorbereitenden  Charakter  zu  geben  und 
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zu  Verhandlungen  zu  schreiten,  um  eine  genauere  und  erschöpfende 
Fassung  unserer  Forderungen  und  der  französischen  Verpflichtungen 
zu  erreichen.  Ich  persönlich  glaube  jedoch,  daß  angesichts  unserer 
engen  Beziehungen  zu  Frankreich  eine  solche  Fassung  wohl  kaum 
erforderlich  sein  wird,  daß  im  Gegenteil  eine  gewisse  Elastizität  des 
Textes  unter  den  augenblickhchen  so  unbestimmten  Verhältnissen  so- 
wohl im  nahen  als  im  fernen  Osten  sogar  gewisse  Vorteile  bietet. 
Genehmigen  Sie  usw.  I  s  w  o  1  s  k  i 

Anlage 

Abschrift  des  Briefes  des  russischen  Botschafters  in  Paris 
an  den  Außenminister  der  französischen  Republik 

Paris,  den  4.  November  1911 

Der  französische  Geschäftsträger  hat  dem  Stellvertreter  des  rus- 
sischen Außenministers  den  Text  des  zwischen  Frankreich  und  Deutsch- 
land vereinbarten  Abkommens  über  Marokko  vertraulich  mitgeteilt  und 
ihn  gefragt,  welcher  Aufnahme  unsererseits  dieses  Abkommen  begegne. 
H.  Neratow  hat  nicht  gezögert,  H.  de  Panafieu  zu  antworten,  daß 
die  Kaiserliche  Regierung  das  erwähnte  Abkommen  mit  größter  Sym- 
pathie begrüße  und  im  voraus  seine  volle  und  ganze  Zustimmung  zu 
allem  gebe,  was  zwischen  den  Kabinetten  von  Paris  und  Berlin  zum 
Zweck  der  Bestimmung  der  neuen  Stellung  Frankreichs  im  Reich  des 
Scherifen  vereinbart  sei.  Die  Kaiserliche  Regierung  beauftragt  mich. 
Eurer  Exzellenz  die  H.  de  Panafieu  gegebene  Antwort  zu  bestätigen 
und  gleichzeitig  die  Überzeugung  auszusprechen,  daß  Frankreich  seiner- 
seits uns  gegenüber  eine  entsprechende  Haltung  in  gewissen  Fragen 
zeigen  werde,  an  denen  die  französische  Regierung  nicht  unmittelbar 
interessiert  sei,  die  aber  die  russischen  Interessen  nahe  berührten. 

Diese  Fragen  beziehen  sich,  wie  Sie  wissen,  in  Europa  auf  die 
Meerengen  und  in  Asien  auf  die  Stellung  Rußlands  in  Nordchina.  Im 
Laufe  unserer  kürzlichen  Unterredungen  haben  Euer  Exzellenz  mir  die 
Erklärungen,  die  wir  von  der  französischen  Regierung  anläßlich  der 
Begebenheiten  von  1908  erhalten  haben,  bestätigt  und  mir  von  neuem 
versichert,  Frankreich  stehe  den  russischen  Interessen  in  der  Frage  der 
Meerengen,  des  Bosporus  und  der  Dardanellen  wohlwollend  gegenüber 
und  sei  bereit,  die  Entschlüsse  zu  begünstigen,  die  Rußland  gegebenen- 
falls bezüglich  der  erwähnten  Meerengen  zu  fassen  gezwungen  sein 
werde.  Diese  Versicherungen,  die  ich  nicht  verfehlt  habe,  zur  Kenntnis 
meiner  Regierung  zu  bringen,  sind  von  Seiner  Majestät  dem  Kaiser, 
meinem  Erhabenen  Herrscher,  in  hohem  Grade  gewürdigt  worden. 

Was  die  zweite  Reihe  der  Fragen  anbelangt,  werden  Euer  Exzel- 
lenz sich  wohl  erinnern,  daß  wir  der  französischen  Regierung  von 
zwei  geheimen  Abkommen  zwischen  Rußland  und  Japan  (vom  17.  Juni 
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1907  und  21.  Juni  1010)  vertraulich  Mittcilun^^  j^remacht  haben,  auf 
Grund  derer  die  japanische  Regierun"^  unsere  Interessen  und  unsere 
Vorrechte  in  der  nördlichen  Mandschurei  anerkennt.  Die  Ref^ierung 
der  Repubhk,  die  uns  immer  ihre  Absicht  kund^rejreben  hat,  „RuIHand 
in  allem,  was  die  Verteidig-un«^  seiner  politischen  Interessen  in  den 
Provinzen  der  Mandschurei  berührt,  zu  unterstützen**  (siehe  die  Note 
der  französischen  l3otschaft  in  St.  Petersburg  vom  Aug"ust  1909),  hat 
nicht  verfehlt,  diese  Mitteilung  mit  größter  Sympathie  aufzunehmen. 
Noch  ganz  kürzlich  haben  Euer  Exzellenz  uns  einen  neuen  Beweis 
der  freundschaftlichen  Gesinnung  Frankreichs  gegeben,  indem  Sic  uns 
gelegentlich  der  neuen  chinesischen  Anleihe  erklärten,  die  französische 
Regierung-  würde  die  Kotierung  dieser  Anleihe  zurückweisen,  solange 
nicht  den  Wünschen  der  russischen  Regierung  bezüglich  derjenigen 
Bestimmungen  des  betreffenden  Vertrags,  die  mit  den  besonderen  Inter- 
essen F^ußlands  in  der  Mandschurei  nicht  vereinbar  seien,  Genugtuung 
gegeben  würde  (Note  des  französischen  Ministeriums  des  Äußeren 
vom  19.  Juli  1910). 

Euer  Exzellenz  wissen  ferner,  daß  die  chinesische  Regierung  seit 
einiger  Zeit  eine  Reihe  von  Maßnahmen  zu  treffen  versucht,  die  darauf 
ausgehen,  die  russische  Stellung'  in  Nordchina  zu  schwächen.  Der  Gang 
der  Ereignisse  kann  uns  daher  früher  oder  später  zwingen,  zu  der  in 
unserem  Abkommen  mit  Japan  vorgesehenen  Festigung  und  Entwick- 
lung unserer  Stellung  in  den  erwähnten  Gebieten  zu  schreiten.  Die 
Kaiserliche  Regierung  ist  davon  überzeugt,  daß  die  Regierung  der 
Republik  ihrerseits  den  Absichten  der  chinesischen  Regierung,  den 
gegenwärtigen  Stand  der  Zivil-  und  Militärverwaltung  in  der  Man- 
dschurei und  in  Chinesisch-Turkestan  zu  unserem  Schaden  zu  ändern 
und  dort  in  Widerspruch  zu  den  russischen  Interessen  internationale 
Interessen  zu  schaffen,  keinerlei  Vorschub  leisten  wird. 

Die  Kaiserliche  Regierung  glaubt  auch  darauf  rechnen  zu  können, 
daß  die  französische  Regierung  in  Anerkennung  des  besonderen  Cha- 
rakters des  Gebietes  der  ostchinesischen  Eisenbahn  der  Gesellschaft 
der  besagten  Eisenbahn  nicht  das  Recht  bestreiten  wird,  auf  ihrem 
Gebiete  kommunale  Einrichtungen,  Steuern  und  Verordnungen  einzu- 
führen. Sie  ist  endlich  davon  überzeugt,  daß  Frankreich  sich  nicht 
weigern  wird,  eventuell  auf  die  Rechte  der  Exterritorialität  auf  dem 
Gebiet  der  ostchinesischen  Eisenbahn  zu  verzichten,  falls  die  anderen 
Mächte  einem  Verzicht  auf  diese  Rechte  zustimmen  sollten. 

Unter  Zusammenfassung  des  Ausgeführten  erlaube  ich  mir,  noch- 
mals die  feste  Überzeugung  auszusprechen,  daß  in  dem  Augenblick, 
in  dem  Frankreich,  der  Freund  und  Verbündete  Rußlands,  darangeht, 
seine  Stellung  in  Nordafrika  auf  einer  neuen  und  festen  Grundlage 
aufzubauen,  die  französische  Regierung,  der  das  Kaiserliche  Kabinett 
fortgesetzt  seine  aufrichtigste  diplomatische  Unterstützung  gewährt  hat, 
ihrerseits  bereit  ist,  uns  zu  versichern,  daß  sie  unsere  Handlungsfrei- 
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heit  im  Gebiete  der  Meerengen  sowie  in  Nordchina  anerkennt,  und  uns 
ihre  Zustimmung  zu  den  Maßnahmen,  die  wir  zur  Sicherung  unserer 
Interessen  und  zur  Festigung  unserer  dortigen  Stellung  zu  treffen  in 
die  Lage  kommen  könnten,  nicht  versagen  wird. 

Ich  bitte  Euer  Exzellenz,  mir  ergebenst  bestätigen  zu  wollen,  daß 
die  Regierung  der  Republik  in  den  verschiedenen  in  diesem  Briefe 
berührten  Fragen  mit  uns  übereinstimmt,  und  benutze  diese  Gelegen- 
heit, um  Ihnen  die  wiederholte  Versicherung  meiner  ausgezeichneten 
Hochachtung  auszusprechen. 

Is  wolski 


135  Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den 

stellvertretenden  russischen  At^enminister 
Brief  Nr.  2109  Paris,  den  27.  Oktober/9.  November  1911 

Sehr  geehrter  Anatol  Anatoliewitsch! 

Ich  weiß  nicht,  ob  Sie  mein  beschleunigtes  Vorgehen  in  der  Frage 
der  Verhandlungen  mit  Frankreich  über  die  Meerengen  und  Nordchina 
gebilligt  haben;  wie  mir  scheint,  hat  es  den  Vorteil,  bis  zu  einem  ge- 
wissen Grade  den  Vorwand  zu  Verhandlungen  zwischen  Paris  und 
London  zu  beseitigen,  die  die  Angelegenheit  nur  in  die  Länge  ziehen 
und  komplizieren  könnten.  Andererseits  entscheidet  es  nichts  im  voraus 
und  hindert  uns  nicht,  falls  es  uns  wünschenswert  erscheint,  in  Ver- 
handlungen über  eine  formellere  Vereinbarung  einzutreten, 

Sie  baten  mich,  die  Frage  des  Verhaltens  von  Österreich  und 
Deutschland  uns  gegenüber  in  der  Angelegenheit  der  Meerengen  etwas 
aufzuklären.  Ich  zweifle,  ob  ich  Ihnen  etwas  Neues  und  Nützliches 
hierüber  mitteilen  kann;  was  Österreich  betrifft,  so  betrachtet  es  sich 
nach  1908  in  dieser  Angelegenheit  wohl  kaum  als  uns  gegenüber  for- 
mell gebunden;  andererseits  hat  es,  da  wir  schließlich  die  Annexion 
anerkannt  haben,  wohl  kaum  das  moralische  P.echt,  sein  Versprechen 
wegen  der  Meerengen  nicht  zu  erfüllen.  Ich  erinnere  Sie  daran,  daß 
in  dem  Brief  Kaiser  Franz  Josephs  an  den  Kaiser  in  der  Zeit  der  bos- 
nischen Krise  etwas  wie  eine  indirekte  Bestätigung  dieses  Verspre- 
chens enthalten  ist.  Soweit  ich  mich  entsinnen  kann,  haben  wir  auch 
von  Deutschland  irgendwo  eine  Erklärung  hinsichtlich  dieser  Angelegen- 
heit, aber  ich  kann  Zeitpunkt  und  Form  dieser  Erklärung  in  meinem 
Gedächtnis  durchaus  nicht  wiederfinden.  Es  scheint  mir,  daß  wir,  wenn 
die  Meerengenfrage  in  einer  streng  diplomatischen  Form  aufgeworfen 
würde,  schwerlich  von  selten  Österreichs  und  Deutschlands  offenen 
Widerspruch  zu  erwarten  hätten.  Sonst  wären  alle  Ergebnisse  von  Pots- 
dam mit  einem  Schlage  verloren.  Jede  andere  Form  würde  sich  aus 
diesen  oder  jenen  Erschütterungen  im  nahen  Orient  ergeben,  deren 
Art  und  Einzelheiten  unmöglich  vorauszusehen  sind. 
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Man  sieht  noch  immer  keinen  LichtbUck  in  der  TripoUsangelegfen- 
heit.  H.  de  Selves  hat  noch  gar  keine  Nachrichten  über  die  weiteren 
Absichten  ItaUens  oder  daKiber,  wo  und  wie  der  Schlag  erfolgen  wird, 
durch  den  die  Türkei  dazu  gebracht  werden  soll,  um  Frieden  zu 
bitten.  Auf  meine  diesbezügliche  Frage  konnte  mir  Tittoni  auch  keine 
Auskunft  geben  und  beschränkte  sich  auf  die  positive  Versicherung-, 
daß  ItaUen  auf  keinen  Fall  einen  Anschlag  auf  die  Meerengen  oder 
auf  irgendein  anderes  Gebiet  der  europäischen  Türkei  durchführen 
werde,  um  keine  unerwünschten  Komplikationen  auf  der  Balkanhalb- 
insel her\'orzurufen.  Hier  glaubt  man  nach  wie  vor,  daß  das  voraus- 
sichtliche Ziel  der  italienischen  Unternehmungen  Smyma  sein  werde. 
Rifaat-Pascha  setzte  mir  auseinander,  daß  eine  Beschießung,  ja  selbst 
eine  Besetzung  von  Smyma  für  die  Türkei  sehr  wenig  fühlbar  sein 
würde,  während  eine  Landung  an  dieser  Stelle  kaum  ohne  außer- 
ordentliche Verluste  ausgeführt  werden  könnte.  König  Georg  von  Grie- 
chenland äußerte  mir  gegenüber  eine  gegenteilige  Meinung.  Er  glaubt, 
daß  die  Besetzung  Smyrnas  für  die  Türkei  einen  außerordentlichen 
finanziellen  Schaden  bedeuten  würde,  da  der  Zoll  in  Smyrna  eine  ihrer 
hauptsächlichsten  Einnahmequellen  darstellt.  Außerdem  sind  nach  sei- 
nen Worten  sehr  wenig  Truppen  in  Smyma  verblieben,  da  fast  alle 
türkischen  Streitkräfte  an  der  mazedonischen  Grenze  konzentriert  sind. 

Tittoni  versichert,  daß  die  türkische  Regierung  eine  große  Menge 
Waffen  an  die  mohammedanischen  Albanier  einschließlich  derer,  die 
am  Aufstand  gegen  die  Türkei  teilgenommen  haben,  verteilt  habe.  Sei- 
ner Überzeugung  nach  kündigt  das  Gärung  und  Unruhen  für  den  Früh- 
ling an. 

Im  Augenblick  der  Absendung  des  Kuriers  habe  ich  noch  keine 
Kenntnis  von  den  Ergebnissen  der  Konferenz  der  Vertreter  des  Vierer- 
syndikats, die  gestern  stattgefunden  hat.  Ich  hoffe  Ihnen  morgen  hier- 
über telegraphieren  zu  können. 

Ihr   aufrichtig   ergebener 

I  s  w  o  1  s  k  i 


Der  stellvertretende  russische  Ai^enminister 
an  den  russischen  Botschafter  in  Paris 

Gehcimtelegramm.  Persönlich 

St  Petersburg,  den  29.  Oktober/11.  November  1911 

Nr.  163  erhalten  (chiffriert). 

Der  französische  Geschäftsträger  teilte  mir  mündlich  den  Inhalt 
Ihres  Briefes  an  de  Selves  über  die  Meerengen  und  China  jenseits 
der  großen  Mauer  mit  und  fragte  mich,  ob  dieser  Brief  auf  Ihre 
Initiative  oder  im  Auftrage  der  Kaiserlichen  Regiemng  geschrieben 
worden  sei. 
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Ich  antwortete,  daß  der  Grundgedanke  Ihres  Schrittes  natürlich 
von  der  Kaiserlichen  Regierung  ausgehe,  daß  aber  die  Form  der  Aus- 
führung von  Ihnen  gewählt  sei,  und  daß  Sie  augenscheinlich  die  Form 
eines  Privatbriefes  gewählt  hätten,  weil  unsere  Antwort  an  die  Regie- 
rung der  Republik  gleichfalls  noch  keine  offizielle  Form  angenom- 
men habe. 

Ich  fügte  hinzu,  daß  die  Meerengenfrage  und  die  unserer  Stellung 
in  China  jenseits  der  großen  Mauer  nunmehr  reif  seien.  Wir  wollten 
jedoch  selbstverständlich  hinsichtlich  dieser  Frage  keine  Schritte  tun, 
bevor  wir  nicht  die  von  unserem  Bundesgenossen  Frankreich  dazu 
eingenommene  Stellung  geklärt  hatten. 

Neratow 


157  Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den 

stellvertretenden  russischen  Airßenminister 
Bericht  Nr.  78  Paris,  den  8./21.  November  1911 

Vorigen  Donnerstag  ist  der  König  von  Serbien  in  Paris  eingetroffen, 
um  dem  Präsidenten  der  französischen  Republik  einen  offiziellen  Besuch 
abzustatten. 

Bekanntlich  sollte  die  Reise  König  Peters  bereits  im  letzten  Früh- 
jahr stattfinden,  mußte  aber,  obwohl  Seine  Majestät  sich  bereits  unter- 
wegs befand,  wegen  des  Unfalls  des  Kriegsministers  H.  Berteaux  auf 
dem  Flugplatze  verschoben  werden. 

Der  Empfang,  der  dem  König  in  Frankreich  zuteil  wurde,  zeich- 
nete sich  nicht  nur  durch  die  bei  Empfängen  fremder  Souveräne  üb- 
liche rein  offizielle  Feierlichkeit  aus;  die  Presse  wie  auch  die  öffent- 
liche Meinung  verliehen  dem  Besuch  Seiner  Majestät  einen  besonders 
herzlichen  Charakter.  In  diesen  letzten  Monaten,  in  denen  der  fran- 
zösische Patriotismus  infolge  ernster  auswärtiger  Verwicklungen  fast 
täglich  harten  Proben  unterworfen  war,  mußte  die  Ankunft  des  ser- 
bischen Souveräns,  der  seine  militärische  Erziehung  in  Frankreich  ge- 
nossen, der  in  der  französischen  Armee  gedient  hat  und  1870  bei  der 
Verteidigung  französischen  Bodens  verwundet  wurde,  zweifellos  in  höch- 
stem Maße  dazu  beitragen,  Begeisterung  und  allgemeine  Sympathie  aus- 
zulösen. 

Man  hatte  für  Seine  Majestät  prachtvolle  Räume  im  Palais  des 
Außenministeriums  hergerichtet  und  als  ganz  besondere  Aufmerksam- 
keit in  seinem  Zimmer  die  Möbel  aufgestellt,  die  den  Saal  schmückten, 
in  dem  Napoleon  I.  die  Abordnung  des  Großvaters  des  Königs,  des 
Begründers  der  Dynastie  Karageorgewitsch,  empfangen  hatte. 

Das  Programm  für  den  Aufenthalt  Seiner  Majestät,  das  im  voraus 
durch  ein  Protokoll  in  allen  Einzelheiten  festgelegt  war,  enthielt  offi- 
zielle Besuche  beim  Präsidenten  der  Republik  und  bei  den  Mitgliedern 
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der  Regierung,  Empfang  der  auswärtigen  Vertreter  und  der  serbischen 
Kolonie,  Diners  in  den  Champs-Elysees  und  auf  der  serbischen  Ge- 
sandtschaft, einen  Besuch  im  Rathaus,  in  der  Mihtärschule  von  Saint- 
Cyr,  wo  der  König  erzogen  worden  ist,  und  eine  Galavorstellung  in 
der  Oper. 

Bei  dem  Essen  in  den  Champs-Elysees  am  Abend  der  Ankunft 
des  Königs  tauschten  Seine  Majestät  und  der  Präsident  der  Republik 
freundschaftliche  Toaste  aus,  deren  Text  ich  Ihnen  im  Zeitungsaus- 
schnitt zu  übersenden  die  Ehre  habe. 

Obgleich  der  König  von  dem  serbischen  Außenminister  H.  Milo- 
wanowitsch  begleitet  war,  liegt  keinerlei  Grund  zu  der  Annahme  vor, 
daß  die  Reise  Seiner  Majestät  besondere  politische  Zwecke  verfolgt 
habe. 

Am  Tage  seiner  Abfahrt  von  Paris,  am  letzten  Sonntag,  wohnte 
der  König  dem  Gottesdienst  in  der  russischen  Kirche  bei,  wo  er  von 
mir  und  den  Mitgliedern  der  Botschaft,  sowie  vom  serbischen  Ge- 
sandten, H.  Wesnitsch,  offiziell  empfangen  wurde. 

Genehmigen  Sie  usw.  I  s  w  o  1  s  k  i 


Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den  158 

stellvertretenden  russischen  Atfienminister 
Brief  Paris,  den  10./23.  November  1911 

Sehr  geehrter  Anatol  Anatoliewitsch ! 

Aus  Ihrem  offiziellen  Brief  geht  für  mich  nicht  ganz  klar  hervor, 
ob  Sie  mein  Vorgehen  in  der  Frage  der  Besprechungen  über  die 
Meerengen  und  Nordchina  gebilligt  haben.  Mein  Brief  an  de  Selves 
hat,  ohne  den  weiteren  Verlauf  dieser  Besprechungen  irgendwie  im 
voraus  zu  beeinflussen,  die  günstige  Folge  gehabt,  diese  beiden  Fra- 
gen aus  dem  Bereich  der  allgemeinen  und  unfruchtbaren  Unterhaltun- 
gen mit  dem  Minister,  der  keine  Ahnung  von  ihrer  Wichtigkeit  und 
ihrem  Wesen  hat,  herauszulösen.  Wie  ich  es  vorausgesehen  hatte, 
wird  die  Antwort  auf  meinen  Brief  wohl  kaum  erschöpfend  und  dazu 
geeignet  sein,  uns  volle  Genugtuung  zu  geben.  In  einer  Unterredung 
mit  mir  bekundete  H.  Louis  unter  anderem  eine  gewisse  Unruhe 
wegen  der  in  Konstantinopel  stattfindenden  Besprechungen  und  fragte 
mich,  ob  mein  Brief  die  Frage  der  Meerengen  genau  in  der  Form, 
in  der  Tschar}'kow  sie  augenscheinlich  aufgeworfen  hat,  ins  Auge 
fasse,  das  heißt,  in  Verbindung  mit  der  von  uns  der  Türkei  angebUch 
angebotenen  Garantien  für  ihre  Herrschaft  über  die  Ufer  des  Bosporus 
und  der  Dardanellen. 

Ich  beeilte  mich,  ihm  zu  erklären,  daß  meine  Frage  wegen  der 
Meerengen  nichts  mit  diesen  oder  jenen  Schritten  Tscharykows  gemein 
habe  und  lediglich  prinzipiellen  Charakter  trage.  Ich  halte  es  für  wahr- 
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scheinlich,  daß  die  französische  Regierung  sich  scheuen  wird,  eine 
bedingungslose  Verpflichtung  im  Sinne  einer  Anerkennung  unserer 
vollen  Handlungsfreiheit  in  den  Meerengen  uns  gegenüber  einzugehen, 
und  daß  sie,  sich  zum  erstenmal  auf  irgendeine  unbestimmte  Formel 
beschränkend,  uns  ersuchen  wird,  unsere  Wünsche  genauer  darzulegen. 
.Wenn  uns  eine  derartige  Antwort  nicht  ausreichend  erscheint,  wird 
sie  uns  einen  durchaus  bequemen  Vorwand  geben,  um  in  formellere 
und  mehr  ins  einzelne  gehende  Besprechungen  einzutreten.  Hinsichtlich 
Nordchinas  scheint  es  mir,  daß,  wenn  die  französische  Regierung  diese 
Frage  im  Zusammenhang  mit  der  des  an  Indochina  stoßenden  Gebiets 
des  Chinesischen  Reiches  stellen  wird,  dies  ihre  Lösung  bedeutend  er- 
leichtem wird. 

Obwohl  Sie,  wie  ich  weiß,  H.  Louis  nicht  sehr  lieben  und  kein 
besonderes  Zutrauen  zu  ihm  haben,  so  kann  ich  nicht  anders  als 
mich  freuen,  endlich  jemanden  hier  zu  haben,  mit  dem  es  möghch  ist, 
ernsthaft  zu  sprechen.  Im  Laufe  der  letzten  Wochen,  d.  h.  seit  Er- 
öffnung des  Parlaments,  ist  de  Selves  vollständig  unsichtbar,  und  außer- 
dem kommt  aus  den  Unterhaltungen  mit  ihm  sehr  wenig  heraus,  da  er 
vollständig  von  der  Verteidigung  des  französisch-deutschen  Abkommens 
in  Anspruch  genommen  ist,  nichts  von  anderen  Angelegenheiten  weiß 
und  das,  was  man  ihm  darüber  sagt,  anhört,  ohne  es  in  sich  aufzu- 
nehmen. Der  Vorfall  mit  Ballin  wird  hoffentlich  zur  Errichtung  des 
Postens  eines  permanenten  Generalsekretärs  führen,  entsprechend  dem, 
den  Nicolson  in  London  einnimmt.  Soviel  ich  weiß,  ist  Louis  sehr  wenig 
geneigt,  diesen  Posten  anzunehmen,  und  besteht  darauf,  nach  Peters- 
burg zurückzukehren. 

Nach  den  heutigen  Zeitungen  zu  urteilen,  ist  der  KonfHkt  mit 
Persien  zu  meiner  aufrichtigen  Freude  glücklich  beigelegt.  Ist  es  aber 
wirklich  möglich,  daß  danach  Morgan  Shuster  nicht  aus  Persien  aus- 
gewiesen werden  wird?  Seine  Ausweisung  würde  ich  zu  unserer  ersten 
Forderung  machen.  Glauben  Sie  außerdem  nicht,  daß  nach  dieser 
Lehre  für  die  persische  Regierung  die  Stunde  geschlagen  hat,  sich 
mit  der  Frage  der  Eisenbahnbauten  in  Persien  und  vor  allem  mit 
dem  transpersischen  Transitwege  zu  beschäftigen?  Hier  haben  die 
vorbereitenden  Arbeiten  auf  finanziellem  Gebiet  in  letzter  Zeit  recht 
merkliche  Fortschritte  gemacht.  Die  Gründung  einer  „Studiengesell- 
schaft" kann  als  gesichert  angesehen  werden.  Aber,  soweit  ich  in- 
formiert bin,  ist  die  diplomatische  Vorbereitung  dieser  Angelegenheit 
noch  sehr  wenig  vorgerückt,  und  doch  ist  dies  die  Grundlage,  ohne 
die  keine  finanzielle  Kombination  mögUch  ist.  In  der  nächsten  Woche 
erwartet  man  hier  Busche  und  Petschkowski  wegen  der  endgültigen 
Entscheidungen  in  der  Frage  der  Studiengesellschaft.  Ich  verfolge  diese 
Sache  mit  viel  Aufmerksamkeit,  habe  aber  hierüber  von  Ihnen  sehr 
wenig  Nachrichten.  Haben  Sie  die  Güte,  mir  die  hierauf  bezüglichen 
letzten  Dokumente  zu  senden,  d.   h.   den  letzten   Meinungsaustausch 
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hierüber  mit  dem  Londoner  Kabinett,  von  dem  ich  nur  indirekt  Kennt- 
nis habe. 

Was  für  Nachrichten  haben  Sie  von  S.  D.  Sasonow? 

Ich  begebe  mich  gleich  zu  de  Selves,  um  ihm  von  der  möglichen 
Schließung  der  Meerengen  für  den  neutralen  Handel  Mitteilung  zu 
machen.  Das  Ergebnis  werde  ich  Ihnen  telegraphisch  mitteilen. 

Zum  Schluß  gestatten  Sie  mir,  mich  an  Sie  in  folgender  An- 
gelegenheit zu  wenden.  Während  meiner  Amtszeit  als  Minister  habe 
ich  ein-,  vielleicht  auch  zweimal  dem  Korrespondenten  der  „Nowoje 
Wremja"  in  London,  Wesselitzki-Boshidarowitsch,  eine  geldliche  Unter- 
stützung erwiesen,  indem  ich  ihm  eine  Kurier-Sommervilla  für  den 
Aufenthalt  in  Petersburg  anweisen  ließ.  Diese  Ausgaben  sind  nicht 
unnütz  gewesen,  denn  sie  haben  zweifellos  auf  das  Verhalten  der 
Schriftleitung  des  gesamten  Blattes  zu  unserem  Ministerium  Einfluß 
gehabt.  Wesselitzki,  der  vor  kurzem  in  Paris  war,  bat  mich  um  meine 
Unterstützung,  damit  ihm  in  diesem  Jahre  dieselbe  Subsidie  gewährt 
würde.  Falls  Sie  dies  für  möglich  erachten,  so  lassen  Sie  es  Wesselitzki 
nach  London  durch  den  Grafen  Benckendorff  wissen,  der  ebenso  wie 
ich  diese  Maßnahme  für  gerecht  und  nützlich  hält. 

Ihr  aufrichtig  ergebener  und  zu  Diensten  bereiter 

I  s  w  o  1  s  k  i 


Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den 
stellvertretenden  russischen  Außenminister 

Abschrift 

Sehr  vertraulicher  Brief  Paris,  den  10./23.  November  1911 

Ich  hatte  die  Ehre,  Ihren  Geheimbrief  vom  3.  November  dieses 
Jahres  unter  Nr.  1181  zu  erhalten.  Vor  allem  halte  ich  es  für  meine 
Pflicht  zu  erklären,  daß  das  Fehlen  des  Wortes  „Mongolei''  in  der 
Abschrift  meines  Briefes  an  den  französischen  Außenminister  natür- 
lich nur  auf  Unachtsamkeit  der  Kanzlei  beruht;  sowohl  im  Entwurf 
als  auch  in  dem  Briefe  selbst,  den  ich  mit  eigener  Hand  abgeschrieben 
habe,  sind  alle  drei  Gebiete,  d.  h.  die  Mandschurei,  die  Mongolei 
und  Chinesisch-Turkestan  erwähnt.  Seit  der  Übergabe  des  besagten 
Briefes  habe  ich  H.  de  Selves  kaum  gesehen,  da  er  vollständig  durch 
die  Verteidigung  des  französisch-deutschen  Abkommens  über  Marokko 
und  das  Kongogebiet  vor  dem  parlamentarischen  Ausschuß  für  aus- 
wärtige Angelegenheiten  in  Anspruch  genommen  ist.  Übrigens  ist  der 
gegenwärtige  französische  Minister  des  Äußeren  so  wenig  mit  dem 
wesentlichen  Inhalt  der  Geschichte  der  von  mir  aufgeworfenen  Fragen 
vertraut,  daß  eine  Unterhaltung  mit  ihm  über  dieses  Thema  wahr- 
scheinlich sehr  wenig  Nutzen  bringen  würde.  Tatsächlich  leitet  augen- 
blicklich H.  Georges  Louis,  der  ausgezeichnet  informiert  ist,  zeitweilig^ 
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die  wichtig-sten  politischen  Angelegenheiten;  soviel  ich  weiß,  ist  ihm 
die  Abfassung  der  Antwort  auf  meinen  Brief  anvertraut  worden;  ich 
habe  mit  ihm  zwei  sehr  interessante  Unterredungen  gehabt,  die  mich 
genügend  über  die  Stellungnahme  des  französischen  Ministers  unseren 
Wünschen  gegenüber  aufklärten. 

Den  Worten  H.  Louis'  konnte  ich  entnehmen,  daß  man  hier  etwas 
ängstlich  ist,  eine  VerpfUchtung  uns  gegenüber  bezüglich  der  Meer- 
engen in  den  von  mir  im  letzten  Teil  meines  Briefes  gebrauchten  Aus- 
drücken zu  übernehmen.  H.  Georges  Louis  ist  hauptsächlich  wegen  der 
Unbestimmtheit  des  Ausdruckes  „Handlungsfreiheit"  besorgt.  Er  würde 
gern  in  bestimmter  Form  erfahren,  was  wir  bezüglich  der  Meerengen 
zu  unternehmen  gedenken,  und  nach  welcher  Lösung  der  hiermit  zu- 
sammenhängenden Fragen  wir  streben. 

Ich  antwortete  H.  Louis,  daß  der  besagte  Ausdruck  von  mir  gerade 
wegen  seiner  Unbestimmtheit  gebraucht  worden  sei,  da  es  augenbUck- 
lich  nicht  möglich  sei,  vorauszusehen,  welche  Wendung  die  Meerengen- 
frage nehmen  wird.  „Rußland",  sagte  ich  ihm,  „hat  Interesse  daran, 
die  Existenz  des  Türkischen  Reichs  so  lange  wie  möglich  aufrecht- 
zuerhalten, aber  unter  der  Bedingung,  daß  man  uns  von  veralteten 
und  mit  unseren  Interessen  und  unserer  Würde  unvereinbaren  Be- 
schränkungen befreit.  Aus  diesem  Grunde  streben  wir  in  erster  Linie 
nach  einer  freundschaftlichen  Verständigung  mit  der  türkischen  Re- 
gierung über  diese  Frage.  Wenn  sich  aber  eine  solche  Verständigung 
als  undurchführbar  erweisen  oder  die  Liquidierung  der  türkischen 
Herrschaft  in  Europa  erfolgen  wird,  so  wird  sich  natürUch  auch  unser 
Standpunkt  in  der  Frage  der  Meerengen  ändern.  Ebenso  wie  Frank- 
reich uns  diesen  Sommer  erklärt  hat,  daß  es  die  Festsetzung  irgend- 
einer fremden  Macht  in  Marokko  nicht  zulassen  könne,  sind  wir 
unsererseits  verpflichtet,  Frankreich  davon  zu  unterrichten,  daß  Ruß- 
land die  Meerengen  nicht  in  andere  Hände  als  die  Rußlands  übergehen 
lassen  kann.  Wir  sind  selbstverständlich  im  voraus  davon  überzeugt, 
daß  wir  sowohl  im  ersten  wie  im  zweiten  Fall  von  selten  des  ver- 
bündeten Frankreich  voller  Sympathie  und  Unterstützung  begegnen 
werden.  Indessen  ist  es  für  uns  sehr  wichtig,  die  Haltung  der  franzö- 
sischen Regierung  in  dieser  Frage  genau  festzulegen.  Ebenso  steht 
es  mit  den  Fragen  in  Verbindung  mit  Nordchina.  In  meinem  Briefe 
sind  einige  der  Maßnahmen  aufgezählt,  die  wir  aller  Wahrschein- 
lichkeit nach  in  näherer  oder  fernerer  Zukunft  verwirklichen  müssen, 
um  unsere  Stellung  in  diesen  Ländern  zu  befestigen.  Aber  es  ist  klar, 
daß  hiermit  nicht  alle  im  Laufe  der  Zeit  möglichen  Kombinationen 
und  Eventualitäten  erschöpft  sind.  Es  ist  augenbUcklich  nicht  möglich, 
vorauszusehen,  wie  sich  die  Ereignisse,  die  sich  jetzt  in  China  ab- 
spielen, entwickeln  werden.  Wenn  für  das  Chinesische  Reich  endgültig 
die  Periode  der  Auflösung  beginnt,  können  wir  uns  gezwungen  sehen, 
unser  Programm   zu  erweitern.   Ebenso  kann  uns  eine  aktive  Inter- 
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vention  Japans,  mit  dem  wir  einen  Vertrag  über  die  Begrenzung  der 
wechselseitigen  Einflußsphären  in  der  Mandschurei  abgeschlossen 
haben,  hierzu  bringen.  In  allen  diesen  Fällen  sind  wir  gleichfalls 
berechtigt,  die  Sympathie  und  diplomatische  Unterstützung  unseres 
Verbündeten  zu  erwarten." 

Soviel  ich  bemerken  konnte,  haben  diese  Erklärungen  auf  H. 
Louis  den  nötigen  Eindruck  gemacht.  Er  stimmte  mit  mir  darin 
übercin,  daß  es  sehr  nützlich  sei,  im  voraus  zwischen  Rußland  und 
Frankreich  die  Stellungnahme  der  beiden  Regierungen  gegenüber  den 
Ereignissen  zu  klären,  die  sowohl  im  nahen  wie  im  fernen  Osten 
eintreten  könnten.  Er  erkannte  auch  an,  daß  der  von  mir  eingeschlagene 
Weg  das  beste  Mittel  sei,  einen  Meinungsaustausch  über  die  oben 
dargelegten  Fragen  zu  beginnen.  Ich  betonte  meinerseits  nochmals, 
daß  mein  Brief  an  H.  de  Selves  nur  einen  vorbereitenden  Charakter 
habe,  und  daß  wir,  wenn  die  französische  Regierung  seinen  Inhalt 
zu  unbestimmt  finde,  leicht  zu  einer  bestimmteren  Formulierung  unserer 
Wünsche  übergehen  könnten.  Zuletzt  versprach  mir  H.  Louis,  mir  seinen 
Entwurf  zu  einer  Antwort  gleich  nach  dessen  Fertigstellung  mitzuteilen. 
Ich  werde  natürlich  nicht  verfehlen,  Ihren  Weisungen  gemäß  die 
französische  Antwort  nur  „ad  referendum*'  zu  nehmen,  in  Erwartung 
ihrer  Prüfung  durch  die  Kaiserliche  Regierung.  In  seiner  Unterredung 
mit  mir  hat  H.  Georges  Louis  keinerlei  Einwand  gegen  die  Möglich- 
keit erhoben,  uns  dieses  oder  jenes  Versprechen  in  geheimer  Form 
zu  geben.  Daher  scheint  es  mir  vor  Kenntnis  des  Entwurfes  der 
französischen  Antwort  auch  nicht  nötig  zu  sein,  die  ursprüngHche 
Fassung  unserer  Wünsche  bezüglich  Nordchinas  abzuändern.  Anderer- 
seits ist  es  sehr  möglich,  daß  die  französische  Regierung  ihre  Zu- 
stimmung zu  unseren  Wünschen  nur  geben  wird,  wenn  wir  ent- 
scheidende Zusicherungen  bezüglich  ihrer  Interessen  in  dem  an  Indo- 
china  grenzenden  Teil  Chinas  übernehmen,  was,  soviel  ich  weiß,  von 
unserer  Seite  keinen  besonderen  Einspruch  hervorrufen  kann. 
Genehmigen  Sie  usw.  Iswolski 


Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den 
stellvertretenden  russischen  Außenminister 
Brief  Paris,  den  10.  23.  November  1911 

Während  der  serbische  König  hier  war,  hatte  ich  eine  sehr  inter- 
essante Unterredung  mit  Milowanowitsch.  Der  Minister  begann  damit, 
mich  mit  größter  Bestimmtheit  der  friedlichen  Absichten  Serbiens  zu 
versichern.  Es  beabsichtige  keineswegs  die  jetzigen  Verwickelungen 
im  nahen  Orient  auszunutzen.  Andererseits  beunruhigten  ihn  außer- 
ordentlich die  weitgehenden  Pläne,  mit  denen  sich  Österreich-Ungarn, 
wie    seine    Nachrichten    melden,    trage.    Österreich-Ungarn    sei    wegen 
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des  Widerstandes,  auf  den  seine  Balkanpolitik  in  Serbien  und  Bul- 
garien stoße,  entschlossen,  ein  großes  autonomes  Albanisches  Reich 
zu  verwirklichen.  Zu  diesem  Zweck  verwende  es  große  Summen,  um  in 
Europa  Sympathien  für  die  albanische  Nationalität  zu  erwecken,  die 
für  eine  politische  Entwicklung  ungewöhnlich  befähigt  sei.  Die  künftige 
Unabhängigkeit  Albaniens  soll  sich  bis  zum  Wardar  erstrecken  und 
einen  großen  Teil  Mazedoniens  umfassen.  Es  versteht  sich  von  selbst, 
daß  dieses  Reich  unter  österreichischem  Protektorat  stehen  soll  und 
bestimmt  ist,  die  slawischen  Staaten,  d.  h.  Serbien  und  Bulgarien^ 
zurückzudrängen.  Was  Montenegro  betrifft,  so  meint  Milowanowitsch, 
daß  es  geneigt  sei,  Österreich  zu  folgen.  Der  Lohn  dafür  soll  in  einem 
Teil  des  Sandjak  und  in  einigen  albanischen  Gebieten  mit  Skutari 
bestehen.  Milowanowitsch  versichert,  daß  man  in  Bulgarien  endlich 
begriffen  habe,  welche  Gefahr  dem  Slawentum  von  selten  Österreichs 
drohe,  und  daß  jetzt  die  Verhandlungen  über  eine  serbisch-bulgarische 
Annäherung  weit  erfolgreicher  fortgeschritten  seien  und  Aussicht  hätten, 
ans  Ziel  zu  gelangen.  Rußland  sei  über  diese  Verhandlungen  auf  das 
genaueste  unterrichtet.  Auf  meine  Frage,  welche  Stellung  Rumänien 
einnehmen  werde,  wenn  die  serbisch-bulgarischen  Interessen  mit  den 
österreichischen  zusammenstießen,  antwortete  Milowanowitsch,  er  sei 
überzeugt,  daß  Rumänien  auch  keine  Ursache  habe  zu  wünschen, 
daß  Österreich  tiefer  in  den  Balkan  eindringe.  Rumänien  sei  in  betreff 
Serbiens  und  Bulgariens  durch  keine  Vereinbarungen  an  Österreich 
gebunden,  und  im  Falle  einer  Liquidierung  der  europäischen  Türkei 
könne  es  sich  mit  einer  Grenzberichtigung  bei  Silistria  begnügen.  Milo- 
wanowitsch sagte,  er  wisse  bestimmt,  daß  Österreich  sich  in  Bosnien 
und  in  der  Herzegowina  so  verstärkte,  daß  es  jeden  Augenblick  zu 
einer  Aktion  wie  1908  bereit  sein  könne,  indem  die  dort  stehenden 
Truppen  auf  Kriegsfuß  gebracht  werden.  Iswolski 


161  Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den 

stellvertretenden  russischen  Atißenminister 
Geheimtelegramm  Nr.  178  Paris,  den  14./27.  November  1911 

Tittoni  ist  über  die  Möglichkeit  eines  kollektiven  Schrittes  der 
Mächte  in  der  Frage  der  freien  Durchfahrt  durch  die  Dardanellen  sehr 
erregt.  An  eine  Blockade  der  Dardanellen  werde  in  Rom  nicht  ge- 
dacht, auch  würde  jeder  freundschaftliche  Einspruch  einer  Macht 
genügen,  die  italienische  zu  veranlassen,  einen  solchen  Gedanken 
aufzugeben,  während  eine  Kollektiverklärung  Italien  in  die  peinlichste 
Lage  brächte. 

Wahrscheinlich  werde  die  Aktion  Italiens  in  einem  raschen  Vor- 
gehen gegen  die  Uferbefestigungen  der  Dardanellen  und  gegen  die 
türkische  Flotte  bestehen.  Iswolski 
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Der  stellvertretende  russische  Außenminister 
an  den  russischen  Botschafter  in  Paris 

Abschrift  eines  sehr  vertrauhchen  Briefes 

Nr.  1223  St.  Petersburg,  den  17./30.  November  1911 

Auf  das  Schreiben  Eurer  Exzellenz  vom  10.  November  dieses  Jahres 
beeile  ich  mich,  Ihnen  mitzuteilen,  daß  sowohl  die  von  Ihnen  H.  Georges 
Louis  bezüglich  der  Meerengenfrage  und  der  Anerkennung  unserer 
Spezialintercssen  im  nördlichen  China  abgegebenen  Erklärungen,  als 
auch  die  Art  und  Weise,  in  der  Sie  in  Ihrem  Brief  vom  4.  November 
neuen  Stils  an  H.  de  Selves  diese  Fragen  formuliert  haben,  voll  und 
ganz  unseren  Wünschen  und  Absichten  entsprechen. 

Es  versteht  sich  von  selbst,  daß  wir  gegen  eine  konkretere  Form 
der  Zusicherungen,  die  wir  von  der  französischen  Regierung  in  diesen 
Fragen  zu  erhalten  wünschen,  wie  auch  gegen  die  Anerkennung  einer 
besonderen  Stellung  Frankreichs  in  den  Provinzen  Chinas,  für  die  es 
sich  interessiert,  unsererseits  keinerlei  Einwendungen  erheben  werden, 
falls  die  französische  Regierung  es  wünschen  sollte. 

Genehmigen  Sie  usw.  N  e  r  a  t  o  w 

Der  stellvertretende  russische  Ai^enminister  an  die 

russischen  Botschafter  in  Paris,  London,  Rom, 

Berlin,  Wien  und  Konstantinopel 

Telegramm  Nr.  1915  St.  Petersburg,  den   17./30.  November  1911 

Da  der  türkische  Botschafter  von  der  MögUchkeit  einer  Schließung 
der  Meerengen  als  eines  Verteidigungsmittels  sprach,  das  die  Türkei 
in  Erwartung  eines  italienischen  Angriffes  zu  ergreifen  sich  eventuell 
genötigt  sehen  könnte,  hat  es  die  Kaiserliche  Regierung  für  notwendig 
gehalten,  den  Mächten  gegenüber  ihre  Auffassung  von  dieser  Frage 
zu  präzisieren  und  damit  zu  begründen,  daß  ihrer  Ansicht  nach  das 
Recht  der  Durchfahrt  durch  die  Meerengen  den  Neutralen  durch  Artikel  3 
der  Konvention  von  London  von  1871,  die  die  Türkei  mitunterzeichnet 
habe,  gewährleistet  sei,  und  daß  demzufolge  alle  Maßnahmen,  die 
darauf  ausgehen,  dieses  Recht  tatsächlich  aufzuheben,  den  Verträgen 
zuwiderliefen  und  den  Interessen  der  Neutralen  nachteilig  wären. 

Diese  Ansicht  schließt  für  die  Kriegführenden  keineswegs  die  Frei- 
heit aus,  militärtcchnisclic  Offensiv-  oder  Defensivmaßnahmen,  die  sie 
für  notwendig  erachten  sollten,  zu  ergreifen. 

Die  Auffassung  der  Kaiserlichen  Regierung  ist  von  selten  der 
neutralen  Mächte  Einwänden  nicht  begegnet.  Da  jedoch  keine  Ein- 
stimmigkeit über  die  Art  des  Vorgehens  den  Kriegführenden  gegenüber 
besteht,  beabsichtige   ich,   dem    türkischen    Botschafter   bei   der  ersten 
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Gelegenheit  unsere  Auffassung  auseinanderzusetzen  und  ihn  zu  bitten, 
meine  Mitteilung  der  Hohen  Pforte  zur  Kenntnis  zu  bringen. 

(Für  Konstantinopel.)  Sie  wollen  nach  dem  Vorstehenden  Ihre 
Sprache  bei  den  Unterredungen  mit  den  türkischen  Ministern  und 
Ihren  Kollegen  regeln, 

(Für  Paris,  London,  Rom,  Berlin  und  Wien.)  Sie  können  der 
Regierung,  bei  der  Sie  beglaubigt  sind,  unsere  Art  des  Vorgehens  zur 
Kenntnis  bringen.  Neratow 

164  Baron  Schilling  an  den  russischen  Botschafter  in  Paris 
Telegramm  Bern,  den  21.  November/4.  Dezember  IQll 

Sasonow  gedenkt  Sonntag  abend  aus  Paris  nach  Petersburg  abzu- 
reisen, wünscht  aber  nicht  wieder  den  Waggon  des  Präsidenten  zu 
benutzen.  Es  ist  besser,  über  den  festgesetzten  Tag  der  Abreise  einst- 
weilen nicht  zu  sprechen,  damit  man  in  Berlin  nicht  vorzeitig  von 
dem  unvermeidlichen  mehrstündigen  Aufenthalt  dortselbst  zwischen  den 
Zügen  erfährt.  Schilling 

165  Der  stellvertretende  russische  Atfienminister 

an  den  russischen  Botschafter  in  Paris 

Telegramm  Nr.  1958 

St.  Petersburg,  den  22.  November/5.  Dezember  1911 

Für  den  Minister. 

Nach  Ablehnung  unserer  neuen  Forderungen  durch  das  Parlament 
ist  die  Lage  in  Teheran  beunruhigend  geworden.  Die  Ermordung 
einiger  Personen,  die  zu  unseren  Anhängern  gerechnet  wurden,  läßt 
weitere  Ausschreitungen  befürchten,  unter  denen  unsere  sowie  aus- 
ländische Staatsangehörige  und  Institutionen  Schaden  nehmen  können. 
Die  Kosakenbrigade  sowie  die  Bachtiaren  sind  bemüht,  die  Ordnung 
aufrechtzuerhalten,  doch  ist  auf  die  letzteren  augenscheinlich  kein  Ver- 
laß, während  die  Brigade  nur  über  geringe  Kräfte  verfügt.  Die  Demis- 
sion des  letzten  Kabinetts,  das  der  Annahme  unserer  Forderungen 
zuneigte  und  in  dem  die  Bachtiaren  vertreten  sind,  ist  vom  Regenten 
abgelehnt  worden.  Poklewski  hat  vom  Momente  der  Ausführung 
unserer  ersten  Forderungen  an  die  sachlichen  Beziehungen  zum  Mini- 
sterium des  Äußern  wieder  aufgenommen.  Allein  die  Regierung  ist 
unentschlossen  und  unternimmt  einstweilen  nichts  gegen  das  Parla- 
ment, das  seine  Vollmachten  aus  eigener  Initiative  verlängert  hat.  Dieses 
wird  offenbar  seine  Anschauungen  nicht  aufgeben,  weswegen  es  höchst 
wahrscheinlich  erscheint,  daß  wir  Truppen  nach  Teheran  werfen  müssen. 
Den  Engländern  ist  dies  unerwünscht.  Die  Gesandtschaft  bittet  uns, 
diese  Maßnahme  nicht  zu  überstürzen.   Unsere  Militärabteilung  wird 
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sich  zum  30.  November  in  Kaswin  konzentrieren,  wo  sie  weitere  Be- 
fehle erwarten  wird.  So  werden  die  I^erser  noch  Zeit  zur  Überlegung 
haben.  Immerhin  tcann  die  Lage  in  Teheran  uns  zwingen,  die  Truppen 
unverzüghch  vorzuschieben.  Unsere  Forderungen  lassen  sich  einstweilen 
in  drei  Punkte  zusammenfassen : 

1.  Die  Entfernung  Shusters  und  Lecorfes  und  die  Regelung  der 
Stellung  der  anderen  Anhänger  Shusters  gemäß  Punkt  zwei; 

2.  die  Verpflichtung,  keine  Ausländer  in  persische  Dienste  zu 
nehmen  ohne  Zustimmung  beider  Gesandtschaften; 

3.  Rückerstattung  der  Unkosten  unserer  Expedition. 

In  einer  ultimativen  Note  ist  unser  Ziel  folgendermaßen  präzisiert 
worden:  Beseitigung  des  Grundes  der  Reibungen  zwischen  uns  und 
Persien  und  Schaffung  einer  Basis,  auf  der  dauerhafte  freundschaftliche 
Beziehungen  hergestellt  und  schnelle  Entscheidung  aller  schwebenden 
Fragen  und  Angelegenheiten  erzielt  werden  könnte.  Wir  hatten  hierbei 
den  Weg  normaler  diplomatischer  Verhandlungen  zur  Lösung  derartiger 
Fragen  im  Auge,  wie  die  der  Eisenbahn  in  unserer  Zone,  der  Schiff- 
fahrt auf  dem  See  von  Urmia,  der  Bildung  eines  Militärdetachements 
in  Täbris  unter  unserer  Kontrolle,  was  uns  die  Zurückziehung  der 
Täbrisschen  Militärabteilung  gestattet  hätte  u.  a.  m.  — 

Sollte  unseren  Truppen  Widerstand  entgegengesetzt  werden  und 
Blut  fließen,  so  wird  es  vielleicht  nötig  sein,  diese  Fragen  in  Form 
einer  neuen  Forderung  vorzubringen.  Hierüber  ist  den  Engländern 
Mitteilung  mit  dem  Hinweis  zugegangen,  daß  dieses  alles  ausschließ- 
lich unsere  Interessen  in  unserer  Einflußsphäre  betreffe,  und  daß  wir 
keinerlei  Forderungen  allgemeinpolitischen  Charakters  ohne  vorher- 
gehende Verständigung  mit  ihnen  stellen  werden,  die  die  englisch- 
russische Konvention  berühren  könnten.  Zu  Fragen  dieser  Art  ge- 
hören z,  B.  die  überaus  wünschenswerte  Stärkung  der  Regierungs- 
gewalt, die  Erneuerung  des  Parlamentes  durch  korrekte  Wahlen  und 
die  vom  Gesetz  vorgese"hene  Einberufung  des  Senats.  Die  Bachtiaren 
haben  sich  in  letzter  Zeit  mit  beiden  Gesandtschaften  auf  Verhandlungen 
eingelassen.  Sie  sind  sowohl  gegen  Shuster  als  auch  gegen  das  Par- 
lament gestimmt  und  wünschen,  wie  die  Verhältnisse  sich  auch  ge- 
stalten mögen,  vor  Verfolgungen  in  Zukunft  sichergestellt  zu  werden. 
Nach  Verständigung  mit  den  Engländern  sind  hinsichtlich  des  letzteren 
Punktes  Zusicherungen  gemacht  worden,  doch  was  ihr  Vorgehen 
gegen  das  Parlament  u.  a.  betrifft,  so  ist  ihnen  gesagt  worden,  daß 
die  beiden  Regierungen  sich  in  derartige  innere  Angelegenheiten 
Persiens  nicht  einmischen  können.  Zur  Zeit  halten  die  Bachtiaren  ge- 
meinsam mit  der  Kosakenbrigade  die  Ordnung  in  Teheran  aufrecht. 
Die  Bachtiaren  werden  sich  wohl  endgültig  entscheiden,  sobald  ihr 
Führer  Schirdar  Assad  eingetroffen  ist,  der  sich  aus  Rescht  bereits 
dorthin  aufgemacht  hat.  Der  Versuch  einer  Usurpation  des  Thrones 
durch    Assad   ist   nicht   ausgeschlossen.    Da    wir  in    Gemeinschaft   mit 
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England  der  Dynastie  der  Kadjaren  die  Thronfolge  garantiert  haben, 
aber  auch  der  engen  Beziehungen  wegen,  die  von  alters  her  Engländer 
und  Bachtiaren  miteinander  verbinden,  wäre  ein  solcher  Umsturz  für 
uns  äußerst  unerwünscht.  Außerdem  würden  sich  die  übrigen  No- 
maden damit  keineswegs  zufrieden  geben,  so  besonders  die  mächtigen 
Kaschkaizen,  und  die  Anarchie  würde  in  Persien  nur  weiter  um  sich 
greifen.  Es  ist  eben  noch  schwer,  unsere  Handlungsweise  für  den 
Fall  des  Einmarsches  unserer  Truppen  in  Teheran  vorauszubestimmen. 
Höchstwahrscheinlich  werden  wir  eine  Regierung  ernennen  müssen, 
die  Shuster  entlassen,  das  Parlament  mit  unserer  Beihilfe  auflösen  und 
Ordnung  schaffen  würde.  Doch  wird  alles  natürlich  von  den  Um- 
ständen abhängen.  ..         , 

^  Neratow 

166  Der  stellvertretende  russische  Atfienminister 

an  den  russischen  Botschafter  in  Paris 
Telegramm  Nr.  1959 

St  Petersburg,  den  22.  November/5.  Dezember  1911 

Für  den  Minister. 

Die  großbritannische  Regierung  hat  sich  schon  wiederholt  über 
unsere  Absichten  bezüglich  Mohammed  Alis  erkundigt  und  uns  zu 
verstehen  gegeben,  daß  sie  nicht  in  der  Lage  wäre,  den  früheren 
Schah  anzuerkennen,  wenn  er  die  Anwesenheit  unserer  Truppen  in 
Persien  dazu  benutzen  sollte,  auf  den  Thron  zurückzukehren.  Wir 
haben  darauf  konsequent  mit  Versicherungen  des  Inhalts  geantwortet, 
daß  wir  die  gegenwärtigen  militärischen  Maßnahmen  unsererseits  mit 
dem  Schicksal  des  früheren  Schahs  keineswegs  in  Verbindung  brächten. 
Heute  erklärte  mir  Buchanan  im  Auftrage  Greys,  daß  letzterer  von 
nun  ab  auf  Gefahr  seiner  Demission  die  Anerkennung  Mohammed  Alis 
für  ganz  ausgeschlossen  halte,  wie  sich  die  Umstände  auch  immer 
gestalten  mögen.  Die  russische  Anerkennung  des  früheren  Schahs 
müßte  nach  Anschauung  der  englischen  öffentlichen  Meinung  und  des 
Parlaments  die  Vernichtung  der  russisch-englischen  Verständigung 
nach  sich  ziehen.  Der  Botschafter  fügte  hinzu,  Grey  wünsche  nach 
Einholung  unserer  Zustimmung  im  Parlament  zu  erklären,  daß  beide 
Regierungen  beschlossen  hätten,  den  früheren  Schah  in  keinem  Falle 
anzuerkennen.  Ich  erwiderte  dem  Botschafter,  daß  ich  Grey  die  Ver- 
sicherung geben  könne,  die  Unterstützung  einer  Restauration  Mo- 
hammed Alis  liege  ganz  und  gar  nicht  in  unserer  Absicht,  und  ich  sei 
zum  formellen  Versprechen  bereit,  daß  wir  ihn  nicht  als  Schah  an- 
erkennen würden,  solange  unser  Expeditionskorps  sich  in  Persien 
befinde,  ohne  daß  England  seine  Zustimmung  dazu  gegeben  haben 
sollte.  Ich  fügte  hinzu,  daß  wir  dem  Schah  sogar  schon  eine  Warnung 
in   diesem  Sinne  hätten   zugehen   lassen.    Noch   weiterzugehen   halte 
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ich  für  unmöglich.  Wk  können  uns  doch  nicht  jetzt  schon  ver- 
pflichten, ihn  nicht  anzuerkennen,  wenn  er  sich  irgendwann  den  Thron 
selbständig  zurückerobern  und  die  Anerkennung  des  Volkes  finden 
sollte,  das  vielleicht  zur  Einsicht  kommen  könnte,  daß  die  Ordnung 
nur  auf  diese  Weise  wiederhergestellt  werden  kann.  Ich  erläuterte 
hierbei,  daß  ich  dieses  bloß  zu  Greys  persönlicher  Kenntnisnahme 
sage,  nicht  aber  zum  Zweck  der  Verkündigung  von  der  Tribüne. 
Nichtsdestoweniger  bat  ich  Buchanan,  den  Vorschlag  Greys  noch 
zu  überlegen  und  möglichst  eine  Formel  behufs  Mitteilung  im  Par- 
lament zu  finden,  die  einen  denkbar  beruhigenden  Eindruck  auf  die 
englische  öffentliche  Meinung  machen  könnte.  Der  Botschafter  fügte 
im  Namen  Greys  hinzu,  daß  die  großbritannische  Regierung  in  einem 
solchen  Falle  bereit  sein  würde,  uns  die  weitgehendste  Unterstützung 
im  Sinne  einer  Regelung  unserer  Beziehungen  zu  Persien,  im  be- 
sonderen der  Bildung  einer  uns  genehmen  Regierung  und  sogar  der 
Wahl  eines  uns  passenden  Regenten  angedeihen  zu  lassen.  Diese 
letzten  Worte  blieben  meinerseits  unbeantwortet,  da  ich  voraussetze, 
daß  Buchanan  auf  diese  Frage  zurückkommen  wird,  so  daß  wir  eine 
Formel  erwägen  werden,  die  man  Grey  vorschlagen,  vorher  aber 
Sr.  M.  dem  Kaiser  zur  Entscheidung  vorlegen  kann. 

Ne  rato  w 

Der  stellvertretende  russische  At^enminister 
an  den  russischen  Botschafter  in  Paris 
Telegramm  Nr.  1962 

St.  Petersburg,  den  23.  November/6.  Dezember  1911 

Für  den  Minister. 

Schon  am  vorigen  Mittwoch,  d.  h.  noch  vor  dem  im  Telegramm 
1959  dargelegten  Gespräch  mit  Buchanan,  habe  ich  ihm  auf  seine 
Bitte  folgende  schriftliche  Mitteilung  über  die  von  uns  in  Persien  ver- 
folgten Ziele  gemacht: 

„Das  Ziel,  das  die  Regierung  sich  gesetzt  hat,  ist  die  Schaffung 
normaler  und  wohlwollender  Beziehungen  zur  persischen  Regierung, 
und  die  Beseitigung  von  Elementen  der  Zwietracht,  die  die  Entwick- 
lung eines  freundschaftlichen  Verhältnisses  der  beiden  Länder  zu- 
einander behindern.  Das  ist  der  Grund,  weswegen  Rußland  gewisse 
neue  Forderungen  zu  stellen  gedenkt.  Die  russische  Regierung  ver- 
folgt mit  der  gegenwärtig  in  Persien  unternommenen  Aktion  nichts 
anderes,  als  den  Sturz  ihrer  legitimen  Interessen  in  jenem  Lande, 
in  der  Zone  die  ihr  dank  der  Konvention  von  1907  vorbehalten  ist. 
Ihre  Tätigkeit  steht  in  keiner  Hinsicht  im  Gegensatz  zu  den  Ver- 
fügungen dieser  Konvention,  da  sie  keinerlei  Ziel  verfolgt,  das  die 
Integrität  oder  Unabhängigkeit  Persiens  beeinträchtigen  könnte.  Die 
Kaiserliche  Regierung  legt  außerdem  Gewicht  darauf,  in  kategorischer 
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Form  festzustellen,  daß  die  von  ihr  auf  dem  persischen  Territorium 
ergriffenen  Maßnahmen  keinen  anderen,  als  einen  rein  provisorischen 
Charakter  tragen,  und  daß  sie  in  keiner  Hinsicht  die  Absicht  habe,  jene 
Prinzipien  zu  verletzen,  die  die  zwischen  Rußland  und  England  be- 
stehende Übereinstimmung  leiten." 

Dieses  ist  Grey  durch  den  Botschafter  am  Sonnabend  telegraphisch 
übermittelt  worden ;  gleichzeitig  hat  Buchanan  Grey  von  unserem  Stand- 
punkt über  die  Bewegung  der  Militärabteilung  aus  Kaswin  nach  Teheran 
und  über  die  Möglichkeit  zukünftiger  Forderungen  unsererseits  ent- 
sprechend meiner  in  meinem  Telegramm  Nr.  1958  dargelegten  Erklärung 
unterrichtet. 

N  e  r  a  t  o  vv 


168  Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den 

stellvertretenden  russischen  Außenminister 

Brief  Paris,  den  24.  November/7.  Dezember  1911 

Sehr  geehrter  Anatol  Anatoliewitsch ! 

Die  Ankunft  von  S.  D.  Sasonow,  die  mit  der  Abfahrt  des  Kuriers 
zusammentraf  und  eine  Menge  Anordnungen,  Unterredungen  usw.  von 
meiner  Seite  erfordert,  nimmt  mir  die  Möglichkeit,  Ihnen  heute  von 
ernsten  Dingen  zu  sprechen.  Ich  werde  mich  also  für  dieses  Mal  auf 
einige  Zeilen  beschränken  und  spreche  Ihnen  vor  allem  meinen  auf- 
richtigsten Dank  für  Ihren  Brief  vom  17.  November  aus.  Übrigens  gibt 
es  hier  im  Augenblick  nichts  Neues.  Die  Erörterung  des  französisch- 
deutschen Vertrages  vor  den  beiden  Kammern  wird  erst  in  acht  Tagen 
beginnen.  Alle  Welt  ist  von  seiner  Annahme  überzeugt;  trotzdem  wird 
die  Regierung  Gegenstand  scharfer  Angriffe  sein,  und  das  Kabinett 
des  H.  Caillaux  wird  voraussichtlich  bald  wegen  irgendeiner  inner- 
politischen Frage  gestürzt  werden.  Inzwischen  beginnen  die  Verhand- 
lungen mit  Spanien.  Ich  folge  ihnen  mit  großer  Aufmerksamkeit  und 
versuche  auf  de  Selves  mäßigend  einzuwirken,  der  persönlich  recht 
iwohlwollende  Absichten  hat,  der  aber  von  selten  anderer  Mitglieder 
des  Kabinetts  Schwierigkeiten  begegnet. 

Ich  habe  auf  meinen  Brief  über  die  Meerengen  und  China  immer 
noch  keine  Antwort  erhalten,  aber  ich  dränge  de  Selves  und  H.  George 
Louis  absichtUch  nicht,  denn  erstens  konzentriert  sich  die  ganze  Auf- 
merksamkeit der  Regierung  auf  die  bevorstehende  Verteidigung  des 
französisch-deutschen  Vertrages  vor  den  Kammern,  und  zweitens 
scheint  mir,  daß  der  von  Tscharykow  in  Konstantinopel  unternommene 
Schritt  eine  günstige  Konjunktur  für  die  Besprechungen  über  die 
Meerengen  schafft.  Da  endlich  mein  Brief  mehr  Bestätigungen  als 
Fragen  enthielt,  ist  die  Verzögerung  der  Antwort  eher  für  uns  vor- 
teilhaft  als   für   die   Franzosen.   Trotzdem    werde   ich   versuchen,   die 
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Antwort  jedenfalls  vor  der  Abreise  von   H.  Louis  nach  Petersburg  zu 
erhalten. 

S.  D.  Sasonow  ist  gestern  eingetroffen ;  er  sieht  wohl  und  frisch 
aus.  Er  rechnet  damit,  am  Sonntag  abend  nach  Petersburg  abzureisen. 
Er  hat  den  Grafen  Benckendorff  hierher  kommen  lassen,  und  wir  lesen 
und  besprechen  alle  drei  Ihre  Telegramme  betreffs  Persien.  Ich 
möchte  Ihnen  nicht  verhehlen,  daß  diese  Angelegenheit  mir  ernste 
Besorgnisse  für  die  Zukunft  unseres  Einvernehmens  mit  England  ein- 
flößt, und  daß  mich  das  sehr  besorgt  macht  und  beunruhigt.  Die 
Ereignisse  des  letzten  Sommers  haben  den  ganzen  Wert  der  Triple- 
Entente  als  wichtigen  Faktor  zur  Erhaltung  des  Friedens  und  des 
Gleichgewichts  in  Europa  bewiesen.  Denn  jetzt  nach  der  Rede  Sir 
Ed.  Greys  und  der  so  schwächlichen  Erwiderung  Bethmann  Hollwegs 
bleibt  kein  Zweifel  darüber,  daß  Deutschland,  das  die  Absicht  hatte, 
sich  in  Marokko  festzusetzen,  nur  vor  der  Aussicht  auf  einen  Konflikt 
zugleich  mit  Frankreich,  England  und  uns  zurückgewichen  ist.  Ich 
begreife  die  ganze  Schwierigkeit,  unser  Vorgehen  in  Persien  in  diesem 
Augenblick  mit  den  Wünschen  Englands  in  Einklang  zu  bringen.  Ich 
bitte  Sie  trotzdem  flehentlich,  die  unübersehbaren  Folgen  nicht  aus 
dem  Auge  zu  verlieren,  die  ein  Bruch  mit  England  in  den  persischen 
Angelegenheiten  haben  würde.  Ich  glaube,  England  wird  uns  sehr  weit 
folgen,  aber  es  ist  gefährlich,  den  Bogen  zu  straff  zu  spannen.  Der 
kritische  Moment  wird  unser  Einmarsch  in  Teheran  sein.  Wird  es 
in  diesem  Falle  möglich  sein,  die  Übereinstimmung  zwischen  unseren 
Forderungen  und  Handlungen  und  denen  Englands  aufrechtzuerhalten? 
Ihr  gestriges  Telegramm  ist  in  dieser  Beziehung  etwas  unklar,  um 
nicht  zu  sagen,  widerspruchsvoll.  Denn  am  Anfang  sagen  Sie,  daß 
wir  keinerlei  Ansprüche  allgemeinpolitischer  Natur  erheben  werden, 
ohne  uns  vorher  mit  England  verständigt  zu  haben,  und  am  Schluß 
nehmen  Sie,  für  den  Fall,  daß  unsere  Truppen  in  Teheran  einmar- 
schieren, die  Auflösung  des  Parlaments,  die  Ernennung  einer  neuen 
Regierung  usw.  in  Aussicht.  Es  ist  klar,  daß  solche  Maßnahmen,  falls 
sie  von  uns  auf  eigene  Faust  ergriffen  werden,  der  englisch-russischen 
Entente  ein  Ende  setzen  würden,  was,  ich  wiederhole  es  noch  einmal, 
unberechenbare  Folgen  für  die  Politik  ganz  Europas  haben  würde. 

Ich  komme  eben  von  einem  Frühstück  im  Palais  d'Elysee  mit 
dem  Präsidenten  der  Repubhk  und  den  Herren  Caillaux  und  de  Selves. 
Alle  drei  sind  sehr  besorgt  wegen  der  Möglichkeit  eines  solchen  Aus- 
ganges, der  schwere  Folgen  für  die  internationale  Stellung  Frankreichs 
haben  würde. 

Man  wartet  in  der  Kanzlei  auf  meinen  Brief,  um  den  Kurier 
absenden  zu  können. 

Ihr  aufrichtig  ergebener 

I  s  w  o  1  s  k  i 

lyi 


Der  russische  Minister  des  Äußern  an  das 
russische  At^enministerium 

Geheimtelegramm  Nr.  186 

Paris,   den  25.  November/8.  Dezember  1911 

Der  hiesige  britische  Botschafter  übergab  mir  heute  auftrags- 
gemäß eine  Denkschrift,  deren  Inhalt  folgendermaßen  lautet:  „Die 
persische  Frage  verursacht  Grey  große  Unruhe.  Um  mögliche  Streitig- 
keiten zwischen  der  russischen  und  der  englischen  Regierung  zu  ver- 
meiden, wünscht  er  die  wesentlichen  Punkte  anzugeben,  die  seiner 
Meinung  nach  als  Grundlage  des  übereinstimmenden  zukünftigen  Vor- 
gehens beider  Regierungen  dienen  müßten. 

1.  Der  Ausweg  aus  der  gegenwärtigen  Lage  müßte  durch  Ein- 
setzung einer  Regierung  in  Persien  gefunden  werden,  die  den  Grund- 
sätzen des  englisch-russischen  Übereinkommens  entspricht,  und  sowohl 
die  besonderen  Interessen  Rußlands  als  auch  diejenigen  Englands  be- 
rücksichtigt. 

2.  Angesichts  der  Nichtachtung,  mit  der  der  Ex-Schah  die  Rat- 
schläge der  russischen  und  britischen  Regierung,  nicht  nach  Persien  zu- 
rückzukehren, aufgenommen  hat,  wurde  England  die  Anerkennung 
seiner  abermaligen  Thronbesteigung  für  unvereinbar  mit  seiner  Würde 
halten.  Um  die  im  ersten  Abschnitt  dargelegten  Zwecke  zu  erreichen,  ist 
sein  Regierungsantritt  nicht  notwendig,  er  würde  in  Persien  vielmehr 
nur  Rachegelüste  gegen  diejenigen  wachrufen,  die  ihn  gestürzt  haben. 
Aus  diesem  Grunde  hofft  Grey,  daß  die  KaiserUche  Regierung  nicht 
die  Absicht  hat,  die  gegenwärtige  Unordnung  noch  zu  steigern,  indem 
sie  duldet,  daß  die  augenblickliche  Krise  zur  Wiedereinsetzung  Moham- 
med-Alis führt. 

3.  Der  russische  und  englische  Botschafter  in  Teheran  müßten 
sich  unverzüglich  wegen  der  Wahl  eines  ausländischen  Finanzrates 
ins  Einvernehmen  setzen,  der  für  Rußland  und  England  annehmbar 
wäre  und  als  Nachfolger  Shusters  vorgeschlagen  werden  könnte. 

4.  Sobald  die  russischen  Forderungen  von  Persien  bewilligt  sein 
werden,  sollen  die  russische  und  englische  Regierung  gemeinsam  die 
notwendigen  Maßnahmen  prüfen  und  sie  in  gegenseitigem  Einver- 
ständnis verwirkUchen ;  unter  diese  fällt  auch  die  Anleihe,  um  dem 
Chaos  vorzubeugen  und  der  persischen  Regierung  die  Möglichkeit  zur 
Wiederherstellung  der  Ordnung  zu  geben. 

5.  Da  die  Zahlung  der  von  Rußland  geforderten  Entschädigung 
die  Erreichung  des  unter  Punkt  4  dargelegten  Zieles  vereiteln  würde, 
hofft  Grey,  daß  die  russische  Regierung  sogleich  nach  Beendigung 
der  gegenwärtigen  Krise  ein  Mittel  finden  wird,  um  die  Schwierig- 
keiten, die  ein  Bestehen  auf  der  Auszahlung  der  Entschädigung  nach 
sich  ziehen  würde,  zu  vermeiden. 

6.  Grey  ist  überzeugt,  daß  sofort  nach  Annahme  der  russischen 
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Forderungen  und  nach  Wiederherstellung  der  Ordnung  in  Nordpersien 
die  militärischen  Maßnahmen  und  die  Besetzung  persischen  Gebietes, 
die  nur  provisorisch  sein  dürfen,  aufhören  werden." 

Grey  beauftragte  den  englischen  Botschafter  in  Paris,  bei  der 
Übermittlung  privatim  zu  erklären,  daß  der  einzige  Punkt,  hinsichtlich 
dessen  sofortige  Maßnahmen  ergriffen  werden  können,  derjenige  ist, 
durch  den  russischen  und  englischen  Vertreter  in  Teheran  gemeinsam 
die  Frage  des  Nachfolgers  von  Shuster  zu  prüfen.  Grey  hofft  aber, 
die  Kaiserliche  Regierung  werde  sich  auch  den  übrigen  Grundsätzen, 
die  er  entworfen  habe,  anschließen. 

Sasono  w 

Der  stellvertretende  russische  At^enminister 
an  den  russischen  Botschafter  in  Paris 

Telegramm  Nr.  1881 

St.  Petersburg,  den  25.  November/8.  Dezember  1911 

Für  den  Minister. 

Ich  telegraphiere  an  Poklewski: 

Auf  Buchanans  Frage,  ob  wir  auf  endgültiger  Dienstentlassung 
Lecorfes  vom  persischen  Dienst  überhaupt  bestehen,  habe  ich  geant- 
wortet, daß  wir  nichts  weiter  wünschen,  als  daß  er  keinen  Posten  in 
unserer  Einflußsphäre  bekleide. 

N  e  r  a  t  o  w 


Der  stellvertretende  russische  At^enminister 
an  den  russischen  Botschafter  in  Paris 

Chiffriert  durch  Wrangel,  Tschelustkin,  Alymow 
Telegramm  Nr.  1990 

Abgesandt   den    26.  November/9.  Dezember  1911 
Aufgegeben  um  5  Uhr  20 

Am  Mittwoch  hat  Tscharykow  sich  mit  Hassim-Bei  über  die 
Meerengen  und  die  Eisenbahnen  auseinandergesetzt  auf  Grund  des 
dem  letzteren  überreichten  Entwurfes,  der  die  sechs  Iswolski  be- 
kannten Artikel  mit  einer  Abänderung  des  letzten  Absatzes  des  vierten 
Artikels  enthält,  Hassim-Bei  erklärte,  daß  er  jetzt  die  Meerengen- 
frage an  die  erste  Stelle  setzen  und  sie  ohne  Verzögerung  durch- 
sprechen werde.  Erst  dann  werde  er  zur  Frage  der  Eisenbahnen 
übergehen.  Was  die  freundschaftliche  Unterstützung  der  Türkei  von 
Seiten  Rußlands  betrifft,  so  werden  sich  beim  Minister  auf  diesem 
Gebiete  eine  Menge  Wünsche  einstellen.  Hassim-Bei  hat  nicht  ver- 
sucht,  unsere   Besprechungen   mit    der   Frage    des    Friedens    zwischen 
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der  Türkei  und  Italien  im  Unterschied  zu  den  Beziehungen  der  Türkei 
zum  Londoner  Kabinett  zu  verquicken.  Tscharykow  fügt  hinzu,  daß 
der  Abschluß  der  Besprechungen  erhebliche  Schwierigkeiten  bieten 
werde,  daß  aber  augenblicklich  der  Eindruck  günstig  sei.  Tscharykow 
glaubt,  daß  der  Augenblick  herannaht,  wo  die  versprochene  Unter- 
stützung Frankreichs  wirklich  sehr  nützlich  sein  werde,  und  darum 
fordert  er  von  Paris,  Bompard  vorzuschreiben,  ihm  bei  den  Be- 
sprechungen in  ihrer  Gesamtheit  seine  Unterstützung  zu  gewähren. 
Meinerseits  glaube  ich,  daß  kein  Grund  vorliegt,  Bompard  über  unsere 
Besprechungen  nicht  auf  dem  laufenden  zu  halten.  Eine  Beleuchtung 
der  Angelegenheit  durch  ihn  wird  auch  für  Tscharykow  nützlich  sein. 
Letzterer  könnte  sich  für  den  Augenblick  darauf  beschränken,  Bompard 
die  Erläuterung  der  leider  von  Tscharykow  Hassim-Bei  bereits  offi- 
ziell übermittelten  sechs  Punkte  zu  geben,  deren  vollständiger  Text. 
seinem  Inhalt  und  seiner  Abfassung  nach,  die  Tscharykow  bereits 
bekannten  Einwände  von  unserer  Seite  hervorruft.  Wenn  Sie  meinen 
Standpunkt  teilen,  bitte  ich  Sie,  mich  über  die  Bompard  erteilten 
.Weisungen  zu  informieren.  N  e  r  a  t  o  w 


Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den 
stellvertretenden  russischen  Atfienminister 
Auszug  aus  einem  Bericht  Paris,  den  7./20.  Dezember  1911 

Nach  einer  allgemeinen  Schilderung  der  deutsch-französischen  Ver- 
handlungen über  Marokko  schließt  der  Brief: 

Endlich  haben  die  geschilderten  Ereignisse  noch  einige  politische 
Wahrheiten  bezeugt,  hinsichtUch  deren  man  bis  jetzt  in  Zweifel  sein 
konnte.  Die  Krise  des  Jahres  1908  wegen  Bosniens  hat  in  der  öffent- 
lichen Meinung  Europas  einen  gewissen  Mangel  an  Zutrauen  zu  der 
Festigkeit  und  Wirksamkeit  des  Dreiverbandes  gelassen.  Jetzt  aber 
hat  diese  Vereinigung,  unter  dem  Einflüsse  historischer  Notwendig- 
keiten entstanden,  nicht  nur  ihre  ganze  Festigkeit  bewiesen,  sondern 
auch  gezeigt,  daß  sie  zugunsten  der  Erhaltung  des  allgemeinen 
Friedens  zu  handeln  imstande  ist.  In  dieser  Hinsicht  ist  es  äußerst 
bemerkenswert,  daß  in  den  verhängnisvollen  Sommertagen  England, 
ohne  mit  Frankreich  durch  einen  formellen  Akt  gebunden  zu  sein, 
bereit  war,  nicht  nur  seine  ganze  Flotte,  sondern  auch  seine  ganze 
Expeditionsarmee  gegen  Deutschland  in  Bewegung  zu  setzen.  Sollte 
man  es  nicht  dieser  Entschlossenheit  der  drei  Ententemächte  zu- 
schreiben, daß  Deutschland  die  Nachgiebigkeit  gezeigt  hat,  die  end- 
lich zu  der  Unterzeichnung  des  Abkommens  vom  4.  November  ge- 
führt hat? 

Indem  ich  dem  gemeinsamen  Vorgehen  der  drei  Mächte  das 
Verdienst  der  Erhaltung  des  Friedens  zuschreibe,   will  ich  mich  hin- 
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sichtlich  der  Zukunft  keinem  Optimismus  hingeben.  Nach  der  soeben 
durchlebten  Krise  ist  die  politische  Lage  Europas  noch  weniger  ge- 
festigt. Es  besteht  kein  Zweifel,  daß  ein  jeder  lokale  Zusammenstoß 
zwischen  den  Mächten  unbedingt  zu  einem  allgemeinen  europäischen 
Konflikte  führen  muß,  an  dem  sich  sowohl  Rußland  als  auch  eine 
jede  andere  europäische  Macht  wird  beteiligen  müssen.  Mit  Gottes 
Hilfe  kann  der  Eintritt  dieses  Konflikts  hinausgeschoben  werden,  daß 
er  aber  jederzeit  eintreten  kann,  müssen  wir  stündlich  bedenken  und 
uns  stündlich  hierzu  rüsten.  Iswolski 


Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den 
stellvertretenden  russischen  Außenminister 
Bericht  Paris,  den  8./21.  Dezember  1911 

Die  Verhandlungen  zwischen  Frankreich  und  Spanien  über 
Marokko  sind  in  vollem  Gange.  De  Selves  hat  mich  in  allgemeinen 
Zügen  mit  dem  Inhalt  der  Instruktionen  für  Jauffrays  in  Madrid  bekannt 
gemacht,  wo  die  Verhandlungen  mit  dem  spanischen  Minister  des 
Auswärtigen  unter  Teilnahme  des  englischen  Botschafters  stattfinden. 
Aus  de  Selves'  Worten  konnte  ich  schließen,  daß  diese  Instruktionen 
verhältnismäßig  versöhnlich  und  maßvoll  gefaßt  sind.  Die  französische 
Regierung  besteht  darauf,  daß  Spanien  ebenso  wie  Frankreich  be- 
stimmte Opfer  für  die  in  Marokko  erworbenen  neueren  Rechte  bringen 
müsse,  fordert  aber  nicht  die  Rückgabe  von  Larasch  und  Elkasar, 
sondern  wünscht  nur  die  durch  die  Vereinbarung  von  1904  Spanien 
zugesprochene  abgetrennte  Zone  im  Süden  zu  erhalten,  die  übrigens 
nie  von  den  Spaniern  besetzt  worden  ist.  Man  glaubt  hier,  daß  die 
territoriale  Frage  sich  ohne  Schwierigkeit  lösen  läßt,  da  Frankreich 
äußerstenfalls  wahrscheinlich  auf  Ifni  verzichten  wird,  dem  die  Spanier 
offenbar  besonderen  Wert  beilegen.  Weit  schwieriger  wird  es  sein, 
das  französische  Protektorat  über  Marokko  mit  den  besonderen 
Rechten,  die  Spanien  für  seine  Zone  beansprucht,  in  Einklang  zu 
bringen.  Sie  erinnern  sich,  daß  de  Selves  sich  den  Gedanken  zu  eigen 
machte,  den  ich  nach  Rücksprache  mit  dem  spanischen  Botschafter 
vorschlug,  daß  nämlich  der  Sultan  für  die  spanische  Zone  einen 
besonderen  Delegaten  oder  Kommissar  ernennen  solle,  der  die  Be- 
ziehungen mit  den  spanischen  Autoritäten  besorgen  soll.  Dieser 
Vorschlag  ist  in  die  Instruktion  für  Jauffrays  aufgenommen  und  ist 
auf  keinen  prinzipiellen  Widerspruch  von  selten  Spaniens  gestoßen. 
Aber  die  praktische  Ausführung  des  Planes  wird  ohne  Zweifel  heiße 
Debatten  hervorrufen.  Aus  den  heutigen  Agenturtelegrammen  ist  zu 
ersehen,  daß  der  spanische  Minister  des  Auswärtigen  die  Antwort  über- 
reicht hat.  Sie  ist  aber  hier  noch  nicht  eingegangen.  De  Selves 
erwartet  von  Spanien   hartnäckige  Widersprüche,  gibt  aber  die  Hoff- 
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nung  nicht  auf,  zum  Schluß  doch  zu  einer  Verständigung  zu  ge- 
langen. Das  in  der  französischen  Kammer  zum  Ausdruck  gekommene 
sympathische  Verhalten  Spanien  gegenüber  muß  mäßigend  auf  die 
spanische  Regierung  einwirken.  Ich  meinerseits  werde  fortfahren,  auf 
de  Selves  in  gleichem  Sinne  einzuwirken.  I  s  w  o  1  s  k  i 
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Abschrift 
Brief  Paris,  den  13./26.  Dezember  1911 

Der  Direktor  der  russisch-asiatischen  Bank,  H.  Verstraete,  ist 
in  der  vorigen  Woche  nach  Paris  gekommen,  um  in  Besprechungen 
mit  den  französischen  Banken  einzutreten,  die  dem  Syndikat  der  Vier 
für  die  chinesischen  Anleihen  angehören.  Den  Weisungen  ent- 
sprechend, die  ihm  der  Staatssekretär  Kokowtzow  gegeben  hat,  hat 
H.  Verstraete  diesen  Banken  mitgeteilt,  daß  es  unmöglich  ist,  auf 
ihre  letzten  Vorschläge  einzugehen,  durch  die  uns  wie  den  Japanern 
je  ein  Sechstel  der  Teilnahme  am  Syndikat  zugestanden  werden 
sollte,  und  er  hat  ihnen  bestätigt,  daß  der  für  uns  einzig  annehmbare 
Ausweg  der  Austritt  der  französischen  Gruppe  aus  dem  Syndikat 
und  die  Rekonstruktion  des  letzteren  auf  neuer  Grundlage  wäre.  Ich 
habe  Verstraete  geraten,  sich  nicht  nur  auf  Unterredungen  mit  den 
Finanziers  zu  beschränken,  sondern  sich  auch  an  H.  George  Louis 
zu  wenden,  der  immer  noch  die  wichtigsten  politischen  Angelegen- 
heiten im  Ministerium  des  Äußeren  leitet.  Ich  meinerseits  habe  es 
für  nützlich  gehalten,  mich  gleichfalls  mit  H.  George  Louis  über  diese 
Sache  zu  unterhalten.  Ich  habe  ihm  nochmals  im  einzelnen  unseren 
Standpunkt  hinsichtlich  der  Angelegenheit  auseinandergesetzt,  indem 
ich  darauf  hinwies,  daß  ihre  sofortige  Erledigung  wünschenswert  wäre, 
da  am  Ende  dieses  Monats  die  Frist  abläuft,  in  der  die  französischen 
Banken  das  Recht  haben,  ihre  Teilnahme  am  Syndikat  zu  widerrufen. 
H.  George  Louis  antwortete  mir,  daß  er  sich  der  Fehler,  die  die 
französischen  Finanziers  begangen  hätten,  durchaus  bewußt  sei,  aber 
nach  den  Informationen,  über  die  er  verfüge,  erscheine  ein  Austritt 
aus  dem  Syndikat  der  Vier  unter  den  gegenwärtigen  Umständen  kaum 
möglich. 

Die  Verbindung  zwischen  den  französischen  und  englischen  Banken 
auf  dem  Gebiete  der  chinesischen  Angelegenheiten  bestehe  schon  lange 
und  sei  eine  absolute  Notwendigkeit  für  die  französischen  Kreditinsti- 
tute. Der  Austritt  der  Franzosen  aus  dem  Syndikat  könne  den  Bruch 
dieser  Verbindung  herbeiführen  und  die  französischen  Banken  von 
einer  weiteren   Teilnahme  an   der  Finanzierung  Chinas  ausschließen. 
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Anderersciti  habe  die  französische  Regierung  uns  die  entschiedene 
Zusicherung  gegeben,  daß  sie  keine  Operation  des  Syndikats  der 
Vier  zulassen  wird,  die  unseren  Interessen  zuwiderlaufen  könnte.  Unter 
diesen  Urnständen  könnten  wir  hinsichtlich  der  zukünftigen  Tätigkeit 
des  besagten  Syndikats  ganz  ruhig  sein. 

Ich  erwiderte  H.  George  Louis,  daß  eine  solche  Versicherung  uns 
völlig  ungenügend  sei.  Wir  hätten  keineswegs  die  Absicht,  das  fran- 
zösische Kapital  an  einer  Beteiligung  in  China  zu  hindern,  und  wir 
hielten  es  für  im  höchsten  Grade  bedauerlich,  daß  Frankreich  an 
einem  Syndikat  teilnehme,  das  unter  amerikanischer  Leitung  uns 
feindliche  politische  Ziele  verfolge,  anstatt  mit  uns  zusammenzuarbeiten. 
Ich  bemerkte,  daß  das  Syndikat,  mit  der  russisch-asiatischen  Bank  an 
der  Spitze,  sich  die  Mitarbeit  sehr  ernsthafter  englischer,  belgischer 
und  sogar  teilweise  französischer  Banken  gesichert  habe,  und  machte 
ihn  auf  die  unvermeidliche  Konkurrenz  aufmerksam,  die  zwischen 
den  beiden  Syndikaten  entstehen  würde.  Außerdem,  so  sagte  ich, 
scheint  es  mir,  wenn  auch  der  Ausgang  der  Ereignisse,  die  sich  jetzt 
in  China  abspielen,  unmöglich  genau  vorauszusehen  ist,  doch  zweifel- 
los, daß,  nach  Wiederherstellung  einer  gesicherten  Ordnung  in  diesem 
Lande,  die  Zeit  der  großen  chinesischen  Anleihen  unter  der  all- 
gemeinen Kontrolle  der  interessierten  Mächte  kommen  wird.  Von  der 
Teilnahme  an  diesen  Anleihen  und  von  dieser  Kontrolle  können  wir 
natürlich  nicht  ausgeschlossen  werden,  und  dann  wird  die  ganze  Sinn- 
losigkeit, ja  selbst  die  Unmöglichkeit  des  Weiterbestandes  des  Syndi- 
kats der  Vier  in  Erscheinung  treten. 

H.  George  Louis  stimmte  dem  letzteren  Argument  vollkommen  bei 
und  sprach  die  Ansicht  aus,  daß  die  von  mir  erwähnten  Umstände, 
wenn  sie  einmal  eintreten  würden,  die  Finanziers  unstreitig  dazu  ver- 
anlassen würden,  praktischere  Kombinationen  zu  suchen,  und  daß  dann 
die  französische  Regierung  zweifellos  ihre  ganze  Hilfe  der  Rekonstruk- 
tion eines  Syndikats  der  Vier  auf  neuen,  für  uns  annehmbareren  Grund- 
lagen zu  leihen.  Unter  den  gegenwärtigen  Umständen,  wiederholte  er, 
sei  es  besser,  die  Dinge  zu  lassen  wie  sie  sind,  und  die  französische 
Regierung  verpflichtet  sich  im  voraus,  keine  Operation  des  Syndikats 
zu  kotieren,  gegen  die  wir  etwas  einzuwenden  hätten. 

Genehmigen  Sie  usw.  Iswolski 


Der  russische  Außeruninister  an  den 
russischen  Botschafter  in  Paris 

Vertraulicher  Brief  Nr.  1381 

St.  Petersburg,  den  14./27.  Dezember  1911 
Während  meines  kürzlichen   Besuchs  in   Paris   haben  der  franzö- 
sische Minister  des  Auswärtigen  und  die   Herren  Simon  und  Netzlin, 
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Direktoren  der  Banque  de  l'Indo-Chine  und  des  Comptoir  national 
d'escompte,  mit  mir  davon  gesprochen,  zu  dem  bekannten  Vierer- 
Syndikat  für  Finanzierung  chinesischer  Anleihen  russische  und  japa- 
nische Finanzgruppen  heranzuziehen,  die  dabei  —  wie  sie  sagen  — 
einen  gleichen  Anteil  an  den  Geschäften  erhalten  könnten,  wie  die 
bereits  zum  Syndikat  gehörenden  Finanzgruppen.  Sowohl  de  Selves 
wie  die  Herren  Simon  und  Netzler  (sie!)  bestanden  dringend  darauf, 
unsere  Zustimmung  dazu  zu  erhalten. 

Sie  wiesen  darauf  hin,  daß  dank  der  Solidarität  der  russischen 
Gruppe  mit  der  französischen  und  japanischen  und  in  vielen  Fällen 
auch  mit  der  englischen,  wir  den  überwiegenden  Einfluß  auf  die 
Geschäfte  des  Syndikats  erhalten  würden.  Ich  habe  es  nicht  möglich 
gefunden,  mich  über  diesen  Vorschlag  bestimmt  auszusprechen,  gab 
aber  zu,  daß  es  notwendig  sei,  ihn  im  Einvernehmen  mit  dem  Finanz- 
minister  zu  beraten.  Aber  schon  in  der  Unterredung  mit  de  Selves 
wies  ich  darauf  hin,  daß  ich  persönlich  in  unserer  Teilnahme  am 
Syndikat  keinen  Vorteil  erblicke.  Eine  völlige  Solidarität  könne 
unsererseits  nur  mit  der  französischen  Gruppe  bestehen.  Die  Japaner 
und  Engländer  würden  in  einigen  Fällen  von  uns  abgesondert  vor- 
gehen, die  deutsche  und  namentlich  die  amerikanische  Gruppe  aller 
Wahrscheinlichkeit  nach  eine  uns  feindselige  Haltung  einnehmen. 
Ich  glaube  auch  —  was  ich  aber  nicht  sagte  — ,  daß  auch  die  fran- 
zösische Gruppe  vor  allem  darauf  ausgeht,  Geldvorteile  zu  erlangen, 
und  uns  nicht  aktive  Hilfe  leisten  würde,  sobald  es  sich  um  Ablehnung 
solcher  Pläne  handeln  würde,  die  uns  unvorteilhaft  sind,  dem  Syndikat 
aber  einen  guten  Gewinn  abwerfen  würden.  Ich  drückte  außerdem 
dem  Minister  meinen  Zweifel  darüber  aus,  ob  wir  und  die  Amerikaner 
in  einer  Finanzkombination  in  China  arbeiten  könnten,  da  die  ameri- 
kanische Finanz  im  fernen  Osten  uns  direkt  feindselige  Ziele  verfolgt. 

Aus  dem  früheren  Schriftwechsel  ist  Ihnen  bekannt,  daß  die 
Kaiserliche  Regierung  die  Teilnahme  am  englisch-deutsch-amerikani- 
schen  Syndikat  ablehnt.  Wir  arbeiten  an  Sprengung  dieses  Syndikats, 
indem  wir  Frankreich  von  ihm  abzuziehen  suchen,  und  halten  eine 
Teilnahme  unsererseits  nur  für  möglich,  wenn  es  so  umgeformt  wird, 
daß  wir  den  überwiegenden  Einfluß  nördlich  von  der  großen  Mauer 
haben.  Ausführlich  ist  dieser  Standpunkt  im  Brief  Nr.  1042  des 
Finanzministers  dargelegt.  Die  Vorschläge,  die  mir  de  Selves  ge- 
macht hat,  entsprechen  diesen  Zielen  gar  nicht,  wir  werden  durch 
ihre  Annahme  nicht  nur  unsere  Sphäre  in  China  vor  feindseligen 
finanzpolitischen  Einflüssen  nicht  sichern,  sondern  unsere  Stimme  im 
Syndikat  würde  sehr  schwach  sein:  man  darf  nicht  vergessen,  daß  zur 
Gruppe  der  russisch-asiatischen  Bank,  der  die  Franzosen  ein  Sechstel 
des  Gesamtgeschäfts  überlassen  wollen,  außer  der  genannten  die 
Banque  d'outre  mer,  Spitzer  und  Eastern  banc  gehören.  Es  würde 
auf  das  russische  Kapital,  das  in   der  russisch-asiatischen   Bank  ver- 
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treten  ist,  nur  i/o^  Teil  der  allgemeinen  Unternehmung  des  Syndikats 
fallen. 

Zum  Finanzminister  ist  das  Gerücht  gedrungen,  daß  die  Chinesen 
schon  jetzt  die  Entschädigung  für  den  Boxeraufstand  liquidieren  wollen 
und  dazu  eine  auswärtige  Anleihe  abzuschließen  beabsichtigen.  Ich 
bin  ganz  der  Meinung  Kokowtzows,  daß,  da  wir  keine  Möglichkeit 
haben,  gegen  die  Verwirklichung  dieser  Absichten  zu  protestieren,  wir 
fordern  müssen,  daß  diese  Operation  nicht  anders  angegriffen  wird, 
als  mit  unserer  Zustimmung,  und  wenn  wir  es  wünschen  sollten, 
mit  unserer  Beteiligung.  Ich  bitte  Sie,  in  einer  Ihnen  geeignet  er- 
scheinenden Form  der  französischen  Regierung  davon  Mitteilung  zu 
machen,  und  ihr  zu  verstehen  zu  geben,  wir  hätten  so  sehr  den  über- 
wiegenden Anteil  an  der  Boxerentschädigung  zu  beanspruchen,  daß  wir 
unser  Veto  gegen  jede  vor  Ablauf  des  Termins  erfolgende  Liquidation, 
die  unseren  Interessen  nicht  entspreche,  einlegen  würden. 

Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den 
russischen  Ai^enminister 
Telegramm  Nr.  192  Paris,  den  15./28.  Dezember  1911 

Ich  habe  schon  vor  einigen  Tagen  mit  Louis  ein  ernstes  Gespräch 
über  die  geplante  österreichische  Anleihe  gehabt,  w^orüber  Ihnen 
Demidow  morgen  den  Bericht  bringen  wird.  Auf  meinen  Antrieb 
wird  hier  dagegen  bereits  eine  Zeitungskampagne  geführt,  die  mit 
einem  Artikel  von  Cheradame  im  „Petit  Journal"  vom  26.  Dezember 
begann.  Es  ist  sehr  zu  wünschen,  daß  die  russischen  Zeitungen  dieser 
Frage  ihre  Aufmerksamkeit  zuwenden. 

Is  wolski 

Der  russische  Botschafter  in  Paris  an  den 
russischen  Außenminister 
Brief  (Ohne  Datum)  Ende  Dezember  1911 

Lieber  Sergei  Dmitriewitsch! 
Zu  meiner  Freude  habe  ich  durch  B.  Schilling  erfahren,  daß  Sie 
ohne  zu  große  Ermüdung  in  Petersburg  eingetroffen  sind  und  daß 
Sie  sich  für  den  Augenblick  wohl  und  gesund  fühlen.  Gott  gebe 
Ihnen  Kräfte  und  Gesundheit  zur  Fortführung  Ihrer  schweren  Arbeit. 
Hier  ist  endlich  die  Annahme  des  französisch-deutschen  Vertrages 
durch  die  Deputiertenkammer  zustande  gekommen;  nach  seiner  An- 
nahme durch  den  Senat  muß  man  mit  einer  Ministerkrise  rechnen. 
Jetzt,  nach  Liquidierung  der  Marokkoangelegenheit,  ist  die  Frage, 
wer  die  Herren  Caillaux  und  de  Selves  ersetzen  wird,  im  Grunde 
genommen  nicht  sehr  wichtig.   Je  mehr  Veränderungen,  desto   mehr 

199 


bleibt  alles  dasselbe.  Man  kann  jedoch  nicht  umhin,  zu  wünschen,  an 
der  Spitze  des  Quai  d'Orsay  eine  Persönlichkeit  zu  sehen,  die  in  den 
Geschäften  etwas  mehr  auf  dem  laufenden  ist  als  dieser  unglückliche 
de  Selves.  Meiner  persönlichen  Ansicht  nach  hat  er  bei  den  marokka- 
nischen Verhandlungen  große  Fähigkeiten  gezeigt;  aber  die  hiesige 
Öffentlichkeit  ist  anderer  Meinung,  und  die  Deputiertenkammer  war 
ihm  gegenüber  von  unbarmherziger  Härte  und  ungerechter  Strenge. 
Die  Schaffung  des  Postens  eines  Generalsekretärs  beim  Ministerium 
des  Äußeren  ist  grundsätzlich  beschlossen,  aber  George  Louis  hat 
leider  diesen  Posten  abgelehnt  und  reist  am  nächsten  Mittwoch  nach 
Petersburg  ab.  Als  Kandidaten  nennt  man  Gerard  (Botschafter  in 
Tokio)  und  Paleologue  (Gesandter  in  Sofia).  Der  erstere  ist  ernster 
zu  nehmen.  George  Louis  sagte  mir,  daß  ich  vor  seiner  Abreise  ganz 
bestimmt  Antwort  auf  meinen  Brief  über  die  Meerengen  und  Nord- 
china erhalten  werde.  Aus  einigen  seiner  Worte  schließe  ich,  daß 
diese  Antwort  in  freundschaftlichen,  aber  allgemeinen,  und  wahr- 
scheinlich sogar  ausweichenden  Wendungen  gehalten  sein  wird.  Das 
erklärt  sich  unter  anderem  aus  der  allgemeinen  Unzufriedenheit,  mit 
der  hier  die  Veröffentlichung  des  Geheimvertrages  mit  Italien  von  1904 
aufgenommen  virurde.  Das  Kabinett  Caillaux,  das  sich  eine  Stunde 
lang  als  Kalif  fühlt,  fürchtet  ganz  natürlich,  irgendeine  formelle,  ge- 
heime Verpflichtung  einzugehen,  die  später  als  Waffe  gegen  ihre 
Urheber  dienen  könnte.  Ich  glaube  aber,  daß  es  ungeachtet  dessen 
sehr  tunlich  wäre,  unsere  Wünsche  in  den  obigen  Fragen  schriftlich 
zu  formulieren  und  daß  das  Ausweichen  der  französischen  Regierung 
vor  einer  entscheidenden  Antwort  in  diesem  Augenblick  uns  nicht  der 
Möglichkeit  beraubt,  in  einem  günstigeren  Augenblick  wieder  darauf 
zurückzukommen.  Über  den  Verlauf  der  persischen  Angelegenheiten 
läßt  es  sich  nach  den  Agenturmeldungen  sehr  schwer  urteilen.  Ich 
kann  nicht  umhin,  Ihre  Aufmerksamkeit  darauf  zu  lenken,  daß  in  der 
ausländischen  Presse  fast  ausschUeßlich  überaus  tendenziöse  Tele- 
gramme aus  Teheran  erscheinen  und  Meldungen  aus  Petersburg  fast 
ganz  fehlen.  Das  beeinflußt  sehr  ungünstig  die  öffentliche  Meinung, 
und  es  wäre  sehr  zu  wünschen,  daß  der  Verlauf  dieser  Angelegenheit 
durch  die  St.  Petersburger  Agentur  oder  „Havas"  ausführlicher  in 
einem  für  uns  wünschenswerten  Sinne  beleuchtet  würde. 

Ich  wünsche  Ihnen  nochmals  von  Herzen  Gesundheit  und  vollen 
Erfolg  in  allem. 

Ihr  aufrichtig  ergebener 

I  s  w  o  1  s  k  i 
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Deutsche  Verlagsgesellschaft  ffir  Politik  und  Geschichte  m.  b  H. 
Berlin  W  8  /  Unter  den  Linden  17/ 18 


Der 

Diplomatische  Schriftwechsel  Iswolskis  1911-1914 

Aus  den  Geheimakten  der  Russischen  Staatsarchive 

Im  Auftrage  des  Deutschen  Auswärtigen  Amtes  in  deutscher  Übertragung 
herausgegeben  von  Friedrich  Stieve 

Vier  Bände,  1380  Akten,  1420  Selten 

Erster  Band :  Vom  Beginn  der  Botschaftertätigkeit  Iswolskis  bis  zur  Beendigung 

der  Marokkokrise.  Zweiter  Band:  Der  Tripoliskrieg  und  der  Erste  Balkankrieg. 

Dritter  Band:  Der  Zweite  und  Dritte  Balkankrieg.    Vierter  Band:  Vom  Ende  der 

Balkanwirren  bis  zum  Mord  von  Sarajewo 

Preis  in  Pappe  50  Mark,  in  Ganzleinen  60  Mark,  in  Halbleder  70  Mark 
Ergänzungsband 

Iswolski  und  der  Weltkrieg 

Von  Dr.  Friedrich  Stieve 

Die   Vorgeschichte    Iswolskis  /  Das  Jahr  1911  /  Iswolski  und  Poincard/Der  Erste 

Balkankrieg  /  Die  Fortdauer  der  Balkanwirren  /  Dem  Weltkrieg  entgegen 

Preis  in  Pappe  10  Mark,  in  Ganzleinen  12  Mark,  in  Halbleder  14  Mark 


Auszüge  aus  den  Besprechungen 

Der  „Vorwärts"  vom  8.  Noyember  1924:  „Als  eine  wissenschaft- 
liche Arbeit  von  hohem  Wert  ist  die  neuerdings  im  Auftrage  des  Aus- 
wärtigen Amtes  von  Friedrich  Stieve  herausgegebene  Sammlung  des 
diplomatischen  Schriftwechsels  Iswolskis  anzusehen." 

Brutus  in  der  „Glocke":  „Weit  mehr  wert  als  die  von  den 
Deutschnationalen  so  lebhaft  geforderte  Kriegsschuldnote  ist  die  Heraus- 
gabe des  diplomatischen  Schriftwechsels  Iswolskis  aus  den  Jahren  IQll 
bis  1Q14.  Geheimrat  Stieve  vom  Auswärtigen  Amt  hat  diese  Heraus- 
gabe besorgt  und  dazu  als  Kommentar  ein  ganz  und  gar  nicht  geheim- 
rätliches  Buch  geschrieben,  das  sehr  klar  und  lebendig  die  Grundlinien 
der  von  Iswolski  betriebenen  Politik  aufreiht." 

Professor  Mendelssohn  Bartholdy  in  „Europäische  Gespräche": 
„In  seinem  Begleitband  läßt  Friedrich  Stieve  vielfach  die  wichtigsten 
Aktenstücke  noch  einmal  sprechen,  so  daß  der  Leser,  der  für  das  Quellen- 
studium der  großen  Sammlung  nicht  Zeit  und  Fähigkeit  hat,  diesen 
Band  wohl  allein  zur  Hand  nehmen  und  sich  seiner  Führung  an- 
vertrauen kann.  Stieves  ruhig  ansteigende  und  bei  aller  Entschiedenheit 
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ihrer  Anklage  niemals  von  Haß  blindgemachte  Darstellung  des  Welt- 
laufes zwischen  Paris  und  Petersburg  bestätigt  wieder  die  unheilvolle 
Bedeutung,  die  der  Spätherbst  1912  für  den  kommenden  Krieg  hatte." 
Hermann  Lutz  im  „Schwäbischen  Merkur":  „Geheimrat  Dr.  Stieve 
hat  in  dem  Buch  ,lswolski  und  der  Weltkrieg'  als  berufener  Führer  von 
bester  Sachkenntnis  eine  ausgezeichnete  Bearbeitung  der  vier  Bände 
,Der  diplomatische  Schriftwechsel  Iswolskis'  geUefert,  die  alle  den 
vielen,  die  keine  Muße  zu  eigenem  gründlichen  Studium  haben,  nur 
warm  empfohlen  werden  kann.  Dr.  Stieve  hat  es  in  eindrucksvoller 
Darstellung  verstanden,  aus  den  1374  Akten  wertvolle  neue  Erkenntnisse 
zu  schöpfen,  die  ein  Gewinn  für  Deutschlands  Kampf  gegen  die  Grund- 
lage des  Vertrags  von  Versailles  sind." 

Professor  Hans  Delbrück  im  „Neuen  Wiener  Tagblatt":  „Meines 
Erachtens  gibt  diese  Edition  Gelegenheit  zu  einer  bedeutsamen  Wendung 
in  der  Behandlung  der  Schuldfrage,  die  ich  schon  längst  herbeigewünscht 
und  gefordert  habe.  Wir  müssen  aus  der  Defensive  übergehen  zur 
Offensive.  Wir  dürfen  uns  nicht  mehr  begnügen  mit  dem  Satze,  daß 
Deutschland  nicht  allein  schuldig  sei,  sondern  müssen  fortschreiten  zu 
dem  Beweise,  daß  der  wahrhaft  Schuldige  kein  anderer  ist  als  der 
gewesene  französische  Präsident  Poincare." 

GrafMonts,  Kaiserlicher  Botschafter  a.D.,  in  der  „Kreuzzeitung": 
„Stieves  ,Iswolski  und  der  Weltkrieg'  ist  so  klar,  kurz  und  dabei  doch 
lückenlos  geschrieben,  daß  das  Buch  keinem  gebildeten  Deutschen 
fremd  bleiben  darf." 

Dr.  E.  von  Schmidt-Pauli  in  der  „Germania":  „Wenn  die  Ver- 
öffentlichung des  Auswärtigen  Amtes  eine  Sensation  bedeutet,  so  ist 
das  Buch  Stieves  eine  Tat.  Es  sollte  in  jeder  Schule  als  Lehrbuch 
dienen,  in  jede  Sprache  übersetzt  werden.  Denn  es  dient  der  Wahrheit 
und  trägt  dazu  bei,  Deutschland  von  dem  unerträglichen  Vorwurf  zu 
befreien,  die  Kriegsfackel  in  eine  friedliche  Welt  geschleudert  zu  haben." 
Dr.  Felix  Hirsch  im  „Acht-Uhr-Abendblatt":  „Friedrich  Stieve  hat 
sich  ein  großes  Verdienst  um  die  Klärung  der  Kriegsschuldfrage  durch 
die  Herausgabe  der  Iswolski-Akten  erworben." 

Dr.  Wilhelm  Mommsen  im  „Kölner  Tageblatt":  „Eine  neue  wich- 
tige Aktenpublikation,  die  das  größte  Interesse  aller  historisch  und  poli- 
tisch Interessierten  beanspruchen  kann." 

„Völkischer  Kurier"  (München):  „Stieves  ,Iswolski  und  der  Welt- 
krieg' ist  eine  Vorgeschichte  des  Weltkrieges,  die  sich  auf  den  wahren 
Kriegsverbrecher  konzentriert.  Sie  verdient,  der  lernenden  Jugend  zu- 
gänglich gemacht  zu  werden,  denn  hier  wird  in  leidenschaftsloser 
Weise  und  daher  umso  eindringlicher  Deutschlands  Nichtschuld  er- 
wiesen." 

Arthur  von  Gwinner  im  „Berliner  Tageblatt":  „Stieves  verdienst- 
volles Werk  ist  in  zahlreichen  Tages-  und  Monatsschriften  gewürdigt 
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worden  und  sei  jedem  empfohlen,  der  aus  amtlichen  Quellen  schöpfen 
will.'' 

Der  konservative  „Glasgow-Herald"  (Schottland)  am  5.  1.  1925: 

„Jedenfalls  ist  es  Stieve  gelungen,  einen  Teil  der  Kriegsschuld  auf  die 
Schultern  Rußlands  und  in  einem  geringen  Grade  auf  die  Frankreichs  zu 
legen.  Sein  Werk  ist  daher  von  fundamentaler  Bedeutung  für  das  Ver- 
ständnis unserer  eigenen  Zeit  und  die  Dokumente,  so  schwierig  ihre 
Lektüre  ist,  sollten  sorgfältig  studiert  werden;  denn  die  meisten  von  uns 
werden  von  ihrer  Lektüre  mit  ganz  anderen  Ideen  aufstehen  als  denen, 
mit  welchen  sie  die  Lektüre  begannen." 

Professor  Santesson  in  „Nya  Dayligt  Allehanda"  (Stockholm): 
„Man  fragt  sich  angesichts  dieser  Aktenpuklikation:  Wird  die  Ver- 
öffentlichung authentischer  Dokumente,  die  die  seit  Jahren  betriebene 
planmäßige  Arbeit  für  den  Weltkrieg  im  Lager  der  Entente  bestätigen, 
zu  der  Erkenntnis  führen,  daß  der  Gewaltfriede  von  Versailles  auf  einer 
Lüge  —  Deutschlands  Alleinschuld  am  Weltkrieg  —  aufgebaut  ist? 
Wie  lange  soll  die  Menschheit  es  ertragen,  daß  diese  Lüge  und  ihre 
unheilvollen  Folgen  in  den  Ländern,  die  die  Macht  haben,  offiziell 
aufrechterhalten  wird?" 

Professor  Augusto  Torre  in  „Nuova  Rivista  Storika"  (Rom): 
„Der  , Diplomatische  Schriftwechsel  Iswolskis  1911—1914'  bildet  ein 
erschöpfendes  und  kostbares  Material  zur  tieferen  Erkenntnis  der  vor 
dem  Weltkriege  stattgehabten  politischen  und  diplomatischen  Ereig- 
nisse .  .  .  Man  versteht  so,  wie  die  verantwortlichen  Staatsleiter  vor 
allem  besorgt  waren,  sich  nicht  überraschen  zu  lassen,  sondern  den 
Gegnern  zuvorzukommen.  Nach  dieser  Richtung  aber  muß  man  sagen, 
daß  Deutschland  und  Österreich  nicht  schuldiger  gewesen  sind  als 
Frankreich,  Rußland  und  England." 

Josef  King,  ehem.  Mitgl.  des  engl.  Unterhauses,  in  der  Zeit- 
schrift „Foreign  Affairs",  Februar  1925:  „Das  Licht,  das  durch 
Iswolskis  Schriftwechsel  in  das  Dunkel  fällt,  ist  so  hell,  daß  niemand 
ihn  lesen  kann  und  dann  noch  bezweifeln  wird,  daß  die  Männer,  die 
die  auswärtigen  Angelegenheiten  in  Frankreich  und  in  Rußland  leite- 
ten, das  Gleichgewicht  der  Mächte  stören  wollten  und  ohne  Rücksicht 
auf  gegenseitiges  Übereinkommen  entschlossen  waren,  die  Macht  Öster- 
reichs und  Deutschlands  zu  zerstören  und  durchaus  vorbereitet  waren, 
so  bald  wie  möglich  einen  Krieg  zu  wagen,  um  dieses  Ziel  zu  erreichen." 

Der  französische  Historiker  Appuhn  im  Aprilheft  1925  der  „Revue 
d'Histoire  de  la  Guerre  mondiale":  „Die  Herrn  Stieve  anvertraute 
Aufgabe  bestand  darin,  die  jetzt  veröffentlichten  Dokumente  zu  sammeln 
und  zu  übersetzen.  In  dem  Band,  den  er  ,lswolski  und  der  Weltkrieg'  be- 
titelt hat,  erläutert  er  die  Rolle  des  früheren  Botschafters  Iswolski  in  den 
Jahren  vor  Kriegsausbruch,  eine  Rolle,  die  er  als  entscheidend  in  seiner 
Schlußfolgerung    hervorhebt.    , Iswolski    betrieb    bereits   seit    1911    den 
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Weltkrieg,  und  Poincare  gesellte  sich  ihm  im  Herbst  1912  zu,  und  seit 
Ende  1913  erblickte  auch  Sasonow  in  europäischen  Verwicklungen  den 
Weg,  der  Rußland  an  die  Meerengen  führen  sollte/  Wir  wollen  in  dieser 
kurzen  Besprechung  das  Urteil  des  Historikers,  der  diese  beiden 
Staatsmänner  als  die  verantwortlichen  Urheber  des  Krieges  hinstellt, 
nicht  einer  eingehenden  Prüfung  unterziehen.  Wir  beschränken  uns 
nur  auf  einige  Bemerkungen  über  diese  wichtige  Dokumentensamm- 
lung." 

Der  amerikanische  Historiker  Professor  Dr.  Barnes  im  Maiheft 
des  „American  Mercur":  „Die  sich  bereits  gegen  Iswolski,  den  russi- 
schen Botschafter  in  Paris,  auswirkende  Verantwortung  ist  noch  klarer 
geworden  durch  Lord  Berties  Tagebuch  und  durch  die  vollständige  Ver- 
öffentHchung  der  deutschen  Ausgabe  des  Schriftwechsels  Iswolskis  1911 
bis  1914  in  Verbindung  mit  einem  glänzenden  Band  von  Dr.  Stieve,  der 
die  Bedeutung  dieses  Materials  auseinandersetzt.  Es  scheint  jetzt  sicher 
zu  sein,  daß  wir  sagen  dürfen,  daß  Iswolski  nach  Poincare  für  den  Aus- 
bruch des  Weltkrieges  die  persönliche  Verantwortung  trägt." 

Aus  der  Zeitung  „De  Nederlander"  vom  17.  2.  1925:  „Die  Samm- 
lung, der  Friedrich  Stieve  einen  beredten  Leitfaden  beigegeben  hat,  bil- 
det vertrauenswürdiges  Material  für  alle,  die  die  Wahrheit  suchen  über 
die  Ereignisse  in  Europa  vor  dem  schrecklichen  Zusammenstoß  von 
1914." 
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Iswolski  im  Weltkriege 

Von  Dr.  Friedrich  Stieve 

Der  Diplomatische  Schriftwechsel  Iswolskis  aus  den  Jahren  1914  —  1917 

Neue  Dokumente  aus  den  Geheimakten  der  Russischen  Staatsarchive 

Im  Auftrage  des  Deutschen  Auswärtigen  Amtes 

Nebst  einem  Kommentar /Mit  6  faksimilierten  Beilagen 

I.  Die  Ereignisse  /  1 1.  Die  Bundesgenossen/  III.  Die  Kriegsziele 

Anlagen  in  Faksimile:  Eigenhändige  Niederschriften  Iswolskis  der  Telegramme  vom 

29.  August  und  25.  Oktober  1914  /  Von  der  Botschaftskanzlei  angefertigte  Original- 

abschriften  dieser  beiden  Telegramme/ Auszug  aus  einem  Brief  des  Fürsten  Trubezkoi 

an  Iswolski  vom  2.  September  1915  /  Unterschriften  von  Sasonow,  Ignatiew  und  Iswolski 

Preis  in  Pappe  12  Mark,  in  Ganzleinen  15  Mark,  m  Halbleder  18  Mark 


Auszüge  aus  den  Besprechungen 

Dr.  Siegfried  Heckscher  in  den  „Leipziger  Neuesten  Nach- 
richten": „Das  Buch  hält,  was  das  Vorwort  verspricht,  nämlich  der 
Wahrheit  zu  dienen,  der  Wahrheit  über  den  Weltkrieg.  Es  ist  ein  un- 
vergleichliches Rüstzeug  für  alle,  die  unter  Einsatz  ihrer  ganzen  Persön- 
lichkeit suchen,  ihr  zum  Siege  zu  verhelfen," 

Der  „Vorwärts"  vom  21.  Juni  1925:  „Durch  die  Stieveschen  Ver- 
öffentlichungen gewinnt  man  ein  abschließendes  Bild  von  der  Person 
Alexander  Iswolskis,  der  sicherlich  einer  der  größten,  aber  auch  unheil- 
vollsten Diplomaten  seines  Zeitalters  gewesen  ist." 

A.  von  Wegerer  in  der  „Deutschen  Zeitung":  „Es  ist  jetzt  die 
Möglichkeit  gegeben,  das  gesamte  Wirken  Iswolskis,  der  mit  Poincare 
zusammen  den  größten  Einfluß  auf  die  Herbeiführung  des  Weltkrieges 
und  seine  diplomatische  Führung  auf  der  Ententeseite  während  der 
ersten  Phasen  gehabt  hat,  einem  geschlossenen  Urteil  entgegenzuführen. 
Das  Studium  dieser  aufschlußreichen  Dokumente  ist  dadurch  sehr  er- 
leichtert worden,  daß  Friedrich  Stieve  in  knapper  Form  eine  Zusammen- 
fassung gibt,  die  es  ermöglicht,  den  Inhalt  des  umfangreichen  Materials 
gleichsam  im  Fluge  zu  erfassen." 

Aus  dem  Artikel  „Kriegsanfang  und  Kriegsziele  in  russischen 
Dokumenten"  von  Paul  Wentzke  in  der  „Kölnischen  Zeitung":  „Alle 
diese  neuen  Dokumente,  die  wir  dem  Spürsinn  Friedrich  Stieves  ver- 
danken, bestätigen  mit  aller  Gewißheit,  daß  der  sogenannte  Vertei- 
digungskrieg gegen  den  deutschen  Angreifer  tatsächlich  ein  gewaltiger, 
lange  vorbereiteter  Angriff  auf  das  politische  Oleichgewicht  Europas 
war.  Die  Rückschlüsse,  die  sich  aus  diesen  einfachen  Tatsachen  auf  die 
Beantwortung   der    Frage    nach    der   Schuld    am    Kriege  ziehen    lassen, 
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liegen  auf  der  Hand.  Für  dieses  Ringen,  dessen  Ziel  uns  Artikel  231  des 
Versailler  Vertrages  aufgezwungen  hat,  und  für  den  damit  verbundenen 
Kampf  gegen  die  , Friedenslüge'  bringt  das  trefflich  ausgestattete  Buch 
wichtige,  bisher  unbekannte  Waffen." 

Oberst  a.  D.  Bernhard  Schwertfeger  im  „Hannoverschen  Kurier": 
„Auf  dem  Wege  zur  Erschütterung  der  Lüge  von  der  Schuld  Deutsch- 
lands und  seiner  Verbündeten  am  Weltkriege  geschieht  soeben  ein  außer- 
ordentlich wichtiger  Schritt.  In  Berlin  erscheint  ...  ein  neues  Buch 
über  Iswolski." 

„Die  Zeit"  (Berlin):  „Mit  dieser  geschichtlichen  Bedeutung  der 
Akten  ist  ihre  Tragweite  aber  durchaus  noch  nicht  erschöpft;  sie  be- 
sitzen vielmehr  durch  die  Aufhellung  der  Ententepolitik  während  der 
ersten  Kriegsjahre  und  vor  allem  durch  die  Klarheit,  die  sie  über  die 
Kriegsziele  unserer  Weltkriegsgegner  verbreiten,  ein  ganz  ungewöhn- 
liches Gewicht  für  die  Erschütterung  der  These  von  Deutschlands  Schuld 
am  Kriege." 

Das  „Berliner  Tageblatt"  vom  7.  Mai  1925:  „Diese  neue  Samm- 
lung enthält  über  300  Schriftstücke,  die  größtenteils  unbekannt  sind,  in 
der  Hauptsache  den  Schriftwechsel  zwischen  Iswolski  und  Sasonow. 
Geheimrat  Stieve  hat  dazu  einen  ausgezeichneten  Kommentar  geliefert, 
der  in  knapper  prägnanter  Form  die  Bedeutung  der  Dokumente  er- 
läutert .  .  .  Der  ausgezeichnete  Herausgeber  der  Sammlung  .  . .  hat  zur 
Frage  der  Kriegsursachen  und  der  Kriegsschuld  einen  außerordentlich 
wertvollen  Beitrag  geHefert." 

Die  „Münchner  Neuesten  Nachrichten  vom  17.  Mai  1925:  „Die 
PubHkation  Stieves  ist  ein  neuer  wichtiger  Stoß  gegen  den  Versailler 
Gewaltfrieden." 

Das  „Ostschweizer  Morgenblatt":  „Im  Auftrage  des  Deutschen 
Auswärtigen  Amtes  hat  vor  einigen  Monaten  Geheimrat  Stieve  den 
diplomatischen  Schriftwechsel  Iswolskis  in  den  dem  Kriege  vorangegan- 
genen vier  Jahren  der  öffentlichkeit  übergeben.  Schon  dieser  Schrift- 
wechsel hat  uns  mit  erschreckender  DeutHchkeit  gezeigt,  daß  sich  an 
der  Seine  der  ehrgeizige,  revanchelüsterne  Poincare  und  der  in  seiner 
Eitelkeit  verletzte,  frivole  Iswolski  gefunden,  wie  sie  die  ihnen  in  Frank- 
reich und  Rußland  entgegentretenden  Hindernisse  auf  dem  Wege  zu 
,ihrem*  Kriege  weggeräumt  hatten.  Der  neue  Aktenband  , Iswolski  im 
Weltkriege',  der  uns  den  unanfechtbaren  Beweis  bringt,  daß  Rußland 
niemals  um  seiner  Selbstbehauptung  willen,  nicht  einmal  zur  Vertei- 
digung Serbiens,  sondern  mit  Eroberungs-  und  Zerstörungstendenzen 
in  den  Krieg  getreten  ist,  und  daß  ihm  das  Frankreich  Poincares  zu 
solchem  Zwecke  Hilfe  geleistet  hat." 

Prof.  Karl  Stählin  in  der  „Zeitschrift  für  Politik":  „Die  Samm- 
lung stellt  in  höchst  verdienstvoller  Weise  einen  großen  Teil  der  Do- 
kumente zusammen,  die  bisher  in  immer  wachsender  Menge  aus  den 
Geheimarchiven  des  zaristischen  Rußlands  unter  der  Sowjetregierung 
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ans  Licht  traten,  aber  da  und  dort,  in  Zeitungen,  Zeitschriften,  ein- 
zelnen Urkundensammlungen,  zerstreut  waren ...  So  kam  eine  Akten- 
publikation zustande,  die  ein  durchaus  klares  und  meist  lückenloses 
Bild  der  verhängnisvollen  Tätigkeit  Iswolskis  während  seiner  Pariser 
Botschafterjahre  vor  dem  Krieg  und  seiner  dortigen  Gesinnungsgenossen, 
vor  allem  Poincares,  darbietet  und  eine  unentbehrliche  Ergänzung  zu 
dem  Aktenwerk  des  Auswärtigen  Amtes :  ,Die  Große  Politik  der  Euro- 
päischen Kabinette'  bildet...  Aber  der  vortreffliche  Herausgeber  be- 
währt sich  mit  dem  als  Führer  durch  die  Aktensammlung  beigegebenen 
Werk  zugleich  von  neuem  als  Geschichtschreiber,  indem  er  mit  diesem 
Buch  eine  zusammenfassende  Darstellung  der  in  den  Dokumenten  be- 
handelten politischen  Ereignisse  unternimmt  und  so  auf  einem  abge- 
grenzten Gebiet  dem  Werden  der  europäischen  Katastrophe  nachgeht... 
Es  ist  eine  vollberechtigte  Schlußfolgerung,  die  Stieve  in  seiner  aus- 
gezeichneten, bei  der  Lückenhaftigkeit  des  Materials  nur  um  so  höher 
anerkennenswerten  Zusammenfassung  zieht:  der  letzte  psychologische 
Ursprung  für  die  Behauptung  von  der  Alleinschuld  Deutschlands  ist  in 
den  ungeheuren  imperialistischen  Zielen  zu  erblicken,  die  zu  ihrer  eigenen 
Rechtfertigung  mit  dem  Mantel  der  Moral  umkleidet  werden  mußten. 

Wir  sind  im  Innern  auf  dem  Weg  zur  Wahrheit  längst  im  Fort- 
schreiten begriffen;  auf  dem  mühevolleren  und  bedeutsameren  Weg 
nach  außen  ist  die  PubHkation  der  Iswolskidokumente  ein  neuer  und 
gewichtiger  Schritt  vorwärts.  Daß  wir  in  der  Aufhellung  der  Wahrheit 
ans  Ziel  gelangen,  ist  im  tiefsten  Sinne  eine  Angelegenheit  nicht  nur 
Deutschlands,  sondern  Europas  und  der  Menschheit." 

„Neues  Stuttgarter  Tagblatt":  „Eine  wuchtige  Waffe  in  dem  vom 
Auswärtigen  Amt  geräuschlos  mit  vornehmer  Zurückhaltung,  doch  nach- 
drückhch  und  in  ernster  Sachlichkeit  geführten  Kampf  gegen  das  Vor- 
urteil der  Welt.  Wofür,  wenn  man  sich  davon  größere  Wirkung  ver- 
spricht, man  auch  sagen  kann:  gegen  die  Schuldlüge." 

H.  O.  Meisner  in  „Preußische  Jahrbücher":  „Die  jetzt  vorliegende 
amtliche  deutsche  Publikation,  die  das  Material  gesammelt,  übersetzt, 
streng  chronologisch  geordnet  und  durch  über  ein  halbes  Tausend  bis- 
her nirgends,  auch  in  Rußland  nicht,  gedruckter  Dokumente  vermehrt,  in 
repräsentativer  Form  darbietet,  erscheint  geradezu  wie  eine  Entdeckung." 

Dr.  F.  C.  Rode  im  „Hamburgischen  Correspondent":  „Die  Doku- 
mente aus  der  Pariser  Tätigkeit  Iswolskis  (1911—1917)  zeigen  ihn  als 
einen  der  gefährlichsten  Kriegstreiber,  der  vereint  mit  Poincare  die 
russische  und  französische  Politik  in  das  Fahrwasser  geleitet  hat,  das 
mit  beabsichtigter  Notwendigkeit  in  den  Krieg  führen  mußte.  Die  Ent- 
hüllung der  Iswolskischen  Minierarbeit  zeigt  uns  aber  weiter  auch,  daß 
der  »Verteidigungskrieg'  der  Entente  tatsächlich  ein  , Eroberungskrieg' 
ganz  großen  Stiles  war,  ein  konzentrischer  Ansturm  gegen  den  be- 
stehenden Zustand,  dessen  Bewahrung  im  Interesse  der  Mittelmächte 
lag.   Die  Rückschlüsse  auf  die  Kriegsschuldfrage  ergeben  sich  daraus 
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zwangsläufig.  In  diesem  Sinne  bedeutet  die  Veröffentlichung  der 
Iswolsi^i-Akten  einen  wertvollen  —  vielleicht  den  wertvollsten  —  Bei- 
trag für  diejenige  Aufklärung,  die  nicht  in  der  Verteidigung  der  deut- 
schen Politik,  sondern  in  der  Kennzeichnung  derjenigen  unserer  Feinde 
den  Kern  der  Propaganda  gegen  die  Kriegsschuldlüge  sieht." 

„Der  Heimatdienst"  (Berlin):  „In  solcher  Vollständigkeit  gab  es 
bisher  keine  Urkundensammlung  über  alle  Momente  und  Ereignisse,  die 
die  unmittelbar  zum  Weltkriege  treibenden  Kräfte  beleuchten.  Wir  ge- 
winnen aus  ihr  einen  tiefen  Einblick  in  die  politische  Werkstatt,  in  der 
abseits  vom  Licht  des  Tages  mit  äußerster  Kaltblütigkeit  und  ziel- 
bewußter Sicherheit  die  diplomatischen  Fäden  zur  Einkreisung  der 
Mittelmächte  gesponnen  und  gezogen  wurden." 

Dr.  C.  Mühling  im  „Berliner  Lokal-Anzeiger":  „Dieses  urkund- 
liche Material,  dessen  Veröffentlichung  nur  dadurch  möglich  gewesen 
ist,  daß  in  Rußland  eine  Regierung  die  Archive  beherrscht,  die  ein 
Interesse  daran  hat,  die  Schuld  des  Zaren  und  seiner  Ratgeber  am 
Ausbruch  des  Weltkrieges  nachzuweisen,  ist  vielleicht  die  wichtigste 
Quelle  für  die  Erforschung  der  Kriegsursachen." 

„Pester  Lloyd"  (Budapest):  „Ein  Quellenwerk  allerersten  Ranges, 
an  dem,  schon  um  seiner  Qualitäten  umsichtigster  materieller  Zusam- 
menfassung und  genauester  chronologischer  Zusammenstellung  willen, 
keine  historische  Arbeit  über  die  Vorgeschichte  des  Weltkrieges  vor- 
übergehen kann . . .  Der  Herausgeber  selbst  hat  die  Aufgabe  in  muster- 
gültiger Weise  gelöst.  Er  läßt  tatsächlich  die  großen  Linien  der  ge- 
schichtlichen Entwicklung  hervortreten  und  gibt  ein  klares  Bild  der 
Tätigkeit  Iswolskis  ,und  seiner  Mitspieler^  in  den  vier  Jahren  vor  dem 
Ausbruch  des  Weltkrieges.  Es  darf  hinzugefügt  werden,  daß  den  deut- 
schen Verfasser  die  wissenschaftliche  Objektivität  dabei  nie  verläßt,  daß 
die  Folgerungen,  die  er  aus  den  von  ihm  vorgelegten  diplomatischen 
Schriftstücken  für  die  historische  Erkenntnis  zieht,  nicht  von  einer  vor- 
gefaßten Meinung  ausgehen  und  auch  nur  ganz,  ganz  selten  einmal  das 
subjektive  Beteihgtsein  des  Angehörigen  eines  unter  schwerer  Be- 
schuldigung stehenden  Volkes  verraten . . ." 

Dr.  Richard  Bahr  in  einem  Aufsatz:  „Die  slawische  Schuld": 
„Die  vier  starken  Bände  enthalten  zwar  nur  den  , Diplomatischen  Schrift- 
wechsel Iswolskis'  vom  1.  Januar  1911  bis  zum  30.  Juni  1Q14  und  be- 
schränken sich  auf  die  Beziehungen  zwischen  Frankreich  und  Rußland, 
Aber  was  zwischen  den  beiden  Partnern  ausgemacht  ward,  erfaßte  zu- 
gleich doch  den  ganzen  Kontinent.  Erfaßte  vor  allem  den  Wetterwinkel 
Europas,  dessen  leidenschaftHche  Unrast,  an  der  Newa  vielleicht  mehr 
noch  als  an  der  Seine,  in  das  verwegene  Spiel  hineingestellt  war,  an 
dessen  Ende  nach  Plan  und  Absicht  die  Entfesselung  des  Weltkrieges 
stand. 

Friedrich  Stieve  hat  in  einer  scharfsinnigen  Untersuchung,  die 
durch  die  Unerbittlichkeit  pragmatischer  Logik  erschüttert  und  bezwingt, 
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aus  seinen  Aktenfunden  diesen  Schluß  gezogen:  ,Iswolski  betrieb  bereits 
seit  1911  den  Weltkrieg.  Poincare  gesellte  sich  ihm  im  Herbst  des 
Jahres  1912  zu.  Und  Ende  1913  erblickte  Sasonow  in  europäischen  Ver- 
wicklungen den  Weg,  der  Rußland  an  die  Meerengen  führen  sollte. 
Für  die  große  Frage  nach  der  Schuld  an  dem  furchtbaren  Unglück,  das 
1914  über  Europa  hereingebrochen  ist,  dürfte  diese  Feststellung  immer- 
hin von  Wert  sein*." 

„Weser-Zeitung"  (Bremen):  „Diese  zusammenfassende  Darstel- 
lung gibt  ein  so  einwandfreies  und  auch  den  Kenner  der  Vorgeschichte 
des  Weltkrieges  noch  überraschendes  Bild  über  die  französisch-russisch- 
englische Zusammenarbeit,  daß  sich  mit  dieser  Aktenpublikation  jeder 
auseinanderzusetzen  hat,  der  irgendein  Wort  über  Deutschlands  angeb- 
liche Schuld  am  Kriege  noch  sagen  will.  Der  außerordentliche  Wert 
des  Buches  liegt  insbesondere  darin,  daß  an  der  Hand  von  Iswolskis 
Arbeit  die  Zusammenhänge,  die  zwischen  dem  letzten  äußeren  Anlaß 
des  Weltkrieges  und  seiner  diplomatischen  Vorbereitung  stehen,  ganz 
besonders  hervorgehoben  werden." 

Professor  Alfred  Stern  (Zürich)  in  den  „Basler  Nachrichten": 
„Wie  man  aus  diesen  kurzen  Auszügen  ersieht,  dient  das  vorliegende 
Werk  in  hervorragendem  Maße  der  Aufklärung  historischer  Ereignisse, 
die  mit  dem  Schleier  des  Geheimnisses  verhüllt  werden  sollten.  Immer 
deutlicher  erfüllt  sich  das  einst  von  Zola  in  anderem  Zusammenhang 
ausgesprochene  Wort:  ,Die  Wahrheit  ist  im  Anmarsch^" 

„Leipziger  Tageblatt":  „Durch  die  Sammlung  dieser  2000  größten- 
teils unbekannten  Dokumente  ist  der  Öffentlichkeit  zum  ersten  Male  zum 
vollen  Bewußtsein  gekommen,  welche  entscheidende  und  verhängnis- 
volle Rolle  Iswolski  auch  nach  seiner  Entfernung  aus  dem  Petersburger 
Auswärtigen  Amt  (1910)  gespielt  hat. . .  Die  ersten  fünf  Bände  der  Stie- 
veschen  Aktenpublikation  haben  bis  an  den  Rand  des  Weltkrieges  ge- 
führt. Der  sechste  Band,  der  über  300  unveröffentlichte  Dokumente  aus 
den  ersten  Jahren  des  Weltkrieges  enthält,  ergänzt  die  vorhergegange- 
nen Bände  in  der  glücklichsten  Weise;  handelten  jene  von  der  Entfesse- 
lung der  Weltkatastrophe,  so  enthält  dieser  Band  die  wahren  Kriegs- 
ziele der  Entente  mit  schonungsloser  Deutlichkeit." 
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